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I. Einleitung und methodische Vorgehensweise 
 
Die politischen und ökonomischen Rahmenbedingungen für die Entwicklung der wirt-
schaftsräumlichen Ordnung in Europa – insbesondere in Mitteleuropa – haben sich in 
den vergangenen 20 Jahren fundamental verändert. Durch das Zusammenwachsen der 
Wirtschaftsräume der Europäischen Union und EFTA zu einem großen europäischen 
Wirtschaftsraum einerseits, und durch den politischen und wirtschaftlichen Systemzu-
sammenbruch in Mittelosteuropa Ende der achtziger Jahre, sowie der Umformung von 
einer Planwirtschaft zu einer demokratisch legitimierten Marktwirtschaft andererseits, 
entstehen neue nationale und supranationale Strukturen und wirtschaftliche Verflech-
tungen innerhalb Europas. Waren die Muster des wirtschaftsräumlichen Gefüges Euro-
pas bis dato durch das Nebeneinander von niedergehenden altindustriellen Regionen 
und neuen industriellen Wachstumspolen, von strukturschwachen Peripherieregionen 
und prosperierenden metropolitanen Dienstleistungszentren gekennzeichnet, erhalten 
diese Strukturen durch die fortschreitende räumliche, wirtschaftliche, soziale und politi-
sche Integration der postsozialistischen Ländern in die Strukturen der Europäischen 
Union eine neue Dynamik. (Förster, 2002, S. 41). Wenn die Globalisierung ein Prozess 
der zunehmenden weltumspannenden sozialen und ökonomischen Interaktionen ist, 
dann muss dieser nach Schamp erhebliche Auswirkungen auf den Bestand alter und 
die Formierung neuer lokaler wirtschaftlicher, sozialer und ökologischer Systeme ha-
ben. Die neoklassisch inspirierte These einer zunehmenden Homogenisierung der regi-
onalen Entwicklung durch die mobilitätserleichternde Wirkung der Globalisierung wird 
immer weniger verfochten. Sie negiert die polarisierenden, kumulativ konzentrierenden 
Dimensionen ökonomischer Tätigkeiten und deren Auswirkungen auf das sozialökologi-
sche Umfeld. Vielmehr wird zumeist die Heterogenisierungsthese vertreten, in der ein-
zelne Orte und Regionen zu Gewinnern, andere zu Verlierern werden können. Die Wir-
kungsmechanismen sind oft noch unklar. Sie werden in verschiedenen Ansätzen disku-
tiert; ein empirischer Test steht vielfach noch aus. Grundsätzlich geht es um das Prob-
lem der Verknüpfung sozialer wirtschaftlicher und ökologischer Interaktionen auf der 
lokalen und regionalen Ebene mit denen auf der globalen Ebene (Schamp, Vernetzte 
Produktion. Industriegeographie aus institutionaler Perspektive., 2000, S. 133).  
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1. Einleitung  
 
In dieser Gemengelage – zwischen den globalen, regionalen und lokalen Entwicklungen 
– entstehen oft komplexe Problemfelder. Die Überschneidung verschiedener Aspekte – 
ökonomischer, sozialer und ökologischer Natur – führen zur Herausbildung von ökolo-
gisch-sozioökonomischen Dilemmata. Diese charakterisieren sich durch die gemeinsa-
me Nutzung einer begrenzten Ressource, der Ressource Raum aus. Die Dilemmata 
sind oft durch eine „soziale Falle“ gekennzeichnet: Die positiven Effekte, die aus der 
Nutzung der kollektiven Ressource Raum entstehen, kommen oft nur einer Interessen-
gruppe zu Gute, während, meist die negativen Effekte der Ressourcennutzung das Kol-
lektiv aller Beteiligten treffen (Hunecke, 2002, S. 77). Es treten somit volkswirtschaftli-
che Friktionen und Ineffizienzen auf. Bei der Planung der Ressource Raum müssen 
daher im Sinne der Bewältigung der ökologisch-sozioökonomischen Dilemmata und 
insbesondere der „sozialen Falle“ möglichst viele Interessen das heißt Nutzungszuge-
winne bzw. Verluste der einzelnen Parteien in Einklang gebracht werden, um so eine 
nachhaltige Entwicklung des Raumes zu gewährleisten (Mankiew, 1999, S. 252).  
Deutlich ist die Flächennutzungskonkurrenz in altindustriellen Revieren Europas sicht-
bar, hier sind oft weite Landstriche - aufgrund früherer industrieller Tätigkeit - nicht oder 
noch nicht im Sinne einer ökologischen, sozialen oder ökonomischen Nutzung wieder in 
Wert gesetzt. Daher sollen die möglichen Lösungsstrategien zur Bewältigung oben an-
gesprochener Zielkonflikte in solchen Gebieten nicht singulär, sondern gesamtsystema-
tisch entwickelt werden. Da die sozial-ökologischen Probleme sich durch komplexe 
Wechselbeziehungen zwischen ökologisch – naturwissenschaftlichen und gesellschaft-
lich – ökonomischen Prozessen charakterisieren, sollten die Lösungsstrategien für das 
komplexe wechselseitige Geflecht der Problemfelder auf einer makroanalytischen Ebe-
ne entwickelt werden (Hunecke, 2002, S. 93). 
Aus dieser Perspektive lassen sich vor allem die komplexen Wechselbeziehungen zwi-
schen Umwelt, Ökonomie und Gesellschaft, als ein Gesamtsystem der einzelnen Inter-
aktionen im geografischen Raum betrachten (Dicken & Lloyd, 1999, S. 187).  
Nachhaltige Entwicklung kann nur dann stattfinden, wenn keine einseitige Ausrichtung 
auf nur eine der drei Ebenen - Ökologie, Soziales, Ökonomie - vollzogen wird. So ist 
zwar die Erhaltung der Umwelt von großer Bedeutung, muss jedoch im Einklang mit 
den sozialen und wirtschaftlichen Verhältnissen und Zielen stehen. Gleiches gilt für die 
Erreichung wirtschaftlicher und sozialer Ziele. Die Schwierigkeit, alle drei Zielvorgaben 
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gleichzeitig, ausgewogen sowie dauerhaft zu bedienen, mündet in immer wiederkeh-
renden Zielkonflikten (Haas & Schlesinger, 2007 S. 14). 
 
Abbildung 1: Das magische Dreieck einer nachhaltigen Zielvereinbarkeit – Ökologie, Ökonomie, Soziales. 
 
Quelle: eigener Entwurf. 
 
1.1. Zielsetzung und konzeptioneller Aufbau der Arbeit 
 
Im Dissertationsvorhaben wird der Status quo, sowie eine Projektion ökologischer und -
sozialökonomischer Wechselbeziehungen, und deren Einfluss auf das endogene Ent-
wicklungspotential von altindustriellen Transformationsräumen am Beispiel des Ruhr-
gebiets und des Oberschlesischen Industriereviers erarbeitet. Ziel der Arbeit ist die 
Identifikation von kritischen räumlichen Zonen und volkswirtschaftlichen Friktionen. Da-
rauf basierend ist es möglich, Entwicklungspfade von Wirtschaftsräumen im Sinne von 
ausgewogenen ökologischen, ökonomischen und sozialen Interaktionen zu ermitteln.  
Die oben genannte Zielsetzung wird mithilfe einer systematischen, methodischen Vor-
gehensweise erarbeitet.  
Der in dieser Arbeit entwickelte methodisch-konzeptionelle Rahmen beruht auf dem 
Prinzip der Triangulation. Der aus der Triangulation abgeleitete und im Dissertations-
vorhaben angewendete Mixed-Methods-Ansatz vereint quantitative und qualitative Er-
hebungsmethoden. Die erhobenen Daten werden durch ein kombiniertes Verfahren von 
Korrespondenzanalyse der multivariaten Statistik und der speziellen Analysemethodik 
der Geographischen Informationssysteme (GIS) ausgewertet.  
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Die Synthese der entwickelten Methodik dient zur Identifikation und Überprüfung von 
sozialökonomischen und ökologischen Entwicklungsphänomenen altindustrieller Trans-
formationsräume.  
Der verwendete methodische Ansatz wird genutzt, um den Gegenstandsbereich der 
Arbeit, die in den Transformationsräumen Ruhrgebiet und Oberschlesien stattfindenden 
Entwicklungstendenzen und –phänomene, objektiv zu analysieren und zu validieren. 
Das Hauptaugenmerk liegt demnach auf der Grundlage des vorliegenden, erhobenen 
und ausgewerteten Datenmaterials, sowie der Überprüfung und Validierung des metho-
dischen Vorgehens. Die Übertragbarkeit des erarbeiteten Methodeninstrumentariums 
zur Identifikation und Überprüfung von sozialökonomischen und ökologischen Entwick-
lungsphänomenen und Entwicklungstendenzen auf andere Transformationsräume bil-
det daher ein übergeordnetes Ziel des Dissertationsvorhabens.  
Die Arbeit gliedert sich in sechs thematische Kapitel. In Kapitel I wird neben der Ziel-
setzung und des in der Arbeit verwendeten Forschungsansatzes, der Untersuchungs-
aufbau beschrieben. Ferner erfolgt im Kapitel I die Darlegung der methodisch-
konzeptionellen Vorgehensweisen, hierbei wird vor allem die Korrespondenzanalyse 
und ihre Verwendung bei quantitativ und qualitativ erhobener Daten vorgestellt.  
Kapitel II liefert zunächst eine definitorische Bestimmung der sozial-ökologischen Per-
spektive sowie der Begriffe Transformationsraum und Altindustriegebiet. Anschließend 
werden die sozialen und ökologischen Konstitutionen beider Untersuchungsgebiete ei-
ner Analyse unterzogen. Die Auswertungen sozialer und ökologischer Gegebenheiten 
erfolgen aus der Perspektive des sozial-ökologischen Forschungsansatzes. Die basis-
statischen Analysen werden durch den Einsatz eines Geographischen Informationssys-
tems unterstützt. Diese Vorgehensweise soll dabei helfen, insbesondere die intraregio-
nalen Disparitäten sozialökonomischer und ökologischer Entwicklungen der Untersu-
chungsgebiete zu identifizieren.  
In Kapitel III werden die Ergebnisse der Forschungsarbeit vorgestellt. Die Korrespon-
denzanalysen des quantitativen und qualitativen Datenmaterials werden um die fre-
quenzbasierte Inhaltsanalyse der regionalen Presseartikel komplettiert. Die Korrespon-
denzanalysen dienen hier vor allem der Bestimmung und der Überprüfung der endoge-
nen Entwicklungspotentiale der Untersuchungsräume.  
In Kapitel IV erfolgt die Ergebnisdiskussion. Auf den Forschungsergebnissen basierend 
werden maßgeblich die Unterschiede und Gemeinsamkeiten sozial-ökologischer Ent-
wicklungen beider Regionen ausgearbeitet. Darüber hinaus werden die Teilräume der 
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Untersuchungsgebiete zu Fallgruppen ähnlicher Ausprägungen von endogenen Ent-
wicklungspotentialen zusammengefasst. Ferner erfolgt eine Verifizierung des inhaltli-
chen und methodischen Untersuchungsansatzes. In Kapitel 9 wird das für die vorlie-
gende Dissertationsarbeit entwickelte Methodeninstrumentarium noch mal hinsichtlich 
seiner Validität, der Anwendungsmöglichkeiten sowie der Übertagbarkeit auf weitere 
Transformationsräume diskutiert. 
In Kapitel V schließt die Forschungsarbeit mit einem Fazit und Ausblick.  
Kapitel VI liefert die deutsch-, polnisch- und englischsprachige Zusammenfassung. 
 
Abbildung 2: Teilkomponenten des gewählten Themas. 
 
Quelle: eigener Entwurf. 
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1.2. Forschungsansatz  
 
Eine wesentliche Voraussetzung der gewählten sozial-ökologischen Forschungsper-
spektive, die auf der Grundlage wirtschaftsgeografischer Erkenntnisse basieren soll, 
besteht in der Systematisierung der methodischen Vorgehensweise. Die systematische 
Vorgehensweise wird durch den Einsatz von Geografischen Informationssystemen zu 
Analysezwecken flankiert. Die Nutzung von Geografischen Informationssystemen im 
Rahmen einer anwendungsorientierten Perspektive erlaubt hier das Verschneiden und 
Abbilden einzelner Datenbestände - hier ökonomischer, sozialer und ökologischer 
Sachverhalte - sowie ihre Überführung in eine vergleichende Analyse der Untersu-
chungsgebiete sowohl auf der inter-, als auch intraregionalen Ebene. 
 
Abbildung 3: Systematischer Ansatz zur Bearbeitung des gewählten Themas. 
 
Quelle: eigener Entwurf. 
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Die einzelnen Teilkomponenten des Forschungsansatzes und deren Verflechtungen 
weisen komplexe reziproke Wechselbeziehungen auf. Das Gefüge von ökologischen, 
sozialen und ökonomischen Aspekten regionaler und räumlicher Entwicklung zeigen 
breite Überschneidungsflächen, besonders in altindustriellen Regionen auf. Diese Kons-
tellation erfordert daher eine ganzheitliche, makroanalytische Untersuchungsperspekti-
ve. Daher bietet sich hier die Verwendung Geografischer Informationssysteme an mit 
deren Hilfe die einzelnen Sachverhalte, sowie deren Mannigfaltigkeit in Form themati-
scher Computerkartografie wiedergegeben werden können (Ziegle & Maantay, 2006 S. 
9). 
Aus dieser Perspektive lassen sich vor allem die komplexen Wechselbeziehungen zwi-
schen Umwelt, Ökonomie und Gesellschaft, als ein Gesamtsystem einzelner Interaktio-
nen im geografischen Raum betrachten. 
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1.3. Untersuchungsaufbau und Methodik  
 
Das Dissertationsprojekt soll beide Komponenten einer empirischen Forschungsarbeit, 
d.h. quantitative Erhebung, welche mittels eines strukturierten Fragebogens durchge-
führt worden ist, mit qualitativen Analysemethoden des teilstrukturierten Experteninter-
views12, die Interviews wurden anhand eines strukturierten Interviewleitfadens geführt, 
miteinander kombinieren. Darüber hinaus werden die gewonnenen Datenbestände 
durch eine fast dreijährige systematische Recherchearbeit3 der regionalen Tagespres-
se, insgesamt 1893 Zeitungsartikel mit regionalen Entwicklungsthemen in Oberschlesi-
en und 964 Zeitungsartikel, ebenfalls mit regionalen Entwicklungsschwerpunkten im 
Ruhrgebiet ergänzt. Des Weiteren wurden amtliche Entwicklungsstrategien und Ent-
wicklungsempfehlungen der regionalen und kommunalen Selbstverwaltungseinheiten in 
den Untersuchungsregionen analysiert4. Es wurden Entwicklungsstrategiedokumente  
aus dem Zeitraum 2000 bis 2009 in die Analyse einbezogen. 
 
 
                                                          
1
 Der Begriff Experte beschreibt die spezifische Rolle des Interviewpartners als Quelle von Spezialwissen 
über die zu erforschenden Sachverhalte. Experteninterviews sind eine Methode, dieses Wissen zu er-
schließen (Gläser & Laudel, 2009, S. 12) 
2
 Im teilstrukturierten Experteninterview wird ein Interviewleitpfaden eingesetzt, der eine Sammlung rele-
vanter Fragen darstellt, die während eines Interviews gestellt werden können. Der Leitfaden wird als Un-
terstützungs- und Kontrollinstrument für Interviewer im Datenerhebungsprozess hinsichtlich der zu stel-
lenden Fragen verstanden, ohne eine bindende Vorgabe zum Verwenden aller Fragen nach der Reihen-
folge zu sei (Gläser & Laudel, 2009, S. 13 ff.) Dem Interviewer wird ausreichend Flexibilität eingeräumt, 
um auf den jeweiligen Gesprächspartner und die jeweilige Situation reagieren zu können und somit offen 
für neue Informationen zu sein (Kaya, M., 2007, S. 52).  
3
 Der Zeitraum der Presserecherche ersteckte sich vom 21.10.2007 bis zum 19.08.2010.  
Die polnischen Zeitungsartikel wurden täglich der regionalen Internetausgabe 
(http://katowice.gazeta.pl/katowice/0,35019.html) der Tageszeitung Gazeta Wyborcza entnommen. Dar-
über hinaus wurde ebenfalls in der Datenbank der Tageszeitung Rzeczpospolita http://www.rp.pl nach 
Berichten zu Entwicklungsthemen in Oberschlesien recherchiert. Für die Recherche der Tagespresse im 
Ruhrgebiet wurden die Internetportale der Tageszeitungen Ruhr Nachrichten 
http://www.ruhrnachrichten.de/ und der Westdeutschen Allgemeinen Zeitung http://www.derwesten.de/ 
verwendet.  
4
 Es wurden 17 Entwicklungsstrategiedokumente aus Oberschlesien und 7 Dokumente aus dem Ruhrge-
biet analysiert.  
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Abbildung 4: Aufbau der Untersuchung: Verknüpfung von quantitativen und qualitativen Forschungsan-
setzen im Sinne einer Mixed-Methods Analyse.  
 
Quelle: eigener Entwurf. 
 
Die Presseartikel wurden unter Verwendung der quantitativen Inhaltsanalyse, hier der 
Frequenzanalyse ausgewertet. Die Inhaltsanalyse der Zeitungsartikel konzentrierte sich 
auf die Häufigkeitsanalyse des Vorkommens bestimmter Wörter, um bestimmte Zu-
sammenhänge bzw. kausale Verknüpfungen hinsichtlich regionaler Entwicklungsten-
denzen in Untersuchungsgebieten zu überprüfen5. Die Auswertung der Strategiepläne 
erfolgte unter der Verwendung der qualitativen Inhaltsanalyse, hier der Dokumen-
tenanalyse. Dieser Ansatz sollte die aktuellen Zusammenhänge des Transformations-
                                                          
5
 Quantitative Inhaltsanalysen sind immer dann ratsam, wenn es darum geht, ausgewählte Einzelaspekte 
von Texten oder eng umrissene Fragestellungen systematisch und unter Umständen auch hypothesen-
geleitet zu untersuchen" (Bortz & Döring, 2006, S. 150). 
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prozesses und die Strategien zur Bewältigung der Problemfelder regionaler Entwicklun-
gen in den Untersuchungsgebieten inhaltlich erschließen6. 
Das Ziel der Arbeit soll eine Synthese empirisch erhobener Daten und ihre basisstatisti-
sche und gis-basierte Analyse bilden. Die Untersuchung soll der Identifikation von en-
dogenen Entwicklungspotentialen altindustrieller Regionen dienen. Wichtig hierbei ist 
die Identifikation von Risiko- und Chancenräumen, um mögliche Handlungsempfehlun-
gen für potentielle Herleitung einer Entwicklungsstrategie für das jeweilige Untersu-
chungsgebiet generieren zu können. Es ist keinesfalls auszuschließen, dass gewisse 
Ergänzungs- und Überschneidungsbereiche bei dieser Art der empirischen Erhebung 
existieren. Es ist davon auszugehen, dass im Sinne einer Mixed-Methods Analyse die 
vorgestellten Verfahrensweisen bei der Erhebung des Datenmaterials unverzichtbar 
sind. Sowohl quantitative, als auch qualitative Vorgehensweisen besitzen hier einen 
spezifischen Anwendungsbereich und können komplementär genutzt werden (Mayring, 
2002, S. 47). Die Festlegung des Forschungsdesigns ist damit begründet, dass sich ein 
solches Forschungsdesign insbesondere bei komplexen Untersuchungsobjekten anbie-
tet. Der Erkenntnisgewinn erfolgt durch die Triangulation quantitativer und qualitativer 
empirischer Methoden mit bestehendem Wissen und führt zu einer wechselseitigen Be-
kräftigung der Erkenntnisse (Bryman, 2006, S. 105); (Gläser & Laudel, 2009, S. 26); 
(Steinke, 2005, S. 11). 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                          
6
 Dokumentenanalyse will Material erschließen, das nicht erst vom Forscher durch Datenerhebung ge-
schaffen werden muss. Dokumentenanalyse zeichnet sich durch Vielfalt ihres Materials aus. Die qualitati-
ve Interpretation des Dokuments hat einen entscheidenden Stellenwert. Dokumentenanalysen empfehlen 
sich immer dann, wenn ein direkter Zugang durch Beobachten, Befragen oder Messen nicht möglich ist, 
trotzdem aber Material vorliegt. Dokumentenanalysen können aber vorteilhaft in jeden Forschungsplan 
eingebaut werden, sobald sich Quellen anbieten (Mayring, P., 2002, S. 47f), (Erzberger & Kelle, 2003), 
(Gläser & Laudel, 2009). 
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Abbildung 5: Vier Basistypen der Triangulation nach (Denzin, 1989). 
 
Quelle: eigener Entwurf. 
 
Die Triangulation als Begründung für den Mixed-Methods-Ansatz basiert also auf der 
Annahme, dass sich bei der Verwendung unterschiedlicher Forschungsmethoden die 
Erkenntnisse auf Basis theoretischer Überlegungen wechselseitig bekräftigen 
(Erzberger & Kelle, 2003 S. 462ff.), (Mayring, 2002 S. 147f.). Über die schrittweise, lo-
gische Konvergenz der Erkenntnisse werden die notwendige Güte und somit die Validi-
tät der Gesamtauswertung sichergestellt (Bryman, 2006 S. 105ff.), (Steinke, 2005 S. 
12), (Erzberger & Kelle, 2003 S. 467). 
Der Unterschied zwischen quantitativen und qualitativen empirischen Methoden liegt in 
der Herbeiführung von Schlussfolgerungen über Kausalzusammenhänge. Soll von sta-
tischen Zusammenhängen auf Kausalzusammenhänge geschlossen werden, bieten 
sich quantitative Methoden an. Steht das Identifizieren und die Verallgemeinerung von 
Kausalzusammenhängen im Vordergrund der Untersuchung, bergen qualitative Metho-
den Vorteile (Gläser & Laudel, 2006, S. 25ff.). Die Vorteile der qualitativen Informati-
onserhebung liegen sehr stark in der Exploration neuer, theoretisch noch kaum struktu-
rierter Problemfelder. Qualitative Methoden, die sich durch einen hohen Grad an Offen-
heit und Flexibilität auszeichnen, sind daher geeignet in Untersuchungsgebieten bisher 
unbekannte Problemzusammenhänge zu klären und zu ordnen. Die dabei gewonnenen 
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Erkenntnisse dienen als Grundlage für die Bildung von Hypothesen (Mayering, 2007, S. 
65ff.). Diese müssen sich anschließend einer Verifizierung mithilfe von quantitativen 
Verfahrensweisen, einer basisstatistischen Auswertung und dem flankiertem Einsatz 
von Geografischen Informationssystemen stellen. Die Komplementarität der vorgestell-
ten methodischen Ansätze wird in dieser Arbeit genutzt, um einen umfassenden Blick 
auf die sozial-ökologischen Aspekte der regionalen Entwicklungen in den Untersu-
chungsgebieten zu bekommen, und somit die makroanalytische Ebene für Untersu-
chung der Forschungsfragen zu erschließen.  
Die Hypothesen wurden auf der Grundlage der Forschungsfragen gebildet, sie werden 
in der Arbeit in zwei Bereiche gegliedert, den inhaltlichen und den methodischen Unter-
suchungsansatz.  
 
Abbildung 6: Schematischer Aufbau des Frage- und Hypothesengerüsts im Bereich des inhaltlichen Un-
tersuchungsansatzes.  
 
Quelle: eigener Entwurf. 
 
Beim inhaltlichen Untersuchungsansatzes kann ex ante keine präzise Aussage über die 
Einflussstärke einzelner sozial-ökologischer Faktoren auf das endogene Entwicklungs-
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potential im Sinne einer abhängiger und unabhängiger Variable getroffen werden 
(Gläser & Laudel, 2009, S. 28). 
 
Abbildung 7: Schematischer Aufbau des Frage- und Hypothesengerüsts im Bereich des methodischen 
Untersuchungsansatzes. 
 
Quelle: eigener Entwurf. 
 
Deshalb erfolgt die Analyse der möglichen Zusammenhänge zwischen einzelnen sozial-
ökologischen Faktoren und dem endogenen Entwicklungspotential über unspezifisch 
gerichtete Zusammenhangshypothese. Zusammenhangshypothesen beschreiben eine 
Beziehung zwischen zwei oder mehreren Merkmalen. Gerichtete Aussagen beinhalten 
eine Angabe über die Richtung der Kausalität der Ursache-Wirkung-Beziehung (Bortz & 
Döring, 2006, S. 492f). 
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Eine Stützte des gewählten Forschungsdesign stellen Forschungsaufenthalte und Ex-
kursionen in den Untersuchungsregionen dar. Die Aufenthalte und Exkursionen – ins-
besondere in Oberschlesien – wurden mit unterschiedlichen Kooperationspartnern 
(Universitäten, Marschallamt der Wojewodschaft Schlesien, Kommunen, Forschungs-
einrichtung, Unternehmen und Verbänden) geplant und durchgeführt. Das Ziel der Auf-
enthalte richtete sich dabei auf eine ausführliche Analyse der Region im Sinne einer 
teilnehmenden Beobachtung mit den Schwerpunkten in der Darstellung regionaler Ent-
wicklungstendenzen. Der Vergleich kleinräumiger Einheiten ermöglichte die Aufnahme 
der Ausprägung von endogenen Entwicklungspotentialen in den Untersuchungsgebie-
ten. Ein zwei monatiger Forschungsaufenthalt in Pittsburgh Pennsylvania7 diente als 
Verifikation der Transformationsvorgänge in altindustriellen Räumen aus historisch-
evolutionärer Sicht. Auch hier diente die teilnehmende Beobachtung der Identifikation 
der in den letzten vier Dekaden verlaufenden Transformationsprozesse im Südwesten 
des US-Bundesstaates Pennsylvania. In die Beobachtung wurden auch Standorte im 
östlichen Ohio und nördlichen West Virginia einbezogen. Darüber hinaus wurde der 
Transformationsprozess in und um den ehemals von der Schwerindustrie geprägten 
Standort Pittsburgh in sechszehn durchgeführten Experteninterviews8 erörtert. Da das 
Forschungsstipendium unerwartet und kurzfristig vor der letzten Phase der Promotions-
arbeit gewährt wurde, konnten die geführten Interviews nicht transkribiert werden, und 
werden daher folglich nicht in die Auswertung aufgenommen. Aus diesem Grund wird 
der Raum Pittsburgh keiner Analyse unterzogen.  
 
 
                                                          
7
 Der Forschungsaufenthalt wurde vom 06.10.2010 bis 07.12.2010 im Rahmen des Promos-Stipendiums 
der RWTH Aachen und der DAAD durchgeführt.  
8
 Die Interviews wurden mit Vertretern von Forschungseinrichtungen, Universitäten, kommunaler Admi-
nistration, regionaler Administration in folgenden Städten und territorialen Gebietskörperschaften durch-
geführt: Allegheny County PA, City of Pittsburgh PA, City of Oil City PA, Greensburg PA, Johnstown PA, 
Akron OH, Youngstown OH.  
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1.3.1. Qualitativer Untersuchungsansatz – teilstandardisierte Experteninterviews  
 
Um verlässliche Informationen über die ökonomische, soziale und ökologische Entwick-
lung in Untersuchungsgebieten zu gewinnen, wurden im Zeitraum 29. September 2008 
bis zum 10. Oktober. 2008 in der oberschlesischen Agglomeration teilstandardisierte 
Experteninterviews durchgeführt. Der Interviewphase ging eine breitangelegte Recher-
chephase der in Frage kommenden Personen voraus. Die Identifizierung der einzelnen 
Experten wurde anhand ihrer beruflichen Position und ihres beruflichen und/oder eh-
renamtlichen Engagement für die Region vorgenommen. Die Recherche stützte sich auf 
die Auswertung von Internetseiten der Stadtverwaltungen, der administrativen Körper-
schaftsorgane, der Verbände, der Forschungseinrichtungen und der Universitäten in der 
Region. Darüber hinaus wurde in gesammelten Presseartikeln der Tageszeitung Wy-
borcza nach Autoritäten der regionalen Entwicklung in Oberschlesien geforscht. Des 
Weiteren wurde im Zeitraum 29. März bis zum 05. April 2008 eine Sondierungsreise 
durchgeführte, diese diente der Vorstellung des Forschungsvorhabens und der ersten 
Anbahnung von Kontakten bei den obenerwähnten Institutionen. Insgesamt wurden in 
Oberschlesien 127 Experten identifiziert und kontaktiert. Die Interviewanfragen erfolgten 
per E-Mail in polnischer Sprache im Zeitraum vom 15 Juni bis zum 25. August 2008. 
Der E-Mail wurden ein Exposé des Forschungsvorhabens, eine Beschreibung des Ge-
ographischen Instituts der RWTH-Aachen, sowie die Lebensläufe der Promovenden 
beigefügt. 
Insgesamt konnten in der Oberschlesischen Agglomeration 23 teilstrukturierte Exper-
teninterviews durchgeführt werden9. Die Zeitdauer der Interviews variierte zwischen 45 
Minuten und zwei Stunden und 31 Minuten. Die Interviews wurden bewusst offen ge-
führt. Eine Überprüfung der Vollständigkeit der Gesprächsinhalte erfolgte anhand des 
Interviewleitfadens. Mit Ausnahme zweier Interviews wurden alle Interviews digital auf-
gezeichnet, die Interviews bei denen die Aufzeichnung untersagt wurde, aber ein hand-
schriftliches Protokolieren erlaubt war, wurden von den Interviewern unabhängig vonei-
nander dokumentiert und im Nachgang als abgestimmtes Protokoll in der Datenauswer-
tung berücksichtigt. Nach der Rückkehr wurde das digital aufgezeichnete Material 
transkribiert. Das Material wurde während der Transkription simultan in die deutsche 
                                                          
9
 Die Experteninterviews wurden gemeinsam mit dem Forschungspartner Herrn Dipl.-Kfm., Dipl. -Volksw. 
Martin Thomas Pudlik M.A. durchgeführt.   
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Sprache übersetzt. Für die Transkription, die von beiden Interviewern vorgenommen 
wurde, wurden einheitliche Transkriptionsregeln sowie die Anonymisierung von Perso-
nen und Institutionen festgelegt. Die gesamten Interviews wurden in einem MS-Word®- 
Dokument zusammengefasst. Der Umfang des Dokuments umfasst 314 Seiten10.  
 
Abbildung 8: Ablauf der qualitativen Datenerhebung – Planung und Durchführung der Experteninterviews 
in Oberschlesien.  
 
Quelle: eigener Entwurf.  
 
Das gleiche Vorgehen zur Identifizierung von Experten wurde mit Ausnahme der Son-
dierungsreise im Ruhrgebiet verwendet. Die Interviewanfragen erfolgten per E-Mail in 
deutscher Sprache im Zeitraum 01. Februar  bis 15 März 2009.   
Im Ruhrgebiet wurden im Zeitraum 20. März bis zum 28. Mai 2009 14 Experten inter-
viewt. In sechs Fällen wurde das Interview telefonisch durchgeführt. Bei allen Gesprä-
chen war die digitale Aufzeichnung erlaubt, wobei allen teilnehmenden Experten die 
Anonymisierung zugesichert wurde. Die Transkription der Interviews wurde unter Be-
achtung der oben beschriebenen Transkriptionsregeln von fünf Personen durchgeführt. 
Anschließend wurde das Material in einem MS-Word®-Dokument zusammengefasst. 
Der Umfang des Dokuments umfasst 187 Seiten11. 
Die Zusage des Forschungsstipendiums für die Vereinigten Staaten kam unerwartet 
und überraschend, somit konnte man nicht die in Oberschlesien und dem Ruhrgebiet 
verwendete Methode zur Identifikation von Experten einsetzen. Auch die Interviewak-
quise müsste differenziert gestaltet werden. Die Interviewanfragen wurden an zum Teil 
                                                          
10
 Verwendete Schriftart: Calibri, Schriftgröße: 11, Zeilenabstand 1,5.  
11
 Verwendete Schriftart: Calibri, Schriftgröße: 11, Zeilenabstand 1,5. 
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selbstrecherchierte und zum Teil empfohlene Experten in USA Vorort telefonisch ge-
richtet, hier wurden die Inhalte des Forschungsvorhabens mündlich übermittelt, eine Zu- 
bzw. Absage erfolgte direkt. Bei den zugesagten Interviews folgte eine Beschreibung 
des Forschungsvorhabens per E-Mail.  
 
Abbildung 9: Ablauf der qualitativen Datenerhebung – Planung und Durchführung der Experteninterviews 
im Ruhrgebiet. 
 
Quelle: eigener Entwurf. 
 
Im Raum Pittsburgh – Youngstown – Akron wurden 47 Experten kontaktiert, 16 Exper-
ten konnten für ein Interview gewonnen werden. Die Transkription des Materials ist 
nicht erfolgt (vgl. Begründung auf Seite 39). Daher wird der Raum Pittsburgh bei weite-
ren Analysen nicht berücksichtigt. 
 
Abbildung 10: Ablauf der qualitativen Datenerhebung – Planung und Durchführung der Experteninter-
views im Raum Pittsburgh – Youngstown – Akron.  
 
Quelle: eigener Entwurf. 
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Die im Untersuchungsprozess eingesetzten Experteninterviews sollten im Forschungs-
prozess die Aufgabe übernehmen, das besondere Wissen der in Transformationspro-
zesse involvierten Menschen in den Untersuchungsregionen zugänglich zu machen 
(Gläser, 2009 S. 13). Um die einzelnen Sachverhalte der Transformationsprozesse re-
konstruieren zu können wurden in Untersuchungsgebieten Persönlichkeiten identifiziert 
und interviewt, die aufgrund ihrer Beteiligung ein Expertenwissen über die Transforma-
tionsprozesse in Untersuchungsgebieten erworben haben.  
Die im Forschungsvorhaben definierten Bereiche der regionalen Entwicklungsprozesse 
und die mit ihnen verbundenen endogenen Potentiale und Hemmnisse sind sehr kom-
plex und sie umfassen sehr unterschiedliche thematische Schwerpunkte (Ökonomie, 
Soziales Ökologie). Eine vollständige Übersicht des Interviewleitfadens ist im Inter-
viewverzeichnis ab Seite 490 zu finden.  
  
1.3.2. Qualitative Inhaltsanalyse als Auswertungsmethode –  das Extraktionsver-
fahren 
 
Da die qualitativen Analysemethoden sich einer einfachen Klassifizierung entziehen12, 
wurde für die Auswertung des vorliegenden Interviewmaterials ein Extraktionsverfahren 
konzipiert, um nachvollziehbare Informationsselektion im Interviewmaterial und somit 
eine objektive Bewertung kausaler Zusammenhänge sicherzustellen.  
Das im Forschungsprozess entwickelte Extraktionsverfahren zur Kategorisierung und 
Klassifizierung des gewonnen Materials wurde in Anlehnung an die Kontingenzanalyse 
konzipiert. Bei der Kontingenzanalyse wird analysiert, welche Merkmale im Ausgangs-
material zusammen auftreten. Von Interesse ist dabei, ob bestimmte Merkmale oder 
Wörter häufiger gemeinsam auftreten, als es zu erwarten wäre. Allerdings erfasst die 
Kontingenzanalyse keine Bedeutungsunterschiede in der Beziehung zwischen den 
Merkmalen bzw. Begriffen (Kromrey, 2002 S. 334). Deshalb wurde das Konzept der 
Kontingenzanalyse um den Aspekt der Bedeutungen der einzelnen Merkmalsausprä-
                                                          
12
 In der Methodenliteratur wird die Klassifizierung meist ohne Systematisierung nebeneinandergestellt 
und unabhängig voneinander beschrieben. Nach Gläser und Laudel hat das folgende Gründe „Viele der 
Verfahren sind sehr speziell und wurden entwickelt, ohne sie zu schon existierenden Methoden in Bezie-
hung zu setzen. Da die Methodologie der qualitativen Sozialforschung die vergleichende Beschreibung 
oder gar Beurteilung von Methoden bislang kaum unterstützt, wird uns diese Unübersichtlichkeit noch 
eine Zeitlang begleiten“ (Gläser & Laudel, 2009, S. 44). 
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gungen für das endogenen Entwicklungspotential erweitert. Im entwickelten Extrakti-
onsverfahren war die Eruierung der Zusammenhänge einzelner Entwicklungspotentiale 
in den Untersuchungsgebieten für die Analyse von entscheidender Bedeutung.  
 
Abbildung 11: Prinzip und Ablauf der Auswertung mithilfe einer modifizierten Kontingenzanalyse. 
 
Quelle: eigener Entwurf. 
 
Im vorgestellten Verfahren wurde im Textmaterial13 zunächst die Identifikation von 72 
Schlüsselbegriffen, die für die Ausprägung des endogenen Entwicklungspotentials in 
den Untersuchungsgebieten relevant sind, vorgenommen. Die Kategorie der Schlüssel-
begriffe (Oberbegriffe) bildet die höchste Ordnungsebene des Extraktionsschemas. Auf 
der nächsten Ordnungsebene wurden weitere 226 entwicklungsrelevante Unterbegriffe 
(artverwandte Begriffe) gebildet. Die Extraktion einzelner Textpassagen und Aussagen 
wurde aus Gründen der Operationalität manuell vorgenommen (Lindlof, 2002 S. 334). 
Die extrahierten Textpassagen und Aussagen wurden in eine MS-Excel®-Datenbank 
überführt. Eine softwarebasierte Auswertung des Interviewmaterials war aus techni-
schen Gründen nicht möglich. Es wurde zwar ein Versuch der Extraktion mit der Soft-
ware Atlas.ti14 unternommen, die Extraktion war aber aufgrund mangelnder Identifikati-
on der Sinnzusammenhänge für weitere Analysen ungünstig.  
 
                                                          
13
 Zusammenlegung beider Transkriptionsdokumente.  
14
 Atlats.ti ist eine QDA-Software des Unternehmens ATLAS.ti Scientific Software Development GmbH. 
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Abbildung 12: Durchführung der Extraktion.  
 
Eigener Entwurf.  
 
Um Zusammenhänge herausfiltern zu können wurde im Extraktionsschema eine Unter-
ebene eingebaut. Auf dieser Ebene wurden die Verbindungen der Oberbegriffe mit der 
Gruppe der Unterbegriffe (artverwandte Begriffe) herausgearbeitet. Eine weitere Extrak-
tionsebene beinhaltet drei Sinnverknüpfungen15 der Ober- und Unterbegriffe in einer 
Aussage, wobei die Einstufung nicht als hierarchisch versanden wird. Ein kurzes Bei-
spiel der inhaltlichen Interpretation einer Aussage soll in der Text-Box 1. die konzeptio-
nelle Vorgehensweise bei der Extraktion des Interviewmaterials veranschaulichen. 
 
Text-Box 1.: Vorgehensweise bei der Extraktion des Interviewmaterials aus Oberschlesien.  
 
 
 
 
 
 
 
                                                          
15
 Aus Gründen der Operationalität wurde die Anzahl der Sinnverknüpfungen auf drei reduziert.  
Expertenaussage:   
„[…]Nur selten war es möglich einen Betrieb so zu transferieren*, dass er im neuen System** 
lebensfähig bleiben konnte. Dies führte natürlich zu Massenentlassungen***[…].“  
 Schlüsselbegriff (Oberbegriff): Arbeitsmarkt,  
 Unterbegriff (artverwandt): Massenentlassungen: 
 Zusammenhang 1 (Sinnverknüpfung): Systemtransformation**   
 Zusammenhang 2 (Sinnverknüpfung): Staatsbetrieb*   
 Zusammenhang 3 (Sinnverknüpfung): Arbeitslosigkeit***  
 
47 
 
Um die Extraktion und Interpretation der Aussagen vornehmen zu können, wurde für 
jeden der 72 Oberbegriffe im Excel-Datenblatt eine Matrix gebildet. Diese beinhaltet den 
Oberbegriff, die Unterbegriffe (artverwandte Begriffe) sowie die Sinnverknüpfungen, die 
aus dem Pool der 226 Unterbegriffe gebildet werden. Die Abbildungen 13 und 14 sollen 
die methodische Vorgehensweise verdeutlichen. Die Excel-Datenbank dient darüber als 
Dokumentationstool der arbeitstechnischen Vorgehensweise.  
 
Abbildung 13: Auswertungs- und Interpretationsraster im Excel-Datenblatt am Beispiel des Oberbegriffs 
Arbeitsmarkt. 
 
Eigener Entwurf. 
 
Abbildung 14: Auswertungs- und Interpretationsraster - Anordnung der Spaltenköpfe im Excel-Datenblatt. 
 
Eigener Entwurf. 
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Das zentrale Element des konzipierten Extraktionsverfahrens bilden die Interpretation 
einzelner Aussagen und die Bewertung der Aussagen im Sinne entwicklungsrelevanter  
Zusammenhänge. Um eine genaue Interpretation der Zusammenhänge einzelner Ent-
wicklungspotentiale und Hemmnisse in den Untersuchungsgebieten vornehmen zu 
können, wurden die Datenmatrizen mithilfe der Korrespondenzanalyse ausgewertet.  
 
1.3.3. Korrespondenzanalyse als Auswertungsmethode der Experteninterviews 
 
Bei der Korrespondenzanalyse entspricht die Ausgangsmatrix einer Häufigkeitstabelle, 
diese gibt an wie oft einem bestimmten Merkmal eine bestimmte Eigenschaft zugeord-
net wird (Meyer, et al., 2000, S. 515). In vorliegendem Fall könnte man beispielsweise 
analysieren welche Stadt im Untersuchungsgebiet im Experteninterview in bestimmte 
Felder regionaler Entwicklung thematisch zugeordnet wird, oder welche Entwicklungs-
faktoren bestimmte Ausprägungen besitzen. Die Korrespondenzanalyse gehört zum 
Kreis der multivariaten statistischen Analyseverfahren. Als ein exploratives Verfahren 
dient die Korrespondenzanalyse der nummerischen und grafischen Darstellung von Zei-
len und Spalten einer beliebigen Kontingenztabelle16, wobei das Element der grafischen 
Wiedergabe für die Interpretation der Daten von zentraler Bedeutung ist. Die grafische 
Darstellung ist besonders nützlich, wenn man einen Überblick über einen eventuell vor-
handenen Zusammenhang der nominalen Merkmale zu erlangen wünscht (Meyer et al. 
, 2000, S. 515). Für die Durchführung der Korrespondenzanalyse ist es unbedeutend 
welche Elemente in den Zeilen und welche in den Spalten angeordnet werden. Die Kor-
respondenzanalyse stellt kaum Ansprüche an das Skalenniveau, lediglich das Vorhan-
densein nicht-negativer Daten ist für die Durchführung der Analyse von Bedeutung. Aus 
diesen Gründen eignet sich dieses Verfahren zur Quantifizierung qualitativer Daten. Die 
Korrespondenzanalyse ist für die Verifizierung der Extraktionsergebnisse besonders 
vorteilhaft, weil dieses Verfahren keine Richtung der Abhängigkeit impliziert. Bei dieser 
Methode gibt es eine zu beschreibenden Variable und eine oder mehrere beschreiben-
de Variablen (Backhaus et al., 2011, S. 549). Deshalb kann die Analyse der möglichen 
Zusammenhänge zwischen einzelnen sozial-ökologischen Faktoren und dem endoge-
                                                          
16
 Kontingenztabelle ist eine Tabelle, in der die Häufigkeiten der möglichen Kombinationen von Ausprä-
gungen zweier oder mehrerer interessierender Merkmale verzeichnet sind; mit ihrer Hilfe wird die Kontin-
genz von Merkmalen untersucht (Fahrmeier et al., 2007, S. 109). 
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nen Entwicklungspotential über unspezifisch gerichtete Zusammenhangshypothese er-
folgen. Bei der Auswertung der Extraktion wird die Eigenschaft der Korrespondenzana-
lyse komplexe Datenbestände grafisch dazustellen benutzt, um die Sinnverknüpfungen 
einzelner entwicklungsrelevanter Aspekte zu analysieren. Hier zeigt sich der Vorteil der 
Zuordnung zum einem Merkmal mehrerer Merkmalsträger. Auf diese Weise kann man 
mithilfe der Korrespondenzanalyse Merkmalsgruppen in einer Kontingenztabelle zu-
sammenfassen. Anschließend können die Matrizen einer grafischen Auswertung unter-
zogen werden. So können beispielsweise bei der durchgeführten Extraktion die Ober-
begriffe wie z.B. „Oberschlesische Agglomeration“ mit dem Begriff „Arbeitslosigkeit“ 
verknüpft werden. Auf diese Weise können alle Oberbegriffe mit dem Pool der 226 Be-
griffe zusammengeführt werden.  
Die Ausgangsbasis der Korrespondenzanalyse bestand also aus einer Kontingenztabel-
le der Form „I x J - Matrix“, in der die absoluten Häufigkeiten des Auftretens der Kombi-
nationen von Merkmalsgruppen in den Interviews verzeichnet waren. Die im SPSS 1817 
angelegte Tabelle bestand aus 32 544 Zeileneinträgen in zwei Matrizen, die Spanne der 
Dimension erstreckte sich auf 226 mal 72.   
 
Tabelle 1: Korrespondenzanalyse - Datenmatrix des extrahierten Interviewmaterials – Abbildung im 
SPSS. 
Zeile 
Fallzahl 
Häufigkeit 
der Kombination 
Oberbegriff  
(Schlüsselbegriff) 
ni1-72 
Sinnverknüpfung 
(Pool der Begriffe) 
nj1-226 
Land 
Polen = 1 
Deutschland = 2 
1 x ni1 nj 1-226 1 
: x : : 1 
: x ni72 nj 1-226 1 
: x ni1 nj 1-226 2 
: x : : 2 
32544 x ni72 nj 1-226 2 
 
Wie aus der Tabelle 1 ersichtlich, erscheint die Datenanalyse bei hochdimensionalen 
Häufigkeitsmatrizen recht umständlich und unübersichtlich. Um die Einschätzung der 
Struktur der Häufigkeitsmatrix zu bekommen, wird auf die grafische Visualisierung der 
                                                          
17
 SPSS 18 ist eine Statistiksoftware des Unternehmens IBM Corporation  
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Häufigkeit der Kombinationen zurückgegriffen. Bei der Visualisierung werden die Spal-
ten- und Zeilenprofile der Matrix als Punktwolke in einem mehrdimensionalen Raum 
abgebildet (Meyer et al., 2000, S. 515). Um die angestrebte grafische Interpretation der 
Daten realisieren zu können, wird die Punktewolke auf einen zwei- bzw. dreidimensio-
nalen Raum18 projiziert. Durch die visuelle Darstellung ist die Interpretation der Daten-
struktur einfacher. Die grafische Abbildung ist übersichtlicher als der rohe Datensatz, 
besonders wenn die Matrizen über 32544 Zeileneinträge gehen. Bei der Visualisierung 
wird also die Spalten- und Zeilenstruktur der Datenmatrix geometrisch analysiert, um 
die miteinander korrespondierenden Begriffe der Zeilen und Spalten erkennen zu kön-
nen. Die Abbildung 15 liefert einen Überblick über die grafische Lösung der Korrespon-
denzanalyse für die Merkmalsgruppen der Oberbegriffe: Arbeitsmarkt, Bytom, Katowice.  
 
Abbildung 15: Beispiel einer grafischen Lösung der Korrespondenzanalyse im zweidimensionalen Raum 
für Oberbegriffe: Arbeitsmarkt, Bytom, Katowice. Durchführung im SPSS 18. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlagen: eigene Interviewdatenbank. 
                                                          
18
 nach erfolgter Reduktion der Dimensionen. 
λ2 = 0,436 (34,8%) 
λ1 = 0,817 (65,2%) 
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Die Methode der Korrespondenzanalyse liefert eine Skala für Merkmalsgruppen, die 
aufgrund der Häufigkeit der Kombinationen (Sinnverknüpfungen) entstanden ist. Durch 
die grafische Lösung wird ersichtlich welche Merkmale der regionalen Entwicklung die 
interviewten Experten häufig in einen thematischen Zusammenhang beispielsweise mit 
den Städte Bytom und Katowice gebracht haben19.  
Im oben angeführten Beispiel war eine Kontingenztabelle der Ausgangspunkt der Kor-
respondenzanalyse. Da es sich im vorliegenden Beispiel um drei Oberbegriffe: Bytom, 
Katowice, Arbeitsmarkt (in der Abb. 15 als Schlüsselbegriff gekennzeichnet) und 226 
Begriffe (in der Abb. 15 als Sinnverknüpfung gekennzeichnet) handelt es sich um eine 3 
x 226 Matrix, deren Zellen die absoluten Häufigkeiten der Kombination (Sinnverknüp-
fung) darstellen.  
 
Tabelle 2: Korrespondenzanalyse – Datenmatrix N der absoluten Häufigkeit der Sinnverknüpfungen der 
Oberbegriffe: Arbeitsmarkt, Bytom, Katowice. 
Schlüsselbegriff ni1-3 Sinnverknüpfung nj1-226 ∑ni 
Arbeitsmarkt ni1 nj1 bis nj 226 ∑ ni1 
Bytom ni2 nj1 bis nj 226 ∑ ni2 
Katowice ni3 nj1 bis nj 226 ∑ ni3 
∑nj
20 ∑nj1 bis ∑ nj 226 ∑n 
 
Die bloße Aufzählung der absoluten Nennungen einzelner Kombinationen ist jedoch für 
die grafische Umsetzung der Analyse nicht ausreichend, im weiteren Schritt müssen zur 
räumlichen Abbildung der Zusammenhänge zwischen den Zeilen und Spalten deren 
Profile gebildet werden. Dies geschieht durch die Umformung absoluter Häufigkeiten in 
relative Häufigkeiten. Es werden auf der Grundlage der Daten aus der Matrix N (Tab. 1) 
zwei neue Matrizen gebildet, eine Z-Matrix für Zeilenprofile und eine S-Matrix für Spal-
tenprofile. Die neuen Matrizen für die Zeilen- bzw. Spaltenprofile werden dadurch be-
rechnet, dass die Werte der einzelnen Zellen aus Matrix N ins Verhältnis zu den ent-
                                                          
19
 Im Beispiel der grafischen Lösung liegt räumliche Positionierung der Städte tendenziell immer dann in 
der Nähe des Merkmals, wenn die Alternative bezüglich dieses Merkmals eine hohe bedingte relative 
Häufigkeit aufweist.  
20
 An dieser Stelle ist die Angabe der Spaltenrandsummen aus Platzgründen nicht möglich, um die Rand-
summen für jede Spalte angeben zu können, müsste die Tabelle auf 226 Spalten ausgeweitet werden.  
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sprechenden Werten der Randverteilungen gesetzt werden (Backhaus, Erichson, 
Plinke, & Weiber, 2011, S. 549f).  
 
 
 
Die Umformung der Werte muss vorgenommen werden, da in jeder Zeile und jeder 
Spalte eine abweichende Zahl der Kombinationen der Sinnverknüpfungen verzeichnet 
ist, und deshalb die Daten wegen unterschiedlicher Randsummenhäufigkeiten erst nach 
Normierung vergleichbar sind. Man reduziert die Zeilen und die Spalten auf eine Basis 
von 100 Prozent, indem man Prozentzahlen im Verhältnis zur Randsummen berechnet 
(Meyer et al., 2000, S. 522). 
 
Tabelle 3: Korrespondenzanalyse – Datenmatrix Z der Zeilenprofile (relative Häufigkeiten). 
Marke_Schlüsselbegriff_Zahl ni1-3 Merkmal_Sinnverknüpfung_Zahl 
nj1-226 
∑ Masse 
Arbeitsmarkt nj1 in % bis nj 226 in % 100 ni1 
Bytom nj1 in % bis nj 226 in % 100 ni2 
Katowice nj1 in %  bis nj 226 in % 100 ni3 
Durchschnittsprofil qj nj1 bis nj 226  100  
 
Tabelle 4: Korrespondenzanalyse – Datenmatrix S der Spaltenprofile (relative Häufigkeiten). 
Marke_Schlüsselbegriff_Zahl ni1-3 Merkmal_Sinnverknüpfung_Zahl  
nj1-226 
Durchschnittsprofil  
wi 
Arbeitsmarkt nj1 in % bis nj 226 in % ni1 
Bytom nj1 in % bis nj 226 in % ni2 
Katowice nj1 in %  bis nj 226 in % ni3 
∑  100 bis 100  100 
Masse nj1 bis nj 226  
 
In den Matrizen Z und S werden ebenfalls Durchschnittsprofile gebildet, diese werden 
folgendermaßen berechnet: 
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Des Weiteren müssen noch zur Gewichtung der Zeilen und Spalten entsprechende 
Massen gebildet werden. Diese werden wie folgt berechnet: 
 
 
 
 
 
Durch die Errechnung der Massen wird berücksichtigt, dass die Zeilenprofile in Abhän-
gigkeit ihrer absoluten Häufigkeiten ein differenziertes Gewicht besitzen.  
Die drei Zeilenprofile können nun in einem euklidischen Raum mit 226 Dimensionen 
wiedergegeben werden. Die jeweilige Lage der Punkte deutet hierbei auf Zusammen-
hänge zwischen den Merkmalsgruppen. Die Entfernungen zwischen den Profilen, die 
ein Maß des Zusammenhangs sind, werden in der Korrespondenzanalyse nicht mittels 
der euklidischen Distanz, sondern durch die gewichtete euklidische Distanz (Chi²-
Distanz) definiert (Backhaus et al., 2011, S. 550). Da die Ausführungen der Zeilenprofile 
entsprechend für die Betrachtung der Spaltenprofile gelten, werden diese in einem drei 
dimensionalen Raum abgebildet. Der schiere Umfang der Datenmatrizen Z und S 
macht die grafische Auflösung aus technischen Gründen in dieser Form nicht möglich. 
Für die grafische Darstellung erfolgt somit eine Reduktion auf zwei Dimensionen.   
In der Korrespondenzanalyse soll die Streuung der Spalten- und Zeilenprofile den Weg 
zur Interpretation eröffnen. Die Streuung der Daten spiegelt sich in der Distanz der Pro-
file von ihrem jeweiligen Durchschnittsprofil q wieder. Dieser stellt zugleich den 
Schwerpunkt der Punktwolke da. Der Schwerpunkt der Punktwolke wird als Zentroid 
bezeichnet, dieser wird als ein gewichtetes Durchschnittsprofil errechnet. In der grafi-
schen Auflösung befindet sich der Schwerpunkt der Punktewolke im Koordinatenur-
sprung.  
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Zur Berechnung des Zentroiden werden die Zeilenprofile zi mit ihrer Masse wi gewichtet 
und anschließend aufsummiert21.  
Die Merkmalsgruppen mit einer hohen Masse ziehen den Schwerpunkt der Punktewol-
ke stärker in ihre Richtung hin, als Punkte mit niedriger Masse (Matiaske et al., 1994, S. 
45). Die errechnete Gewichtung beeinflusst die Lage des Schwerpunktes der Punkte-
wolke. Da man in der vorliegenden Korrespondenzanalyse die Normierung sowohl der 
Zeilen- als auch Spaltenprofile vorgenommen hat, kann man die Streuungsdistanzen 
der Merkmalsgruppen um den Zentroiden grafisch darstellen. Für die Messung der 
Streuungsdistanz zwischen den Merkmalsgruppen wird in der Korrespondenzanalyse 
die Chi²-Distanz verwendet. Mithilfe der Chi²-Distanz (gewichteter euklidische Abstand) 
wird die unterschiedlich hohe Anzahl der Kombinationen der Merkmalgruppen abgebil-
det. Die Berechnung erfolgt dadurch, dass die quadrierten Differenzen der Koordinaten 
x und y für jede Achse der Merkmalsgruppen aufsummiert, und mit dem Inversen aus 
Spalte j gewichtet werden (Meyer et al., 2000, S. 528). 
 
Bei der grafischen Lösung des in der Abbildung 15 dargestellten Beispiels, bedeutet 
dies, dass die drei Achsen der Zeilenprofile (ni1 bis ni3) durch die Gewichtung so abge-
bildet werden, dass Achsen der Spalten mit niedrigen relativen Randsummen stärker 
gestreckt werden als Achsen mit hohen relativen Randsummen. Dadurch ist es möglich 
die Distanz zwischen den Merkmalsgruppen im mehrdimensionalen Raum als euklidi-
schen Abstand in die Interpretation einzubeziehen. Durch die Gewichtung einzelner 
Randspaltenhäufigkeiten werden mögliche Verzerrungen geglättet (Meyer et al., 2000, 
S. 529). Somit gibt die Chi²- Distanz der Punkte zueinander, beziehungsweise ihr Ab-
stand zum Zentroiden, Aufschluss über die Ähnlichkeiten beziehungsweise über die 
Unterschiede ihrer Profile wieder. Das bedeutet, liegen die Punkte dicht beieinander, 
kann dies als eine starke Gemeinsamkeit hinsichtlich der Merkmalszuordnung interpre-
tiert werden. Weitentfernte Punkte besitzen wenige Gemeinsamkeiten hinsichtlich der 
Merkmalszuordnung. Liegen die Punkte nah dem Zentroiden, stellen sie Alternativen 
dar, die dem Durchschnittsprofil ähnlich sind (Mortensen, 2009 S. 27f). 
                                                          
21
 q = ∑i wi zi   (Backhaus, et al., 1988 S. 297).  
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Um jedoch zu verdeutlichen wie die einzelnen Punkte nicht nur um den Zentroiden 
streuen, gilt es ein Maß für die Gesamtstreuung22 zu finden. Das Maß der Ge-
samtstreuung wird durch das nochmalige Gewichten der aufsummierten gewichteten 
Distanzen dj² mit der punktindividuellen Masse wi errechnet. Es wird also eine doppelte 
Gewichtung mit dem Faktor 
 
  
 und der Gewichtung der Punktprofile zi mit ihrer Masse 
wi vorgenommen. Auf diese Weise wird jedem Punkt entsprechend seiner Masse eine 
definierte Position im mehrdimensionalen Raum zugeordnet (Backhaus & Meyer, 1988, 
S. 299). Punkte die eine niedrige Masse aufweisen, beeinflussen das Maß der Ge-
samtstreuung nur dann, wenn ihre Distanz zum Zentroiden groß ist, Punkte mit einer 
hohen Masse wirken auf die Inertia (Trägheit) selbst dann, wenn sie sehr nah am 
Zentroiden liegen (Meyer et al., 2000, S. 530). Das bedeutet, dass die Inertia ein Maß 
dafür definiert, wie stark die Merkmalsgruppen und die Häufigkeit der Kombinationen 
um den Zentroiden streuen.  
 
Tabelle 5: Korrespondenzanalyse im SPSS – Oberbegriffe: Arbeitsmarkt, Bytom, Katowice. 
Dimension 
Eigenwert Trägheit / Inertia Chi-Quadrat 
Anteil der Trägheit 
Erklärter Anteil  Kumulierter Anteil  
0 
1 ,904 ,817  ,652 ,652 
2 ,660 ,436  ,348 1,000 
Gesamt  1,253 608,932 1,000 1,000 
Reduzierte Auswertungstabelle des Programms SPSS 18.  
 
In der Tabelle 5 werden im SPSS-Programm die drei Dimensionen automatisch auf 
zwei Dimensionen23 reduziert, beide Dimensionen erfassen 100 Prozent der Ge-
samtstreuung (kumulativer Anteil), somit kommt es bei der Auswertung zu keinen In-
formationsverlusten. Die Spalte „erklärter Anteil“ stellt dar, wie viel Prozent der Trägheit 
                                                          
22
 In der englischsprachigen Literatur bezeichnet man die Gesamtstreuung als „Total Inertia“. Diese wird 
wie folgt berechnet: in(I) = ∑i wi di². Die Total Inertia ist gleich dem Quadrat des Pearsonschen Kontin-
genzkoeffizienten. Die Summe der Zeilen-Inertiae ist gleich der Summe der Spalten-Inertiae diese Sum-
men sind gleich der Total-Inertiae (Mortensen, 2009 S. 8). Zwischen der Total-Inertia und der Chi²-
Statistik besteht folgender Zusammenhang: in(I) = 
    
 
. 
23
 Die maximale Zahl der Dimensionen wird in Abhängigkeit von der kleinere Zahl der Zeilen oder der 
Spalten der Ausgangsmatrix minus eins definiert (Meyer et al, 2000, S. 531). Da im vorliegenden Beispiel 
eine Matrix 5 mal 226 vorliegt, lassen sich maximal zwei Dimensionen bzw. Achsen abbilden.  
56 
 
jede Dimension erklärt. In der Tabelle wird ebenfalls die Inertia/Trägheit mit einem Ge-
samtwert von 1,253 angegeben. Der jeweils angegebene Eigenwert gibt die gewichtete 
Varianz jeder dazugehörigen Hauptachse an. Der durchgeführte Chi²-Test ist ein zu-
sätzliches Kriterium bei der Auswahl der Achsenzahl und entspricht außerdem dem üb-
lichen Test für Kontingenztafeln (Matiaske et al., 1994, S. 47). 
Zur Gewinnung der Koordinaten der Zeilen- und Spaltenprofile müssen Trägheitsach-
sen definiert werden, die einen möglichst niedrigdimensionalen Raum ohne große In-
formationsverluste abbilden24. Im besprochen Beispiel ist diese Anforderung gegeben, 
beide Dimensionen decken 100 Prozent der Informationen.  
Im oben dargestellten Beispiel sind beide Dimensionen rechtwinklig zueinander und 
bilden somit die Achsen eines rechtwinkligen Koordinatensystems. Durch das Singular 
Value Decomposition Verfahren werden die Achsen so definiert, dass die erste Dimen-
sion einen maximalen Anteil der in den Daten vorhandenen Streuung aufnimmt (erklär-
ter Anteil 0,652). Die zweite Dimension nimmt den maximalen Anteil der noch verblei-
benden Informationen auf (erklärter Anteil 0,348) (Backhaus et al., 2011, S. 549). In der 
Abbildung 15 bildet die Abszisse die erste Dimension und die Ordinate die zweite Di-
mension.  
Nun kann die grafische Lösung einer inhaltlichen Interpretation unterzogen werden. Bei 
der Interpretation der Dimension kann man sich an den Positionen der Zeilen- und Spal-
tenprofile im Koordinatensystem (Korrespondenzraum) orientieren. Betrachtet man in 
der Abbildung 15 die Position der drei Oberbegriffe: Arbeitsmarkt, Bytom, Katowice (in 
der Abbildung wird ihre Position im Korrespondenzraum mit der Signatur des Quadrats  
angegeben), so stellt man fest, dass auf der Ordinate die Oberbegriffe Bytom und 
Katowice streuen, während der Begriff Arbeitsmarkt nahezu in der Mitte liegt. Die Ordi-
nate repräsentiert also die Begriffe Bytom und Katowice, die offenbar von den Experten 
in den Interviews hinsichtlich der regionalen Entwicklung thematisch anders eingeord-
nete wurden. Darauf deutet die Streuung ihrer räumlichen Distanz.25 Beide Begriffe bil-
                                                          
24
 Das mathematische Verfahren das hinter der Bestimmung steht, ist die Singulärwertzerlegung bzw. 
das Singular Value Decomposition (SVD). SVD ist ein Verfahren der Matrizenalgebra. Mithilfe des SVD-
Verfahrens kann ein k-dimensionalen Unterraum Uk so in den p-dimensionalen euklidischen Raum gelegt 
werden, dass möglichst viele Punktprofile sich darauf befinden bzw. dass die Distanz der anderen Punkte 
zu diesem Unterraum möglichst gering ausfällt (Meyer et al., 2000, S. 531). 
25
 Zu Interpretation der graphischen Lösung kann nur die räumliche Distanz der Variablen der Zeilen- 
oder der Spalten und nicht der absolute Abstand herangezogen werden.  
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den somit die Polarität der Ordinate. Zum Beispiel deutet die räumliche Nähe von By-
tom zum Begriff Bergbauschäden, darauf hin, dass in den durchgeführten Interviews 
diese Begriffe relativ häufig von Experten in einen Zusammenhang gebracht wurden. 
Dagegen wurde der Begriff Katowice mit dem Begriff Bergbauschäden weniger relativ 
häufig von den Experten in Verbindung gebracht, als es der Fall bei Bytom war. Die 
Abszisse wird durch den Begriff Arbeitsmarkt bestimmt. Hier wird aufgrund der räumli-
chen Nähe deutlich, dass beide Begriffe sowohl Bytom, als auch Katowice relativ gleich 
häufig mit dem Begriff Arbeitsmarkt von den Experten in Verbindung gebracht wurden.  
Das oben angeführte Beispiel zeigt, dass die Korrespondenzanalyse ein geeignetes 
Auswertungsverfahrens zur grafischen Analyse von Strukturen einer Datenmatrix dar-
stellt. Besonders im Zusammenhang der qualitativen Analyse der durchgeführten Inter-
views erweist sich der Einsatz der Korrespondenzanalyse als besonders hilfreich. Das 
im Extraktionsverfahren gewonnene Material – besonders die extrahierten Sinnverknüp-
fungen der Bergriffe – kann mithilfe der Korrespondenzanalyse transparent ausgewertet 
werden. Betrachtet man darüber hinaus die Komplexität der im Extraktionsverfahren 
gewonnen Anzahl der Begriffe und ihrer Verknüpfungen, kommt der qualitativen Analy-
se die Eigenschaft der Korrespondenzanalyse umfangreiche Datenmatrizen mithilfe der 
grafischen Analyse einer Interpretation zu unterziehen, entgegen. 
 
Abbildung 16: Korrespondenzanalyse – Anforderungen, methodisches Vorgehen, Stärken und Vorteile.  
 
Eigener Entwurf.  
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1.3.4. Quantitativer Untersuchungsansatz - Fragebogenerhebung 
 
In Anlehnung an das Vorgehen zur Erhebung und Auswertung des Datenmaterials für 
die qualitative Untersuchung, wird nachfolgend das Vorgehen bei der der quantitativen 
Datenerhebung und Datenauswertung dokumentiert.  
Die quantitative Datenerhebung wurde im Sinne des Mixed-Methods-Ansatzes als ein 
ergänzendes und quantifizierendes Element der Untersuchung durchgeführt. 
Der gemeinsam mit dem Forschungspartner konzipierte Fragebogen26 bestand aus 
sechs Kapiteln. Bei der Konzeption wurde darauf geachtet, dass der Fragebogen relativ 
kompakt formuliert wird, dass sollte die Experten zur Teilnehme an der Umfrage bewe-
gen, und die Rücklaufquote erhöhen. Der Umfang des Fragebogens umfasste fünf DIN 
A4 Seiten, im durchgeführten Pretest27 betrug die Bearbeitungszeit zwischen 20 und 25 
Minuten. Der Fragebogen kann grob in drei Teile gegliedert werden. Teil 1 umfasste 
zwei Fragen mit der Bitte um Angaben zum Wohn- und Arbeitsort des Befragten. Im 
zweiten Fragekomplex wurden sechs Fragen mit vordefinierter Auswahl an Antwort-
möglichkeiten zum Themenkomplex Metropolbildung und Kenntnis der jeweils anderen 
Region gestellt28. Den letzten Frageblock bildeten 3 Multiple-Choice Fragematrizen. 
Hier konnten die Experten - in Abhängigkeit ihrer nationalen Zugehörigkeit - die jeweili-
gen Städte des RVR oder des GZM einem vordefinierten Katalog der Merkmale zuord-
nen.  
Die Merkmale umfassten drei thematische Gebiete: Ökonomie, Soziales und Ökologie. 
Der letzte Teil des Fragebogens wurde bewusst in dieser Form konzipiert. Die durch die 
Teilnehmer der Befragung zugeordneten Merkmalseigenschaften29 der Städte sollten in 
späterer Auswertung die erhobenen Daten aus den Interviews quantifizieren. Die Quan-
tifizierung wird mithilfe der Korrespondenzanalyse vorgenommen. Analog der Vorge-
                                                          
26
 Die vollständigen Fragebögen sind im Kapitel IX dokumentiert.  
27
 Der Pretest wurde im Januar 2009 am Geographischen Institut der RWTH Aachen durchgeführt. Am 
Pretest nahmen ausgewählte wissenschaftliche Mitarbeiter und wissenschaftliche Hilfskräfte teil. Die 
Teilnehmer sollten den Fragebogen auf Vollständigkeit und Verständlichkeit prüfen.  
28
 Die Auswertung der Fragen wurde vom Martin Pudlik in seiner Forschungsarbeit vorgenommen. Pudlik, 
M. Wirtschaftsraumanalyse von altindustriellen Regionen unter Einsatz von Geographischen Informati-
onssystemen und komplexen, multivariaten Methoden. Oberschlesien, Ruhrgebiet und Pittsburgh im Ver-
gleich, Aachen, 2011.  
29
 Alle Merkmaleigenschaften waren sowohl bei der polnischen, als auch der deutschen Umfrage gleich.  
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hensweise zur Identifikation von Experten für die Durchführung der teilstandardisierten 
Interviews wurde bei der Akquise potentieller Befragungsteilnehmer eine umfassende 
Recherche vorgeschaltet. In beiden Untersuchungsgebieten wurden insgesamt 1027 
potentielle Teilnehmer der Befragung identifiziert.    
Die unerwartete Zusage des Forschungsstipendiums und damit verbundene Zeitnot 
erlaubte die Durchführung der Befragung im Raum Pittsburgh-Youngstown-Akron nicht.  
Alle identifizierten Experten wurden in ihrer Landesprache per E-Mail angeschrieben. 
Dem E-Mail-Anschreiben wurde eine Beschreibung des Forschungsvorhabens, eine 
kurze Beschreibung des Geographischen Instituts der RWTH Aachen und der Fragebo-
gen als ein MS-Word®-Dokument angehängt. Des Weiteren wurde im Text des An-
schreibens auf einen, zu der online gestellten Umfrage, führenden Link verwiesen. Allen 
Teilnehmern wurde die Anonymität der Erhebung zugesichert.  
Sowohl die polnischen als auch die deutschen Respondenten hatten nun die Möglich-
keit den Umfragebogen – jeweils in ihrer Landessprache - online zu bearbeiten oder als 
E-Mail-Anhang zurück an die Absender zu senden, des Weiteren bestand für die Res-
pondenten die Möglichkeit den ausgefüllten Fragebogen ausgedruckt auf dem Postweg 
einzusenden.  
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Abbildung 17: Schematischer Aufbau des Fragebogens. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eigner Entwurf. 
 
Bei der Durchführung der Umfrage auf polnischer Seite konnte man die Unterstützung 
des neugeründeten Metropolverbandes – Gόrnośląski Związek Metropolitalny (GZM)30 
– gewinnen. Mitarbeiter des Metropolverbandes haben den Umfragebogen an Experten 
                                                          
30
 Gόrnośląski Związek Metropolitalny (GZM) ist auf dem Prinzip der Freiwilligkeit gegründeter kommuna-
ler Verband der 14 Stadtkreise der Konurbation der Woiwodschaft Schlesien.  
Der Verband wurde am 8. Juni 2007 gegründet. Zu seinen Aufgaben gehören u.a. die Erarbeitung ge-
meinsamer Entwicklungsstrategie für die Verbandsmitglieder, sowie die Koordination der Umsetzungs-
maßnahmen der erarbeiteten Strategierichtlinien. Dem Verband haben sich folgende Städte angeschlos-
sen (Nennung nach Einwohnerzahl): Katowice, Sosnowiec, Gliwice, Bytom, Zabrze, Ruda Śląska, Tychy, 
Dąbrowa Gόrnicza, Chorzów, Jaworzno, Mysłowice, Siemianowice Śląskie, Piekary Śląskie, Świętochło-
wice (Gornoslaski Zawiazek Metropolitalny, 2011). 
3 Multiple-Choice- Fragen mit vordefinierten Merkmalseigenschaften zum Themengebiet: 
Ökonomie, Soziales und Ökologie. 
RVR 
                 
                                         
           GZM 
 
Ökonomie 
Merkmalseigenschaften 
Multiple/Choice 
 
Soziales 
Merkmalseigenschaften 
Multiple/Choice 
 
Ökologie 
Merkmalseigenschaften 
Multiple/Choice 
Stadt1 RVR    
:    
Stadt15 RVR    
Stadt1 GZM    
:    
Stadt14 GZM    
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Teil  Einleitung und Fragen zum Wohn- und Arbeitsort (2 Fragen)  
2. Teil  Fragen mit vordefinierten Antwortmöglichkeiten zum Themenkomplex:  
 
- Metropolbildung (4 Fragen mit insgesamt 20 Antwortmöglichkeiten). 
- Einschätzung der jeweils anderen Regionen (2 Fragen mit insgesamt 13   
  Antwortmöglichkeiten. 
3. Teil  
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aus dem Kreise kommunaler und regionaler Entwicklung in Oberschlesien kolportiert. 
Insgesamt wurden von Mitarbeitern des Metropolverbands 87 potentielle Teilnehmer 
angeschrieben. Auf der polnischen Seite konnten 41 bearbeitete Fragebögen generiert 
werden. Auf der deutschen Seite – hier wurde die Umfrage vollständig selbst organisiert 
und durchgeführt – wurden vorwiegend Experten der Regionalentwicklung angespro-
chen und zur Durchführung der Umfrage motiviert. Die deutschen Respondenten haben 
83 Umfragen bearbeitet. 
 
Abbildung 18: Ablauf quantitativer Datenerhebung in Oberschlesien.  
 
Quelle: Eigener Entwurf. 
 
Insgesamt wurden 124 vollständig ausgefüllte Fragebogen zurückgesendet. Dies ent-
spricht einer Rücklaufquote von 12,07 Prozent. Die Rücklaufquote, ebenso wie die Voll-
ständigkeit der jeweiligen Fragebögen, kann im Vergleich mit ähnlichen Studien als po-
sitiv eingestuft werden. Alle Fragebögen wurden anonymisiert, nummeriert und einer 
statistischen Auswertung mit Hilfe der Korrespondenzanalyse unterzogen.  
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Abbildung 19: Ablauf quantitativer Datenerhebung im Ruhrgebiet.  
 
Quelle: Eigner Entwurf. 
 
Mithilfe der im Zeitraum April 2009 bis September 2009 durchgeführten Befragung 
konnte somit eine Stichprobe von insgesamt 124 Experten erhoben werden. Im Frage-
bogen wurde bewusst die Abfrage der beruflichen Position der Teilnehmenden ausge-
lassen, das sollte die Experten dazu ermuntern objektiver auf sensible Fragen mit regi-
onalpolitischen Charakter, wie beispielsweise Fragen zum Prozess der Metropolenbil-
dung im Ruhrgebiet und in der oberschlesischen Agglomeration, zu antworten.  
Im Fragebogen wurde lediglich nach dem Wohn- bzw. Arbeitsort gefragt, wobei diese 
Angaben hier freiwillig waren. Insgesamt haben 36,6 Prozent der polnischen Befragten 
keine Angaben zum Wohnort gemacht, sogar 39 Prozent haben die Angabe des Arbeit-
sortes verweigert. Ähnlich, auch wenn nicht so stark, war die Enthaltungstendenz bei 
den deutschen Experten ausgeprägt. 20,5 Prozent machten keine Angaben zum Woh-
nort und 30,1 Prozent der teilnehmenden Experten verweigerten die Angabe des Ar-
beitstortes. 
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Abbildung 20: Beschreibung der quantitativen Stichprobe in Oberschlesien – Angaben zum Wohn- bzw. 
Arbeitsort.  
 
Eigener Entwurf.  
 
Abbildung 21: Beschreibung der quantitativen Stichprobe im Ruhrgebiet – Angaben zum Wohn- bzw. 
Arbeitsort.  
 
Eigener Entwurf.  
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Die Enthaltungstendenz kann als Wunsch zur Wahrung der Anonymität interpretiert 
werden.  
Die weiteren Ergebnisse der quantitativen Umfrage werden in den entsprechenden Ka-
piteln vorgestellt. Gemeinsam mit den Ergebnissen der qualitativen Daten flankieren sie 
die Forschungsergebnisse des jeweiligen Schwerpunkbereiches der Analyse.  
 
1.3.5. Korrespondenzanalyse als Auswertungsmethode der quantitativen Erhe-
bung.  
 
Die im Folgenden dargestellte Methode zur Auswertung der quantitativen Erhebung 
beruht auf der Korrespondenzanalyse. Die methodische Vorgehensweise der Korres-
pondenzanalyse wurde im Kapitel 1.3.3. „Die Korrespondenzanalyse als Auswertungs-
methode der qualitativen Erhebung“ beginnend auf Seite 48 beschrieben. In diesem 
Kapitel soll das Vorgehen bei der Auswertung des quantitativen Datenmaterials am Bei-
spiel unterschiedlicher Variablen vorgestellt werden.  
Sowohl die Ergebnisse der polnischen als auch der deutschen Umfrage wurden analog 
zum Extraktionsverfahren der Experteninterviews in ein gemeinsames SPSS-Dokument 
überführt. Dieses Vorgehen sollte die Vergleichbarkeit der Städte in den Untersu-
chungsgebieten erleichtern. In der gemeinsamen Matrix wurden alle Städte als Zeilen 
und alle Merkmale als Spalten abgebildet (vergleichbar der Abbildung 17).  
Bei der Auswertung der Fragematrizen der Themenbereiche Ökonomie, Soziales, Öko-
logie bestand die im SPSS-Programm erstellte Ausgangsmatrix aus einer Häufig-
keitstabelle. In der Matrix wurde die kumulierte Anzahl zugeordneter Merkmale zu den 
Städten des RVR und GZM verzeichnet. Im Umfragebogen konnten die Teilnehmer zu 
den einzelnen vorformulierten Markmalen, Städte des RVR und GZM zuordnen. Die 
folgende Tabelle 6 wird das Auswahlverfahren am Beispiel des deutschen Umfragebo-
gens vorstellen.  
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Tabelle 6: Fragebogenkonzeption - Auswahlschema in der Fragenmatrix „Soziales“, deutsche Umfrage. 
Bitte nennen Sie aus der Auswahl eine beliebige Anzahl der Städte/Kreise in denen aus Ihrer Sicht… 
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Städte RVR 1-15           
 
Die Häufigkeitsmatrix der Umfrage führte zu einer Kontingenztabelle. Bei der Auswer-
tung der quantitativen Daten bestand die Kontingenztabelle aus einer Matrix, die Span-
ne der Dimensionen erstreckte sich von 29 auf 28. Die 29 Städte und 28 Merkmale bil-
deten insgesamt 812 Zeileneinträge.  
 
Tabelle 7: Korrespondenzanalyse - Datenmatrix der quantitativen Erhebung – Abbildung im SPSS. 
Zeile Fallzahl Häufigkeit der  
Zuordnung 
Stadt (RVR/GZM) 
ni1-29 
Merkmal 
nj1-28 
1 x ni 1 nj 1-28 
: x : : 
812 x ni 29 nj 1-28 
 
Wie bei der durchgeführten Korrespondenzanalyse des qualitativen Datenmaterials be-
stand das Ziel der Korrespondenzanalyse in der graphischen Darstellung der Ergebnis-
se. Dieses Vorgehen soll die Verifizierung der Daten im Sinne einer Mixed-Methods-
Analyse möglich machen. 
Die methodische Vorgehensweise wird nun am folgenden Beispiel dokumentiert: Insge-
samt wurden vier Städte und vier Merkmalsausprägungen aus der Ausgangsmatrix 
ausgewählt. Hierbei handelte es sich um zwei oberschlesische Städte Katowice und 
Bytom und zwei Städte aus dem Ruhrgebiet Essen und Gelsenkirchen. Die Auswahl 
der zugeordneten Merkmale lauteten: „guter Arbeitsmarkt“ (Bereich Ökonomie), „Vortei-
le durch Metropolenbildung“ (Bereich Ökonomie), „gute Entwicklungsperspektiven“ (Be-
reich Ökonomie) „geringe Bergbauschäden“ (Bereich Ökologie). Die in der Tabelle 8 
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abgebildete Matrix N stellt die Häufigkeitsverteilung der Zuordnungen und ihre jeweili-
gen Randsummen dar. Folglich handelt es sich hier um eine 4 x 4 Matrix. Betrachtet 
man die Randsummenverteilung hinsichtlich der Markmalausprägungen (Zeile ∑ni), so 
ist festzustellen, dass die meisten Zuordnungen auf das Merkmal „Vorteile durch Metro-
polenbildung“ entfallen. Die Randsummenverteilung (Spalte ∑ni) zeigt, dass auffallend 
wenig Zuordnungen auf die oberschlesische Stadt Bytom entfallen sind.  
 
Tabelle 8: Matrix N der absoluten Nennungen ausgewählter Städte und Merkmale.  
Zugeordnete Merkmale 
Stadt guter 
Arbeitsmarkt 
Vorteile durch 
Metropolen- 
bildung 
geringe 
Bergbauschäden 
gute 
Entwicklungsperspektiven 
∑ ni 
Bytom 0 10 0 1 11 
Katowice 35 27 3 22 87 
Essen 11 27 3 20 61 
Gelsenkirchen 3 26 2 6 37 
∑ nj 49 90 8 49 ∑ 196 
 
Die Matrizen in Tabelle 9 und Tabelle 10 zeigen das berechnete jeweilige Durch-
schnittsprofil. Des Weiteren wurden in beiden Matrizen die Massen berechnet, diese 
werden zur Gewichtung der Distanzen benutzt und beeinflussen die Lage des Zentroi-
den.  
 
Tabelle 9: Matrix Z der Zeilenprofile in Prozent.  
Zugeordnete Merkmale 
Stadt guter 
Arbeits-
markt 
Vorteile durch 
Metropolenbil-
dung 
geringe 
Bergbauschäden 
gute 
Entwicklungs-
perspektiven 
∑  Masse 
Bytom 0 90,90 0 9,10 100 5,62 
Katowice 40,22 31,03 3,44 25,28 100 44,39 
Essen 18,03 44,26 4,91 32,78 100 31,12 
Gelsenkirchen 8,10 70,27 5,40 16,21 100 18,87 
Durchschnittsprofil qj 25,0 45,91 4,08 25,0 100 100 
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Die errechneten Massen der Städte zeigen, dass Städte wie Katowice (Masse 44,39)  
und Essen (Masse 34,12) den Schwerpunkt der Punktewolke stärker in ihre Richtung 
ziehen als die Stadt Gelsenkirchen (Masse 18,87). Den geringsten Einfluss auf den 
Zentroiden hat im vorliegenden Beispiel die Stadt Bytom (Masse 5,6). Bei der Gruppe 
der Markmalausprägungen findet man den höchsten Wert für Masse (45,91) bei der 
Variable „Vorteile durch Metropolenbildung“, die geringste Masse weist die Variable „ge-
ringe Bergbauschäden“ aus.  
 
Tabelle 10: Matrix S der Spaltenprofile in Prozent. 
Zugeordnete Merkmale 
Stadt guter 
Arbeitsmarkt 
Vorteile durch 
Metropolenbil-
dung 
geringe 
Bergbauschäden 
gute 
Entwicklungsper-
spektiven 
Durch-
schnittsprofil 
wi 
Bytom 0 11,11 0 2,04 5,6 
Katowice 71,43 30,00 37,5 44,90 44,39 
Essen 22,45 30,00 37,5 40,82 31,12 
Gelsenkirchen 6,12 28,89 25,0 12,24 18,87 
∑ 100 100 100 100 100 
Masse 25,0 45,91 4,08 25,0 100 
 
Gemäß der durchgeführten Berechnung beträgt die Höhe der Total Inertia (Gesamt-
Trägheit) 0,177: Diese wird nach der Reduktion der Dimensionen auf maximal drei Di-
mensionen aufgeteilt. Die jeweiligen Eigenwerte bilden die gewichtete Varianz jeder 
dazugehörigen Achse. Die Spalte „Erklärter Anteil“ gibt Aufschluss darüber wie viel Pro-
zent der Trägheit jede Dimension erklärt. Die beiden ersten Dimensionen erfassen 
demnach 98,5 Prozent der Gesamtstreuung, somit ergibt sich bei der Reduktion auf 
zwei Dimensionen ein Informationsverlust von 1,5 Prozent bei einem erklärten Anteil 
von 98,5 Prozent.  
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Tabelle 11: Korrespondenzanalyse im SPSS – vier Städte und vier Merkmale.  
Dimension 
Eigenwert Trägheit Chi-Quadrat 
Anteil der Trägheit 
Erklärter Anteil Kumulierter Anteil 
 
1 ,391 ,153  ,866 ,866 
2 ,145 ,021  ,119 ,985 
3 ,051 ,003  ,015 1,000 
Gesamt  ,177 34,626 1,000 1,000 
Reduzierte Auswertungstabelle des Programms SPSS 18. 
 
Aus der Tabelle 11 wird ersichtlich, dass die erste Trägheitsachse mit einem Eigenwert 
von 0,391 und 0,153 Trägheit in der Lage ist, 86,6 Prozent der gesamten Varianz von 
0,177 zu erklären. Die zweite Dimension zieht 11,9 Prozent der gesamten Varianz auf 
sich.  
 
Abbildung 22: Grafische Lösung der Korrespondenzanalyse für vier Städte und vier Merkmale.  
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage: eigene Interviewdatenbank. 
λ1= 0,153 (86,6%) 
λ2= 0,021(11,9%) 
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Betrachtet man die Positionierung der vier Städte im Korrespondenzraum, so stellt man 
fest, dass die oberschlesischen Städte Bytom und Katowice auf der Abszisse räumlich 
voneinander streuen. Offensichtlich haben die Teilnehmer der Umfrage diese beiden 
Städte hinsichtlich der hier abgebildeten vier Merkmale anders bewertet. Dies ist ver-
gleichbar mit Ergebnissen der Korrespondenzanalyse der qualitativen Daten für den 
oberschlesischen Raum (Abbildung 15 im Kapitel 1.3.3.), auch dort deutet die Streuung 
der räumlichen Distanz beider Städte auf unterschiedliche Einordnung der Städte durch 
die Experten. Im Falle der Stadt Bytom ist eine weitere Parallele erkennbar, in der für 
die qualitativen Daten durchgeführten Korrespondenzanalyse ist die räumliche Nähe 
zum Begriff Bergbauschäden feststellbar, ähnlichen Sachverhalt nur mit umgekehrten 
Vorzeichen findet man bei der grafischen Lösung der Korrespondenzanalyse für quanti-
tative Daten, hier streuen räumlich die Stadt Bytom und „geringe Bergbauschäden“ auf 
der Ordinate. Dies lässt darauf schließen, dass die Stadt Bytom relativ Häufig mit Berg-
bauschäden in Verbindung gebracht wird. Auf der Abszisse deutet die räumliche Dis-
tanz der Städte Katowice und Essen zum Begriff „gute Entwicklungsperspektiven“ auf 
relativ ähnliche Bewertungsmuster der Experten hinsichtlich der zukünftigen Entwick-
lungschancen beider Städte. Auch hier ist eine entsprechende Tendenz zu der Korres-
pondenzanalyse der qualitativen Daten ersichtlich. Des Weiteren lässt die relative räum-
liche Distanz der Stadt Katowice zum Merkmal „guter Arbeitsmarkt“ auf ähnliche Ein-
ordnung der Stadt durch die Experten in den Interviews schließen. Bei der Betrachtung 
des Korrespondenzraumes ist die solitäre räumliche Position der Stadt Bytom, sowohl 
auf der Abszisse, als auch auf der Ordinate erkennbar.  
 
1.3.6. Zusammenfasende Prüfung der gewählten Erhebungs- und Auswertungs-
methoden 
 
Die vorgestellten qualitativen und quantitativen Erhebungsmethoden, insbesondere in 
Verbindung mit der Korrespondenzanalyse lassen rückschließen, dass der gewählte 
Mixed-Methods Ansatz mit dem Ziel der Identifikation von kritischen räumlichen Zonen 
verfolgt werden kann. Durch die komplementäre Nutzung qualitativer und quantitativer 
Methoden scheint eine Identifikation von Chancen und Risikoräumen durchführbar zu 
sein. Die ersten exemplarisch vorgestellten Ergebnisse, besonders im Falle der Stadt 
Bytom, zeigen korrespondierende Bewertungsmuster. Eine solitäre Position der Stadt 
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Bytom im Korrespondenzraum kann als Indikator eines Risikoraumes interpretiert wer-
den, dagegen lässt die räumliche Streuung der Stadt Katowice zu Merkmalen wie: „gu-
ter Arbeitsmarkt“, „Entwicklungsdynamik“ und „gute Entwicklungsperspektiven“ die An-
nahme der Existenz eines Chancenraumes zu. Im Sinne der Zielsetzung der For-
schungsarbeit müssen die vorgestellten Methoden noch um die geostatistische Auswer-
tungen im Geografischen Informationssystem ergänzt werden. Dies geschieht in fol-
genden Kapiteln der Arbeit. 
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II. Sozialökologische Perspektive und ihre Bedeutung für den wirtschaftsgeo-
graphischen Forschungsansatz – Stand der Forschung  
 
Die neueren Ansätze der sozial-ökologischen Forschung31 umfassen sowohl die wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Aspekte, als auch einzelne ökologische Sachinhalte. 
Das neue Forschungsparadigma der Sozialen Ökologie geht von einer komplexen Re-
ziprozität sozialökonomischer Ursachen und ökologischer Wirkungen aus. In dieser 
Forschungsperspektive werden die ökologischen und sozialökonomischen Prozesse auf 
immer neuere Weise miteinander verknüpft, dies führt dazu, dass sich immer neuere, 
sich selbstverstärkende sozialökologische Prozesse herausbilden (Becker & E., 2001, 
S. 5). Egon Becker und seine Mitstreiter vom Institut für sozial-ökologische Forschung32 
gehen in ihrer Arbeitsdefinition der Sozialen Ökologie von folgendem definitorischen 
Ansatz des sozial-ökologischen Wissenschaftszweiges aus:  
 
„Soziale Ökologie ist die Wissenschaft von den Beziehungen der Menschen zu ihrer je-
weiligen natürlichen und gesellschaftlichen Umwelt. In der sozialökologischen Forschung 
werden die Formen und die Gestaltungsmöglichkeiten dieser Beziehungen in einer dis-
ziplinübergreifenden Perspektive untersucht. Ziel der Forschung ist es Wissen für die ge-
sellschaftlichen Handlungskonzepte zu generieren, um die zukünftige Reproduktions- 
und Entwicklungsfähigkeit der Gesellschaft und ihrer natürlichen Lebensgrundlage si-
chern zu können“. (Becker & Jahn, 2000, S. 13).  
 
Dieser definitorische Ansatz der Sozialen Ökologie ist - wie sein Autor Egon Becker 
selbst anmerkt - hochgradig erklärungsbedürftig. Die Explikation kann auf begriffliche 
Schwierigkeiten stoßen, Becker sucht die Lösung des begrifflichen Wirrwarrs in einer 
methodischen Differenzierung der vorgeschlagenen Definition der Sozialen Ökologie. 
Dabei versucht Becker die zentralen Begriffe seiner Definition in einem Diskurs abzu-
grenzen:  
                                                          
31
 Sozial-ökologische Forschung ist in den letzten zwei Dekaden als eine neue, interdisziplinäre und in-
tegrative Forschungsperspektive entstanden (Becker, Jahn, & Schramm, 1999, S. 1). Die Begründung 
der sozial-ökologischen Forschungsperspektive wurde maßgeblich durch die Förderung des Bundesmi-
nisteriums für Bildung und Forschung forciert. Die Gründung des Förderungsschwerpunktes sozial-
ökologische Forschung stellt innerhalb des Bundesministeriums für Bildung und Forschung den Wechsel 
von der Umweltforschung hinzu Nachhaltigkeitsforschung dar. Dieser Übergang wird durch die Konstituti-
on des Rahmenprogramms „Forschung und Nachhaltigkeit“ im Jahre 2004 deutlich ( (o.A., 2007 S. 7) 
32
 Institut für sozial-ökologische Forschung (ISOE) GmbH, Frankfurt am Main.  
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„1. Das Forschungsfeld wird als Soziale Ökologie bezeichnet – und nicht beispielsweise 
als Umweltsoziologie oder als integrierte Umweltforschung. Wenn heillose Begriffsverwir-
rungen vermieden werden sollen, dann kann allerdings der Bedeutungsinhalt von Ökolo-
gie nicht mehr frei variiert werden; jede Explikation sollte sich auf die Tradition der Be-
griffsbildung in der biologischen Ökologie beziehen – sei es anknüpfend oder abgren-
zend. 
2. Untersucht werden sollen die Beziehungen der Menschen zu ihrer jeweiligen natürli-
chen und gesellschaftlichen Umwelt. Doch wie kann man von einer Umwelt sprechen, 
ohne zugleich genauer zu sagen, um wessen Umwelt es sich dabei handelt. Ist die Um-
welt einzelner Menschen oder die einzelner gesellschaftlicher Teilbereiche, oder die Ge-
sellschaft als Ganzes – und führen diese verschiedenen Möglichkeiten nicht zu einer Plu-
ralität subjektiver und objektiver Umweltbegriffe? 
3. Unterschieden wird bei der Gegenstandsbestimmung zwischen einer „natürlichen“ und 
einer „gesellschaftlichen“ Umwelt. Eine solche Unterscheidung ist aber nur möglich, wenn 
man über die Kriterien verfügt, mit denen zwischen Natur und Gesellschaft unterschieden 
werden kann. Wie kommen aber solche Kriterien zustande und wie lassen sie sich recht-
fertigen?“ (Becker, 2003 S. 177).  
 
Demnach ist der Gegenstand von sozial-ökologischer Forschung33 weder ein wohl defi-
niertes wissenschaftliches Objekt noch eine empirisch definierte Tatsache. Bei sozial-
ökologischer Forschung geht es vielmehr, um die wissenschaftliche Bearbeitung diskur-
siv erzeugter Phänomene, beispielsweise in Form von gesellschaftlichen Problemen. 
Die im wissenschaftlichen Diskurs entstandene Fragestellung, wird anhand der spezifi-
schen Problemlage, speziellen Problemdynamik und Problementwicklung, auf das Zu-
sammenwirken gesellschaftlicher und natürlicher Prozesse erörtert. Bei diesem Vorge-
hen ist die integrative Definition des Forschungsstandes bedeutend, d.h. alle potentiell 
betroffenen wissenschaftlichen Disziplinen sollen im Sinne interdisziplinär und transdis-
ziplinär angelegter Forschung in die Lösung des erörterten Problemfeldes einbezogen 
werden (Jahn, 2003 S. 551).  
 
 
 
                                                          
33
 Den Wissenschaftlern um Egon Becker ist eine terminologische Kleinigkeit wichtig. Anders als bei 
„Humanökologie“ oder „Sozialökologie“ soll durch den Trennungsstrich zwischen „sozial“ und „ökologisch 
eine Unterscheidung zwischen Gesellschaft und Natur markiert werden (Becker, 2003 S. 169).  
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Abbildung 23: Problemstruktur und Herausforderungen in der Sozialen Ökologie.  
 
Quelle: Eigener Entwurf nach (Jahn, 2003). 
 
Auf Grundlage des Diskurses und der Arbeitsdefinition der Sozialen Ökologie erfolgt 
durch Becker eine genauere Abgrenzung des sozial-ökologischen Forschungsfeldes:  
 
„- Überall dort, wo das Geflecht der Beziehungen zwischen Gesellschaft und Natur unter 
einer disziplinübergreifenden Perspektive untersucht wird, lassen sich Ansätze einer so-
zial-ökologischen Forschung finden. In diesem Beziehungsgefecht bilden sich Problem-
lagen, in denen ökonomische, soziale und ökologische Prozesse miteinander funktional 
verkettet sind […]. 
- Die Wechselwirkungen zwischen den von Menschen genutzten und zugleich gefährde-
ten natürlichen und sozialen Lebenslagen mit den (vorherrschenden) gesellschaftlichen 
Handlungsmustern bilden das Feld problemorientierter sozial-ökologischerer Forschung. 
Die Handlungsmuster sind sozio-kulturell, ökonomisch, rechtlich, politisch und wissen-
schaftlich-technisch geprägt […]. 
- Sozial-ökologische Forschung orientiert sich am Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung 
und gewinnt daraus ihren politisch-normativen Ordnungsrahmen […]. 
- Sozial-ökologische Forschung generiert neues Wissen für gesellschaftliche Handlungs-
konzepte, die auf die zukünftige Reproduktions- und Entwicklungsfähigkeit der Gesell-
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schaft und ihrer natürlichen und sozialen Lebenslagen zielen […]“ (Becker et al., 1999, S. 
13ff)  
 
Die sozial-ökologische Forschung greift demnach Fragestellungen der Umwelt- und 
Nachhaltigkeitsforschung auf, und transferiert diese auf übergreifende sozioökonomi-
sche Kontexte und auf raumzeitliche Zusammenhänge. Diese reichen von lokalen bis 
zur globalen Ebenen. Sozial-ökologischer Ansatz behandelt Folgewirkungen und Fol-
geprobleme scheinbar erfolgreicher Lösungen ökologischer und sozialer Probleme. Da-
bei wird der Fokus auf die Analyse sozialer und kultureller Unterschiede bei der Akzep-
tanz der Lösungsvorschläge gelegt. Darüber hinaus werden im Rahmen des sozial-
ökologischen Ansatzes Entwicklungstendenzen beachtet, um zukünftige Problemfelder 
und gesellschaftliche Handlungspotentiale vorherzusagen. Somit behandelt die sozial-
ökologische Forschung gleichzeitig wichtige Theorie- Methoden- und Reflexionsproble-
me der Umwelt- und der Nachhaltigkeitsforschung. Durch den sozial-ökologischen An-
satz werden bei der Erörterung der thematischen Fragestellungen Forschungsansätze 
der Natur-, Technik-, Sozial-, und Geisteswissenschaften implementiert (Becker et al., 
1999, S. 11ff).  
 
Abbildung 24: Sozial-ökologische Forschung im Kontext transdisziplinärer Nachhaltigkeitsforschung. 
 
Quelle: Eigener Entwurf nach (Becker, et al., 1999 S. 11). 
 
Demnach geht das Forschungsfeld der Sozialen Ökologie sehr stark auf den Begriff der 
Nachhaltigkeit ein. Der Begriff der Nachhaltigkeit ist sowohl praktisch, als auch theore-
tisch nur sehr schwer definierbar34. Der Nachhaltigkeitsbegriff erweist sich als vieldi-
                                                          
34
 Der Begriff der Nachhaltigkeit ist in den letzten Jahren zu einem „buzz-word“ verkommen unter den 
Begriff der Nachhaltigkeit und der nachhaltigen Entwicklung lassen sich aktuell so gut wie alle denkbaren 
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mensional, je nach Definition oder Anwendung, wird der von Hans Carl von Carlowitz in 
seiner Schrift „Sylvicultura oeconomica, oder Hausswirthliche Nachricht und Naturmä-
ßige Anweisung zur Wilden Baum-Zucht“ 1712 für die Forstwirtschaft eingeführte Be-
griff, verwendet (Hans Carl von Carlowitz: Der Erfinder der Nachhaltigkeit, 1999). Mit 
der Ausrichtung vieler Politikbereiche am Leitmotiv einer nachhaltigen Entwicklung rück-
ten die sozialen, ökonomischen und ökologischen Zusammenhänge verstärkt in die öf-
fentliche Debatte. Das Motiv einer nachhaltigen Entwicklung bildet seit den neunziger 
Jahren eine Diskussionsgrundlage über erwünschte und unerwünschte ökonomische, 
gesellschaftliche und ökologische Entwicklungen. Der Begriff einer nachhaltigen Ent-
wicklung bestimmt die Vorstellungen von sozialer Gerechtigkeit und schonenden Um-
gang mit natürlichen Ressourcen (Becker et al., 1999, S. 3). In der Regionalentwicklung 
ist der Nachhaltigkeitsbegriff kein statisches Konzept, sondern befindet sich entspre-
chend gesellschaftlicher Prozesse in permanenter Wandlung (Luks, 2005 S. 8). Darüber 
hinaus bildet in der Regionalentwicklung die sozial-ökologische Forschung, durch die 
Fokussierung auf raum-zeitlich begrenzte komplexe Problemlagen, den Ausgangspunkt 
für die Nachhaltigkeitsforschung. Das Ziel besteht hier nachhaltige Innovations-, Hand-
lungs- und Entscheidungsoptionen zu erschließen (Jahn, 2003 S. 545).  
In die Nachhaltigkeitsdebatte werden vielfältige wissenschaftliche Aktivitäten verortet. 
Oft stehen zahlreiche Wissenschaftsdisziplinen beim sozial-ökologischen Ansatz in ei-
nem Spannungsfeld zwischen anwendungsorientierten Ansätzen und wissenschaftli-
chen Kriterien. So beispielsweise wurde die ursprünglich biologisch definierte Wissen-
schaftsdisziplin Ökologie zur Leitwissenschaft und zum normativen Bezugspunkt der 
Umweltforschung und der Ökologiebewegung der siebziger und achtziger Jahre des 
Zwanzigsten Jahrhunderts. Dadurch kam es zur Aufweichung der wissenschaftlich defi-
nierten Begrifflichkeiten und einer normativen Überladung der Ökologie. In der Umwelt-
forschung wandelte sich die Ökologie von einer biologischen Disziplin zu einem inter-
disziplinären naturwissenschaftlichen Konstrukt (Becker et al., 1999, S. 6). Besonders 
deutlich wird dies in den konzeptionellen Grundlagen der Ökosystemforschung (Zerbe & 
Wiegleb, 2009, S. 3). Die Umweltbewegung Ende der siebziger Jahre konnte in der poli-
tischen Debatte vom umfangreichen Wissen der Humanökologie, der Kulturökologie 
                                                                                                                                                                                           
Bedeutungen subsummieren (Luks, 2007 S. 5). Der Begriff wird häufig von unterschiedlichen Interessen-
gruppen den eigenen Interessen entsprechend interpretiert. Das Adjektiv nachhaltig gehört inzwischen 
zum alltäglichen Vokabular nicht nur der Nichtregierungsorganisation und der Politiker, sondern auch der 
Vorstände internationaler Konzerne (Stephan, 2002 S. 112) 
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und der Sozialökologie, zerren (Teherani-Krönner, 1992 S. 17). Diese „neuen“ Wissen-
schaftsdisziplinen der ökologischen Sozialforschung haben in den zwanziger Jahren 
des Zwanzigsten Jahrhunderts zahlreiche Denkfiguren, Begriffe, Methoden und Model-
lierungen der biologischen Ökologie auf den gesellschaftlichen Bereich transferiert. In 
den achtziger Jahren des Zwanzigsten Jahrhundert entstanden in Deutschland zahlrei-
che neue wissenschaftliche Teildisziplinen wie beispielweise: Angewandte Ökologie, 
Politische Ökologie oder Integrative Umweltforschung, sie lassen sich jedoch nur 
schwer im Spektrum anderer „etablierter“ akademischer Fachrichtungen verorten 
(Becker, 2003 S. 168). Durch die Zusammenarbeit mit naturwissenschaftlicher Umwelt-
forschung oder ökologisch ausgerichteter Sozialforschung wurde der Kern der sozial-
ökologischen Forschung gegründet. Eine gemeinsame Schnittstelle der oben beschrie-
benen Fachrichtungen bilden die Umweltprobleme, die als komplexe gesellschaftliche 
Probleme betrachtet werden, und aus der Sicht der Sozialen Ökologie nicht ohne fun-
dierte sozialwissenschaftliche Ansätze behoben werden können. Weitere gemeinsame 
Schnittmenge bildet die Tatsache, dass die sozialwissenschaftliche Problemperspektive 
systematisch um die ökologische Sicht erweitert wird. In diesen Forschungsansätzen 
wird demnach versucht, naturwissenschaftliche, technische, ökonomische und sozial-
wissenschaftliche Methoden und Konzepte integrativ in die Forschungsfragen einzubin-
den (Becker et al., 1999, S. 6ff).  
Die geografische bzw. wirtschaftsgeografische Perspektive ermöglichst die einzelnen 
oben aufgezählten Aspekte integrativ in die Forschungsfragen einzubinden. Insbeson-
dere wird dieser integrative Ansatz bei der Teildisziplin der Stadtentwicklung deutlich. 
Stadtentwicklung war immer ein Gegenstand einer multidisziplinären Forschungsarbeit, 
hier wurden vielfach die Fachrichtungen wie: Ökonomie, Soziologie, Geografie, Polito-
logie, Ethnologie, Geschichtswissenschaften und Planungswissenschaften in die Erörte-
rung der Forschungsfrage integriert (Krätke, 1995 S. 3). Diese interdisziplinäre Verbin-
dung findet man in der Darstellung städtischer Flächennutzung, insbesondere bei der 
theoretischen Modellierung der Stadtstrukturen der Chicagoer Schule der Sozialökolo-
gie. Aus der Chicagoer Schule entstammen insbesondere drei Stadtmodelle, die als 
Standard in die Lehrbücher der Stadtgeografie eingegangen sind (Bathelt & Glückler, 
2003, S. 107). 
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Tabelle 12: Modelle der klassischen Sozialökologie. 
Modelle der Chicagoer Schule 
T
h
e
o
ri
e
 
Das Ringmodell 
Ernest W. Burgess; Robert E. Park 
Das Sektorenmodell  
Homer Hoyt  
Das Mehrkernmodell  
Chauncy H, Ullmann E. 
Theorie des konzentrischen 
Wachstums der Städte.  
Sozialräumliches Stadtmodell 
basierend auf empirischer 
Erhebung räumlicher Miet-
preisstruktur.   
Differenzierung von 
Zonen unterschiedli-
cher Nutzung, räumli-
che Gliederung des 
Arbeitsstättensektors. 
A
n
n
a
h
m
e
 
Städte verändern sich ständig unter 
dem Einfluss des Wettbewerbs um 
Standortvorteile.  
Städte sind integrale Einheiten, in 
denen kein Teilgebiet sich verän-
dern kann, ohne dass daraus Fol-
gen für alle anderen Teilgebiete 
entstehen.  
Kampf der Einwohner um soziale 
Position entsprechend der Darwi-
nistischen Theorie. 
Empirische Ergebnisse weisen 
darauf hin, dass die Entwicklung 
von Wohngebieten mit unter-
schiedlicher Miethöhe einem 
sektoralen Muster von Stadtmit-
te zur Peripherie folgt. 
Wenn teure Wohngebiete von 
ihren Bewohnern verlassen 
werden, dann ziehen dort Be-
völkerungsgruppen mit dem 
nächstniedrigeren Sozialstatus 
ein.  
Mit zunehmender Stadt-
größe nimmt die Zahl 
und Spezialisierungs-
grad der Kerne zu. Es 
entstehen differenzierte  
Zentren unterschiedli-
cher Nutzung (Industrie, 
Handel, Kultur, Verwal-
tung).  
M
o
d
e
ll
 
Die räumliche Ausdehnung der 
Städte erfolgt vom Zentrum zu Pe-
ripherie. Tendenziell erfolgt eine  
gleichmäßige Ausdehnung in alle 
Richtungen. 
Analyse der Relation von Konkur-
renz und sozialer Kontrolle. Wachs-
tums- und Veränderungsprozesse 
gehen vom Zentrum aus. 
Räumliche Gliederung in folgende 
Ringe/Zonen: Loop (CDB), Über-
gangszone, Arbeiterwohnzone, 
Mittelschicht-Wohnzone, Pendler-
zone. 
Das Sektorenmodell wurde auf 
der Grundlage der Lageverän-
derung von Oberschichtquartie-
ren entwickelt. 
Gliederung der Stadt in relativ 
homogene Sektoren. 
Die Expansion teuer Wohnge-
biete erfolgt entlang bestehen-
der Verkehrsinfrastruktur mit 
jeweils schnellstem Transport 
oder in Richtung der Wohn-
standorte der statushöchsten 
Bewohner. 
Versuch einer Berück-
sichtigung der zentral-
örtlichen Funktionen 
einer Stadt.  
Vernachlässigung der 
räumlichen Verteilung 
unterschiedlicher Sozi-
alstrukturen zur Gunsten 
der Darstellung von 
Gebieten unterschiedli-
cher Nutzung.  
K
ri
ti
k
 
Der Einfluss anderer Zentren wird 
nicht beachtet. 
Analogie zum Darwinismus ist 
problematisch. 
Die modellierte Homogenität und 
Symmetrie haben in der Realität 
wenig Entsprechung.  
Auslassung der vertikalen Nut-
zungsdifferenzierung. 
Der Einfluss anderer Zentren 
wird nicht beachtet. 
Auslassung der vertikalen Nut-
zungsdifferenzierung. 
Starker Bezug auf die 
US-amerikanische Stadt 
Auslassung der vertika-
len Nutzungsdifferenzie-
rung. 
Z
e
it
   
1925/1929                                   1939                                             1945                               Jahr 
Quelle: Zusammenstellung nach: (Heineberg, 2000 S. 101ff.), (Lichtenberger, 1998 S. 54ff.), 
(Häussermann & Siebel, 2004 S. 45ff.), (Holz, 1994 S. 28), (Friedrichs, 1983 S. 101ff.). 
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Abbildung 25: Modelle der klassischen Sozialökologie. 
 
Quelle: Entwurf nach (Bathelt & Glückler, 2003, S. 108). 
 
Die drei Stadtstrukturmodelle beruhen in ihrer Theorieentwicklung nicht nur auf den ge-
ografischen Erkenntnissen, in die Konstituierung der Stadtstrukturmodelle integrierten 
die Autoren Fachbereiche wie Ökonomie, Soziologie und Organisationslehre (Bathelt & 
Glückler, 2003, S. 107). Die Chicagoer Schule der Sozialökologie35 bildet somit einen 
                                                          
35
 Der sozialökologische Ansatz wurde nach dem Ersten Weltkrieg von Soziologen der Universität Chica-
go begründet. Federführend bei der Konstituierung der Sozialökologie waren R.E. Park, E.W. Burgess 
und R.D. McKenzie. Der Entstehung der sozialökologischen Forschungsrichtung lagen folgende Faktoren 
zugrunde (Heineberg, 2000 S. 101). 
1. Im Jahre 1892 erhält die Universität Chicago als erste US-amerikanische Universität einen Lehrstuhl 
für Soziologie.  
2. Vorhandensein erheblicher sozialer und ökonomischer Konflikte im Stadtgebiet von Chicago aufgrund 
des einwanderungsbedingtem  Bevölkerungswachstums und höher ethnischer Differenzierung.  
3. Seit 1920 verfügbare Volkszählungsdaten für 70 Teilgebiete, seit 1930 sogar 75 Teilgebiete.  
4. Starke Beeinflussung der klassischen Sozialökologie durch die biologische Ökologie des 19. Jahrhun-
derts, insbesondre durch den Darwinismus.  
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frühen sozialökologischen Forschungsansatz, dieser Ansatz sollte die Gesetzmäßigkei-
ten der wechselseitigen Abhängigkeit der sozialen und ökonomischen Gegebenheiten 
einer Stadt erfassen (Heineberg, 2000 S. 101). In Anlehnung an die biologischen Pro-
zesse werden bei der klassischen Sozialökologie menschliche Kollektive (soziale Grup-
pen) als Populationen und ihr kollektives Verhalten als Prozess der Umweltanpassung 
oder Verdrängung anderer Populationen (sozialer Gruppen) aufgefasst. Hinsichtlich der 
wirtschaftsräumlichen Analyse wird in den klassischen Modellen die urbane Ge-
samtstruktur aus der Perspektive der städtischen Flächennutzung beschrieben. Der 
beschreibende Ansatz wird von multivariaten statistischen Verfahren flankiert (Bathelt & 
Glückler, 2003, S. 107).  
Die oben zusammengefassten Stadtstrukturmodelle beruhen auf sozialökologischen 
Theorien, sie werden durch folgende Elemente verbunden (Lichtenberger, 1998 S. 56): 
 
 Einen privatkapitalistischen Ansatz einer Laissez-faire-laissez-Politik in der 
Stadtentwicklung. Stadtentwicklung wird als ein sich selbst steuernder Prozess 
verstanden, hierbei bestimmt der wirtschaftliche Wettbewerb in der arbeitsteiligen 
Organisation die Steuerungsmechanismen.  
 Den Sozialdarwinismus, hier werden die sozialgesellschaftlichen Prozesse aus 
dem, auf der Grundlage des biologisch-evolutionären Paradigmas konstituierten 
Recht des Stärkeren abgeleitet. Hierbei stellt der soziale und materielle Status 
den Vorteil im Wettbewerb um die attraktivsten Standorte im Stadtraum dar. Bei 
diesem räumlichen Verdrängungswettbewerb setzen die sozial höhergestellten 
Gruppen den Ordnungsrahmen. Der gesetzte Ordnungsrahmen führt zu Konflik-
ten, diese münden erst nach langem Prozess des konfliktreichen Miteinanders in 
Assimilation oder Exklusion.  
 Einer standortangepassten sozialen Assoziation, hier führen der Wettbewerb und 
die Konflikte zu einem langfristig stabilen Gleichgewicht der Kräfte.  
 
Darüber hinaus wurden im Hinblick auf die inhaltliche Interpretation der theoretischen 
Modelle zahlreiche raumrelevante Termini, durch den sozialökologischen Ansatz ge-
prägt (Heineberg, 2000 S. 107). Besonders McKenzie liefert einen ausführlichen defini-
torischen Beitrag wichtiger Begriffe der Sozialökologie (Friedrichs, 1983 S. 34). 
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Tabelle 13: Definitionen wichtiger Begriffe der Sozialökologie nach McKenzie. 
Begriff Definition  
Dezentralisierung Prozess der Standortverlagerung verschiedener Nutzungen aus einem Zentrum 
in ein oder mehrere andere Teilgebiete. 
Dispersion Verstreuung bislang in einem Teilgebiet konzentrierter Nutzungen und/oder Be-
völkerung über mehrere andere Teilgebiete. Die Dispersion stellt in der Definition 
von McKenzie das Gegenteil der Konzentration dar.  
Dominanz 1. Überwiegen einer Nutzung oder einer Bevölkerungsgruppe an allen Nutzun-
gen respektive der gesamt Bevölkerung. 
2. Kontrolle der Lebensbedingungen von Nutzungsarten durch eine Nutzungsart 
oder von Gemeinden durch eine Gemeinde. 
Expansion Räumliche Ausdehnung von Nutzungen oder von ganzen Gebieten 
Invasion Eindringen einer Nutzung oder Bevölkerungsgruppe in ein Teilgebiet, das bislang 
keinen oder nur einen sehr geringen Anteil solcher Nutzung oder Bevölkerungs-
gruppe aufwies. 
Konzentration  Zunahme von Nutzungen und/oder Bevölkerung in einem Gebiet. 
Segregation Ausmaß der disproportionalen Verteilung der Bevölkerungsgruppen (oder Nut-
zungen) über die Teilgebiete (z.B. Ortsteile) eines Gebiets (z.B. administratives 
Gebiete einer Stadt) zu einem Zeitpunkt.  
Sukzession Zyklische Stadien des Wandels von Teilgebieten in Nutzung oder Bevölkerung. 
Zweite Phase des Invasionsprozesses: die eindringende Nutzung oder Bevölke-
rung hat einen Anteil von 50 Prozent.  
Zentralisierung Prozess der Konzentration verschiedener Nutzungen in einem Teilgebiet 
Quelle: Zusammenstellung nach: (Friedrichs, 1983 S. 34). 
 
Die vorgestellten Modelle stellen die theoretische Grundlage zahlreicher Modellierungs-
ansätze im Bereich der Stadtstruktur- und Stadtentwicklungsforschung dar. Auch nach 
Jahrzehnten bis in den heutigen Tag beeinflussen sie viele weiterführende Forschungs-
arbeiten zur Stadtstruktur und Stadtentwicklung (Paesler, 2008 S. 112). 
Die drei Modelle der klassischen Sozialökologie vernachlässigen jedoch die Bebau-
ungshöhe als Nutzungszone. Diese Theorielücke versucht 1972 Harold Carter mit der 
Erweiterung des Ringmodells um die dritte Dimension zu schließen (Bathelt & Glückler, 
2003, S. 102). Carter stellt mit der vertikalen Erweiterung des Ringmodells den Zusam-
menhang zwischen Gebäudehöhe und Nutzung in einem einfachen Modell dar. Hierbei 
gleicht die vertikale Nutzungsdifferenzierung den horizontalen Nutzungsarten des 
Ringmodells (Heineberg, 2000 S. 107). Auch Hopfmeyer-Zlotnik modifiziert in seinem 
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Modell der Stadtstruktur Burgess Theorie des konzentrischen Wachstums der Stadt-
struktur. Die hierarchische Anordnung von Burgess wird durch die Hinzunahme weiterer 
Nebenzentren ergänzt.  
 
Abbildung 26: Erweiterung der klassischen Stadtstrukturmodelle.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Eigener Entwurf nach (Heineberg, 2000 S. 108/109). 
 
In den 1950er Jahren setzen Shevky und Bell (1955) in der Stadtstrukturforschung 
Rechner ein. Die computergestützten Analysen führen zur Überführung der Sozialöko-
logie in die Sozialraumanalyse und die Faktorialökologie. Die computerbasierten Analy-
sen der Zensusdaten machen nun die statistische Erschließung der sozialräumlichen 
Struktur einer Stadt  z.B. durch die Konstruktion in sich homogener Sozialräume, mög-
lich (Bähr & Jürgens, 2005 S. 61ff). Die Forscher definieren die Stadtstruktur als Sum-
me vieler kleiner in sich abgeschlossener Teilwelten. Sie stellen fest, dass die zu erfor-
schende Stadtstruktur aus vielen (sozialräumlichen) Bausteinen zusammenzusetzen 
sei, und den durch Robert E. Park in seinem Ringmodell verwendeten Begriff der „natu-
ral areas“ definieren Shevky und Bell als sozial homogene Stadtteile (social area), de-
Modell der Stadtstruktur  
von J. Hopfmayer-Zlotnik 1977 
Modell der vertikalen und horizontalen Nut-
zungsdifferenzierung in drei  
Inneren Zonen der Stadt 
H. Carter 1972 
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ren Grenzen natürliche oder künstliche Barrieren bilden. Diese Grenzen stimmen mit 
den statistischen Zensusbezirken überein (Fassmann, 2004, S. 145). Die Gliederung 
sozialräumlicher Einheiten von Bell und Shevky basiert auf sieben Variablen. Aus deren 
Kombination wurden 18 Kategorien gebildet, in die, die statistischen Bezirke eingrup-
piert wurden (Hofmeister, 1996, S. 44/45).  
 
Abbildung 27: Variablen der Sozialraumanalyse nach Bell und Shevky.  
 
Eigener Entwurf nach (Hofmeister, 1996, S. 45). 
 
Die auf den sieben Variablen und 18 Kategorien basierte Analyse der Stadtstruktur führt 
dazu, dass die räumliche Gliederung der Bevölkerung nach ihrem sozialökonomischen 
Status ein sektorales Muster, nach der Haushaltstypisierung ein konzentrisches Muster 
und nach Ihrer ethnischen Verteilung eine Konzentration erkennen lässt (Gaebe, 2004 
S. 123). Die Sozialraumanalyse von Shevky und Bell stellt eine deduktive Methode dar 
(Zehner, 2001 S. 63), bei der die Analyse auf basisch-statistischer Identifikation des 
(nichtgeographischen) Sozialraumes basiert. Die Stadtstruktur wird hierbei mit Hilfe ge-
bildeter Indizes sozialräumlich gegliedert (Lichtenberger, 1998 S. 240).  
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Abbildung 28: Die soziale Struktur einer Stadt nach den Prinzipien der Sozialraumanalyse. 
 
 
Quelle: Eigener Entwurf nach (Fassmann, 2004 S. 147). 
 
Eine Weiterentwicklung der Sozialraumanalyse stellt die Faktorökologie dar. Die Fak-
torökologie36 basiert auf der Annahme, dass sich die Stadtstruktur mit Hilfe der Fakto-
renanalyse auf wenige grundlegende Faktoren zurückführen lässt. Die einzelnen Fakto-
ren weisen eine Korrelation mit anderen Merkmalen auf (Gaebe, 2004 S. 123). Die Fak-
torenanalyse gehört zu den Verfahren der multivariaten Statistik. Das Verfahren soll 
ausgehend vom Geflecht der Beziehungen, das zwischen einer Menge von gegebenen 
Variablen besteht, eine geringere Anzahl dahinter verborgener Größen offenlegen, die 
als sogenannte Faktoren dieses Relationsgefüge erklären (Hüttner & Schwarting, 2000, 
S. 383). Bei der Faktorenanalyse werden die Variablen nicht in abhängige und unab-
hängige Variablen unterteilt (Brannath & Futschik, 2001, S. 240), das Verfahren analy-
siert die Relationen zwischen allen einbezogenen Variablen. Bei der Faktorenanalyse 
handelt es sich somit um ein Verfahren der Interdependenzanalyse (Berekoven et al., 
1996, S. 219). Bei der Faktorökologie sind die Faktoren dimensionslos, sie beschreiben 
beispielsweise sozialökonomische Sachverhalte einer Bevölkerungsgruppe. Aufgrund 
der Dimensionslosigkeit können bei der Interpretation der Ergebnisse nicht die absolu-
ten Werte der Faktoren, sondern nur deren relative Unterschiede ausgewertet werden 
                                                          
36
 Das Hauptziel der fakorialökologischen Forschung besteht darin, einzelne Stadtbereiche nach den 
Hauptmerkmalen der Sozialstruktur zu definieren. Die Auswahl der Variablen ist ähnlich bzw. gleich dem 
Verfahren der Sozialraumanalyse (Werlen, 2004 S. 258). 
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(Zehner, 2001 S. 63). Das Modell der Faktoranalyse basiert somit darauf, hoch korrelie-
rende Variable durch gemeinsame Dimensionen zu beschreiben. Das Ausmaß zu dem 
eine Dimension die Varianz einer Variablen beschreibt, wird als Gewicht einer Variablen 
auf einem Faktor bezeichnet. Definitorisch37 ist dies das Quadrat der Ladung einer Va-
riablen auf einem Faktor. Je höher die Zahl der interkorrelierenden Variablen, desto 
niedriger wird die Zahl der Faktoren sein, die deren Varianz erklären (Friedrichs, 1983, 
S. 184). Die auf der Faktoranalyse gestützte Sozialraumforschung hat zum Ziel, einzel-
ne Stadtbereiche nach den Hauptmerkmalen der sozialen Struktur zu gliedern. Mit Hilfe 
der Faktorökologie soll die Deskription der ökologischen Stadtstruktur erfolgen, ohne 
die Notwendigkeit theoretischer Bestimmung der Deskriptionsdimension (Frieling, 1980, 
S. 292). Friedrichs merkt in seinem Werk zur Stadtanalyse die Bedeutung dieses statis-
tischen Modells in der Stadtstrukturforschung an: 
 
 „[…] Wenn sich nämlich durch die Faktorenanalyse die Vielzahl möglicher Variablen zur 
Beschreibung der Struktur der Stadt auf wenige Dimensionen reduzieren lässt, so geben 
gleichzeitig die Gewichtzahlen der Variablen auf ein Faktor dem Forscher die Möglichkeit, 
nur noch diese, hochladenden Variablen in den weiteren Analysen zu verwenden […]. Ent-
scheidende Bedeutung kommt dabei der Auswahl der Variablen zu, weil das Modell den 
Forscher nicht vor der Gefahr <<garbage in – garbage out>> bewahrt “ (Friedrichs, 1983, 
S. 185).  
 
Bei zahlreichen faktorialökologischen Studien zur sozialen Struktur der Städte ist die 
Ähnlichkeit gewählter Variablen und Dimensionen erkennbar. Die Autoren stützen sich 
in ihren Analysen auf Faktoren mit denen sich die Zusammenhänge der Strukturmerk-
male am besten beschreiben lassen. Es handelt sich um Faktoren mit dem meist 
höchsten Anteil der erklärenden Varianz. Den Forscher ist die Benennung bzw. Be-
zeichnung der Faktoren selbst überlassen, jedoch aus Gründen der Vergleichbarkeit 
der Studien werden die Variablen zu Klassen ähnlicher Variablen zusammengefasst.  
 
 
                                                          
37
 Die ursprüngliche Korrelation der Variablen x und y wird durch folgende Gleichung widergegeben:  
r
xy = 
r
1x
r
1y + 
r
2x
r
2y+…
r
kx
r
ky wobei 1,2...k die einzelnen Faktoren sind. Die Gewichtung einer Variablen auf ei-
nem Faktor ist demnach eine Korrelation zwischen dem Faktor und der Variablen (Friedrichs, 1983, S. 
184). 
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Tabelle 14: Faktorökologie - Zusammenfassung der Faktoren und hochladenden Variablen nach Fried-
richs. 
Faktor hochladende Variablen 
Sozioökonomischer Status 
(Anteil erklärter Varianz 20-30%) 
Anteil Nichtarbeiter, Anteil höherer Einkommen, Anteil Personen 
mit höherer Bildung, Miete, Wert des Hauses, Anteil Selbständi-
ger 
Familienstatus 
(Anteil erklärter Varianz 20-25%) 
Anteil erwerbstätiger Frauen, Fruchtbarkeit, Anteil Kinder im Alter 
0-6 Jahre, Anteil Personen ab 65 Jahre, Anteil Familien mit drei 
Kindern, Anteil Lediger, Anteil Geschiedener, Anteil ein Familien-
gebäude. 
Ethnischer Status 
(unterschiedlicher Einfluss in 
Nordamerika und Europa)  
In europäischen Städten wird eher die Mobilität als Variable in die 
Faktorenanalyse einfließen, Stichwort Migration. 
In amerikanischen Städten wird in der Untersuchung mehr auf die 
homogene ethnische Zusammensetzung einer Gebietseinheit 
geachtet 
In einigen Studien wird die Dichte als vierter Faktor bezeichnet. 
Quelle: Zusammenstellung nach (Friedrichs, 1983, S. 186/187). 
 
Die Faktorökologie baut auf dem Ansatz der Sozialraumanalyse auf. Das Verfahren 
stellt ein Bindeglied zwischen der Sozialraumanalyse und den theoretischen Stadtmo-
dellen der klassischen Sozialökologie der Chicagoer Schule dar (Gaebe, 2004, S. 124). 
Interessant wäre in diesem Kontext zu prüfen, wie stark die einzelnen Variablen bzw. 
Faktoren seit der Begründung der Faktorökologie und der Sozialraumanalyse in neue-
ren sozialräumlichen Studien verändert wurden. Einen Ansatz zur Prüfung können indi-
katorgestützten Evaluierungsstudien im Rahmen neuerer Konzepte der sozialen Stadt-
teilentwicklungen bieten. Als Beispiel kann hier die Indikatorauswahl des im Zeitraum 
2002 bis 2004 durchgeführten Projekts38 „Soziale Kontextbedingungen der Stadtent-
wicklung: Indikatorengestütztes Monitoring im Rahmen der Evaluation des integrierten 
Handlungsprogramms „Soziale Stadt“ in Nordrhein-Westfalen“ herangezogen werden.   
 
 
                                                          
38
 Das Projekt wurde im Auftrag des Zusammenschlusses Städtenetz Soziale Stadt NRW, des Ministeri-
ums für Bauen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen und des Instituts für Landes- und Stadtent-
wicklungsforschung durchgeführt. Das Projekt wurde unter der Leitung von Prof. Dr. Peter Strohmeier 
und Volker Kersting an der Ruhr Universität Bochum geführt.  
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Tabelle 15: Indikatoren im Projekt „Soziale Kontextbedingungen der Stadtentwicklung: Indikatorenge-
stütztes Monitoring im Rahmen der Evaluation des integrierten Handlungsprogramms „Soziale Stadt“ in 
Nordrhein-Westfalen“. 
Indikator  Berücksichtigte Variablen  
Demographie Anteile der Bevölkerung in % (<6 Jahren, <18 Jahren, ≥ 18 ≤ 25 Jahre, ≥ 65 Jahre), 
Jugendquotient in %, Geburten in %. Sterbefälle in % Alleinerziehende in % aller 
Erziehender mit Kindern, 2-Elternfamilien mit 3 und mehr Kindern in % aller 2-
Elternfamilien mit Kindern. 
Nichtdeutsche Nichtdeutsche in % der Bevölkerung  (<6 Jahren, <18 Jahren, ≥ 18 ≤ 25 Jahre, ≥ 65 
Jahre), ausländische Bevölkerung (italienische Bevölkerung in %, türkische Bevölke-
rung in %, ehem. jugoslawische Bevölkerung in %, asiatische, australische, ozeani-
sche Bevölkerung in %, übrige Nationalitätengruppen in %) der nichtdeutschen Be-
völkerung.   
Mobilität  Umziehende im Gebiet in % der Bevölkerung, Saldo der Zu-/Fortgezogenen in % der 
Bevölkerung, Wanderungsvolumen in % der Bevölkerung, Zuzüge Nichtdeutscher in 
% der Zuzüge insgesamt, erwachsene Bevölkerung mit Wohndauer von unter 3 Jah-
ren in % der erwachsenen Bevölkerung, erwachsene Bevölkerung mit Wohndauer 
von 10-20 Jahren in % der erwachsenen Bevölkerung, erwachsene Bevölkerung mit 
Wohndauer von ≥ 20 Jahren in % der erwachsenen Bevölkerung. 
Armut Sozialhilfedichte in %, Sozialhilfedichte der weiblichen Bevölkerung in %, Sozialhilfe-
dichte der männlichen Bevölkerung %, Sozialhilfe der unter 6-Jährigen in %, Sozial-
hilfedichte der unter 18 Jährigen in %, Sozialhilfedichte der nichtdeutschen Bevölke-
rung in %, Arbeitslose in % der Bevölkerung ≥18≤65 Jahre, männliche Arbeitslose in 
% der männlichen Bevölkerung ≥18≤65 Jahre, weibliche Arbeitslose in % der weibli-
chen Bevölkerung ≥18≤65 Jahre, nichtdeutsche Arbeitslose in % der nichtdeutschen 
Bevölkerung ≥18≤65 Jahre, Langzeitarbeitslose in % der Arbeitslosen, Arbeitslose 
≥15≤20 Jahre in % der gleichaltrigen Bevölkerung.  
Wohnen Gebäude mit ≥20 Wohnungen in % aller Gebäude, Wohnfläche je (wohnberechtigte) 
Person in m², Sozialwohnungen in % der Wohnungen. 
Betreuung Betreuungsquote der ≤3-Jährigen in %, Betreuungsquote der 3 bis 6 Jährigen in %, 
ambulante Erziehungshilfen in % der Bevölkerung ≤ 18 Jahre, Fremdunterbringung 
in % der Bevölkerung ≤ 18 Jahre. 
Sonstige Anteil der übergewichtigen und adipösen Kinder, Übergangsquote zum Gymnasium 
in %, Wahlbeteiligung (Kommunalwahlen, 1999 und 2004). 
Quelle: (Kersting et al., 2008, S. 22). 
 
Im Wesentlichen hat sich die grundlegende Auswahl der Faktoren in der hier exempla-
risch vorgestellten Studie, seit der Begründung des faktorialökologischen Ansatzes 
nicht verändert. Es wird deutlich, dass die Auswahl der Indikatoren in den neueren Ana-
lysen der sozialräumlichen Stadtstruktur weiterhin durch demografische und sozioöko-
nomische Eckwerte bestimmt wird (Werlen, 2004 S. 257). 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Ergebnisse der Sozialraumana-
lyse und der Faktorökologie in der sozialstatistischen Ableitung der sozialräumlichen 
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Stadtstruktur verortet sind. Die Aussagekraft der Analysen ist jedoch hochgradig von 
der kategorialen Bestimmung und der Qualität des statistischen Materials abhängig. Oft 
ist es aufgrund verwaltungstechnischer Abgrenzung der Zensus- und der Verwaltungs-
bezirke nicht möglich, homogene sozialräumliche Differenzierung, sowie sozioökonomi-
sche Klassifizierung der Bevölkerungsgruppen hinsichtlich ihrer sozioökonomischen  
Struktur und ethischen Zusammensetzung genauer zu bestimmen. Die sozialstatisti-
sche Auswertung blendet die gesellschaftlichen Beziehungen und Wirkungsmechanis-
men aus. Diese bestimmen aber über die Herausbildung und Veränderung der sozial-
räumlichen Differenzierung eines Stadtorganismus. Die sozialräumliche Stadtstruktur ist 
aber besonders von den ökonomischen und sozialen Bedingungen der Stadtentwick-
lung, sowie den gesellschaftlichen Beziehungen zwischen städtischen Teilräumen ge-
prägt (Krätke, 1995, S. 162).  
Dem sozialökologischen Ansatz ist zu verdanken, dass sich erstmals die empirische 
Sozialforschung mit der Stadtentwicklung, und insbesondere mit städtischen Lebensbe-
dingungen befasste. Auch die konzeptionelle Forschungsarbeit und die damit erfolgte 
Theorienbildung der Stadtstrukturen, können als positiv dem Wissenschaftsfeld der So-
zialökologie zugerechnet werden. Das theoretische Grundgerüst der Stadtstrukturmo-
delle der klassischen Sozialökologie führte dazu, dass die räumliche Komponente im 
Rahmen des gesellschaftstheoretischen Ansatzes eine Beachtung fand. Das größte 
Verdienst der Sozialökologie besteht jedoch darin, die interdisziplinäre Forschungsar-
beit in Geographie und Soziologie gefördert zu haben. Dieser Ansatz wurde zu einer 
wichtigen Grundlage der anglosächsischen Sozialgeographie (Werlen, 2004, S. 
260/261).  
In der Bewertung der Stadtstrukturmodelle der klassischen Sozialökologie (Chicagoer 
Schule), muss jedoch die begrenzte Anwendbarkeit und Übertragbarkeit dieser auf an-
dere städtische und politische Systeme außerhalb der US-amerikanischen Städte kri-
tisch angemerkt werden. Insbesondere stehen einer ungehinderten Modellübertragung 
die sehr spezifischen Zeit- und Kulturprämissen39 der Modelannahmen im Wege 
(Fassmann, 2004, S. 148). Ebenfalls als kritisch soll die naturalistische Perspektive der 
Stadtentwicklung aus der Prämisse des abgeleiteten Darwinismus angesehen werden, 
                                                          
39
 Es wird übersehen, dass nicht überall auf der Welt die gleichen sozioökonomischen und soziokulturel-
len Verhältnisse vorzufinden sind, wie im Chicago der Zwischenkriegszeit (Lichtenberger, 1998, S. 57)  
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diese Perspektive führt zu einer problematischen Gesellschaft-Raum-Relation (Werlen, 
2004, S. 261) 
Wenn man den Blick wieder der sozial-ökologischen Forschung nach der definitori-
schen Abgrenzung des Forschungsfeldes von Becker (vgl. S. 70) zuwendet, und diesen 
Ansatz hinsichtlich der Verwendbarkeit für die wirtschaftsgeographische Perspektive 
prüft, dann wird sowohl das breite Spektrum der Geographie/Wirtschaftsgeographie und 
des sozial-ökologischen Ansatzes, als auch eine große Schnittmenge der Disziplinen 
deutlich. Besonders der Paradigmenwechsel weg von der Geographie/ Wirtschaftsgeo-
graphie als chronologische Wissenschaft hinzu einer Wissenschaft des Raumes40 und 
die damit verbundene vernetzten Problemforschung (Haggett, 2004, S. 782) zeigt breite 
Konformität für die Möglichkeit einer Integration sozial-ökologischer Forschungsfragen 
in das Gefüge der Wirtschaftsgeographie.   
 
Abbildung 29: Vernetzte Problemforschung in der Geografie aus sozialwissenschaftlicher Sicht. 
 
Quelle: Eigener Entwurf nach (Haggett, 2004 S. 782). 
 
                                                          
40
 In der Geographie als der Wissenschaft des Raumes werden Regionen nicht mehr als natürlich vorde-
finiert, sondern als analytisch bestimmbar, zur Bearbeitung spezifischer Problemstellungen angesehen. 
Die deskriptive Erforschung der Landschaften und Länder wird zugunsten einer Erfassung und Erörte-
rung räumlicher Verteilungen und Verflechtungen von Phänomenen aufgegeben. Diese werden dann auf 
der Grundlage von Raumgesetzen erklärt (Bathelt & Glückler, 2003, S. 20). 
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Das Konzept vernetzter Problemforschung löste das bis dato bestehende hierarchische 
Gefüge geographischer Teildisziplinen ab. Die in der vernetzten Problemforschung 
durchgeführte Verknüpfung ausgewählter Forschungsfelder charakterisiert sich durch 
die zielgerichtete Einbindung von Theorien und Methoden benachbarter Forschungsfel-
der (Bathelt & Glückler, 2003, S. 21).  
Eine mögliche Integrationsfläche des sozial-ökologischen Ansatzes in der Wirtschafts-
geographie bietet der definitorische Umriss des Faches Wirtschaftsgeographie von Diet-
richs Bartels. Bartels geht in seiner Vorstellung der Wirtschaftsgeographie von einer 
Wissenschaft aus, die neben dem Wirtschaftsräumlichen, das räumliche Verhalten von 
Menschen differenziert nach Tätigkeiten und Sozialgruppen in den Mittelpunkt der For-
schungsfrage stellt (Bartels, 1988 S. 46). Bartels erkennt in der auf diese Weise defi-
nierten wirtschaftsgeographischen Forschung acht Schwerpunkte41, an diese können 
beispielsweise einzelne Aspekte oder Teilbereiche der sozial-ökologischen Forschung 
angegliedert werden.  
 
Tabelle 16: Grundperspektiven der Wirtschaftsgeografie – Ein schematischer Überblick.  
Wirtschaftsgeographie 
in der Länderkunde 
Wirtschaftsgeographie 
als Raumwirtschafts-
lehre 
New Economic  
Geography 
Relationale  
Wirtschaftsgeographie 
Perspektive: deskrip-
tiv 
Die Aufgabe der Wirt-
schaftsgeographie liegt 
in der Erfassung der 
Folgen wirtschaftlicher 
Tätigkeit für die Raum-
struktur. Zusammen-
hänge und Mechanis-
men ökonomischer 
Aktivitäten bleiben unbe-
leuchtet.  
Perspektive: modell-
theoretisch  
Die Raumwirtschaftsleh-
re versucht über Theo-
rie- und Modellbildung 
allgemeine Erkenntnisse 
über die räumliche Ord-
nung der Wirtschaft zu 
erhalten. 
Erweiterung: Ansatz von 
Bartels: Differenzierung 
des räumlichen Verhal-
ten von Menschen und 
Sozialgruppen (8. 
Schwerpunkte). 
Perspektive: kein ge-
schlossenes Theorie-
gebäude 
Definition überwiegend 
über ihre Kritik und eine 
erhöhte Komplexität in 
der Analyse ökonomi-
scher und sozialer Pro-
zesse gegenüber der 
Raumwirtschaftslehre.  
Integration von wirt-
schafts- und sozialwis-
senschaftlichen Ansätzen. 
Perspektive: räumlich 
In der relationalen Wirtschafts-
geographie ist nicht die räumli-
che Wirtschaft, sondern die in 
räumlicher Perspektive be-
obachtbare Struktur und Dy-
namik ökonomischer Bezie-
hungen Gegenstand wirt-
schaftsgeographischer For-
schung. Wirtschaftsgeographi-
sche Forschung zielt auf die 
Beobachtung und die Erklä-
rung zeitlich und räumlich 
situierten ökonomischen Han-
dels, um kontextabhängige, 
institutionalisierte und somit in 
räumlicher Perspektive lokali-
sierbare, ungleich verteilte 
ökonomische Beziehungen zu 
erfassen. 
Quelle: Eigener Entwurf nach (Bathelt & Glückler, 2003, S. 20ff). 
                                                          
41
 1. Choristische Methodik bzw. Spatialanlyse, 2. Sozialgruppenforschung, 3. Perzeptionsforschung, 4. 
Mobilitätsforschung, 5. Umweltpotentialforschung, 6. Siedlungsforschung, 7. Raumentwicklungsfor-
schung, 8. Disparitätenforschung. (Bathelt & Glückler, 2003, S. 27). 
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Eine weitere Möglichkeit für die Einbindung der sozial-ökologische Forschung in die 
Strukturen der Wirtschaftsgeographie, bieten der integrierte Ansatz und seine drei geo-
graphischen Forschungsansätze.  
 
Abbildung 30: Integrierter Ansatz: Raumanalyse, Ökologische Analyse, Regionale Komplexanalyse. 
 
Quelle: Eigener Entwurf nach (Haggett, 2004, S. 781). 
 
Besonders die Regionale Komplexanalyse bietet das Potential Begrifflichkeiten, Metho-
den und Modellierungen des sozial-ökologischen Ansatzes in die räumliche Perspektive 
zu transferieren, hierbei können die räumlichen Beziehungen aus der klassischen Sozi-
alökologie abgeleitet werden. Der Versuch solch eines Transfers des sozial-
ökologischen Ansatzes auf das Forschungsgebiet der Wirtschaftsgeographie wird im 
weiteren Verlauf der Arbeit unternommen.  
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2. Wirtschaftsräumliche Analyse der Untersuchungsgebiete aus sozialökologi-
scher Perspektive  
 
Helmut Breuer definiert den Begriff des wirtschaftlichen Wandels als einen ständigen 
Prozess, der sich auf den verschiedensten Wirtschaftsstufen in wechselnder Geschwin-
digkeit und mit einem sehr unterschiedlichen Grad räumlicher Prägekraft bzw. sozialer 
Folgewirkungen vollzieht (Breuer, 1984, S. 6).  
In nur wenigen europäischen Regionen wurde der strukturelle, ökonomische, soziale 
und ökologische Wandel so tiefgreifend vollzogen wie in den beiden Untersuchungsre-
gionen. Der Niedergang der einst so prägenden montanindustriellen Basis spiegelt sich 
im Qualität und Quantität der ökonomischen, sozialkulturellen und ökologischen Trans-
formation der Untersuchungsräume wider. In diesem Kapitel sollen aufbauend auf der 
Verknüpfung wirtschaftsgeografischer und sozial-ökologischer Perspektiven wirtschafts-
räumliche Gegebenheit mit besonderer Beachtung sozialer und ökologischer Aspekte in 
den Untersuchungsräumen analysiert werden.  
Im Kapitel „Sozialökologische Perspektive und ihre Bedeutung für den wirtschaftsgeo-
graphischen Forschungsansatz – Stand der Forschung“ wurde schon ein Versuch un-
ternommen, Ansätze der sozial-ökologischen Forschung in der Wirtschaftsgeographie 
zu verorten. Im Allgemeinen kann festgehalten werden, dass besonders die Wirtschafts- 
und Sozialgeographie die räumlichen Dimensionen wirtschaftlicher und sozialer Ver-
hältnisse und Prozesse in den Vordergrund des Forschungsansatzes stellt (Krätke, 
1995, S. 5). Dieser Forschungsansatz soll an dieser Stelle um die Regionale Kom-
plexanalyse (vgl. Kapitel II) erweitert werden, dadurch wird es möglich, im Rahmen des 
integrierenden Ansatzes die wirtschafts- und sozialbezogen Analysen mit der ökologi-
schen Analyse zu verbinden, und somit eine ganzheitliche Betrachtungsebene der regi-
onalen Entwicklung in den Untersuchungsgebieten im Sinne der gestellten Forschungs-
frage zu bekommen.  
Im Titel der Arbeit wurden beide Untersuchungsgebiete als Transformationsräume be-
zeichnet. Um die Bedeutung des Begriffes Transformationsraum für die wirtschafts-
räumliche Analyse erschließen zu können, ist es notwendig, sich auf die prinzipielle 
Konstitution der Definition des Raumes in der Geographie und besonders in der Wirt-
schaftsgeographie zu konzentrieren. Der Raumbegriff stellt zuerst einen Orientierungs-
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rahmen im Sinne physisch-materieller Lokalisation materieller Wirklichkeit dar. Bei 
Raum handelt es sich somit um einen formal-klassifikatorischen Begriff (Werlen, 2009, 
S. 100/101). Bei der Definition des Begriffes Wirtschaftsraum kommt man zurück auf 
das deskriptive Paradigma der Wirtschaftsgeographie der Länderkunde, hier wird das 
Forschungsobjekt Wirtschaftsraum zuerst von Lütgens (1921) als Wirtschaftslandschaft, 
dann von Waibel (1927) als Wirtschaftsformation und schließlich als Wirtschaftsraum 
mit zahlreichen darauf folgenden Modifikation von Otremba (1969) und Voppel (1970) 
zum Gegenstand der wirtschaftsgeographischen Forschung definiert (in: Bathelt & 
Glückler, 2003 S. 26). Gemeinsame Charakteristik dieser Konzepte besteht darin, dass 
nicht die Handlungen ökonomischer Akteure, sondern nur deren Handlungsergebnisse 
in homogenen Räumen im Fokus der Analyse stehen (Wagner, 1981, S. 19). Diese 
Tatsache spiegelt sich in folgender Definition des Wirtschaftsraumes in den älteren 
Lehrbüchern z.B. bei Bartling (1926) wider (Bathelt & Glückler, 2003, S. 26): 
„Der Wirtschaftsraum […] ist das zentrale Forschungsobjekt der Wirtschaftsgeographie. 
Es gilt als Leitziel, die räumliche Ordnung der Wirtschaft in Wirtschaftsräumen zu erfas-
sen und abzugrenzen“ (Bartling, 1926, in: Bathelt & Glückler, 2003, S. 26).  
Dieser stark deskriptive Ansatz bietet nur wenig Überscheidungsfläche für die Verknüp-
fung mit dem sozial-ökologischen Forschungsansatz. Theodor Kraus fügte im Jahre 
1933 in seinem Verständnis des Wirtschaftsraumes die sozialökologischen Systeme als 
Bestandteil des raumanalytischen Forschungsansatzes hinzu. Dies führte zu ersten Be-
rührungen der Wirtschaftsgeographie mit der Sozialökonomie und dem Einsatz wirt-
schafts- und sozialwissenschaftlicher Methoden in der Raumanalyse. Trotz dieser Wei-
terentwicklung und der Erweiterung der Forschungsperspektive blieb die Wirtschaftsge-
ographie bis zu den 60er Jahren des Zwanzigsten Jahrhunderts beim Wirtschaftsraum-
begriff weitgehend bei der deskriptiven länderkundlichen Darstellung. Auch bei der 
Konzeption der Lehrbuchinhalte war eine deutliche Konzentration auf die Behandlung 
von Produktionsräumen, Wirtschaftszweigen und einzelnen Produkten erkennbar 
(Schätzel, 1998, S. 13/14). 
Durch die Verwendung des definitorischen Ansatzes der Wirtschaftsgeographie nach 
Bartels (vgl. Kapitel II) bietet sich nun die Möglichkeit an, auch spezielle sozialräumliche 
und ökologische Sachinhalte in die wirtschaftsräumliche Analyse miteinzubeziehen. Im 
diesem Sinne ist dieser Analyseansatz konform mit den Zielen und Aufgaben der Wirt-
schaftsgeographie, denn so definierte Ziele der Wirtschaftsgeographie gehen über die 
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Analyse ordinärer wirtschaftsräumlicher Ordnung als Forschungsperspektive hinaus. 
Auf diese Weise ist es möglich wirtschaftsräumliche Ungleichgewichte, sozialräumliche 
Disparitäten und ökologische Entwicklungen zu behandeln (Wagner, 1998, S. 24). Hier-
bei kommt es zu einem Wechsel der definitorischen Perspektive des Raumbegriffs, ei-
ner Perspektive in der, die Handlungen der Akteure im Raum als Ausgangspunkt einer 
analytischen Betrachtung stehen.  
„[…] Betrachtet man die geographische Welt in handlungszentrierter Perspektive, elimi-
niert man den Raum „an sich“ als Ausgangspunkt und wendet die Aufmerksamkeit den 
körperlichen Subjekten, der Körperlichkeit der Handelnden im Kontext bestimmter subjek-
tiver, sozial-kultureller und physisch materieller Konstellationen zu. Die entsprechende 
Sichtweise betont die Handlungsfähigkeit der Subjekte als einzigen „Ursprung“ sozialer 
Handlungen und konsequenterweise des sozialen Wandels. Gleichzeitig ist davon aus-
zugehen, dass sozialkulturelle und physisch-materielle Aspekte immer sowohl Mitteln, als 
auch Zwänge des sozialen Handels bilden können“ (Werlen, 2009, S. 100). 
Bei dieser Betrachtungsweise des Raumes kommt es ebenfalls zur Änderung des An-
satzes innerhalb der Wirtschaftsraumanalyse, hierbei wird die geodeterministische Per-
spektive zugunsten des Possibilismus aufgegeben. Der Geodeterministische Ansatz in 
der Wirtschaftsraumanalyse definiert den Wirtschaftsraum durch seine naturräumliche 
Ausstattung (Kulke, 2006, S. 14). Haas und Neumair formulieren den geodeterministi-
schen Forschungsansatz der Wirtschaftsrauanalyse wie folgt:  
„Forschungsansatz der Wirtschaftsraumanalyse (Wirtschaftsraum), der besagt, dass die 
unterschiedliche Wirtschaftsentwicklung in verschiedenen Teilen der Welt in erster Linie 
durch die natürliche Ausstattung bestimmt ist.“ (Haas & Neumair, 2011). 
Im Gegensatz zum Geodeterminismus besagt der Possibilismus, dass die Umwelt eine 
Vielzahl von Möglichkeiten bietet, die Auswahl der Möglichkeiten aber vom Menschen 
bestimmt wird (Haggett, 2004, S. 363/815). Dieser definitorische Ansatz spiegelt sich in 
der von Haas und Neumair formulierten Bestimmung der Wirtschaftsraumanalyse aus 
der Sicht des Possibilismus wieder.  
„[…] bei der Wirtschaftsraumanalyse (Wirtschaftsraum) Forschungsansatz, der den 
menschlichen Entscheidungs- und Interpretationsspielraum innerhalb bestimmter sozialer 
und physischer Grenzen betont. Gesellschaft und Natur sind nicht durch die Natur deter-
miniert, sondern das Ergebnis in Wert gesetzter Möglichkeiten.“ (Haas & Neumair, 2011). 
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Um im Sinne des Possibilismus eine fundierte Wirtschaftsraumanalyse mit sozialökolo-
gischen Schwerpunkten durchführen zu können, sollte an dieser Stelle eine genaue 
Definition der Untersuchungsräume erfolgen. Im Titel der Arbeit werden beide Untersu-
chungsräume im weiten räumlichen-namentlichen Spektrum erfasst, nämlich als Ober-
schlesien und Ruhrgebiet. Diese räumlich-namentliche Bestimmung stößt jedoch auf 
Probleme, denn sie ruft differenzierte Raumwahrnehmungen hervor und bietet darüber 
hinaus nur schwerlich den pragmatischen Rahmen für die Raumabgrenzung des ge-
wählten Themas an. Die Auswahl der räumlichen Untersuchungseinheiten soll so ge-
staltet werden, dass die Heterogenität der Wirtschafts- und Sozialstruktur differenziert 
erfasst werden kann, dabei sollen auch die intraregionalen Unterschiede kleinräumig 
analysiert werden (Einig & Zaspel, 2006, S. 163). Dieser Strukturierungsansatz des 
Raumes deckt sich mit den Zielen dieser Arbeit, den Fokus der analytischen Betrach-
tung auf inter- und intraregionale Aspekte der Entwicklung in Untersuchungsräumen zu 
legen. Um eine differenzierte inter- und intraregionale wirtschafts- und sozialräumliche 
Analyse mit ergänzenden Aspekten der ökologischen Entwicklung vornehmen zu kön-
nen, wird der Schwerpunkt der räumlichen Gliederung der Untersuchungseinheiten auf 
die regionale Verbandsstrukturen im Ruhrgebiet und in Oberschlesien gelegt.  
 
Karte 1: Untersuchungseinheiten: Regionalverbände RVR und GZM.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Kartengrundlage: ESRI Data, RVR, GZM. 
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So kann zumindest gewährleistet werden, dass die intraregionale Analyse auf der Ebe-
ne der Stadtgebiete erfolgen kann. Der Untersuchungsraum wird somit durch die Gren-
zen der Verbände definiert. Dabei handelt es sich um die Grenzen des Regionalver-
bandes Ruhr (RVR) in Deutschland und des Gόrnośląski Związek Metropolitalny (GZM) 
(Oberschlesischer Metropolverband) in Polen. 
Der Regionalverband Ruhr blickt auf eine fast 100 jährige Geschichte. Die Ursprünge 
der heutigen Strukturen als Regionalverband gehen auf das im Jahre1920 erlassene 
preußische Gesetz zur Gründung des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk (SVR) 
zurück. Im Jahre 1979 löste der Kommunalverband Ruhr (KVR) den SVR als seine, 
durch den Beschluss des nordrhein-westfälischen Landtages legitimierte Rechtnachfol-
ge ab. Der Kommunalverband Ruhr wurde am 1. Oktober 2004 auf Grundlage neuer 
gesetzlicher Bestimmungen zum Regionalverband Ruhr umgestaltet (o.A., 2006, S. 53).  
Die Geschichte des Gόrnośląski Związek Metropolitalny ist bedeutend kürzer, sie be-
ginnt erst in den Neunziger Jahren des Zwanzigsten Jahrhunderts, zuerst als Idee einer 
interkommunalen Zusammenarbeit der Städte in der Oberschlesischen Agglomeration. 
Die angedachte interkommunale Kooperation sollte die Effizienz der städtischen Ver-
waltungen steigern, darüber hinaus wurde die Unterstützung „schwächerer“ Gemeinden 
durch „stärkere“ Kommunen im Agglomerationsgebiet angestrebt. Zuerst haben 20 
Kommunen ihre Bereitschaft zur Gründung von Związek Miast Konurbacji Gόrnośląskiej 
(Verband der Städte der Oberschlesischen Konurbation) erklärt. Da in der polnischen 
Gesetzgebung die rechtlichen Grundlagen zur Gründung von Regionalverbänden fehl-
ten, wurde im Jahre 2007 der GZM als ein freiwilliger Zusammenschluss der oberschle-
sischen Gemeinden ins Leben gerufen. Die nachgeschobene Gesetzesgrundlage sah 
vor, dass einem regionalen Verband in Polen nur Stadtkreise (miasta na prawach powi-
atu) angehören dürfen. Dies führte dazu, dass am 8. Juni 2007 vierzehn Stadtkreise42 
aus der Oberschlesischen Agglomeration dem gegründeten GZM beitraten (o.A., 2011). 
Im Gegensatz zum RVR besitzt der GZM keine regionalen Planungs- und Entschei-
dungskompetenzen. Ebenfalls besitzt er keine Zuständigkeit für die Wirtschaftsförde-
rung. In seiner gegenwärtigen Konzeption fungiert GZM als eine Koordinationsstelle für 
Zusammenarbeit der Mitgliedsstädte (Färber, 2009, S. 37). Diese ungenaue Definition 
                                                          
42
 . Dem Verband haben sich folgende Städte angeschlossen (Nennung nach Einwohnerzahl): Katowice, 
Sosnowiec, Gliwice, Bytom, Zabrze, Ruda Śląska, Tychy, Dąbrowa Gόrnicza, Chorzów, Jaworzno, 
Mysłowice, Siemianowice Śląskie, Piekary Śląskie, Świętochłowice 
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der Zuständigkeiten und Aufgabenbereiche wird als eine gravierende Schwäche des 
GZM angesehen, die Ursache mangelnder Kompetenzübertragung von den Mitglied-
städten auf den Verband wird oft durch lokale Machtpolitik und das Beharren auf Be-
sitzständen kommunaler Entscheidungsträger gesehen (Metropolia znowu bez szefa? 
Prezydenci nie chca Czecha, 2010). Oft wird in diesem Zusammenhang auch das 
Kompetenzgerangel der Oberbürgermeister, als Vertreter ihrer Städte im Aufsichtsrat 
des GZM, als Ursache des „schwachen“ Verbandes angeführt (Nie wystarczy dekret o 
istnieniu metropolii, 2009).  
Karte 2: Räumliche Untersuchungseinheit GZM – Gόrnośląski Związek Metropolitalny. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Kartengrundlage: ESRI Data, GZM.  
 
Der elf kreisfreie Städte43 und vier Kreise44 umfassende Regionalverband Ruhr hat im 
Gegensatz zum GZM eine klare rechtliche Grundlage. Der RVR ist eine Körperschaft 
öffentlichen Rechts. Seine beschlussgebenden Organe setzten sich entsprechend der 
Kommunalwahlen zusammen (Ehses, 2006, S. 106). Auch die Zuständigkeiten und 
                                                          
43
 Bochum, Bottrop, Dortmund, Duisburg, Essen, Gelsenkirchen, Hagen, Hamm, Herne, Mühlheim an der 
Ruhr, Oberhausen. 
44
 Ennepe-Ruhr, Recklinghausen, Unna, Wesel.  
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Aufgabenbereiche sind beim RVR klar durch die Definition der Pflicht- und freiwilligen 
Aufgaben zugeordnet (o.A., 2006 S. 52).  
Karte 3: Räumliche Untersuchungseinheit RVR – Regionalverband Ruhr.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Kartengrundlage: ESRI Data, RVR.  
 
Ein gravierender Unterschied zwischen beiden Verbänden besteht in ihrer finanziellen 
Ausstattung, während die Verbandsumlage als Hauptfinanzierunginstrument, dem RVR 
im Jahre 2010 eine Einnahme von ca. 44,4 Millionen einbringt (o.A., 2011), beläuft sich 
der aus dem Pflichtbeiträgen45 der Kreisstädte finanzierte Haushalt des GZM auf umge-
rechnet ca. 500 000 Euro pro Jahr (o.A., 2011).   
Solche Raumabgrenzung einer Untersuchungsregion kann nur unter der Prämisse der 
pragmatischen Operationalität46 vorgenommen werden, denn eine gesellschaftsbezo-
gene – in diesem Falle der sozial-ökologischen Forschung nahstehende – Raumfor-
schung kann mit dem Problem konfrontiert werden, dass beispielweise ein Regional-
verband (im Sinne einer administrativen Raumeinheit) als sozialökonomische und öko-
                                                          
45
 Der Pflichtbeitrag wird nach Zahl der Einwohner der Kreisstadt erhoben, pro Einwohner beträgt die 
Umlage 1,00 PLN, Stand 2011.  
46
 Die Operationalität ist durch die Verfügbarkeit der statistischen Daten begründet. 
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logische Einheit nicht eindeutig abgrenzbar ist. Das ökonomische, soziale, politische, 
kulturelle und ökologische Wirkungsgebiet eines Regionalverbands endet nicht an sei-
nen administrativen Grenzen. Das Wirkungs- und Absorptionsgefüge sozialökonomi-
scher und ökologischer Aspekte strahlt über diese administrativ festgelegten Grenzen 
hinweg (Krätke, 1995, S. 9). Als Beispiel solch einer über die Grenzen der administrati-
ven Raumeinheit – hier GZM - gehenden Raum-Funktionsverflechtungen, kann in 
Oberschlesien die Organisation des ÖPNV angeführt werden. Der ÖPNV in der Ober-
schlesischen Agglomeration wird von Komunikacyjny Związek Komunalny GOP (KZK 
GOP) bedient, seine Streckenführung geht auf die historisch – hauptsächlich noch aus 
der Zeit vor 1989 – gehenden Pendlerbeziehungen zurück. Die Streckenführung des 
ÖPNV-Verbandes KZK GOP geht über die Grenzen der vierzehn Mitgliedstädte des 
GZM hinaus (Koteras, 2011, S. 1). Hier wird sehr deutlich, dass das sozialökonomische 
Wirkungsgefüge dieser Raumeinheit weit komplexer ist als das Gebiet des GZM. Unter 
diesen Gegebenheiten sollte bei der Raumanalyse nicht nur das Gebiet des Regional-
verbandes untersucht werden, nach Möglichkeit soll die Analyse um das regionale Sys-
tem sozialökonomischer und ökologischer Verflechtungen - als Formen der Differenzie-
rung der Entwicklungsdynamik einer Region – erweitert werden (Krätke, 1995. S. 9).   
Aufgrund ihrer Siedlungscharakteristika – bei beiden Untersuchungsräumen kann von 
Gebieten zusammenhängender städtischer Verbauung ausgegangen werden - kann 
zuerst von städtischen Agglomerationen bzw. Konurbationen gesprochen werden 
(Staudacher, 2005, S. 268). Das Gebiet des GZM, welches in den Grenzen des Ober-
schlesisches Industriegebiets liegt, kann als ein hochindustrialisierter und hochsubur-
banisierter Verdichtungsraum bezeichnet werden (Goebel, 2001, S. 9). Das Ruhrgebiet, 
bzw. das Gebiet des RVR ist der größte industrielle Ballungsraum Deutschlands und 
Europas und eine der größten Industrieagglomerationen der Welt (Eckert & Neuhoff, 
2000, S. 11). 
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2.1. Altindustriegebiet als Transformationsraum  
 
Die Transformation wird in der Geographie/Wirtschaftsgeographie hauptsächlich aus 
der regional- und wirtschaftswissenschaftlichen Perspektive betrachtet. In der geogra-
phischen Transformationsforschung werden darüber hinaus Aspekte sozialer Rahmen-
bedingungen, sowie ihre Auswirkungen auf das gesellschaftliche Gefüge des Raumes 
in die Forschungsperspektive integriert. Erforscht werden meist Veränderungen der 
räumlichen Grundstruktur wie beispielsweise Standortverteilungen, Landnutzungsver-
änderungen oder Veränderungen der geographischen Aktionsräume. Dieser Ansatz 
wird vom Jörg Stadelbauer in seinem Diskussionsbeitrag „Räumliche Transformations-
prozesse und Aufgaben geographischer Transformationsforschung“ als eine deskriptive 
Bestandsaufnahme eines Strukturwandels definiert (Stadelbauer, 2000, S. 64). Der 
Transformationsraum kann aus dieser Perspektive, als ein Entwicklungsprozess der 
räumlichen Struktur eines Gebietes verstanden werden. Nach Staudacher beinhaltet 
dieser räumliche Entwicklungsprozess die räumliche Veränderung von Strukturen, In-
teraktionen und Organisationsmuster eines Raumes. Dieser Prozess besitzt eine raum-
differenzierende Wirkung der räumlichen Strukturierung und der Raum-Politik 
(Staudacher, 2005, S. 33). In dieser Arbeit wird der Transformationsraum im Sinne der 
Breuerschen Definition des wirtschaftlichen Wandels verstanden47 wobei hier ein Ver-
such der Anwendung dieser Definition auf die Altindustriegebiete unternommen wird.  
Beide Untersuchungsregionen, sowohl das Ruhrgebiet, als auch das Oberschlesische 
Revier, sind erst während der Industrialisierungsphase im Neunzehnten Jahrhundert zu 
Ballungszentren der Montanindustrie geworden (Tenfelde, 2006, S. 15). Das Ruhrgebiet 
und das Oberschlesische Revier weisen aufgrund ihrer massiven Industrialisierungs- 
und Deindustrialisierungsprozesse Grundzüge von Altindustriegebieten auf (Wood, 
2009, S. 19), ihre rasche Industrialisierung entstand auf der Grundlage natürlicher Res-
sourcen, vor allem dem Vorkommen mineralischer Bodenschätze wie Steinkohle und 
Eisenerz (Diec, 2006, S. 115), (Föhl, 2006, S. 138). Die Typisierung des Begriffes Altin-
dustriegebiet kann mithilfe von Merkmalen traditioneller Altindustriegebiete erfolgen. 
 
 
 
                                                          
47
 Siehe Kapitel 2.  
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Abbildung 31: Merkmale traditioneller Altindustriegebiete.  
 
Quelle: Eigener Entwurf nach (Maier & Beck, 2000, S. 124).  
 
Allgemein werden als Altindustriegebiete geographische Räume bezeichnet, die in ihrer 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungsgenese durch eine frühe Industrialisierung - 
meist im 19 Jahrhundert – entscheidend beeinflusst wurden, und infolge krisenhafter 
Entwicklungen ihrer Schlüsselbranchen sich in einem tiefgreifenden Strukturwandel be-
finden (Köhler, 1994, S. 5). Dabei ist es wichtig zu betonen, dass es hier explizit nicht 
um eine historische Kategorisierung des Begriffes „alt“ geht, vielmehr zeichnen sich Alt-
industriegebiete dadurch aus, dass sich die Produkte ihrer Schlüsselindustrien schon 
am Ende ihres Produktlebenszyklus befinden. Die Erzeugnisse sind substituierbar und 
die Schlüsselbranchen haben oft ihre Innovationsfähigkeit eingebüßt. Ebenfalls charak-
teristisch in einem Altindustriegebiet ist seine quantitativ sehr weit ausgebaute Infra-
struktur z.B. Güterbahninfrastruktur, bei gleichzeitigen qualitativen Mängeln anderer 
Infrastrukturausstattungsmerkmale. Zu diesen Ausstattungsmerkmalen kann hier das 
nicht Vorhandensein - geeignet für die Bedürfnisse neuer technologischer Entwicklun-
gen und Branchen - hochqualifizierter Arbeitskräfte gezählt werden. Diese Tatsache ist 
prägnant für die Bevölkerungs- und Sozialstruktur von Altindustriegebieten. Oft haben 
diese Räume aufgrund hier aufgezählter Defizite ihre endogene Leistungsfähigkeit ver-
loren (Ott, 1997). 
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Es wäre interessant in diesem Kontext zu prüfen, mit welchen Begriffen die Experten in 
den durchgeführten Interviews beispielsweise den Begriff der Oberschlesischen Agglo-
meration verknüpft haben. Die folgende Abbildung 32 basiert auf einer simplen quantita-
tiven Auswertung der Interviews in Oberschlesien. Es zeigt sich, dass einige vom Maier 
und Beck definierten Merkmale von Altindustriegebieten von den Experten der Ober-
schlesischen Agglomeration zugeordnet wurden. Diese Auswertung beinhaltet jedoch 
vorerst keine Wertung und stellt nur eine Auflistung der Sinnverknüpfungen des Begrif-
fes Oberschlesische Agglomeration in durchgeführten Interviews dar.  
Abbildung 32: Altindustriegebiet - Oberschlesische Agglomeration Zuordnung der Sinnverknüpfungen. 
 
Quelle: Eigene Darstellung der Interviewdaten.  
 
Beide Untersuchungsregionen sind Teil des europäischen Steinkohlegürtels, dieser er-
streckt sich von Südengland über Nordfrankreich, Südbelgien, Südlimburg in den Nie-
derlanden, über das Aachener Revier, das Ruhrgebiet bis nach Oberschlesien und in 
weiterer Konsequenz bis in das Donezbecken in der Ukraine (Pudlik & Garus, 2009, S. 
33). Oberschlesien und das Ruhrgebiet können als Altindustriegebiete aufgefasst wer-
den. Die vielfältigen Gründe dafür liegen in der durch die Dominanz der Montanindustrie 
bedingten jahrzehntelangen wirtschaftlichen und sozialen Monostrukturierung beider 
Regionen (Michel, 1991, S. 2). Die monostrukturelle Ausrichtung beider Regionen be-
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ginnt im 19. Jahrhundert, im Ruhrgebiet führt der Technologietransfer aus England und 
dem Oberschlesischen Revier zum Entstehen des Kohle-Stahl-Verbundes. Ende des 
19. Jahrhunderts wurde der Kohle-Stahl-Verbund um die Kohlchemie und die Energie-
wirtschafts auf Kohlebasis erweitert (Eckert & Neuhoff, 2000, S. 15). Ähnlichen Verlauf 
nahm der Industrialisierungsprozess im Oberschlesischen Revier, auch hier kommt es 
zu funktionellen, räumlichen Verflechtungen, zwischen Kohle und Stahl (Kühnemann, 
1993, S. 259). Diese Verflechtungen werden in Oberschlesien nach dem II Weltkrieg im 
Sinne einer sozialistischen Planwirtschaft noch stärker ausgebaut (Pachura, 2009, S. 
57). Während aber der Prozess des Strukturwandels im Ruhrgebiet mit Krise der Mon-
tanindustrie im Jahre 1957 und dem darauffolgenden Zechensterben beginnt (Maier & 
Beck, 2000, S. 53), setzt der Strukturwandel im Oberschlesischen Revier - bedingt 
durch das damals vorherrschende politische System - erst Ende der Neunziger Jahren 
des Zwanzigsten Jahrhunderts ein (Domanski B., 2002, S. 93). 
“Coal mining represents a classic case of economic, political and cultural lock in mecha-
nisms. These processes cannot be treated as path dependent in the narrow sense as 
there is hardly contingency in the original dominant position of this industry in the region. 
Under state socialism the government policy of further expansion of coal extraction (con-
trasting with its decline in Western Europe) created a self-perpetuating mechanism where 
the political clout of the Ministry of Mining gave coal industry priority in consecutive na-
tional plans and upper hand in bargaining for scarce resources, which reinforced its eco-
nomic position further” (Domanski B. , 2003, S. 138). 
Bevor man hier weiter detailliert den Strukturwandel beider Untersuchungsräume analy-
siert, sollte an dieser Stelle noch eine differenzierte Betrachtung des Begriffes Struktur-
wandel vorgenommen werden, denn diese Differenzierung ist für die weitere Analyse 
des Strukturwandels in einen Altindustriegebiet bedeutend. Zuerst muss angemerkt 
werden, dass im Rahmen des Strukturwandels eine begriffliche Trennung der konjunk-
turellen und strukturellen Veränderungen vorgenommen werden muss. Bei den kon-
junkturellen Veränderungen handelt es sich meist um kurzfristige Prozesse, wobei diese 
auch eine langfristige Auswirkung auf das sozialökonomische – in Altindustriegebieten 
auch ökologische – Raumgefüge ausüben können. Beide Prozesse sind aber in der 
Realität nur schwer voneinander zu trennen. Entscheidend ist jedoch, dass strukturelle 
Veränderungen sozialer und ökonomischer Rahmenbedingungen in langfristiger Per-
spektive zuerst als irreversible betrachtet werden müssen, jedoch darf man hier prinzi-
piell wiederum die langfristigen Reversibilitätsmöglichkeiten nicht ausschließen. Wenn 
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man den ökonomischen Strukturwandel betrachtet, dann stellt man fest, dass dieser 
immer mit einem Bedeutungswechsel einzelner Wirtschaftszweige verbunden ist. Im 
Allgemeinen können folgende theoretische Modellansätze zur Erläuterung des Struk-
turwandelprozesses herangezogen werden: das Modell von Schumperter, das Modell 
von Heuss und das Modell von Mensch. Im Vordergrund dieser Ansätze steht die tech-
nologische Innovationen und ihre Diffusion als Determinante wirtschaftlicher Entwick-
lung. Der absolute oder der relative Niedergang einzelner Wirtschaftsbrachen wird bei 
diesen Konzepten mit der sinkenden Innovationskraft dieser Branchen in Verbindung 
gebracht. In den Achtziger Jahren des Zwanzigsten Jahrhundert verändert sich die Be-
trachtungsperspektive des Strukturwandelprozesses, weg von der durch den Lebens-
zyklus induzierten wirtschaftlichen Entwicklung, hin zu einer funktionalen Betrachtung 
des wirtschaftlichen Strukturwandels. Hierbei rückt die Veränderung der Beschäftigten-
struktur in den Fokus der Betrachtung (Maier & Beck, 2000, S. 32ff).  
 
2.2. Oberschlesien und Ruhrgebiet im Strukturwandelprozess 
 
Wenn man den strukturellen Wandel in einem Altindustriegebiet, explizit in einem Mon-
tanrevier betrachtet, dann ist diese Betrachtung sehr stark mit dem Phänomen der 
Deindustrialisierung dieser Region verbunden. Eike W. Schamp definiert den Begriff der  
Deindustrialisierung als:  
„[…] Abbau von regionalen Leitindustrien, die bislang die wirtschaftliche Struktur und das 
gesellschaftliche Leben `ihrer` Region bestimmt haben“ (Schamp, 2000, S. 136).  
Die Deindustrialisierung wird vom Schamp als ein Synonym für Krise in solchen Regio-
nen bezeichnet, in denen zuvor ein lang anhaltendes Wachstum und Prosperität durch 
den Prozess der Industrialisierung geherrscht haben. Hier ist nicht der langsame Struk-
turwandel für den Prozess des wirtschaftlichen und sozialen Niedergangs dieser Regio-
nen verantwortlich, sondern der relativ schnelle Kollaps48 der industriellen Produktions-
strukturen samt ihrer reziproken Verflechtungen. In diesem Prozess bewirken Betriebs-
stilllegungen und massive Entlassungen der Arbeitskräfte einen überproportionalen An-
stieg lokaler und regionaler Arbeitslosenquote (Schamp, 2000, S. 136). Besonders 
deutlich wird der Prozess einer abrupten und beschleunigten Deindustrialisierung am 
                                                          
48
 Ein exakter Zeitraum wird nicht definiert.  
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Beispiel des Oberschlesischen Reviers sichtbar. Bis zum Jahre 1989 fand im Ober-
schlesischen Revier keinerlei wirtschaftsstrukturelle Anpassung der polnischen (ober-
schlesischen) Montanindustrie an die weltwirtschaftlichen Entwicklungen und Strukturen 
statt. 
„In contrast to the coal regions of Western Europe, the Upper Silesian Region had not 
undergone significant change after World War Two: in fact its economic and spatial struc-
ture had been petrified by the socialist economic policy” (Domanski B. , 2003, S. 135). 
In den von der sozialistischen Zentralregierung aufgelegten Fünf-Jahres-Plänen, besaß 
die Montanindustrie in Polen eine Schlüsselstellung, die Industrialisierung insbesondere 
der Ausbau der rohstoffbasierten Industrien und ihrer funktionaler Verbund mit Metallur-
gie und Energiewirtschaft wurde als in den Raum projizierte Raumentwicklung und 
Wirtschaftsförderung verstanden.  
„[…] coal constituted a crucial element in communist economic policy, which extolled the 
virtues of progress through heavy industrialization, calling for intensive exploitation of coal 
resources to supply iron and steel plants in particular and industry, including the genera-
tion of electricity, in general” (Riley & Tkocz, 1999, S. 280). 
Die sozialistisch-zentralwirtschaftlich gelenkte Montanindustrie in Oberschlesien war ein 
bedeutender Pfeiler der polnischen Ökonomie und wichtiger Devisenbringer. Die Roh-
stoffexporte machten darüber hinaus den Erwerb westlicher Technologien möglich.  
„[…] coal exports were used as a means of accruing hard currency to enable the pur-
chase of Western technology and capital goods, while Poland´s less favourably endowed 
COMECON partners imported coal against the supply of other commodities and manu-
factured goods” (Riley & Tkocz, 1999, S. 280). 
Ebenfalls wurde den arbeitsintensiven Abbau- und Produktionsmethoden im sozialisti-
schen Verbund der rohstoffproduzierenden und rohstoffverarbeitenden Sektoren Priori-
tät gewährt. Das durch den sozialistischen Leitgedanken indoktrinierten Bild des Indust-
rieproletariats, sollte einerseits als eine arbeitsmarktpolitische Lösung für Arbeitslosig-
keit im Sozialismus gelten, andererseits das ideologische Gegenbild zum kapitalisti-
schen Modell des Angebots und der Nachfrage nach Arbeitskräften, und damit zum 
Phänomen der „westlichen, kapitalistischen“ Arbeitslosigkeit darstellen.  
„[…] the labour intensive nature of deep coal mining was well suited to the socialist canon 
of o society without unemployment, while the payment of high wages ensured that there 
was no shortage of recruits. […] doubtless as part of an attempt to discredit the com-
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munist system´s ability to self-finance, in the 1970s Western financial institutions ad-
vanced sizeable loans to assist Polish economic development, much of the money was 
sunk into large investment projects, including coal mines, as a visible demonstration of 
progress” (Riley & Tkocz, 1999, S. 280). 
Ende der Achtziger Jahre des Zwanzigsten Jahrhunderts kam es durch den Zusam-
menbruch der sozialistischen Volkswirtschaften zu einer radikalen Wende und der Ab-
kehr von einer sozialistischen zentralgesteuerten Planwirtschaft49. Die Funktionsweise 
und die Rolle der staatlichen-planwirtschaftlichen Lenkung - nicht nur der Schwerindust-
rie in Oberschlesien - unterlagen einem radikalen Paradigmenwechsel. Ab Ende 1989 
müssten sich die Wirtschaftssubjekte im Zuge der Systemtransformation50 den markt-
wirtschaftlichen Anforderungen stellen (Krowiak, 2002, S. 7). Die Erfüllung der wirt-
schaftlichen Effizienzkriterien war unter damals vorherrschenden institutionellen Rah-
                                                          
49 Der Zusammenbruch des sozialistischen Systems kann neben politischen Ursachen im Wesentlichen 
auf wirtschaftliche Gründe zurückgeführt werden. Die Wirtschaftspolitik und die Entwicklungsstrategie der 
ehemaligen „Satellitenstaaten“ der Sowjet Union waren nahezu fünfzig Jahre auf die Bedürfnisse und 
Anforderungen der früheren UdSSR ausgerichtet.  
Die Zentralveraltungswirtschaft unter der Leitung der sozialistischen Parteiorgane basierte auf der Illusion 
von sozialistischem, kollektivem Eigentum der Produktionsmittel. Die Ressourcenallokation sowie die 
Koordination der Produktionsstruktur und des Konsums erfolgten über die zentralen Planungssystemen 
durch ein „Mechanismus der bürokratischen Steuerung“. Infolge dessen gab es kein funktionierendes 
Preissystem im Sinne der marktwirtschaftlichen Preisbildung durch Angebot und Nachfrage. Der Außen-
handel konnte nur über staatliche Monopolstellen abgewickelt werden. Durch die fehlende Institution des 
Privateigentums der Produktionsmittel gab es keine Anreize für eine effiziente und sparsame Wirtschafts-
führung. Kollektive Verantwortung, Sozialisierung aller Verluste sowie das Fehlen jeglicher Eigeninitiative 
und Motivation, verzerrten die Einstellung vieler Menschen zur Arbeit und machten Produktivitätssteige-
rungen aus der Sicht der Arbeitnehmer überflüssig Als Folge davon befand sich der Kapitalstock der Re-
formländer in einem desolaten Zustand, besonders deutlich war diese Tatsache an technisch überalterten 
und oft wertlosen Produktionsapparat der Unternehmen sichtbar (Müschen, 1998, S. 37/38). 
50 Die Systemtransformation kann als die Etablierung eines effizienten Wirtschaftssystems definiert wer-
den. Bei der Systemtransformation handelt es sich um einen Wandel in relativ kurzer Zeit, der eine weit-
reichende Änderung des Systems bewirkt. Aufgrund spezifischer Rahmenbedingungen der einzelnen 
mitteleuropäischen Reformländer und insbesondere aufgrund der Struktur der informellen Institutionen 
sind Transformationsprozesse immer singuläre Ereignisse. Die Transformation ist ein endlicher, aber 
entwicklungsoffener Prozess, an dessen Ende ein neues stabiles Wirtschafts- und Gesellschaftsmodel 
steht, das sich auf legitime, also konsens- und überlebensfähige Regelsysteme stützt (Pham-Phuong, 
2005, S. 5).  
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menbedingungen eines zentralgelenkten planwirtschaftlichen Systems weitgehend aus-
geschlossen (Pham-Phuong, 2005, S. 5ff).  
Das Oberschlesische Revier stand somit vor einer doppelten Transformation oder ei-
nem doppelten Strukturwandel: Einerseits müssten die hergestellten Produkte der ober-
schlesischen Unternehmen an die Erfordernisse der Weltmärkte angepasst werden, 
anderseits war die in Westeuropa in den letzten Dekaden des Zwanzigsten Jahrhun-
derts erfolgte Veränderung der industriellen Produktionsstruktur innerhalb eines kürzes-
ten Zeitraums nachzuholen. Mit diesem Übergang von einer fordistischen zu einer post-
fordististischen Produktionsstruktur waren viele Industrieunternehmen in Oberschlesien 
überfordert (Fassmann, 1999, S. 19). Die folgende Abbildung 33 soll die Komplexität 
der wirtschaftspolitischen Transformation einer sozialistischen Volkswirtschaft wieder-
geben.  
Abbildung 33: Kernelemente einer wirtschaftspolitischen Systemtransformation. 
 
Quelle: Eigene Darstellung nach (Welfens, 1998, S. 8). 
 
Die monostrukturelle Ausrichtung der wirtschaftlichen Basis des Oberschlesisches In-
dustriereviers wird sehr deutlich, wenn man die Unterentwicklung des Dienstleistungs-
sektors in der Region betrachtet. Im Jahre 1989 waren nur 42 Prozent der Beschäftig-
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ten in der ehemaligen Wojewodschaft Katowice51 im tertiären Sektor tätig. Mehr als 
zwei Drittel aller Beschäftigungsverhältnisse im sekundären Sektor konnten der Mon-
tanindustrie zugeordnet werden, davon entfielen alleine 27 Prozent auf die Steinkoh-
leförderung (Domanski B. , 2003, S. 135).  
 
Abbildung 34: Beschäftigte im oberschlesischen Industriesektor in % (Wojewodschaft Katowickie), Zeit-
raum 1946-1985. 
 
Quelle: eigene Darstellung, Datengrundlage: (Kortus, 1989, S. 36). 
 
                                                          
51
 Die Wojewodschaft Katowickie – Wojewόdztwo Katowickie - (bildete zwischen 1950-1998 das Kernge-
biet der Oberschlesischen Agglomeration und somit des Oberschlesischen Industriereviers GOP ab) 
wurde im Zuge der Verwaltungsreform des polnischen Staates am 24.07.1998 in Wojewodschaft Śląskie 
umbenannt (Grzeskowiak, 2001, S. 78).  
52,6 
47,1 45,4 44,7 46,3 
51,6 
18,9 
14,7 
14,4 14 
14 
11,9 
13,2 
16,7 19,7 21,1 
21,9 
19,3 
3,4 
3,6 
4,6 4,5 
3,9 3,3 
5 
5,6 
5,2 4,6 
4 3,1 
2 
2,2 
1,5 1,6 1,1 0,9 
1,9 
4,6 4,2 4,5 3,9 3,5 
2 
4,2 4 4,1 3,6 3,6 
1 1,3 1 0,9 1,3 2,8 
0%
10%
20%
30%
40%
50%
60%
70%
80%
90%
100%
1946 1960 1970 1975 1980 1985
Kohle, Koks- und Energiewirtschaft Hüttenindustrie
Metall- und Maschinenbauindustrie Chemische Industrie
Baustoffe, Glas und Keramik Holz- und Papierindustrie
Textil- und Bekleidungsindustrie Nahrungsmittelindustrie
Sonstige
108 
 
2.3. Polska węglem stoi? - Restrukturierungsprozess der oberschlesischen Mon-
tanindustrie  
Die starke Dominanz der Montanindustrie wird nochmal in der Abbildung 34 deutlich. 
Der Anteil der Beschäftigten in der oberschlesischen Montanindustrie ist zwischen 1946 
und 1985 nie unter 55 Prozent gesunken. In diesem Zusammenhang erscheint der Slo-
gan der Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei (PZPR) „Polska węglem stoi“52, auch 
wenn propagandistisch stark überzogen, zumindest für Oberschlesien in damaliger Zeit 
als zutreffend. Im Jahre 1989 waren in der oberschlesischen Steinkohleförderung un-
mittelbar fast 400 000 Menschen beschäftigt.  
Abbildung 35: Beschäftigte in der oberschlesischen Steinkohleförderung in Tausend, 1979-2010. 
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage: Głόwny Urząd Statystyczny, Katowice (diverse Jahrbücher), 
(Riley & Tkocz, 1999, S. 280/281). 
 
Aus der Abbildung 35 wird deutlich, dass die Entlassungswelle der Beschäftigten im 
oberschlesischen Steinkohlebergbau im Zuge der Restrukturierung der oberschlesi-
schen Montanindustrie zunächst zwischen 1989 und 1997 einen stetig-kontinuierlichen 
Verlauf einnimmt. Die Trendlinie der gleitenden Mittelwerte zeigt erst zwischen 1997 
und 1999 eine Beschleunigung des Stellenabbaus an, ab dem Jahre 2000 wird die 
Trendlinie flacher, der Beschäftigungsabbau verlangsamt sich. In der Periode von 1989 
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 Übersetzung sinngemäß: Steinkohle ist die wirtschaftliche Basisressource Polens.  
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bis 1999 wurden durchschnittlich 21 700 Beschäftigte pro Jahr entlassen (in den Spit-
zenzeiten 1997 und 1998 wurde die Beschäftigung jeweils um 33 000 und 34 000 redu-
ziert), ab dem Jahr 2000 wurden durchschnittlich 5 600 Beschäftigte pro Jahr freige-
setzt. Insgesamt wurde die Beschäftigtenzahl im oberschlesischen Steinkohlebergbau 
im Zeitraum 1990-2010 um mehr als 270 000 oder 71,4 Prozent reduziert.  
„[…] Als man den Restrukturierungsprozess des polnischen Bergbausektors begonnen 
hatte, anfangs der 90er Jahre, dann gab es sehr viele Stimmen, auch von Key Opinion 
Leanders, Gewerkschaftlern, Managern, Politikern. Alle wussten sie, dass die Rolle der 
Bergbaubranche in der polnischen Wirtschaft eine andere sein wird. Sie beharrten auf ih-
ren Hypothesen, dass die Restrukturierung der Bergbaubranche für die Entwicklung 
Oberschlesien und für die Menschen in Oberschlesien dramatische Folgen haben wird“
53
 
Die Reduktion der Beschäftigung wurde ohne Rücksicht auf die regionale Arbeitsmarkt-
situation vorgenommen. Die Leitidee des Stellenabbaus in der oberschlesischen Berg-
bauindustrie beschränkte sich auf eine rasche Reduktion der Belegschaft mittels Ge-
währung hoher Abfindungszahlungen, oder der Frühverrentung (Krowiak, 2003, S. 47).  
Abbildung 36: Zahl der Steinkohlezechen im Oberschlesischen Revier, Zeitraum 1990-2010. 
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage: Głόwny Urząd Statystyczny, Katowice (diverse Jahrbücher). 
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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„[…] es war eine seltsame Stimmung, die Bergwerksdirektoren überboten sich gegensei-
tig bei der Zahl der Entlassenen, es kam mir vor, als gäbe es eine interne Rangliste „wer 
wie viel entlassen hat“. Als ich im Büro eines Zechendirektor saß, konnte ich einem Anruf 
lauschen, dort hat man die aktuellen Zahlen der Entlassen in einzelnen Zechen vergli-
chen: Zitat „X, der hatte heute einen guten Tag, 40 haben bei ihm die Entlassungspapiere 
unterschrieben“. Ich kam mir wieder in die finsteren Zeiten des Kommunismus zurückver-
setzt, es ging um Planerfüllung, nur diesmal waren es nicht die Tonnen-Angaben der ge-
förderten Steinkohle, nein diesmal ging es um Menschen.“
54
 
 
Abbildung 37: Entwicklung der Arbeitslosenquote in Oberschlesien und Polen in %, Zeitraum 1995-2009. 
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage: Głόwny Urząd Statystyczny, Katowice, Warszawa (diverse 
Jahrbücher). 
 
Die Gewährung der Einmalzahlung in Höhe von bis zu 50 000 PLN - Gegenwert von 
etwa 20 durchschnittlichen Monatsnettogehältern der Beschäftigten im Bergbausektor - 
war an Bedingung geknüpft, der Entlassene müsste sich dazu verpflichten nie wieder 
ein Beschäftigungsverhältnis im polnischen Bergbausektor anzustreben (Krowiak, 2002, 
S. 3).  
„[…] Es war sehr plump aufgezogen, meine Herrn, leider habe ich das Poster nicht hier 
vorliegen, mit diesem Poster sollten die Bergmänner dazu animiert werden die Abfindung 
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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anzunehmen, es war ein sehr naives Bild, fast schon surreal, eine schlesische Berg-
mannsfamilie sitzt glücklich unter Palmen, in bester Urlaubsstimmung, unter dem Bild 
dann der Slogan sinngemäß: „werde glücklich, nimm das Geld“. Eigentlich eine sehr zy-
nische Aussage“
55
 
Die Reduktion der Beschäftigung in oberschlesischen Steinkohlezeichen wurde ohne 
jegliche arbeitsmarktpolitische Flankierung vorgenommen. Bis auf die Einmalzahlungen 
wurden keine sozialen Programme – Umschulungs- oder Weiterbildungsprogramme – 
als amortisierende Maßnahmen ins Leben gerufen. Es war auch kurzsichtig, sich bei 
der Restrukturierung des Bergbausektors nur auf die Steinkohlezechen und ihre Be-
schäftigten zu konzentrieren. Die Schließung der Zechen sowie die Verringerung der 
Produktionskapazitäten der im Betrieb verbleibender Zechen bewirkte eine starke Krise 
der Zuliefer- und Dienstleistungsbetriebe. Die ehemals starken vertikalen Verflechtun-
gen im oberschlesischen Bergbausektor zerbrachen. Der Niedergang der Steinkohleze-
chen wurde zum Auslöser rezessiver Tendenzen ganzer oberschlesischer Wirtschafts-
zweige, damit war ebenfalls eine starke Reduktion der Beschäftigung bei den Zuliefer-
betrieben und den Dienstleistern der Zechen verbunden (Krowiak, 2003, S. 47). Wie 
stark dieser Prozess sich auf die sozialwirtschaftliche Situation einer oberschlesischen 
Stadt auswirkte, zeigt folgende Aussage:  
„Die Entstehung der Arbeitslosigkeit in der Stadt Bytom war mit der Stilllegung von fünf 
Zechen und zwei Hüttenwerken
56
 verbunden. Der Stadt wurde die wirtschaftliche Grund-
lage genommen. Die Schwerindustrie bildete in der Stadt Bytom das wirtschaftliche 
Grundgerüst. […] die Arbeitslosigkeit entstand nicht nur aufgrund der Schließung der 7 
Schwerindustriebetriebe, zahlreiche Betriebe haben sehr eng mit diesen Betrieben zu-
sammengearbeitet, und nun fielen die Kooperationspartner aus. In meiner Beurteilung 
war der Zusammenbruch der Zuliefer- und Kooperationsbetriebe in der Stadt Bytom der 
eigentliche Grund der Entstehung von Arbeitslosigkeit. […]“
57
.  
Des Weiteren wurden bei den Restrukturierungsmaßnahmen keine Konzepte zur Schaf-
fung von Ersatzarbeitsplätzen vorgesehen (Wronowska & Klimczyk, 2003, S. 7). Wie 
man am Beispiel der Stadt Bytom sehen kann, führte dies zur Entstehung struktureller 
Arbeitslosigkeit.   
                                                          
55
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
56
 Anmerkung des Autors: Der Experte meint Hütte Bobrek und Hütte Kościuszko, Hütte Kościuszko liegt 
aber in administrativen Grenzen von Chorzów, an der Stadtgrenze von Bytom.  
57
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Bytom, 2008. 
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„[…] Des Weiteren gibt es in Bytom noch das Textilunternehmen „Bytom“, also es gibt in 
Bytom eine Reihe von Unternehmen mittlerer Größe. Aber was die Beschäftigtenzahl an-
geht, können diese Unternehmen die stillgelegten Schwerindustriebetriebe nicht ersetz-
ten. Diese Veränderungen der Wirtschaftsstruktur können nicht innerhalb von ein paar 
Monaten durchgeführt werden, es handelt sich bei dieser Art von wirtschaftlicher Trans-
formation um längerfristige Prozesse.“
58
. 
Von ehemals 70 oberschlesischen Steinkohlezechen wurden bis 2010 im Zuge der 
Restrukturierungsmaßnahmen des Steinkohlebergbaus 31 Zechen geschlossen.  
Abbildung 38: Steinkohleförderung im Oberschlesischen Revier in Mio. t., Zeitraum 1947-2010. 
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage: Głόwny Urząd Statystyczny, Katowice (diverse Jahrbücher), 
(Riley & Tkocz, 1999, S. 280). 
Im Zuge der Schließung und Zusammenlegung der Steinkohlezechen im Oberschlesi-
schen Revier ist die Förderung der Steinkohle seit 1989 mit wenigen Ausnahmen konti-
nuierlich gesunken. 1989 wurden noch ca. 174 Mio. Tonnen Steinkohle gefördert, seit 
2007 pendelt die jährliche Steinkohleförderung der oberschlesischen Zechen bei einem 
Niveau von etwa 80 Mio. Tonnen. Trotz der durchgeführten Restrukturierungsmaßnah-
men wiesen die oberschlesischen Steinkohlezechen negative Betriebsergebnisse aus. 
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Bytom, 2008. 
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Die Summe der Verbindlichkeiten ist in der ersten Dekade der Systemtransformation 
kumuliert auf über 21 Mrd. polnischer Zlotys angewachsen (Wronowska & Klimczyk, 
2003, S. 9).  
Abbildung 39: Verbindlichkeiten und Netto-Betriebsergebnis oberschlesischer Steinkohlezechen in Mrd. 
PLN, Zeitraum 1991-2000. 
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage (Wronowska & Klimczyk, 2003, S. 9). 
 
Die Gründe für die negativen Betriebsergebnisse sowie steigenden Verbindlichkeiten 
der oberschlesischen Steinkohlezechen sind vielfältig, können aber im Allgemeinen auf 
die durchgeführte Restrukturierung des polnischen Steinkohlebergbaus innerhalb des 
Systemtransformationsprozesses der polnischen Volkswirtschaft zurückgeführt werden. 
Krowiak zählt in seiner Analyse der wirtschaftlichen Krise des polnischen Steinkohle-
bergbaus drei Hauptfaktoren als Ursachen für die schlechte finanzielle Kondition der 
oberschlesischen Steinkohlezechen seit 1990 auf. Als Erstes sieht er die Krise in der 
durchgeführten raschen Marktderegulierung und der Umstrukturierung der Zechen be-
gründet. Schon im Jahre 1989 wurden die Steinkohlezechen im Rahmen der marktwirt-
schaftlichen Privatisierung als selbständig agierende Wirtschaftssubjekte aus dem da-
mals bestehenden Verbund der polnischen Steinkohlezechen (Wspόlnota Węgla Kami-
ennego)59 herausgelöst. Bei dieser Maßnahme handelte es sich um die Dezentralisie-
rung des polnischen Steinkohlebergbaus. Ab diesen Zeitpunkt waren die Zechen selb-
                                                          
59
 Übersetzt: Gemeinschaft der Steinkohle.  
1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000
Verbindlichkeiten in Mrd. PLN /
Berechnung nach GUS
1,59 3,11 6,06 6,9 8,44 9,6 13,14 16,44 20,47 20,02
Netto-Betriebsergebnis in Mrd. PLN /
Berechnung nach GUS
-0,38 -1,28 -0,97 -0,21 -0,67 -1,74 -1,26 -4,22 -3,33 -1,42
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ständige, jedoch weiterhin staatliche Betriebe. Demnach kam es zu keiner Änderung 
der Eigentumsstruktur (der polnische Staat ist weiterhin Eigentümer), nur die Integrati-
onsstrukturen der Zechen wurden zerschlagen. Die Zerschlagung des Verbundes der 
polnischen Steinkohlezechen hatte zur Folge, dass auf dem noch jungen und ungeord-
neten polnischen Markt für Steinkohle, die Steinkohlezechen ihre Marktmacht verloren 
haben. Auch die neueingeführte Organisationsstruktur innerhalb der Betriebe hatte Be-
strebungen nach Effizienzsteigerung und Kostenersparnis zerschlagen. Die neue Be-
triebsorganisation sah die Einführung einer dreigliedrigen Managementstruktur vor:  
 
 die Direktion (operatives Geschäft),  
 die Betriebsräte60 (kontrollierende Funktion) und, 
 der Eigentümer, polnischer Staat vertreten durch das Ministerium für Handel und 
Industrie (Strategie und Unternehmensentwicklung).   
 
Durch die neue Betriebsstruktur entstanden sehr gegensätzliche Interessenlagen, be-
sonders im Wirrwarr des Systemtransformationsprozesses. Beispielweise war die Direk-
tion als operatives Organ an der Modernisierung der Zeche interessiert, um die Arbeits-
produktivität zu steigern. Die Investitionen für die notwendigen Modernisierungsmaß-
nahmen wurden aber vom Eigentümer, dem Ministerium für Handel und Industrie blo-
ckiert, weil man die strategische Vorgabe der polnischen Regierung mit dem Ziel der 
Reduktion der Steinkohleförderung umzusetzen versuchte. Der eingesetzte Betriebsrat, 
als verkappter Vertreter der Gewerkschaften, war an dem Ausbau der Sozialleistungen 
und der Erhöhung der Löhne für die Beschäftigten interessiert, und unterlief somit jede 
Kostenreduktionsbestrebung der Direktion. Als weiteren, jedoch sehr entscheidenden  
Faktor für das negative Betriebsergebnis der Zechen führt Krowiak die staatliche Preis-
politik für Steinkohle an (Krowiak, 2002, S. 218ff). Im Rahmen der Systemtransformati-
on versuchte die polnische Regierung die zur Beginn der 90er Jahre galoppierende In-
flation einzudämmen. Hierbei wurden von der Polnischen Nationalbank Zielvorgaben für 
die Entwicklung der Inflationsrate festgelegt. In den frühen 1990er überstieg die tatsäch-
liche Inflationsrate deutlich die von der Polnischen Nationalbank vorgegebene Inflati-
onsobergrenze (Polanski, 2001, S. 90). 
 
                                                          
60
 Die Betriebsräte wurden aus dem Kreise der Gewerkschaftsfunktionäre gewählt.  
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Abbildung 40: Tatsächliche Inflationsrate in % und Zielvorgabe der Inflationsrate in % der Polnischen 
Nationalbank, Zeitraum 1990-2000.  
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage (Polanski, 2001, S. 90). 
Die Entwicklung der Energiepreise (ca. 90 Prozent der elektrischen Energie wurde und 
wird in Polen aus Steinkohle gewonnen) und somit die Preise für Steinkohle sollten zur 
Beginn des Systemtransformationsprozesses unter dem Inflationsniveau gehalten wer-
den. Diese Strategie sollte bremsend auf die galoppierende Inflation einwirken. Die ent-
standene Differenz zwischen der Inflationsrate und den festgesetzten Preisen für Stein-
kohle, sollte durch Subventionierung der Steinkohlezechen ausgeglichen werden. Die 
staatliche Preispolitik bei Steinkohle kann in drei zeitliche Abschnitte gegliedert werden:  
 
1. Zeitraum 1990- August 1992: Gesetzliche Preisbindung für Steinkohle, wobei 
zwischen Juli 1992 und August 1992 es zu kontrollierten Preisanhebungen 
kam. 
2. September 1992 bis Ende 1993, Aufhebung der gesetzlichen Preisbindung, 
Marktpreise für Steinkohle, wobei jedoch langfristige Lieferverträge mit Groß-
abnehmern zu festgesetzten Preisen weiter bestehen.  
3. Stabilisierung und Indexierung der Preise, Mischform zwischen langfristig 
vereinbarten Preisen und Preisbildung nach dem Marktsystem des Angebots 
und der Nachfrage.  
1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000
Zielinflation in % 95 32 36,9 32,2 23 17 17 13 9,5 6,6 5,4
Tatsächliche Inflationsrate in % 249,3 60,4 44,3 37,6 29,5 21,6 18,5 13,2 8,6 9,8 9
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Analog der zeitlichen Abfolge können die Auswirkungen der staatlichen Preispolitik bei 
Steinkohle auf die Entwicklung des Betriebsergebnisses und der Verbindlichkeiten be-
trachtet werden (Krowiak, 2002, S. 220ff). Wie aus der Abbildung 39 hervorgeht entste-
hen in den Jahren 1990-1992 den Zechen finanzielle Verluste bei der Steinkohleproduk-
tion, die festgelegte Subventionierung der Zechen erweist sich als unzureichend. Die 
Folgen sind steigende Verbindlichkeiten gegenüber Zulieferern, den Sozial- und Ren-
tenkassen sowie dem Fiskus. Die Phase der Aufhebung der gesetzlichen Preisbindung 
bringt keine Verbesserung der Lage mit sich. Um die Verbindlichkeiten bedienen zu 
können, versuchen die Zechen nun als selbständig auftretende Wirtschaftssubjekte ihre 
Produktion im harten Konkurrenzkampf auf den Märkten abzusetzen. Da zu diesem 
Zeitpunkt alle Zechen sich in schwieriger finanzieller Lage befinden und es im Zuge der 
konjunkturellen Verlangsamung zu einem Käufermarkt für Steinkohle kommt, kommt es 
zum keinen signifikanten Anstieg der Preise für Steinkohle. Bei wachsenden Produkti-
onskosten und langsamen Anstieg der Preisen – die Zechen verkaufen ihre Produktion 
durchschnittlich 20 % unter ihren Produktionskosten, um positiven Cashflow zu generie-
ren - häufen die Zechen in der zweiten Phase der staatlichen Preispolitik weitere Ver-
luste an. Ihre Verbindlichkeiten steigen weiter an. In der dritten Phase der staatlichen 
Preispolitik werden die Steinkohlezechen zu Holdinggesellschaften geschlossen. Dies 
wirkt sich vorerst stabilisierend auf das Netto-Betriebsergebnis und die Preisgestaltung 
aus (1994), jedoch wirkten die wachsenden Verbindlichkeiten weiterhin belastend, und 
behindern die positive Trendwende bei der finanziellen Gesundung und der Konsolidie-
rung des oberschlesischen Steinkohlebergbaus (Krowiak, 2002, S. 222ff).  
Die oberschlesischen Steinkohlezechen konnten auf dem Inlandsmarkt keine positiven 
Ergebnisse generieren. Das Ausweichen auf die internationalen Märkte – was zur Lö-
sung der finanziellen Probleme der Betriebe beitragen könnte - wurde in den Jahren 
1990 bis 1993 durch die restriktive Außenhandelspolitik des polnischen Staates bei 
Steinkohle unterbunden. Zwar war der Export, auch wenn durch Exportlimits belegt, 
nicht verboten, jedoch durch steuerliche Auflagen für die Steinkohlezechen finanziell 
unattraktiv gestaltet. Die Steinkohleexporte wurden mit einer hohen Umsatzsteuer be-
legt (Wronowska & Klimczyk, 2003, S. 6).  
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Abbildung 41: Durchschnittliche Absatzpreise und durchschnittliche Produktionskosten für 1 t. Steinkohle 
in PLN, Zeitraum 1990 bis 1997.  
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage (Gorzynski, 1999, S. 14). 
 
Ein befragter Experte in Oberschlesien sah die Wurzel des Übels bei der auf Empfeh-
lung der Weltbank ausgearbeiteten Restrukturierungsstrategie des polnischen Steinkoh-
lesektors liegen:  
 
„[…] Danach traf das Unglück auch den Bergbausektor. Auf Empfehlung der Weltbank-
experten, wurde Polen angewiesen die Produktionskapazitäten im Bergbausektor auf die 
Bedürfnisse des heimischen Marktes zu reduzieren. Also es wurden Zechen geschlos-
sen, mit sich neu im Betrieb genommenen Abbaugebieten. Das war ein wirtschaftliches 
Verbrechen. Der Mechanismus dahinter war sehr einfach, bei der Weltbank saßen Ver-
treter von steinkohleproduzierenden Ländern, die Weltbank wird schließlich zu einem 
nicht unerheblichen Teil durch die USA finanziert. Die polnische Steinkohle konkurrierte 
auf dem Weltmarkt mit der nordamerikanischen und der australischen Steinkohle. Also 
die große Weltpolitik bewirkte die Schließung der Zechen in Oberschlesien.“
61
 
 
Nach Krowiak und Kuziuk gab es keine klaren Kriterien für die Schließung einzelner 
Steinkohlezechen. Faktoren wie beispielsweise Wirtschaftlichkeit, Effizienz, Förder-
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997
Durchschnittlicher Preis für 1 t
Steinkohle in PLN
1,38 12,67 27,92 37,52 78,25 89,88 104,3 119,55
Durchschnittliche Produktionskosten
für 1 t Steinkohle in PLN
3,03 18,51 31,36 44,36 76,45 93,59 111,18 125,1
Differenzbetrag in PLN -1,65 -5,84 -3,44 -6,87 1,6 -3,71 -6,88 -5,55
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menge pro Schicht einer Zeche erwiesen sich, eher als Argumente für die Stilllegung 
einer Zeche, als für ihr Weiterbestehen (Krowiak & Kuziuk, 2002, S. 93).  
Wie oben beschrieben, schaffte die bis Mitte der 90er Jahre durchgeführte Restrukturie-
rung des oberschlesischen Steinkohlebergbaus zuerst nach Außen eine Illusion der 
wirtschaftlichen Selbständigkeit der oberschlesischen Steinkohlezechen. Die so ge-
schaffene Illusion führte zur negativen Wahrnehmung des Bergbausektors und der Re-
gion Oberschlesien in Gesamtpolen. Der wirtschaftliche Misserfolg, und die Sozialisie-
rung der Verluste und Verbindlichkeiten der oberschlesischen Steinkohlezechen - 
schließlich stand der polnische Staat als Eigentümer in der Pflicht – wurden von den 
polnischen Steuerzahlern als ungerecht empfunden (Gwosdz, 2001, S. 283).  
Krzysztof Wiedermann stellt in seiner Analyse des Restrukturierungsprozesses der 
oberschlesischen Eisen und Stahlindustrie fest, dass die durchgeführte wirtschaftspoliti-
sche Systemtransformation sich ebenfalls auf den zweiten wirtschaftlichen Pfeiler der 
oberschlesischen Schwerindustrie, die Eisen- und Stahlindustrie auswirkte. Innerhalb 
von zehn Jahren, im Zeitraum 1990 – 2000 wurde die Zahl der Beschäftigten in der 
oberschlesischen Eisen- und Stahlindustrie von 74 000 auf 18 000 reduziert. Die Re-
duktion der Belegschaft kann in vier zeitliche Abschnitte gegliedert werden 
(Wiedermann, 2002, S. 14/15).  
 Erste Phase von Ende 1989 bis 1992: Die Belegschaft der oberschlesischen Be-
triebe wird etwa um 25 Prozent reduziert. Die Reduktion geschieht mit Hilfe der 
Frühverrentungsprogramme für ältere Arbeitnehmer und Entlassungen durch 
Gewährung hoher Abfindungszahlungen. Des Weiteren wird ein Einstellungstop 
durch den Eigentümer (polnischer Staat) verordnet.  
 Zweite Phase von 1993 bis 1995: Stabilisierung der Beschäftigtenzahl, Verzicht 
auf Gruppenentlassungen. Dies war der Tatsache geschuldet, dass das Reser-
voir an Kandidaten für Frühverrentung in der ersten Phase ausgeschöpft wurde.  
 Dritte Phase 1996 bis 1998: Änderung der Eigentümerstruktur. Im Zuge der Pri-
vatisierungsmaßnahmen wurde von den neuen Eigentümern eine weitere Rest-
rukturierung der Betriebsorganisation vorgenommen. Die nicht zum Kerngeschäft 
gehörenden Organisationseinheiten wurden ausgegliedert.  
 Vierte Phase 1998 bis 2000: Weitere Restrukturierungs- und Modernisierungs-
programme bewirken eine neue Entlassungswelle.  
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Abbildung 42: Beschäftigte in der polnischen Eisen- und Stahlindustrie in Tausend, Zeitraum 1990-2000. 
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage Głόwny Urząd Statystyczny Warszawa (diverse Jahrbücher); 
(Wiedermann, 2002, S. 15). 
 
Die Vier Phasen der Beschäftigungsreduktion können global in die erste große Phase 
der Restrukturierung der polnischen Eisen- und Stahlindustrie verstandort werden 
(Trappmann, 2011). In dieser Zeit wurde auch die Notwendigkeit der Profilbildung der 
einzelnen oberschlesischen Hütten erkannt.  
Tabelle 17: Profilbildung der oberschlesischen Stahlhütten im Rahmen des Restrukturierungsprozesses 
der polnischen Eisen- und Stahlindustrie in der ersten Phase des Restrukturierungsprozesses.  
Produktionsbetrieb Produktionsprofil 
Huta Baildon Stahl- und Elektrostahlproduktion, Kaltwalze (Bleche und Stangen) 
Huta Bankowa Stahlprofile und Stangen 
Huta Batory Stahl und Elektrostahlproduktion, Bleche, Stangen und Röhrenproduktion 
Huta Buczek Röhrenproduktion 
Huta Ferrum  Röhrenproduktion 
Huta Florian Bleche, verzinkte Bleche, Röhrenproduktion  
Huta Gliwice  Eisenbahnbedarf 
Huta Jedność Röhrenproduktion 
Huta Katowice Stahlproduktion, Stahlprofile und Stangen, Bleche 
1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000
Beschäftigte in 000 Gesamtpolen 147 123 106 99 93 91 90 87 87 55,2 38,7
Beschäftigte in 000 Oberschlesien 74 68 55 53 52,5 49 49 43 38 26 18
Beschäftigte in 000 Huta Katowice 29,5 28 27,3 22 22,5 22,5 20 16 14 9,5 9
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Huta Kościuszko Stahlprofile und Stangen 
Huta Łabedy Stahlproduktion, Stahlprofile und Stangen, Bleche 
Huta Łaziska Stahlproduktion 
Huta Pokόj Bleche, Stahlprofile, Röhrenproduktion 
Quelle: Program Restrukturyzacji Przemysłu Hutnictwa Żelaza w Polsce
62
, IMZ 1998.  
 
Die Profilbildung war notwendig, da unter neuen wirtschaftspolitischen Bedingungen die 
Produktion der oberschlesischen Eisen- und Stahlhütten den Marktbedürfnissen ange-
passt werden musste, zumal die bis 1989 bestehenden Handelsverflechtung innerhalb 
der COMECON-Strukturen weggebrochen sind. Die marktwirtschaftlichen Bedingungen 
zwangen die Betriebe ihr Produktionsparadigma zu wechseln, weg von der Quantität 
hinzu Spezialisierung und Qualität der Produktion. Die oberschlesischen Hütten waren 
jedoch nur unzureichend darauf vorbreitet, besonders der Modernisierungsstau und 
fehlendes Kapital gestalteten die Umstellung der Stahlwerke schwierig. Bis auf Huta 
Katowice (Linz-Donawitz-Verfahren) produzierten die meisten oberschlesischen Hütten 
bis 1989 noch nach dem Herdfrischverfahren in veralteten Siemens-Martin-Öfen. Nur in 
drei Hütten wurde das Elektrostahlverfahren bei der Stahlproduktion eingesetzt 
(Wiedermann, 2002, S. 10).  
In Oberschlesien wurden zwischen 1989 und 1999 von insgesamt 38 Siemens-Martin-
Öfen 36 stillgelegt, lediglich in zwei Hüttenwerken blieben zwei Martin-Siemens-Öfen im 
Einsatz. Die starke Strukturveränderung der oberschlesischen Eisen- und Stahlhütten-
industrie zwischen 1989 und 1999 wird in folgenden Karten: Karte 4 und Karte 5 darge-
stellt. Vor allem im Zentrum der oberschlesischen Agglomeration kommt es zu massiver 
Stilllegung63, beispielsweise werden in Chorzów die Hütte Kościuszko, und in Bytom-
Bobrek die Hütte Bobrek gänzlich aufgegeben.  
 
 
 
 
 
                                                          
62
 Übersetzung: Restrukturierungsprogramm der Eisenhüttenindustrie in Polen.  
63
 Das Restrukturierungsprogramm der polnischer Eisen- und Stahlindustrie sah die Stilllegung von min-
desten 6 polnischen Hüttenwerken vor (Brudzynski, 1999, S. 85).  
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Karte 4. Die räumliche Verteilung und die Struktur der oberschlesischen Eisen- und Stahlindustrie 1989.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Wiedermann, 2002, S. 11). 
Karte 5. Die räumliche Verteilung und die Struktur der oberschlesischen Eisen- und Stahlindustrie 1999. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Wiedermann, 2002, S. 11). 
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Die Hütte Bobrek gehörte zu den ältesten Hüttenwerken in Oberschlesien, sie wurde 
1856 gegründet, zu ihren Spitzenzeiten in den 1970er Jahren waren in der Hütte etwa 5 
000 Menschen beschäftigt, acht Siemens-Martin-Öfen waren im Betrieb. Schon recht 
früh – Anfang der 1970er Jahre - entschloss sich die polnische Regierung im Rahmen 
der sozialistischen Planwirtschaft keine Modernisierungsmaßnahmen mehr vorzuneh-
men. In der neuen marktwirtschaftlichen Realität, nach 1989 konnte die marode Hütte 
keine positiven Betriebsergebnisse vorweisen. Im Jahre 1994 überstieg die Summe der 
Verbindlichkeiten der Hütte Bobrek ihre Betriebsaktiva, daraufhin wurde das Insolvenz-
verfahren eingeleitet (Brudzynski, 1999, S. 85). Für den Stadtteil Bytom-Bobrek und 
seine Einwohner kam die Schließung der Hütte gleich einer wirtschaftlichen und sozia-
len Katastrophe. Bytom-Bobrek war nach 1989 aufgrund seiner monostrukturellen, fast 
nur auf Schwerindustrie fokussierten wirtschaftlichen und sozialen Ausrichtung beson-
ders stark von der Systemtransformation betroffen.  
 
„In Bytom - eine Stadt, die mit der Transformation am schlechtesten zurechtgekommen 
ist - gibt es den Stadtteil Bobrek. Dies war ein Viertel, welches an die Hütte Bobrek "an-
geklebt" war.“
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Abbildung 43: Dominierende Stellung der Hütte Bobrek in der Flächenstruktur von Bytom-Bobrek. 
 
Quelle: (wikimapia.org) geringfügig nachgearbeitet.  
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
Gelände der Hütte 
Bobrek 
Bytom-
Bobrek 
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Karte 6: Dominierende Stellung der Hütte Bobrek in der Flächenstruktur von Bytom-Bobrek. 
 
Quelle: Eigener Entwurf. 
 
[…] Aber Bytom-Bobrek war schon immer ein Arbeiterstadtteil, dort war eine Zeche, dort 
befand sich eine Hütte, ein Heizwerk. Bytom Bobrek war schon vor dem II Weltkrieg eine 
Arbeitersiedlung. Man erkennt deutlich den Charakter einer Arbeitersiedlung auch an der 
Architektur und der Wohnbebauung 
 
Abbildung 44: Bytom-Bobrek 2006 – Hüttensiedlung, im Hintergrund die stillgelegte Hütte-Bobrek. 
 
Quelle: (Cala, 2006). 
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Fast alle befragten Experten wiesen den Stadtteil Bytom-Bobrek aufgrund der durchge-
führten wirtschaftlichen Restrukturierungsmaßnahmen als einen sozialen Brennpunkt 
innerhalb der oberschlesischen Agglomeration aus. Folgende Zitate werden die prekäre 
sozialwirtschaftliche Lage in Bytom-Bobrek verdeutlichen.  
 
„[…] Dies war aber vor allem mit dem Prozess der Transformation verbunden. Die Situa-
tion war vergleichbar mit den Entwicklungen im Ruhrgebiet. Allerdings spielte sich die 
Entwicklung hier in etwa doppelt so schneller Geschwindigkeit ab. Auch die sozialen Wir-
kungen waren in etwa doppelt so stark. Zurzeit bewerte ich es so, es gibt Areale, die sind 
sehr gut entwickelt haben, dort hat die Transformation in Summe Vorteile gebracht. In 
anderen Gebieten - Bytom Bobrek, Teile von Zabrze, Świętochłowice und Katowice, ha-
ben wir wiederum sehr hohe Indikation sozialer Pathologien und Probleme, beispielweise 
eine sehr hohe lokale Arbeitslosigkeit“  
 
Mit der Schließung der Hütte und der Vernachlässigung jeglicher Sicherungs- und Revi-
talisierungsmaßnahmen des Hüttengeländes kam es zum raschen Verfall der Anlagen. 
Die degradierte Umwelt wirkte verstärkend auf die entstandenen sozialökonomischen 
Probleme des Stadtteils nach 1989. 
 
„[…] Meiner Meinung nach stirbt z.B. Bytom-Bobrek. Über die Jahre ist es der Verwaltun-
gen und der Politik nicht gelungen die Transformation so zu gestalten, dass auch denen 
ein Leben ermöglicht wird, die früher ausschließlich von der Kohle und der Stahl lebten. 
Mittlerweile wird die Arbeitslosigkeit – nach fast 20 jährigem Transformationsprozess – in 
solchen Gegenden vererbt, der frühere – oft verklärte Arbeiterethos – existiert dort nicht 
mehr […].“
65
 
„[…]Nun, ich würde es so formulieren. Wir haben ganze Stadteile in der Agglomeration, 
die vom System des Arbeitsmarktes abgekoppelt sind. So z.B. in Bytom-Bobrek.“
66
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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Abbildung 45: Verfall der Hütte Bobrek, Zustand neun Jahre nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens, 
2003. 
 
Quelle: (Hiperrealizm, 2003). 
 
Ein Experte hatte im Rahmen des Interviews die starke Ausprägung sozialwirtschaftli-
cher Probleme in Bytom-Bobrek mit folgender Aussage sehr prägnant dargestellt: 
 
„Unser Institut hatte ein Forschungsprojekt zur Revitalisierung von Arbeitersiedlungen 
durchgeführt im Rahmen des Programms Masurin und später im Rahmen des Pro-
gramms Rescue. Wir haben u.a. unsere Untersuchungen in Bytom im Stadtteil Bobrek 
durchgeführt. Es wurde ein Workshop mit dort tätigen Polizisten, Pfarrern und Lehrern 
veranstaltet. Dieser Workshop fand in einer Schule statt. Diese Schule befindet sich in 
einem sozialen Brennpunkt, dort werden Schüler aus sozialschwachen Familien unter-
richtet. Dort habe ich das erste Mal, es war vor ungefähr 5 Jahren, ein Phänomen ent-
deckt, dass Eltern eine Verlegung ihrer geistig und körperlich völlig gesunden Kindern auf 
eine Sonderschule beantragen, und das nur deswegen, weil in der Sonderschule die 
Lernmaterialen kostenlos zur Verfügung gestellt werden.“
67
 
 
Nur langsam kommt der Prozess der sozialen Revitalisierung im Stadtteil Bytom-Bobrek 
voran. Auch fast zwei Dekaden nach dem Beginn der Systemtransformation wird By-
tom-Bobrek immer noch mit sozialen Folgen des Niedergangs der schwerindustriellen 
Basis assoziiert. In den im Zeitraum August 2007 bis August 2010 archivierten Zei-
tungsartikel des Portals www.wyborcza.pl/katowice taucht bei der Schlagwortsuche  
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
126 
 
„Bytom-Bobrek“, der Begriff immer im Zusammenhang sozialer, ökonomischer und öko-
logischer Degradation auf. Das negative Image des Stadtteils wird dadurch verstärkt. 
Małogorzata Goślinska beschreibt – gewissermaßen pathetisch - in der regionalen 
Ausgabe der Zeitung Gazeta Wyborcza in ihrem Artikel Bytom-Bobrek „Na Bobrku 
chwycili za łopaty. Budują boisko“68 wie folgt:  
 
„Seit der Stilllegung der Hütte und der Zeche, wird Bobrek als ein sozialer Brennpunkt 
von Bytom, und eins der übelsten Plätze der oberschlesischen Agglomeration wahrge-
nommen. Bobrek ein Ort des Elends, des Alkoholismus und des Verbrechens. Aber die 
Menschen dort kämpfen hart um ihre Existenz, sie sammeln Schrott und Steinkohle und 
sie lieben ihren Stadtteil. Wenn sie Alkohol missbrauchen, dann aus purer Hoffnungslo-
sigkeit. Ohne Fabriken, die den Stadtteil ernährt haben, ist Bobrek zu einer Ruine gewor-
den“ (Na Bobrku chwicili za lopaty. Buduja boisko, 2009). 
 
Abbildung 46: Kontextbezogene Darstellung von Bytom-Bobrek in Gazeta Wyborcza im Zeitraum 2007-
2010. 
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage: www.wyborcza.pl/katowice. 
 
Der Anfang der 90er Jahre einsetzende und sukzessiv bis zum jetzigen Zeitpunkt ver-
laufende Strukturwandel der oberschlesischen Schwerindustrie wirkte auf große Teile 
der sozial-ökologischen Struktur der Oberschlesischen Agglomeration. Besonders 
ehemals stark monostrukturierte und monofunktionale Gebiete leiden bis zum jetzigen 
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 Der Artikel ist am 18.08.2009 im Internetportal der Zeitung Gazeta Wyborcza erschienen. Übersetzung: 
„In Bobrek haben sie zur Schaufeln gegriffen. Ein Sportplatz wird gebaut.“  
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Zeitpunkt unter den Auswirkungen der durchgeführten Systemtransformation. Die Ablei-
tung kausaler Zusammenhänge zwischen durchgeführten Maßnahmen und ihren Aus-
wirkungen kann in folgender Abbildung 47 am Beispiel des Stadtteils Bytom-Bobrek 
verdeutlicht werden.  
 
Abbildung 47: Soziales, Ökonomie und Ökologie: Kausale Zusammenhänge vor und nach Durchführung 
der Systemtransformation im Stadtteil Bytom-Bobrek.  
 
Quelle: Eigene Darstellung. 
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2.4. Ruhrgebiet Einbruch der montanindustriellen Basis – Erneuerung einer alten 
Industrieregion   
 
Die Analyse struktureller Wandlungsprozesses eines (alten) Industriegebietes erfordert 
einen wirtschaftshistorischen Ansatz. Dieser soll die strukturellen Vorgänge differenziert 
und nicht homogenisiert analysieren. Die Erklärung der strukturverändernden Prozesse 
in (alten) Industrieregionen führt zu der elementaren Einsicht, dass strukturverändernde 
Prozesse der wirtschaftlichen Basis Einfluss auf soziale und ökologische Entwicklungen 
einer Region haben (Zöpel, 1988, S. 73).  
Im Vergleich zum Oberschlesischen Revier ist der Beginn der Strukturveränderungs-
prozesse im Ruhrgebiet um gute vierzig Jahre früher zu datieren. Noch in den Wieder-
aufbaujahren nach dem II. Weltkrieg war das Ruhrgebiet die wirtschaftliche Lokomotive 
der Bundesrepublik Deutschland. Die Produkte der Montanindustrie schufen Grundla-
gen für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung des Landes. Nach 1945 wurden je-
doch im Ruhrgebiet alte und überholte Industriestrukturen wieder aufgebaut, die gute 
konjunkturelle Lage, besonders hier die starke Nachfrage nach Stahl, konservierte in 
den 1950er Jahren die überholte monostrukturelle Ausrichtung der Region (Bronny, et 
al, 2002, S. 16). In der früheren Nachkriegszeit lag das Sozialprodukt pro Kopf im Ruhr-
gebiet über dem Durchschnitt der Bundesrepublik Deutschland. Jedoch schon Ende der 
1950er Jahre setzten erste Strukturbrüche im Montankomplex des Ruhrgebiets ein. Ab 
1957 verzeichnete der Steinkohlebergbau im Ruhrgebiete sinkende Produktionswerte, 
die Wachstumsraten der Stahlerzeugung blieben hinter den Entwicklungsraten des So-
zialproduktes zurück (Zöpel, 1988, S. 74). Der räumliche Verlauf des Strukturbruchs der 
wirtschaftlichen Basis darf aber im Ruhrgebiet nicht als ein räumlich homogener Pro-
zess betrachtet werden. Schon früh kam es zu räumlicher Divergenz, die krisenhaften 
Entwicklungen betrafen stärker die nördlich gelegene Zonen an Emscher und Lippe, 
während die wirtschaftlichen Verhältnisse in der Hellwegzone vorerst stabil blieben 
(Blotevogel, 2006, S. 28). In den ersten Phasen des Strukturwandels konnte nach Josef 
Birkenhauer das zentrale Ruhrgebiet in Bezug auf das Bruttoinlandsprodukt von Süden 
nach Norden in drei Streifen unterschiedlicher und recht gegensätzlicher Wirtschafts-
kraft eingeteilt werden (Birkenhauer, 1984, S. 69). In seiner Analyse der Entstehungs-
hintergründe für divergierende wirtschaftliche Entwicklungen wurde das zentrale Ruhr-
gebiet mit Hilfe der Indikation von Lohnsummen und Pendlerstrukturen im Querschnitt 
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untersucht. Es zeigte sich, dass im Querschnitt eine scharfe Abgrenzung der wirtschaft-
lichen Entwicklung des zentralen Teils des Ruhrgebiets von Süden nach Norden ent-
lang der Linie Witten – Bochum – Herne – Recklinghausen – Marl festgelegt werden 
kann. An dieser Grenze zeigen sich die wirtschaftlichen Gegensätze besonders stark 
(Birkenhauer, 1984, S. 69).  
 
Tabelle 18: Industriestatistische Daten zum Profil „Ruhr“ nach Birkenhauer, Zeitraum 1981. 
 Lohn- und Gehaltssummen
1
 Pendler
2
 
Stadt Gesamt Bergbau Eisen 
/Stahl 
Maschinen 
Kfz. 
“Fein” 
Industrie
7 
Chemie 
Kunststoffe 
Ein Aus  
Witten
3 
2005 - 305 809 139 - +  
Bochum
4 
1906 - 28 358 120 - +  
Herne
5 
730 313 - 118 - 5  ++ 
Recklinghausen
6 
2436 871 75 217 115 801   
1
Erfassungsgrundlage: Betriebe ab 20 Beschäftigen; Zahlen in Mio. DM, 1979 
2
Nur Berufspendler: + = hohe Zahl; ++ = sehr hohe Zahl 
3
Wegen Gebietsreform keine selbständigen Zahlen für Witten; daher Ennepe-Ruhr-Kreis-Zahlen eingesetzt 
4
Mit Wattenscheid 
5
Mit Wanne-Eickel 
6
Seit Gebietsreform wird die Stadt Recklinghausen nicht mehr selbstständig ausgewiesen 
7
Unter dieser Bezeichnung werden Elektrotechnik, Feinmechanik, Optik u. dgl. zusammengefasst 
Quelle: (Birkenhauer, 1984, S. 70). 
 
Das industriestatistische Profil der abgebildeten Ruhrgebietsstädte verdeutlicht, dass 
der Steinkohlebergbau Ende der 1970er Jahre im Ruhrgebiet nach Norden hin an Be-
deutung zunimmt, während im Süden dieser völlig verschwunden ist. Somit verschwand 
im Tal der Ruhr, dem Ursprungsgebiet der Bezeichnung „Ruhrgebiet“, dasjenige Ele-
ment, was dieser Bezeichnung seine inhaltliche Bedeutung gegeben hat. Mit der Verla-
gerung der Bergbautätigkeit nach Norden dehnte sich aufgrund der Gleichsetzung von 
Namen und Inhalt dann auch die Bezeichnung Ruhrgebiet nach Norden aus. Betrachtet 
man die stahl- und eisenverarbeitende Industrie, dann stellt man fest, dass ihr Anteil an 
den Gesamtsummen der Löhne und Gehälter nach Norden hin abnimmt. In den in der 
Querschnittsanalyse von Birkenhauer einbezogen Städten nimmt die Stadt Marl in Be-
zug auf die chemische Industrie eine singuläre Rolle ein (Birkenhauer, 1984, S. 72/73).  
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Abbildung 48: Industriestatistische Daten zum Profil „Ruhr“ nach Birkenhauer, Zeitraum 1981. 
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage (Birkenhauer, 1984, S. 70), Erläuterungen siehe Tabelle 18. 
 
Die von Birkenhauer analysierte divergierende wirtschaftliche Entwicklung im Ruhrge-
biet nahm ihren Anfang mit der ersten Strukturkrise der montanindustriellen Basis Mitte 
der 1950er Jahre. Im Jahre 1956 erreichte die Steinkohleförderung noch mit 124 600 t 
den maximalen Wert. In dieser Zeit waren im Ruhrgebietsbergbau direkt und indirekt 
etwa eine halbe Million Menschen beschäftigt. Ab 1957 stellen sich erste drastische 
Absatzprobleme für die Erzeugnisse der Montanindustrie im Ruhrgebiet ein. Sie wurden 
zum einen durch die Substitution des Energieträgers Steinkohle durch andere fossile 
Energieträger wie Erdgas und Erdöl, und zum anderen durch deutlich günstigere Im-
portkohle bewirkt. In der ersten Phase der Strukturkrise kam es zur Stilllegung von drei-
ßig Zechen. In den nächsten Jahren kam es zu weiteren Stilllegungen von Schachtan-
lagen, bis 1975 sank ihre Zahl auf 35, die Belegschaft der Schachtanalgen ging insge-
samt um fast 300 000 auf unter 150 000 Bergleute zurück (Hoppe et al., 2010, S. 17).  
Nicht Steinkohle als solche, sondern der aus Ess- und Fettkohle gewonnene hochwerti-
ge Hochofenkoks war für die Entwicklung der Eisen- und Stahlindustrie im Ruhrgebiet 
verantwortlich. Auch die Funktion der Stahlindustrie als Zulieferer des Steinkohleberg-
baus trug zu ihrer Entwicklung im Ruhrgebiet bei. Mit der Zeit und infolge verkehrsgeo-
graphischer Standortvorteile der Rheinschiene, hat sich innerhalb des Ruhrgebiets im 
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Bereich der Eisen- und Stahlindustrie eine Arbeitsteilung zwischen den Teilräumen des 
Reviers herauskristallisiert. Während im westlichen Ruhrgebiet die transportkostenemp-
findliche Massenproduktion konzentriert wurde beispielsweise an Standorten wie Duis-
burg oder Oberhausen, wurde in übrigen Teilräumen vor allem die Weiterverarbeitung 
(Walzwerke, Gießereien) verstandortet (Dege, 1983, S. 85ff).  
 
Abbildung 49: Ruhrgebietsbergbau: Schachanlagen, Förderung und Beschäftigtenzahl; Zeitraum 1950-
2010. 
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage: (Dege, 1983, S. 33), (Statistik der Kohlewirtschaft e.V., 
2011). 
 
In den Nachkriegsjahren – nach der Phase des Wiederaufbaus – nahm die Eisen- und 
Stahlproduktion in den Hütten des Ruhrgebiets stetig zu. Ihren quantitativen Höhepunkt 
mit etwa 25,46 Mio. t Roheisen und 32,5 Mio. t Rohstahl69 errichte die Produktion im 
Jahre 1974. Ein starker Preisverfall für Eisen- und Stahlerzeugnisse auf den internatio-
nalen Märkten – ausgelöst u.a. durch die Partizipation der eisen- und stahlproduzieren-
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de COMECON-Staaten und Japan am Weltmarkt für Eisen- und Stahlerzeugnisse70 - 
und das Aufkommen neuer den Stahl substituierender Werkstoffe wie Aluminium und 
Kunststoff führten die Eisen- und Stahlhersteller aus dem Ruhrgebiet in eine wirtschaft-
liche Krise (Hoppe et al., 2010, S. 17). Die durch den ersten Öl-Schock ausgelöste 
Weltwirtschaftskrise der Jahre 1974/1975 traf die Eisen- und Stahlerzeuger stärker als 
andere verarbeitende Industriezweige. Die Ursachen für die wirtschaftliche Schieflage 
der Hütten im Ruhrgebiet waren nicht nur durch global, preislich und politisch bedingte 
Wettbewerbs- und Standortverschiebungen verursacht worden. Nach Wilhelm Dege 
war die Entwicklung der deutschen Stahlindustrie, insbesondere am Standort Ruhrge-
biet in der zweiten Hälfte der 70er Jahre durch drei strukturbetriebliche Faktoren ge-
kennzeichnet: Überkapazitäten, hier kontinuierlich steigende Roheisen- und Rohstahl-
kapazitäten; teils stagnierende, teils sinkende Produktionsvolumina und unrentable Aus-
lastungsgrade der Produktionsanlagen. Für die meisten Stahlerzeuger bedeutete dies 
negative Betriebsergebnisse (Dege, 1983, S. 97). 
 
Abbildung 50: Anteile am Weltmarkt für Eisen- und Stahlerzeugnisse - Wettbewerbs- und Standortver-
schiebung – Zeitraum 1950 – 1980.  
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage (Dege, 1983, S. 97). 
                                                          
70
 Im Jahre 1947 gab es weltweit 37 eisen- und stahlproduzierende Länder, 23 Jahre später, 1970 ist ihre 
Zahl auf 80 gestiegen (Dege, 1983, S. 95). 
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Spätestens mit der Krise der Eisen- und Stahlindustrie ist das bis dahin monostruktu-
rierte Ruhrgebiet in die Phase massiver Deindustrialisierung gerutscht. Mit Rationalisie-
rungen und Unternehmensfusionen – die zur Stilllegung ganzer Stahlstandorte führte – 
versuchte die Branche einen Ausweg aus der Krise zu finden. Unternehmensfusionen 
und Stilllegungen der Betriebe führte zu räumlicher Konzentration der Eisen- und Stahl-
industrie im Ruhrgebiet am Standort Duisburg (Hoppe et al., 2010, S. 32). Im Zuge die-
ser Entwicklung wurden im Ruhrgebiet ab 1964 Hochofenwerke an Standorten wie 
Dortmund, Mühlheim, Bochum, Duisburg, Hagen, Oberhausen und Gelsenkirchen still-
gelegt (Dege, 1983, S. 97).  
 
Abbildung 51: Räumliche Konzentration der Stahlproduktion im Ruhrgebiet, Gesellschaften und Produkti-
on in Mio. t, Zeitraum 1964-2009.  
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage (Hoppe et al., 2010, S. 32), (Statistisches Jahrbuch der 
Stahlindustrie, 2010).  
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Das Statistische Jahrbuch der Stahlindustrie weist am Standort Ruhrgebiet für das Jahr 
2009 drei Integrierte Hüttenwerke im Raum Duisburg und zwei Elektrostahlwerke an 
Standorten in Bochum und Witten aus (o.A., Statistisches Jahrbuch der Stahlindustrie 
2009/2010, 2010).  
Die Zechenstillungen seit den 1950er Jahren und die Krise der Stahlindustrie der 1970 
Jahre wurden teils durch konjunkturelle Einbrüche bewirkt, ihre Wirkung erstreckte sich 
auf unmittelbar und mittelbar benachbarte Wirtschaftsbereiche und Wirtschaftszweige. 
Die konjunkturellen Krisen können neben strukturbetrieblichen Defiziten als Ursachen 
für den sozialen, ökologischen und wirtschaftsstrukturellen Wandlungsmechanismus im 
Ruhrgebiet identifiziert werden (Birkenhauer, 1984, S. 69ff. ). Der konjunkturelle Wandel 
wurde zum Strukturwandelprozess im Ruhrgebiet.  
 
Abbildung 52: Strukturwandel im Ruhgebiet im Kontext der Steinkohle- und Stahlkrise.  
 
Quelle: eigene Darstellung. 
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Betrachtet man die strukturverändernden Entwicklungen innerhalb der montanindustriel-
len Basis – hier insbesondere bei Steinkohle und Stahl - in den letzten fünf Dekaden im 
Ruhrgebiet, so stellt man fest, dass der Strukturwandel im Großraum Ruhgebiet zu ei-
ner starken räumlichen Differenzierung – teils kleinräumlich - geführt hat. Die Homoge-
nität des Ruhrgebiets, wie sie noch zum Teil bis in die 70er Jahre des zwanzigsten 
Jahrhunderts Bestand hatte, wurde infolge des Strukturwandels aufgebrochen (Aden, 
1987, S. 95/96).  
Aufgrund struktureller Veränderungsprozesse gingen allein zwischen 1958 und 2009 im 
Steinkohlebergbau im Ruhrgebiet ca. 471 000 Arbeitsplätze71 verloren; dies entspricht 
einer Abnahme von mehr als 95 Prozent. In der Eisen- und Stahlindustrie wurden im 
Zuge der Stilllegungs- und Konzentrationsprozesse der Unternehmen im Zeitraum 
1980-2010 ca. 160 000 Stellen abgebaut, dies entspricht einer Abnahme von mehr als 
80 Prozent72. Beide Branchen waren im Ruhrgebiet sehr eng mit anderen vor- und 
nachgelagerten Wirtschaftszweigen verflochten, vor allem in der metallverarbeitenden 
Industrie bei Gießereien, Ziehereien und Kaltwalzwerken wurden folgewirkend Arbeits-
plätze reduziert. Die Zahl der Beschäftigten im sekundären Sektor sank zwischen 1960 
und 2009 um mehr als eine Million, dieser Verlust konnte nicht vollständig durch die 
Beschäftigungszunahme im tertiären Sektor aufgefangen werden. Insgesamt per Saldo 
gingen im Ruhrgebiet mehr als 300 000 Arbeitsplätze verloren.  
 
Tabelle 19: Veränderung sektoraler Erwerbstätigenstruktur im Ruhgebiet, Zeitraum 1961-2009. 
 Wirtschaftssektor  
Jahr 
1961 2009 
 primärer Sektor Anzahl 56 500 18 500 
% innerhalb von Jahr 2,4% ,9% 
sekundärer Sektor Anzahl 1 456 800 432 400 
% innerhalb von Jahr 61,0% 21,0% 
tertiärer Sektor Anzahl 875 500 1 605 500 
% innerhalb von Jahr 36,7% 78,1% 
 Gesamt Anzahl 2 388 800 2 056 400 
% innerhalb von Jahr 100,0% 100,0% 
Quelle: (Wirtschaftsförderung metropoleruhr GmbH, 2011). 
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 Berechnungsgrundlage:(Statistik der Kohlewirtschaft e.V., 2011). 
72
 Berechnungsgrundlage:(Statistisches Jahrbuch der Stahlindustrie, 2010). 
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Die Abbildung einfacher sektoraler Verschiebungen der Beschäftigtenanteile für das 
gesamte Ruhrgebiet im Sinne des Fourastiéschen Modells spiegelt jedoch nicht die 
räumliche Heterogenität der Wandlungsprozesse wider. Erst eine kleinräumliche Be-
trachtung gibt Aufschluss über die Auswirkungen und Folgen der strukturellen Umbrü-
che in Teilräumen von Ruhrgebiet.  
Bevor jedoch die kleinräumigen Strukturen – hier die Städte des RVRs - thematisiert 
werden, sollte ein Blick auf die Bemühungen und Strategien zur Bewältigung der kri-
senhaften Erscheinungen der Verantwortlichen Entscheidungsträger gerichtet werden.  
Die regionalen Akteure aus Politik und Wirtschaft bewerteten in den 1950er und der 
ersten Hälfe der 1960er Jahren die wirtschaftliche Krise der Montanindustrie im Ruhr-
gebiet zunächst als einen konjunkturellen Einbruch. Das Instrumentarium und die Pro-
gramme zur Behebung der krisenhaften Erscheinungen und Folgen bestand vorerst aus 
staatlichen Subventionsleistungen und großangelegten Infrastrukturprojekten, wie bei-
spielsweise dem Ausbau der Autobahnen oder der Belebung der kommunalen Woh-
nungsbauwirtschaft (Butzin, 1993, S. 8). Vor diesem Hintergrund wurden im Jahre 1958 
von der Bundesregierung besonders schwerpunktmäßig Strukturmaßnahmen zuguns-
ten des Steinkohlebergbaus aufgelegt. Aufgrund durchgeführter regionalpolitischer Ana-
lyse entschied die nordrhein-westfälische Landesregierung – damals CDU geführt - Mit-
te der 1960er den Schwerpunkt der regionalen Investitionsförderung zugunsten von 
Privatunternehmen zu verschieben. Die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung der 
Bundesrepublik Deutschland – im Jahre 1967 stieg das BIP nur um einen Prozentpunkt 
– führte zum ersten Regierungswechsel auf der Bundesebene nach dem II Weltkrieg. 
Auch die CDU geführte nordrhein-westfälische Landesregierung wurde abgewählt. Die 
nun sozialdemokratisch geführte Landesregierung legte 1968 das Entwicklungspro-
gramm Ruhr vor (Zöpel, 1988, S. 74). Das beschlossene Entwicklungsprogramm hatte 
eine Laufzeit bis 1973, inhaltlich sollte das Dokument einen Handlungsplan zur Verbes-
serung der öffentlichen Grundausstattung im Ruhrgebiet festlegen (Butzin et al., 2008). 
Als Schwerpunkte des Entwicklungsprogramms wurden u.a.: soziale Sicherungs- und 
Umschulungsmaßnahmen, betriebliche Investitionshilfen, Bereitstellung von Industrie-
flächen, Ausbau des Verkehrsnetzes, insbesondere eines regionalen Schnellbahnsys-
tems, Ausbau von Schulen und Hochschulen, Verbesserung der Luft und Reinhaltung 
von Gewässern, Ausbau regionaler Erholungseinrichtungen und Pflege der Stadtland-
schaft, festgeschrieben. Das Entwicklungsprogramm Ruhr wurde nach 1970 in das 
Nordrhein-Westfalen-Programm 1975 integriert (Zöpel, 1988, S. 74/75).  
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Die Krise der Stahlindustrie im Jahre 1974/75 machte deutlich, dass die aufgelegten 
Maßnahmen keine endogenen Impulse für die aktive Bewältigung des Strukturwandels 
im Ruhrgebiet liefern können, denn immer noch waren die Verantwortlichen aus Wirt-
schaft und Politik mehr an der Erhaltung als an der Erneuerung der wirtschafts- und 
sozialstrukturellen Grundausstattung im Ruhrgebiet interessiert. Zwar konnte im Bereich 
des Arbeitsmarktes der Beschäftigungsabbau sozialverträglich gestaltet werden, die 
Subventionierung der Montanindustrie konnte aber den Prozess der Deindustrialisie-
rung im Ruhrgebiet nicht mehr aufhalten (Butzin, 1993, S. 9). Anhand der Entwicklung 
de Beschäftigtenzahlen in sekundären und tertiären Sektor wird es deutlich, dass trotz 
staatlicher Subventionierung es im Ruhrgebiet im Nachlauf des Entwicklungspro-
gramms Ruhr zum Aufbrechen der industriellen Dominanz kommt. Die Entwicklung der 
sektoralen Beschäftigung im Zeitraum 1980 bis 2002 im Ruhrgebiet zeigt räumlich ein 
sehr heterogenes Ergebnis.  
Aus der Abbildung 53 wird deutlich, dass die Gesamtbilanz der Beschäftigtenzahl in den 
Städten des RVR von negativen Entwicklungen im sekundären Sektor dominiert wird. 
Die Spanne der rückläufigen Quote reicht von -11,7 Prozent in Bottrop bis -61,1 Prozent 
in Oberhausen. In allen Städten war eine positive Entwicklung der Beschäftigtenzahl im 
tertiären Sektor zu verzeichnen. In der Gesamtbilanz 1980-2002 werden nur die Stadt 
Bottrop und der Kreis Wesel, als einzige Teilräume im Ruhrgebiet, mit positiver Ten-
denz bei der Gesamtentwicklung der Beschäftigtenzahl ausgewiesen. Die Zahl der Be-
schäftigten nahm dort insgesamt um 18,6 bzw. 14,1 Prozent zu. Aus der Zusammen-
stellung wird die prekäre Entwicklung in Gelsenkirchen und Duisburg im Zeitraum 1980-
2002 sichtbar, dort nahm die Zahl der Beschäftigten im betrachteten Zeitraum insge-
samt um 28,5 bzw. um 29,8 Prozent ab. Auffallend ist, dass in diesen Städten die relati-
ve Zahl der Beschäftigten im tertiären Sektor im Vergleich zu anderen Städten im Ruhr-
gebiet sich nur unterdurchschnittlich entwickelt hat. Eine sehr starke prozentuale Zu-
nahme der Beschäftigungsverhältnisse im tertiären Sektor wurde mit 70 Prozent im 
Kreis Wesel beobachtet. Global betrachtet ist der Dienstleistungsbereich für die regio-
nale Arbeitsplatzbilanz im Ruhrgebiet von wesentlicher Bedeutung. Arbeitsmarktpoli-
tisch resultieren die größten Probleme der Region nach wie vor aus der starken Reduk-
tion der Arbeitsplätze im sekundären Sektor. Gleichzeitig entstehen zu wenig neue Ar-
beitsplätze im tertiären Sektor. Die Städte des Ruhrgebiets sind mittlerweile weniger 
durch das produzierende Gewerbe geprägt als übrige Teilräume in Nordrhein-Westfalen 
(Horch et al., 2004, S. 26).  
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Abbildung 53: Prozentuale Entwicklung der Beschäftigtenzahl im sekundären und tertiären Sektor in den 
Städten des Regionalverbandes Ruhr, Zeitraum 1980-2002.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Horch et al., 2004, S. 26). 
 
Über 150 Jahre lang profitierte das Ruhrgebiet von der Montanindustrie, die monostruk-
turierte Ausrichtung der Wirtschaft blockierte allerdings über längere Zeiträume die An-
siedlung anderer Industriezweige und damit die breitere sozialökonomische Entwicklung 
der Städte (Bürger, 2007, S. 22). Die Wirtschaftsstruktur des Ruhrgebiets wurde durch 
montanindustrielle Großbetriebe dominiert, die zahlreichen Zulieferunternehmen waren 
im starken Maße von der wirtschaftlichen und operativen Entwicklung der Großunter-
nehmen abhängig. In der wirtschaftlichen Struktur fehlten flexible und innovative mittel-
ständische Unternehmen. Die Ansiedlungen neuer Unternehmen anderer Branchen 
wurden oft durch Großunternehmen aus der Montanindustrie blockiert, diese befürchte-
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ten die Konkurrenz um die qualifizierten Arbeitskräfte. Da die meisten industriellen Flä-
chen im Ruhrgebiet (etwa 30 Prozent der industriellen Flächen) sich im Besitz der 
Großunternehmen befanden, konnten diese erfolgreich Ansiedlungen durch die „Bo-
densperre“ verhindern. Standortsuchende Unternehmen der nächsten Technologiege-
neration (Elektro- und Automobilindustrie und Chemieindustrie) wurden dadurch abge-
schreckt und mieden das Ruhrgebiet. Ihre Ansiedlungen wurden südlich vom Ruhrge-
biet platziert.  
 
Abbildung 54: Wirkungszusammenhänge negativer Entwicklungen am Beispiel der Stadt Gelsenkirchen.  
 
Quelle: Eigene Darstellung, verändert nach (Bürger, 2007, S. 23). 
 
Auf diese Weise verpasste das Ruhrgebiet die Chance einer zeitlichen industriellen 
Modernisierungsentwicklung (Hoppe et al., 2010, S. 30). Das Beharren in alten Struktu-
ren verursachte sinkende Steuereinnahmen für die Städte, die Bildungslandschaft wur-
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de lange Zeit vernachlässigt, erst Mitte der 1960er Jahre wurde die erste Universität im 
Ruhrgebiet eröffnet. Weitere vernachlässigte Bereiche waren der Nahverkehr, die 
Landschaftspflege und die Gestaltung von Freizeitmöglichkeiten. Zusammen mit nega-
tiven demografischen Tendenzen, sowie negativer Migrationsbilanz setzten die be-
schrieben Faktoren eine zirkuläre Abwertungsspirale der einzelne Städte in Gang 
(Bürger, 2007, S. 22). Die zusammenhängenden Wirkungsmechanismen dieser Ent-
wicklung wurden in der Abbildung 54 am Beispiel der Stadt Gelsenkirchen dargestellt.  
 
3. Ökologische Konstitution der Untersuchungsgebiete  
 
In dieser Arbeit lag bislang der Fokus der Betrachtung der Untersuchungsräume auf 
dem wirtschaftlichen Niedergang ihrer Leitindustrien und sich daraus ergebenen sozia-
len Folgewirkungen. An den angeführten Beispielen aus Bytom-Bobrek und Gelsenkir-
chen wurde deutlich, dass ausgewählte Teilräume innerhalb der Altindustriegebiete im 
Sinne der Definition der Altindustrieregionen von Maier und Beck (Maier & Beck, 2000, 
S. 124) besonders von ökonomischen, sozialen und ökologischen Folgen des struktur-
wirtschaftlichen Niedergangs betroffen sind. An diesen Standorten tritt ein ganzes Bün-
del an Strukturproblemen zutage, die letztlich, zahlreichen Autoren wie: (Kunukiewitz & 
Karutberger 1988, Hamm & Wienert 1990, Förster 1996, Friedrichs 1994, Maier & Beck 
2000) eine definitorische Grundlage zur begrifflichen Bestimmung einer Altindustrieregi-
on liefern. Die folgende zusammenfassende Übersicht nach Schiller zeigt neben öko-
nomischen Aspekten die Wichtigkeit sozialer und ökologischer Faktoren im definitori-
schen Geflecht des Begriffes Altindustrieregion.   
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Tabelle 20: Strukturkennzeichen und Probleme in Altindustriegebieten.  
Ökonomie Infrastrukturausstattung Soziales Ökologie 
Wirtschaftliche Monostruktur: 
wenige Branchen dominieren 
(sektorspezifische Prägung 
durch z.B. Montanindustrie).  
Dominanz von Großunter-
nehmen: Unternehmenssek-
tor wird nur von wenigen 
spezialisierten Betrieben 
beherrscht.  
 
Verdichtete Raumstruktur: 
charakteristisch hoher Industrie-
besatz oft in städtischen Kern-
gebieten, hohe Einwohnerdich-
te. 
Spezialisierte Infrastrukturaus-
stattung: umfangreiche Infra-
struktur, jedoch oft nur auf die 
Erfordernisse der dominanten 
Industrien ausgerichtet.  
 
Missverhältnis zwischen 
geforderten und angebotenen 
beruflichen Qualifikationen. 
Hohe Arbeitslosenquote 
Soziale Pathologien: zahlrei-
che Haushalte sind auf staat-
liche Unterstützung und 
Fürsorge angewiesen (Ent-
wicklung einer Fürsorgemen-
talität). 
Migrationsprobleme: Hohe 
Abwanderungssalden, be-
sonders junge und gut aus-
gebildete Menschen wandern 
ab (Brain-Drain).  
Sozialdemografische Prob-
leme: Alte und unterdurch-
schnittlich ausgebildete 
Menschen bleiben in der 
Region.  
Ökologische Probleme und 
Hot Spots: Altlastenproblema-
tik, da die Industrialisierungs-
prozesse in Zeiten fehlender 
Umweltgesetzgebung statt-
fand.  
Altlasten stellen gesundheitli-
ches und ökonomisches 
Risiko dar.  
Positiv: Keine Emissionen 
durch stillgelegte Schwerin-
dustriebetriebe 
Mangelnde endogene Entwicklungsimpulse (schlechte Wettbewerbssituation, schwache Innovationsleistungen), Entwicklungsstau 
Quelle: Eigene Darstellung nach (Schiller, 2007, S. 7/8). 
 
In den folgenden Kapiteln soll der Fokus der Betrachtung stärker auf die ökologische 
und soziale Konstruktion der Untersuchungsräume gelenkt werden. Hier wird schwer-
punktmäßig und exemplarisch die ökologische Entwicklung im Gebiet des GZM-
Verbandes analysiert.  
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3.1. Ökologische Konstitution der Untersuchungsräume – Kontaminierung der 
Flächen und ihre Bedeutung für den regionalen Entwicklungsprozess 
 
Altindustriegebiete werden durch Deindustrialisierungsprozesse gekennzeichnet. Der 
Umgang mit stilgelegten Produktionsanlagen, verlassenen Industriestandorten und nicht 
mehr intakten Infrastruktursystemen rückt besonders bei der ökologischen Konstruktion 
der Altindustrieräume in den Vordergrund. Besonders in Altindustriegebieten wurde im 
Zuge der strukturellen und wirtschaftlichen Umbrüche standort- und landschaftsprägen-
de industrielle Anlagen wie Zechen oder Hüttenwerke wirtschaftlich obsolet (Gessler & 
Latz, 2010, S. 11). Ein gutes Beispiel dieser Entwicklung stellt die stillgelegte Hütte 
Kościuszko im oberschlesischen Chorzów dar. Das Betriebsgelände der Hütte befindet 
sich in unmittelbarer Nähe zum Stadtzentrum der Stadt Chorzów, die arbeitenden 
Hochöfen waren noch bis in die 1990er Jahre von der Hauptverkehrsstraße Katowice – 
Chorzów – Bytom einsehbar. Noch vor der wirtschaftssystematischen Transformation 
Ende der 1980er Jahre wurden bereits einige Abteilungen der Hütte sowie drei Sie-
mens-Martin-Hochöfen stillgelegt. Nach 1990 befanden sich die restlichen Hochöfen, 
Koksbunker sowie das Walzwerk in Liquidation (Kowolik, 2011).  
 
Abbildung 55: Lokalisation der Hütte Kościuszko im Zentrum der Stadt Chorzów.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: (wikimapia.org) geringfügig nachgearbeitet.  
 
 
Gelände der stillgeleg-
ten Hütte Kościuszko 
Gelände der stillgelegten Zeche 
Prezydent 
Chorzów Zentrum 
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Karte 7: Lokalisation der stillgelegten Hütte Kościuszko im räumlich-funktionellen Gefüge der Stadt 
Chorzów.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Kartengrundlage: wikimepia.org, 2011.  
 
Aus der Luftaufnahme in der Abbildung 55 und der Karte 7 wird die dominierende Stel-
lung der montanindustriellen Anlagen im räumlich-funktionalen Gefüge der Stadt 
Chorzów erkennbar. Sowohl die Hütte Kościuszko, als auch die Schachtanlage der Ze-
che Prezydent befinden sich in unmittelbarer Nähe des Stadtzentrums von Chorzów. An 
dieser Stelle wäre vermutlich besser zu sagen, dass die Industriebrachen des ehemali-
gen Betriebes Kościuszko sich in direkter Nähe zum Stadtzentrum befinden. Seit An-
fang der 1990er Jahre wird auf dieser Fläche ein stetiger Verfall der ehemaligen Pro-
duktionsanlagen verzeichnet. Bislang wurden noch keine umfassenden Rekultivierungs- 
und Revitalisierungsbemühungen der durch den Jahrzehnte andauernden industriellen 
Nutzungsprozess kontaminierten Flächen unternommen (Trzaski, et al., 2008, S. 54).  
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Abbildung 56: Industriebrache der Hütte Kościuszko in Chorzów, 2007/2008. 
 
 
 
 
 
 
 Bild 1.73      Bild 2. 74 
 
 
 
 
 
 Bild 3.75      Bild 4.76 
Quelle: (Kowolik, 2011); http://www.opuszczone.com/galerie/chorzow/index.php 
Die Schachtanlage der im Jahre 1993 stillgelegten Zeche Prezydent, hier insbesondere 
der im Jahre 1933 errichtete Förderturm77 sollten hingegen erhalten und zum Wahrzei-
chen der Stadt Chorzów stilisiert werden. Die postindustrielle Fläche des Zechengelän-
des wurde zum Park umfunktioniert78. Der Förderturm befindet sich seit 2008 in privater 
Hand, auf dem Förderturm wurde eine Aussichtplattform und ein Restaurant geplant 
(Malakowski, 2008). 
 
                                                          
73
 Huta Kościuszko - Betreten verboten Lebensgefahr, Aufnahme 2008. 
74
 Huta Kościuszko - Ruinen einer Produktionshalle, Aufnahme 2008. 
75
 Huta Kościuszko – Ruinen der Produktionsanlagen, Aufnahme 2007.  
76
 Huta Kościuszko – Im Hintergrund das Stadtzentrum von Chorzów, Aufnahme 2007. 
77
 Der Förderturm der ehemaligen Zeche Prezydent ist eine bautechnische Rarität, seine Konstruktion 
besteht nicht wie gewöhnlich auch Stahl, sondern aus Stahlbeton.  
78
 Eine Revitalisierung hat auf dem ehemaligen Zechengelände zwar stattgefunden, jedoch wurde diese 
nach Aussage des Experten für Umweltschutz nur oberflächlich durchgeführt „[…] es fanden keine ernst-
hafte umweltanalytische Untersuchungen der Kontaminationen statt, man hatte nach dem Prinzip „lassen 
wir Gras darüber wachsen“ revitalisiert“ (Aussage Experteninterview, Katowice, 2008).  
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Abbildung 57: Förderturm Prezydent, Revitalisierungsprozess, 2009. 
Quelle: http://www.forum.chorzow.slask.pl/printview.php?t=1828&start=75  
 
Auch wenn die Rekultivierung- und Revitalisierungsmaßnahmen des Zechengeländes 
Prezydent den ökologischen Anforderungen nicht gänzlich gerecht wurden (siehe Fuß-
note 78), fand auf dem zwischen 1993 und 2009 brachliegendem Areal eine ökonomi-
sche Inwertsetzung statt. Der Förderturm sowie die umliegenden Wirtschaftsgebäuden 
der ehemaligen Zeche Prezydent wurden 2010 in die Route der Industriellen Technik 
Denkmäler der Wojewodschaft Śląskie, und somit in die European Route of Industrial 
Heritage aufgenommen. Durch die ökonomische Inwertsetzung - die Kosten der Res-
taurierung und Renovierung der Förderanlage werden auf ca. 2,4 Mio. PLN (ca. 600 
000 Euro geschätzt – kam es zu einer Überführung der Brachfläche in eine wirtschaftli-
che und sozialkulturelle Nutzung (Hajduga, 2011).  
Die Revitalisierung der durch die Jahrzehnte lange industrielle Tätigkeit kontaminierten 
Flächen bildet in Altindustrieregionen ein Schlüsselelement der strategischen Landnut-
zung. Das Recycling der Flächen beinhaltet die Elemente der Planung, Nutzung und 
zukünftiger Reintegration der Flächen in das wirtschaftsräumlich-funktionale Gefüge 
einer Region. Dabei sollten stets ökologische, soziale und wirtschaftliche Aspekte der 
Revitalisierungsmaßnahmen in die strategische Umsetzung aufgenommen werden. In 
deindustrialisierten Altindustriegebieten ist der Ausgangspunkt des erfolgreichen Revita-
lisierungsprozesses die Inventarisierung der kontaminierten Flächen und die Antwort 
auf die Frage wie groß das Ausmaß des Problems hinsichtlich der Degradation und be-
züglich der ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen Faktoren ist (Gorgon & 
Starzewska-Sikorska, 2007, S. 8). Im Experteninterview im Ruhrgebiet wurde in diesem 
Rahmen die Notwendigkeit der klaren Definition des Verwendungszwecks einer in Wert 
zusetzenden Fläche betont.  
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„[…] Wollt ihr diese Fläche haben? Was wollt ihr mit dieser Fläche machen? Und das ist, 
glaube ich, ganz wichtig, dass auch hier teilweise im Ruhrgebiet versäumt worden, ist 
den Dialog zu suchen, ja. Also Planungswerkstätte oder offene Gespräche, aber da müs-
sen natürlich die Leute auch bereit sein, also diejenigen, denen die Fläche gehört, bezie-
hungsweise diejenigen, die die Fläche verwalten, das Gespräch zu suchen, und die Fra-
gen offen und ehrlich zu beantworten. Wichtig ist den Leuten auch zu sagen, die Fläche 
ist noch so und so kontaminiert, die könnt ihr für den und den Zweck nicht benutzen. Und 
nicht einfach sich totschreiben. Also das war bei unseren Projekten, auch bei einem 
rausgekommen, dass die Leute einfach noch nicht wissen, wie können sie die Fläche ei-
gentlich nutzen. […]“
79   
Die Bestimmung des Verwendungszweckes der in Frage kommenden Fläche kann vor-
erst durch die Definition des Begriffes postindustrielle Fläche vorgenommen werden. 
Gorgoń und Starzewska-Sikorska schlagen in ihrer Publikation zu Modellszenarien der 
Inwertsetzung industriell degradierter Flächen (Gorgon & Starzewska-Sikorska, 2007, 
S. 9/10) die Einteilung dieser in drei Kategorien. Sie unterscheiden Flächen auf denen 
industrielle Produktionsprozesse stattgefunden haben, Flächen auf denen begleitende 
Funktionen des industriellen Produktionsprozesses ausgeübt wurden, sowie Flächen 
auf die sich die industriellen Produktionsprozesse ausgewirkt haben. Unter der ersten 
Gruppe verstehen Gorgon und Starzewska-Sikorska Flächen die teilweise sogar selbst 
als Faktor im Produktionsprozess eingesetzt worden sind, wie beispielsweise: Steinbrü-
che, Zechengelände - Zechenanlagen, Tagebauflächen, Halden oder Wasserreservoire. 
Darüber hinaus zählen sie zu dieser Gruppe Infrastrukturen die für den Produktionspro-
zess unerlässlich waren, wie beispielsweise Produktions- und Funktionsgebäude, Bahn-
flächen und Ausbaureserveflächen der Betriebe. Zu der zweiten Gruppe zählen Gorgon 
und Starzewska-Sikorska administrative Gebäude der Betriebe, Forschungs- und Ent-
wicklungseinrichtungen, betriebliche Infrastruktur wie Wasserentnahmestellen, Kläran-
lagen, Schutzzonen, sowie Gelände der betrieblichen Wohnsiedlungen. Die dritte Grup-
pe bilden sowohl Flächen, die mit direkten Emissionen der Betriebe belastet wurden, als 
auch Räume die im Zuge der Stilllegungen von Betrieben von ökonomischen und sozia-
len Folgewirkungen, wie beispielweise der Entstehung struktureller Arbeitslosigkeit, be-
troffen wurden (Gorgon & Starzewska-Sikorska, 2007, S. 9/10).  
 
 
 
                                                          
79
 Aussage Experteninterview im Ruhrgebiet, 2009. 
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Abbildung 58: Schematische Darstellung der möglichen Revitalisierungsszenarien. 
 
Quelle: eigene Darstellung verändert nach (Gorgon & Starzewska-Sikorska, 2007, S. 13). 
 
Die möglichen Revitalisierungsszenarien der Inwertsetzung einer bestimmten, vorerst 
inventarisierten postindustriellen Brachfläche erfordern die Durchführung umweltanalyti-
scher Untersuchungen und anschließende Machbarkeitsstudien ihrer ökonomischen 
Inwertsetzung (Korcz, 2007, S. 110). Der Kostenfaktor der Revitalisierung – besonders 
die umweltanalytische Untersuchung - spielt in Oberschlesien eine entscheidende Rol-
le. In Experteninterviews wurde auf die beschränkten Finanzmittel der Kommunen für 
Zwecke der Revitalisierung hingewiesen.  
 
[…] Es gibt kein Geld, um die Brachen wieder einer produktiven Nutzung zuzuführen[…] 
Es gibt bei uns keine Entwicklungsgesellschaft, wie z.B. in Frankreich oder Deutschland, 
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die alte Brachflächen aufkauft, saniert und wieder dem Wirtschaftskreislauf zuführt. Alles 
mit öffentlichen Geldern.[…].
80
  
 
Durchschnittlich steht den oberschlesischen Kommunen für Revitalisierungsvorhaben 
etwa 1 PLN (ca. 0,25 Euro Cent) pro Quadratmeter einer industriellen Brache zur Ver-
fügung (Adamski, 2008). In Anbetracht der Tatsache, dass ein Hektar 10.000 Quadrat-
meter ausmacht, stehen den oberschlesischen Kommunen somit etwa 2500 Euro für 
die Revitalisierung von einem Hektar zur Verfügung. Auch wenn die Kosten der Revita-
lisierung in Polen niedriger sind als in Deutschland - sie liegen in Polen bei etwa 100 
000 Euro pro Hektar - entsteht ein deutliches Finanzierungsdefizit von ca. 97 500 Euro. 
 
[…] Die Revitalisierung von 1 ha einer altindustrialisierten Fläche kostet etwa 100.000 Eu-
ro. Das ist ein gigantisches Problem, womit sich keiner so recht zu beschäftigen 
scheint[…].
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Somit ist die ökologische Revitalisierung und Rekultivierung der industriellen Brachen in 
Oberschlesien aufgrund finanzieller Schwäche der Kommunen stark limitiert. Die be-
grenzen Mitteln, erfordern bei den Revitalisierungsvorhaben eine stärkere Fokussierung 
auf ökonomische, als auf ökologischen Faktoren der Inwertsetzung.  
 
„Aus der Sicht des Umweltschutzes ist man daran interessiert die Hot Spots der Umwelt-
belastung zu identifizieren, also Flächen zu identifizieren die für die Gesundheit der Men-
schen und für das Ökosystem sehr gefährlich sind, das ist aber für die wirtschaftliche In-
wertsetzung einer Fläche nicht vorteilhaft, denn, wenn man dazu übergehen, würde die 
Priorität der Rekultivierung zuerst bei den sehr problematischen Flächen anzusetzen, 
dann würde das einen viel höheren finanziellen Aufwand bedeuten.“
82
   
 
In Oberschlesien hängen Revitalisierungsvorhaben der kontaminierten altindustriellen 
Brachen von der potentiellen wirtschaftlichen Wiederverwendung der rekultivierten Flä-
che ab. Die Inwertsetzung der degradierten Flächen erfordert eine umfassende Beurtei-
lung des Gesamtvorhabens inklusive dessen ökonomischer und sozialer Auswirkungen. 
Beispielsweise für die Revitalisierung des Teilgeländes der Hütte Kościuszko in 
Chorzów schlagen Gorgon und Starzewska-Sikorska die Konzipierung eines Inwertset-
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
81
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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zungszenarios vor. Diese Fallstudie soll folgende Aspekte beinhalten: Allgemeine Be-
schreibung, Beschreibung der Fläche, Beschreibung der möglichen Inwertsetzung, Va-
rianten der Inwertsetzung, Beurteilung des Vorhabens, Probleme und Machbarkeit des 
Vorhabens (Gorgon & Starzewska-Sikorska, 2007, S. 30ff.):  
Revitalisierungsszenario einer industriellen Brache – Fallbeispiel: Teilgelände der Hütte 
Kościuszko in Chorzów nach Gorgon und Starzewska-Sikorska (Gorgon & Starzewska-
Sikorska, 2007, S. 30ff.):  
Allgemeine Beschreibung der Lage: Das Teilgelände der Brachfläche der Hütte 
Kościuszko liegt im Zentrum der Stadt Chorzów in naher Entfernung zum Marktplatz 
und der Straße Wolności (die längste Einkaufspassage in Oberschlesien). Östlich 
grenzt das Teilstück der Brache an das restliche Gelände der Hütte Kościuszko. Vom 
Süden her ist sie durch die Bahnanlagen begrenzt. Westlich grenzt die Fläche an das 
Viadukt der Schnellstraße Katowice – Bytom. Nördlich wird die Fläche durch die Straße 
Metalowcόw begrenzt.  
- Bislang befanden sich auf dieser Fläche Siemens-Martin-Hochöfen, diese wurden in 
den 1990er Jahren abgetragen.  
- Im Flächennutzungsplan der Stadt Chorzów ist das Areal als Industriefläche ausge-
wiesen 
Beschreibung der Brachfläche: Die Gesamtfläche der Brache beträgt 6 ha. Das Ge-
lände gliedert sich in zwei Teile: die Fläche des oberen Stahlwerks (4 ha) und des unte-
ren Stahlwerks (2 ha). Das gesamte Areal ist von Bergbauschäden betroffen. Oberflä-
chennah, in einer Tiefe von 1,3 bis 4,0 m befinden sich unkontrolliert abgelagerter Stof-
fe wie Hochofenschlacke, Bauschutt, Ziegelsteine und Betonbrocken. Unter dieser 
Schicht befinden sich die Fundamente abgetragener Hüttenanlagen (bis zu 7 m Tiefe). 
Es gibt keine verifizierten Informationen über den Kontaminierungsgrad der Fläche, es 
werden jedoch Kontaminierungen mit Erdölsubstanzen vermutet. Eine umfassende 
umweltanalytische Untersuchung wurde bislang nicht durchgeführt. Der größte Teil der 
betrieblichen Infrastruktur wurde bereits abgetragen und die Oberfläche wurde geebnet. 
Im nördlichen Teil befinden sich noch leerstehende postindustrielle Gebäude. Das Ge-
lände wurde mit technischer Infrastruktur noch nicht erschlossen. Die Verkehrsinfra-
struktur der Umgebung ist sehr gut ausgebaut, jedoch der Zugang zu ihr von der Bra-
che aus ist sehr stark limitiert. Die Straßenanbindung des Geländes kann gegenwärtig 
nur vom Norden über die Straße Metalowcόw erfolgen. 
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Abbildung 59: Teilgelände der Hütte Kościuszko in Chorzów. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: (wikimapia.org) geringfügig nachgearbeitet.  
Beschreibung der möglichen Inwertsetzung: Im Flächennutzungsplan der Stadt ist 
das Teilgelände für industrielle Nutzung vorgesehen. Auf dem Gelände sollen jedoch 
zukünftig Dienstleistungsfunktionen etabliert werden. Diese sollen einen überregionalen 
Charakter aufweisen. Durch die Revitalisierungsmaßnahmen soll das Gelände in die 
räumlich-funktionalen Strukturen der Stadt eingegliedert werden, es soll eine attraktive 
Nutz- und Freizeitfläche entstehen. Besonderer Wert soll auf die verkehrstechnische 
und funktionelle Anbindung des Geländes mit dem Stadtzentrum gelegt werden. Es 
wurden zwei Varianten der Revitalisierung konzipiert.  
Variante 1: Freizeit- und Erholungspark: Die erste Variante der Revitalisierung bein-
haltet die Umwandlung der Brachfläche zum Freizeit- und Erholungspark. Neben Sport-
stätten sollen Freizeit- und Kultureinrichtungen errichtet werden. Das Angebot soll um 
Einzelhandelsobjekte und Gastronomie ergänzt werden. Darüber hinaus sollen Ausstel-
lungs- und Büroflächen entstehen. Der Revitalisierungsprozess soll zuerst auf dem 
Teilgelände der 
Brache 
Kościuszko 
Hauptbahnhof 
Marktplatz 
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nördlichen Teil des Geländes beginnen, hier sollen auch die postindustriellen Bauten in 
das Gesamtkonzept integriert werden. Die einzelnen Investitionen sollen auf viele Ein-
zelinvestoren aufgeteilt werden.  
Variante 2: Einzelhandels- und Dienstleistungszentrum: Auf dem Gelände soll ein 
großstädtisches Einzelhandels- und Dienstleistungszentrum entstehen. Dieses soll das 
Angebot des Stadtzentrums erweitern und ergänzen. Es sollen zwei bis drei architekto-
nisch wertvolle Gebäude errichtet werden, diese sollen die Gesamtfläche der Brache 
abdecken. Das Vorhaben erfordert die Akquirierung von strategischen Großinvestoren. 
Die Investitionen sollen folgende Einrichtungen umfassen: ein Urban Entertainment 
Center, ein Kongresszentrum, ein Businesszentrum.  
 
Beiden Varianten sehen die Integration des revitalisierten Geländes in die räumlich-
funktionale Struktur der Stadt vor, insbesondere ihre funktionale Anbindung an die Ei-
senbahninfrastruktur.  
 
Beurteilung der Vorhaben:  
Investition: Die erste Variante würde schnelle und sichtbare Effekte bringen. Die Inves-
tition würde durch mehrere, zum Teil lokale Investoren getragen werden. Bei der zwei-
ten Variante könnte dagegen ein höherer monetärer Nutzen für die Stadt entstehen, 
strategische Investoren müssten den Hauptteil der Realisierungskosten tragen.  
Verkehrsinfrastruktur: Die Errichtung erforderlicher Anzahl der Parkmöglichkeiten 
kann auf dem revitalisierten Gelände verwirklicht werden. Jedoch würde die Durchläs-
sigkeit der bestehenden Verkehrsinfrastruktur (Individualverkehr) nur die Umsetzung 
der ersten Variante zulassen.  
Probleme bei der Umsetzung des Revitalisierungsprozesses: Die Realisierung des 
Vorhabens erfordert die Lösung folgender Probleme: Erstellung umweltanalytischer Be-
gutachtung des Geländes, Erstellung der Finanzierungs- und einer Machbarkeitsstu-
dien, Bestimmung der anteiligen Investitionskosten für die Stadt Chorzów.  
Aufgrund der zentaralen Lage des Geländes sollte beim Revitalisierungsprozess be-
sonders die Dauer der Umsetzungsmaßnahmen berücksichtigt werden, hierbei schwer-
punktmäßig die Anpassung bzw. Modernisierung der Verkehrsinfrastruktur. Bei der ers-
ten Variante ist zu befürchten, dass die Dauer der Umsetzungsmaßnahmen bedingt 
152 
 
durch eine große Anzahl der Investoren sich in die Länge ziehen könnte. Bei der zwei-
ten Variante konnte eine schnellere Umsetzung aus „einer Hand“ erfolgen.  
Beurteilung der Machbarkeit: Die Umsetzung der Maßnahmen hängen in erster Linie 
von drei Faktoren ab:  
 der Regulierung der rechtlichen Eigentumsverhältnisse (zum Teil befindet sich 
die Fläche im Besitz des polnischen Staates und des Unternehmens Konstal),  
 Änderung des Flächennutzungsplanes, 
 Durchführung von Analysearbeiten bezüglich der Verkehrsanbindung sowie der 
Revitalisierung des gegenüberliegenden Bahnhofsareals.  
 
Im Jahre 2010 entschied sich die Stadt Chorzów für die Umsetzung der zweiten Varian-
te. Bis Mitte 2010 wurde der Flächennutzungsplan den Investitionserfordernissen ange-
passt. Gegenwärtig wird die Veräußerung der Fläche für 2012 geplant (Chorzow, 2011). 
Die Abbildung 60 stellt die von der Stadt Chorzów konzipierte Umsetzung der zweiten 
Variante der ökonomischen Revitalisierung des Teilgeländes dar.   
 
Abbildung 60: Visualisierung der Inwertsetzung der Brachfläche „Hütte Kościuszko“ – von der Stadt 
Chorzów gewählte Variante: 2 Handels- und Dienstleistungszentrum.  
 
Quelle: Urząd Miasta Chorzόw (Chorzow, 2011), geringfügig nachgearbeitet.  
 
Brachfläche Hauptbahnhof 
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Wie umfangreich und flächendeckend das Problem der durch die jahrzehntelange in-
dustrielle Tätigkeit entstandenen Kontaminierungen der Böden in Oberschlesien ist, 
insbesondere im zentralen Areal der Agglomeration, verdeutlichen die folgenden Kar-
ten. Nahezu das gesamte Gebiet der oberschlesischen Agglomeration ist mit zahlrei-
chen gesundheitsgefährdenden Substanzen belastet. Die folgenden Karten zeigen die 
Kontaminierung der Böden in Gebiet des GZM mit Schwermetallen wie Blei (vgl.: Karte 
8), Quecksilber (vgl.: Karte 9), Arsen (vgl.: Karte 10), Cadmium (vgl.: Karte 11), Kupfer 
(vgl.: Karte 12) und Zink (vgl.: Karte 13). Die kartographischen Ausarbeitungen beruhen 
auf dem von Piaseczna im Jahre 2003 erstellten Atlas der Bodenkontaminierung polni-
scher Städte (Piaseczna, A., 2003: Altas zaniczyszczen gleb miejskich w Polsce. Wars-
zawa), und zeigen die Kontaminierung der Böden bis zu einer Tiefe von 20 cm.  
Die Belastung des Bodens mit Schwermetallen ist besonders problematisch, da diese 
im Boden selbst nicht abgebaut werden. Schwermetalle im Boden können daher nicht 
dauerhaft beseitigt, sondern allenfalls nur durch eine Umverteilung im Ökosystem lokal 
gemindert, oder den Stoffkreisläufen durch Immobilisierung entzogen werden 
(Piaseczna, 2003, S. 33). Die Belastung der Böden mit Schwermetallen in der ober-
schlesischen Agglomeration kann auf die natürlichen Vorkommen der Blei- und Zinker-
ze sowie der Steinkohle zurückgeführt werden. Für den Bodeneintrag der Schadstoffe 
können hier beispielsweise natürliche Prozesse wie Winderosion oder natürliche Ano-
malien verantwortlich sein. Das Ausmaß der Kontaminierung lässt jedoch die Folgerung 
zu, dass hauptsächlich für die Kontaminierung der Böden anthropogen- bedingte Pro-
zesse wie die Steinkohleförderung, -verabreitung und die Verhüttung von Metallen ur-
sächlich sind. (Piaseczna, 2011).  
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Karte 8: Bodenbelastung im Gebiet des GZM – Belastung mit Blei.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Daten- und Kartengrundlage: (Piaseczna, Atlas Zanieczyszczen Gleb Miejskich 
w Polsce, 2003). 
 
Die Kontaminierung der Böden beispielsweise mit Blei – hier insbesondere die deutliche 
Überschreitung der gesetzlich festgelegten Grenzwerte von 80 mg/kg – bestärkt die 
These der anthropogen verursachten Schadstoffbelastung des Bodens. Besonders im 
zentralnördlichen Areal der Agglomeration in den Städten Bytom, Piekary Śląskie sowie 
im nördlichen Teil von Katowice ist der gesetzlich festgelegte zulässige Grenzwert um 
ein Vielfaches überschritten. Dort erreicht die Konzentration von Blei in der oberflä-
chennahe Bodenschicht (bis 20 cm Tiefe) lokal bis zu 16 972 mg/kg. Hier ist der 
Grenzwert um den Faktor 200 überschritten. Die gis-gestützte Auswertung ergab, dass 
im Gebiet des GZM (Gesamtfläche ca. 1217,118 km²) 690,061 km² Fläche mit einer 
Blei-Konzentration, die höher als 80 mg/kg ist, belastet sind.  
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Karte 9: Bodenbelastung im Gebiet des GZM – Belastung mit Quecksilber.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Daten- und Kartengrundlage: (Piaseczna, 2003). 
 
Karte 10: Bodenbelastung im Gebiet des GZM – Belastung mit Arsen.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Daten- und Kartengrundlage: (Piaseczna, 2003). 
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Karte 11: Bodenbelastung im Gebiet des GZM – Belastung mit Cadmium. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Daten- und Kartengrundlage: (Piaseczna, 2003). 
 
Karte 12: Bodenbelastung im Gebiet des GZM – Belastung mit Kupfer. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Daten- und Kartengrundlage: (Piaseczna, 2003). 
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Karte 13: Bodenbelastung im Gebiet des GZM – Belastung mit Zink. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Daten- und Kartengrundlage: (Piaseczna, 2003). 
 
Bei der Betrachtung der Bodenbelastungskarten Karte 8 bis Karte 13) ist eine räumliche 
Konzentration der Kontaminierung erkennbar. Während im westlichen Teil der Agglo-
meration (Stadt Gliwice) kein einziger Belastungswert überschritten wird, kommt es im 
zentralnördlichen Teilgebiet der Agglomeration zur Kumulierung unterschiedlicher 
Schadstoffe in der oberflächennahen Bodenschicht. Dies lässt sich einerseits mit der 
ehemals hohen Dichte schadstoffemittierender Schwerindustriebetriebe in zentralen 
Städten der oberschlesischen Agglomeration wie Bytom, Ruda Śląska, Świętochłowice 
oder Chorzów erklären, andererseits sind hier für die Kontaminierungen der Böden die 
in Südpolen vorherrschenden Westwindrichtungen verantwortlich.  
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Abbildung 61: Schadstoffemissionen in der oberschlesischen Agglomeration, 1979/1980.  
 
Quelle: (Cala, 2011). 
 
Zahlreiche Schadstoffe wurden mit Westwinden in den zentralnördlichen Teil der Ag-
glomeration eingetragen (Domanski B. , 1998, S. 36).  
Die gis-gestützte Analyse erlaubt durch die Verschneidung, sowie die Konvertierung der 
Kartegrundlagen (der thematischen Layer) von Vektor zur Rasterdateien (Rastergröße 
= 1 km mal 1 km), die Identifikation von besonders belasteten Flächen, von Flächen die 
mit mehreren Schadstoffsubstanzen kontaminiert worden sind.  
 
Abbildung 62: Funktionsweise der Zellenkalkulation am Beispiel der Bodenbelastungen mit Blei, Queck-
silber und Arsen.  
 
Quelle: Eigener Entwurf nach (Arctur & Zeiler, 2004, S. 284/285). 
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Die Identifikation der Hot Spots erfolgt im Zellenkalkulationsverfahren. Im Rahmen der 
Zellenkalkulation werden Rasterwarte (Schadstoffbelastungswerte) addiert und als Ras-
tergrafik in einem neuen Layer abgebildet. 
 
Karte 14: Hot Spots der Bodenbelastung im Gebiet des GZM – Zellenkalkulation der Belastungsgrade für 
Blei & Quecksilber und Blei & Arsen.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Daten- und Kartengrundlage: (Piaseczna, 2003). 
 
Karte 15: Hot Spots der Bodenbelastung im Gebiet des GZM – Zellenkalkulation der Belastungsgrade für 
Blei & Quecksilber & Arsen und Blei & Quecksilber & Zink & Arsen & Cadmium & Kupfer. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Daten- und Kartengrundlage: (Piaseczna, 2003). 
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3.2. Inventarisierung postindustrieller Brachflächen in Oberschlesien - Nutzung 
und Einsatz Geografischer Informationssysteme  
 
In den Karten Karte 8 bis Karte 15 wurde dargestellt wie umfassend und flächende-
ckend das Problem der kontaminierten Böden in Oberschlesien ist. Bis heute wurde in 
Polen kein einheitliches System der Inventarisierung, Bewertung und Beschreibung der 
postindustriellen Brachflächen umgesetzt. Das Fehlen solch eines Flächeninformations-
systems stellt ein ernsthaftes Problem für die Umsetzung der Flächennutzungsplanung 
besonders in Altindustriegebieten dar. In diesem Zusammenhang ist besonders die 
ökonomische Inwertsetzung solcher Flächen problematisch. Um diesen Missstand ent-
gegenzuwirken wird in der Wojewodschaft Schlesien an einem einheitlichen regionalen 
Flächeninformationssystem gearbeitet. Das regionale Flächeninformationssystem 
(RSIP)83 soll in der Wojewodschaft Schlesien eine umfassende Datenbank aller postin-
dustriellen Brachen beinhalten. Die Erarbeitung des regionalen Flächeninformationssys-
tems wurde schon Anfang 2000 im Entwicklungsstrategiepapier der Wojewodschaft 
Schlesien verankert (Szczupak et al., 2000, S. 56). Die wichtigste Ressource solcher 
Systeme sind Daten und Information, hierbei insbesondere die Weitergabe aller Anga-
ben zur postindustrieller Flächen bzw. Brachen durch die Eigentümer, meist Kommu-
nen. Die Weitergabe der Information wird jedoch oft von den Verantwortlich der Kom-
munen blockiert, weil hier befürchtet wird, dass die Offenlegung der Kontaminierungs-
problematik der postindustriellen Flächen die Kommunen, als verantwortliche Eigentü-
mer der Flächen zur Rekultivierungs- und Revitalisierungsarbeiten verpflichten und 
zwingen würde. Dieses liegt in der oft begründeten Notwendigkeit der Eindämmung von 
Gesundheitsgefährdung, die von den kontaminierten Flächen ausgehen kann. Beson-
ders schwerwiegend ist die Kontaminierungsproblematik bei alten Halden. 
 
„[...] Auch der Regen löst manchmal Schadstoffe aus alten Halden aus, und das ist ein 
Problem an das niemand denkt. Und die Kosten sind gigantisch [...].
84
 
 
So lange wie möglich werden die sensiblen Informationen unter Verschluss gehalten, 
eine Offenlegung und damit die notwendige Sanierung der Flächen würde die Gemein-
den vor ernsthafte Finanzierungsprobleme stellen, es ist für die kommunalen Politiker 
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 Regionalny System Informacji Przestrzennej Wojewodztwa Śląskiego (RSIP).  
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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daher oft imagewirksamer eine neue Straße oder einen Kindergarten zu bauen, als die 
Sanierung einer kontaminierten Fläche anzugehen. Man muss jedoch beachten, dass in 
der polnischen Gesetzgebung nicht der Verursacher, sondern der Eigentümer für die 
Sanierung der Fläche verantwortlich ist (Adamski, 2008).  
 
„[…] Die schlechte Situation liegt auch ein wenig an der Gesetzgebung. So gibt es kein 
direktes Verursacherprinzip, nach dem die Brachen saniert werden müssten. Wieso? 
Nun, weil die meiste Verschmutzung die alten Staatsbetriebe verursacht haben, somit 
müsste dann eigentlich der Staat für die Kosten aufkommen. Und der Staat interessiert 
sich folgerichtig nicht für dieses Thema. Das staatliche, hierfür entwickelte Programm 
funktioniert nicht. […].
85
  
 
Oft wurden die Flächen von stillgelegten Betrieben – besonders am Anfang des wirt-
schaftspolitischen Transformationsprozesses – von den Unternehmen an die Kommu-
nen übertragen, meistens im Rahmen der Steuerschuldtilgung der Betriebe gegenüber 
den Kommunen. Es wurden Brachflächen an die Kommunen übertragen, die auf dem 
freien Markt keine Käufer finden konnten.  
 
„[...] Es läuft aber bei Brachen sowieso derart ab, dass früher oder später die Kommunen 
diese alten Brachen bekommen. Meistens jedoch sind es dann die richtig schäbigen. Also 
die schwarzen Löcher. Denn die guten Flächen finden auf dem Markt auch schnell einen 
privaten Käufer. Das ist bei uns so [...].
86
 
 
Die attraktiven Brachflächen - auch wenn ihre Revitalisierung oft mit erheblichen Kosten 
verbunden ist - finden jedoch einen Käufer auf dem Immobilienmarkt. Besonders Flä-
chen mit guter verkehrstechnischer Anbindung und stadtzentrumnaher Lage werden 
besonders von Einzelhandelsentwicklungsgesellschaft eingekauft.  
 
„[...] Es handelt sich also hier laut Definition um die Revitalisierung der städtischen Areale 
von den altindustriellen Hinterlassenschaften. Also der Boden wird von den Schadstoffen 
gereinigt, man legt Parkanlagen an. Jede Stadt hat eine Revitalisierungsstrategie, und 
versucht diese umzusetzen, oft erledigt es sich eigentlich von selbst, denn die altindustri-
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86
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ellen Flächen befinden sich oft in Stadtzentren in sehr attraktiven Lagen. Anders gesagt, 
es reicht oft nur zu rufen, wer möchte diese Fläche kaufen und bewirtschaften [...]”.
87
  
 
So konnte die Hauptstadt der Wojewodschaft Schlesien, die Stadt Katowice auf diese 
Weise ein brachliegendes Areal einer ehemaligen Zeche einer Sanierung und erfolgrei-
cher ökonomischer Inwertsetzung unterziehen.  
 
„[...] Ein nationales Beispiel ist das Silesia City Center. Hier muss man aber sagen, dass 
man hier eine exzellente Lage hat. Auch ist der Einzelhandel eine Pionierbranche, die in 
devastierten oder unterentwickelten Gebieten als erstes Halt findet. [...]”
88
 
 
Abbildung 63: Lage des Silesia City Centers im räumlichen Gefüge der Stadt Katowice.  
 
Quelle: (wikimapia.org) geringfügig nachgearbeitet.  
Das Areal des Silesia City Centers befindet sich etwa einen Kilometer vom unmittelba-
ren Zentrum der Stadt Katowice entfernt. Das gegenwärtig größte Shopping Center der 
oberschlesischen Agglomeration und Südpolens verfügt über eine Gesamtfläche von 
ca. 86 000 m². Auf dem Gelände befinden sich 250 Geschäfte und 13 Kinosäle. Die 
verkehrstechnische Anbindung von Silesia City Center an die räumlich- funktionale 
Struktur der gesamten Oberschlesischen Agglomeration sowohl mit dem Individualver-
kehr, als auch mit ÖPNV kann als sehr gut bezeichnet werden (Thorz, 2010). Das an 
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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der Chorzowska Straße (Hauptzubringer an die West-Ost-Verbindung: Autobahn A4 
Wrocław-Kraków) gelegene Center kann mit S-Bahn und Bussen erreicht werden.  
Doch nicht alle postindustriellen Brachflächen werden aufgrund ihrer guten innerstädti-
schen Lage und einer hervorragenden verkehrstechnischen Anbindung einem Revitali-
sierungsprozess und somit einer ökonomischen bzw. sozialen Inwertsetzung unterzo-
gen. Ein gutes Beispiel dieser Entwicklung bietet die postindustrielle Brachfläche der 
stillgelegten Stahlhütte Baildon. Die ehemalige Stahlhütte Baildon verfügte auf ihrem 
Gelände über eine umfangreiche soziale Infrastruktur, darunter eine in den 1960er Jah-
ren errichtete Mehrzweckhalle89 (Mielismy kiedys cudo i pozwolilismy je zburzyc, 2011).  
 
Abbildung 64: Ehemalige Sport- und Veranstaltungshalle der Stahlhütte Baildon in Katowice 
 
Quelle: (Celejewski, 2003) 
 
Nach der Systemtransformation konnte die Hütte Baildon den Wettbewerbs-
bedingungen der freien Märkte nicht gerecht werden und wurde Anfang des Jahres 
2000 stillgelegt (Hutnicy przyniesli trumne pod ministerstwo, 2001). Seit der Stilllegung 
wurden auf dem Gelände der Hütte nur unzureichende Sicherungs- und Instandset-
zungsmaßnahmen der betrieblichen Immobilien, darunter der Sport- und Veranstal-
tungshalle, durchgeführt. Die Vernachlässigung der Instandhaltung führte zur Schäden 
an der Hallendachkonstruktion. Im Jahre 2003 erwarb ein Investor Teile des Geländes 
                                                          
89
 Die im Jahre 1969 erbaute Sport- und Veranstaltungshalle der Hütte Baildon war zur damaligen Zeit 
eine der modernsten Mehrzweckhallen in Polen. Neben bedeutenden Sportveranstaltungen fand dort im 
Jahre 1981 die erste konstituierende Sitzung der freien Gewerkschaft Solidarność der Region Oberschle-
sien statt. 1996 riss unter einer Schneelast und im Zuge einer Bergbauerschütterung ein Tragseil der 
Deckenkonstruktion. Daraufhin wurde die Mehrzweckhalle geschlossen (Mielismy kiedys cudo i 
pozwolilismy je zburzyc, 2011).  
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der stillgelegten Hütte Baildon mit der Sport- und Veranstaltungshalle. Die einsturzge-
fährdende Halle wurde daraufhin abgetragen. Das Vorhaben des Investors an der Stelle 
der abgetragenen Halle ein Möbelhaus sowie weitere Dienstleistungsinfrastrukturen zu 
errichten, wurde von der Stadtverwaltung Katowice nicht genehmigt, seitdem liegt die 
gesamte Fläche der ehemaligen Hütte brach (Mielismy kiedys cudo i pozwolilismy je 
zburzyc, 2011).  
Diese zwei Beispiele (Silesia City Center und Brachfläche der Hütte Baildon) sollen ver-
deutlichen wie unterschiedlich die Inwertsetzung brachliegender – oft innerstädtischer – 
postindustrieller Areale in altindustriellen Gebieten verlaufen kann. Während Silesia City 
Center als Vorzeigeprojekt der Inwertsetzung – vor allem ökonomischer Inwertsetzung - 
gefeiert wird, liegt auf der gegenüberliegenden Seite der Straße Chorzowska (in etwa 
50 Meter Luftlinienentfernung) ein gänzlich gescheitertes Vorhaben einer Brachflächen-
sanierung und Brachflächenrevitalisierung.  
 
Abbildung 65: Teil der Brachfläche der Hütte Baildon und Silesia City Center – Aufnahme aus dem Jahr 
2005. 
 
Quelle: Urząd Miasta Katowice http://www.um.katowice.pl/pl/  
 
Obwohl die Brachfläche der Stahlhütte Baildon über die gleichen standörtlichen Vorzü-
ge wie das gegenüberliegende Einkaufszentrum Silesia City Center verfügt, kam es dort 
zu keiner ökologischen bzw. ökonomischen Inwertsetzung. Deshalb muss an dieser 
Stelle dem Experten (siehe Zitat Seite 161/162) widersprochen werden, offenbar reicht 
Silesia City Center 
Teil der 
Brachfläche 
der Hütte 
Baildon 
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eine exzellente innerstädtische Lage einer Brachfläche nicht aus, um den gewoll-
ten/gewünschten privatwirtschaftlichen Revitalisierungsprozess in Gang zu setzen.  
Die zwei Beispiele – Silesia City Center und die Brachfläche der Stahlhütte Baildon - 
behandeln zwei im räumlichen Gefüge der Oberschlesischen Agglomeration prominente 
und für den potentiellen Investor leicht identifizierbare Flächen. Weit schwieriger gestal-
ten sich die Identifikation und die Bewertung brachliegender Flächen außerhalb expo-
nierter Lagen. Die weniger exponierten Brachflächen sollen laut dem im Jahre 2000 
entwickelten Strategiepapier der Wojewodschaft Schlesien ebenfalls einer ökologi-
schen, sozialen und ökonomischen Revitalisierung unterzogen werden. Im Punkt sechs 
der Prioritätenliste des Entwicklungsstrategiedokuments wird festgeschrieben, dass die 
Revitalisierung postindustrieller Brachen den Prozesses der ökologischen und sozial-
ökonomischen Transformation der Wojewodschaft Schlesien flankieren soll und darüber 
hinaus im bedeutenden Maße das Image und die Attraktivität der Wojewodschaft stei-
gern (Szczupak et al., 2000, S. 53). Diese Revitalisierungsziele werden ebenfalls im 
aktualisierten Strategiedokument der der Wojewodschaft Schlesien aus dem Jahre 
2007 festgehalten (o.A, 2007, S. 74). 
Die Umsetzung der festgehaltenen Ziele der Revitalisierung ist stark vom Aufbau des 
erwähnten Flächeninformationssystems RSIP abhängig. Am besagten RSIP-System 
wurde ab dem Jahre 2000 in der Wirtschaftsabteilung des Marschallamtes der Woje-
wodschaft Schlesien gearbeitet. Ziel der Arbeit war bzw. ist die Erfassung und die Be-
wertung brachliegender Flächen, insbesondere postindustrieller Brachen. Die Identifika-
tion und die Bewertung der Flächen sollten als Grundlage der Flächen- und Raument-
wicklung in der Wojewodschaft Schlesien, besonders im Bereich des Brownfield-
Development, fungieren. Die Zielsetzung des Vorhabens umfasst die ökologische Re-
kultivierung und Revitalisierung brachliegender, nicht selten für die lokale/regionale 
Ökologie und die Gesundheit der Einwohner gefährlicher Flächen, die prak-
tisch/pragmatische Zielsetzung betrifft jedoch eher die ökonomische Inwertsetzung 
postindustrieller Brachen. Seit dem Beginn der Arbeiten am RSIP-System wurden ca. 
500 Flächen90 identifiziert und erfasst.  
 
„[…] Meine Idee ist, ich habe die Hoffnung, dass die 500 registrierten Flächen - ich denke 
dass es etwa 1500 sein müssten – inwertgesetzt werden [...] Wissen Sie es ist schwierig 
alle Flächen genau zu untersuchen. Wir müssen so ein Instrument schaffen, dass wir 
                                                          
90
 Stand: Oktober 2008.  
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schätzend Flächen heraussuchen können, die leicht ökonomisch inwertgesetzt 
werden können. Diese Gebiete sollen, dann durch eine konkrete Untersuchung verifi-
ziert werden. Ich denke, dass sich dann, so eine Untersuchung lohnen würde. Das wol-
len wir erreichen […].“
91
 
 
Der Aufbau des RSIP-Systems ist jedoch nicht als Aufgabe im Gesetzeswerk der 
Wojewodschaft Schlesien verankert, zwar sollen die Brachen rekultiviert und revitalisiert 
werden, jedoch konkrete Umsetzungsmaßnahmen wurden in den gesetzlichen Bestim-
mungen nicht festgehalten (Adamski, 2008). Im Experteninterview wurde darauf hinge-
wiesen, dass die aufgebaute Datenbank des RSIP-Systems strenggenommen nicht le-
gal sei, und dass die Zuständigkeiten für die Erfassung und mögliche Weitergabe der 
Daten an Dritte unklar geregelt seien92.  
 
„[…] Die Wojewodschaft ist offiziell nicht mit dieser Aufgabe beauftragt und es wird von 
vielen so interpretiert, dass das was nicht explizit erlaubt ist, auch nicht gemacht werden 
darf. Wer soll das Problem dann lösen? Die Staatsbetriebe gibt es nicht mehr. Die Ze-
chen sind finanziell nicht in der Lage. 
Im Ruhrgebiet macht es ebenfalls eine Landesentwicklungsgesellschaft. Alles funktio-
niert. Hier gibt es so etwas nicht. Das was wir machen, machen wir illegal. Ich musste 
gestern eine Erklärung schreiben, warum wir uns mit diesen Flächen beschäftigen [...].”
93
 
 
Auch wenn es der Wirtschaftsabteilung des Marschallamtes der Wojewodschaft Schle-
sien nicht erlaubt war, dem Forscherteam einen praktischen Einblick in das RSIP-
System zu gewähren, wurde seitens der Mitarbeiter der Abteilung die Funktionsweise 
des Systems theoretisch dargestellt. Die Erfassung und Bewertung der Brachflächen 
basiert zum Größtenteils auf der Basis gesammelter Informationen zur wirtschaftshisto-
rischen Nutzungsmustern dieser Flächen, nur in seltenen Fällen – dies liegt in der fi-
nanziellen Ausstattung begründet – werden die postindustriellen Brachflächen einer 
umfassenden umweltanalytischen Untersuchung unterzogen.  
 
                                                          
91
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
92
 Dies war auch der Grund für die Verweigerung des Zugangs zu der RSIP-Datenbank. Zwar wurde dem 
Forscherteam (Pudlik, Garus) der Zugang zu den mit einem GIS-Programm erfassten Daten verspro-
chen, jedoch wurde dieses Versprechen nie realisiert. Die Zuständigkeiten für die Zugangsgewährung 
verloren sich in einem bürokratischen Wirrwarr. Das Genehmigungsverfahren dauert an.  
93
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
167 
 
„[...] Wir bewerten Flächen in zwei Kategorien. Umwelt und Ökonomie. Hier analysieren 
wir die harten Standortfaktoren. Schwierig wird es bei der Bewertung der Umweltbelas-
tungen. Hier haben wir aber bei Untersuchungen festgestellt, dass ein bestimmtes Belas-
tungsbild sehr häufig mit der historischen Nutzung korreliert. Das ist eigentlich auch na-
türlich. Unser System zeigt dann nicht neue Funktionen sondern, es zeigt, was man auf 
dieser Fläche nicht machen kann [...].”
94
 
 
Demnach basiert das RSIP-System prinzipiell auf der Idee der Identifikation und Bewer-
tung möglicher ökonomischer Nutzungspotentiale brachliegender Flächen in der Ober-
schlesischen Agglomeration. Die Ermittlung potentieller Nutzungsarten wird im Aus-
schlussverfahren nicht möglicher Nutzungen ermittelt. Hier bilden die Kontaminierung, 
sowie der Grad der Kontaminierung der Fläche den limitierenden ausschließenden Fak-
tor in der Bewertung möglicher zukünftiger Nutzungsformen. Die so identifizierte und 
bewertete Brachfläche, kann im Zuge von Ansiedlungsanwerbungen den Investoren 
zum Kauf oder zur Pacht angeboten werden. Man bemüht sich, die brachliegenden Flä-
chen dann so weit wie (finanziell) möglich zu sanieren und diese dann den Investoren 
anzubieten. 
 
 „[...] Meiner Meinung nach muss man eine ökonomisch tragbare Lösung finden. Wenn es 
sich für jemanden nicht lohnt die Flächen zu revitalisieren, dann muss man dafür sorgen, 
dass es sich lohnt[...].”
95
„[...] Man könnte hier mit einem Zitat des polnischen Premiermi-
nisters Tusk antworten "was nicht tötet, das stärkt". Also der einzige Vorteil von degra-
dierten und brachliegenden Flächen ist ihr Preis. Wenn man beispielsweise für eine In-
vestition sehr große Flächen benötigt, dann ist es bestimmt ratsamer nach Arealen zu 
suchen, die preislich günstig sind. Ansonsten wird ein Businessplan schon alleine durch 
den Preis des Grundstücks gesprengt. Des Weiteren haben die brachliegenden Flächen 
noch einen weiteren Vorteil, wie die Verfügbarkeit solch einer großen Fläche in unmittel-
barer Nähe des Zentrums der oberschlesischen Agglomeration. Die brachliegenden Flä-
chen der ehemaligen Zechen verfügen über diese Vorteile. Andere Vorteile dieser Flä-
chen sehe ich nicht [...].”
96
 
 
Auf diese Weise bleibt vorerst eine umfassende ökologische Rekultivierung zweitrangig, 
im Vordergrund der Maßnahmen stehen ökonomische Prinzipien und Interessen.  
 
                                                          
94
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
95
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
96
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Bytom, 2008. 
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„[...] Aus der Sicht des Umweltschutzes ist man daran interessiert die Hot Spots der Um-
weltbelastung zu identifizieren, also Flächen zu identifizieren, die für die Gesundheit der 
Menschen und für das Ökosystem sehr gefährlich sind, das ist aber für die wirtschaftliche 
Inwertsetzung einer Fläche nicht vorteilhaft, denn, wenn man dazu übergehen würde die 
Priorität der Rekultivierung zuerst bei den sehr problematischen Flächen anzusetzen, 
dann würde das einen viel höheren finanziellen Aufwand bedeuten[...].”
97
 
 
Die verantwortlichen Experten in der Wirtschaftsabteilung des Marschallamtes sehen 
eine Teillösung des komplexen Problems postindustrieller Brachen in der Oberschlesi-
schen Agglomeration in strukturierter Bewertung der Flächen auf der Basis wirt-
schaftshistorischer Informationen und der Auswertung harter Standortfaktoren.   
 
„[...] Ich gebe ihnen ein kleines Beispiel. Als vor Jahren das RSIP System entwickelt wur-
de, wurden 500 Areale eingegeben. Einige dieser Areale habe ich untersucht bzw. be-
wertet. 60 dieser Areale hatten viele positive Kriterien, die aussagten, dass diese Areale 
relativ einfach genutzt werden könnten. Von diesen 60 sind 20 bereits verkauft und wer-
den revitalisiert. Es funktioniert noch nicht alles 100%tig aber es gibt auch einen großen 
Druck diese Flächen zu nutzen [...].”
9899
 
 
Um ein umfassendes Flächenbewertungssystem aufbauen zu können, hat die Wirt-
schaftsabteilung des Marschallamtes der Wojewodschaft Schlesien im Jahre 2007/2008 
eine Kooperation mit wissenschaftlichen Einrichtungen100 in der Oberschlesischen Ag-
glomeration gestartet. Im Rahmen des Programms „Wojewódzki program przekształceń 
terenów zdegradowanych”101 arbeitet das Marschallamt gemeinsam mit einer Experten-
gruppe an der Umsetzung einer auf GIS-Daten basierten Lösung eines Flächeninforma-
tionssystems. Die Arbeitsgruppe102 unter der Leitung von Dr. Leszek Trząski schlägt 
                                                          
97
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
98
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
99
 Da dem Forscherteam die Einsicht in die Datenbank des RSIP-System bislang verweigert wurde, kann 
die getroffene Expertenaussage wissenschaftlich nicht verifiziert werden. Vor allem die Frage nach der 
Lokalisation der 20 verkauften Flächen kann nicht geprüft werden.  
100
 Am Aufbau des Flächeninformationssystems beteiligte wissenschaftliche Einrichtungen: Główny 
Instytut Górnictwa (Central Mining Institute) Katowice, Instytut Ekologii Terenów Uprzemysłowionych 
(Institute for Ecology of Industrial Areas) Katowice.  
101
 Übersetzung: Programm zur Umgestaltung degradierter Flächen in der Wojewodschaft Schlesien 
102
 Beteilige Wissenschaftler: Główny Instytut Górnictwa: Prof. Dr. Jacek Łączny, Dr. Leszek Trząski, Dr. 
Jacek Grabowski, Paweł Olszewski, Jan Bondaruk, Marcin Caruk, Krzysztof Korczak, Paweł Łabaj, 
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den Aufbau eines einheitlichen multifaktoriellen Bewertungs- und Klassifikationsmusters 
postindustrieller Brachflächen vor. Die Bewertungsmethode der brachliegenden Flächen 
soll die potentielle wirtschaftliche Inwertsetzung dieser Flächen hinsichtlich ihrer Aus-
wirkungen auf die ökologischen und die sozialökonomischen Gegebenheiten in der Re-
gion prüfen (Trzaski, et al., 2008, S. 53). Die vorgeschlagene Bewertungs- und Klassifi-
kationsmethode soll das bis dahin aufgebaute RSIP-System um weitere thematische 
Aspekte – beispielweise GIS-basierte Auswertung der Lokalisation bezüglich der Aus-
stattung mit Medien und der Anbindung an die Verkehrsinfrastruktur - ergänzen. Dar-
über hinaus soll mithilfe der neuen Bewertungs- und Klassifikationsmethode das Prob-
lem unvollständiger, fehlender oder falscher Daten und Informationen zum Grad der 
Kontaminierung gelöst werden (Leczny, et al., 2008, S. 3).  
Mit einem einheitlichen Erhebungsbogen (siehe Anhang) soll eine Informationsdaten-
bank aufgebaut werden. Das Erhebungsformular umfasst quantitative und qualitative 
Angaben zur Charakteristik der Brachflächen sowie Informationen zur Einbettung dieser 
in das räumlich-lokale Gefüge der Region. Des Weiteren sollen im Erhebungsbogen 
Informationen zur Auswirkungen der Flächen auf die lokalen und regionalen ökologi-
schen und sozialökonomischen Systeme integriert werden, dieses soll durch gis-
basierte Expertisen und gegebenenfalls durch weitere umweltanalytische und/oder so-
zialökonomische Gutachten erbracht werden. Alle Daten und Informationen werden 
dann anschließend mithilfe eines eigens entwickelten Bewertungsalgorithmus ausge-
wertet. Das Flächenbewertungssystem soll darüber hinaus sieben einzelne Algorithmen 
beinhalten, mithilfe derer die einzelnen geplanten Nutzungsverwendungen der Brach-
flächen auf ihre Konsistenz geprüft werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                                                                                                                                                           
Elżbieta Uszok, Agnieszka Polaczek,, Dorota Kmak-Kapusta; Instytut Ekologii Terenów Uprzemysło-
wionych: Dr. Justyna Gorgoń, Barbara Jaros, Dr. Marek Korczak, Dr. Janusz Krupanek, Dr. Anna 
Starzewska-Sikorska, Dr. Adam Worosztynowicz,, Joanna Piasecka 
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Abbildung 66: Methodischer Ansatz zur Bewertung postindustrieller Brachen. 
 Bewertung der Fläche auf der Basis 
wirtschaftshistorischer Genese 
Bewertung der Fläche 
Charakteristik 
der Umgebung 
Vorprüfung  Die Charakteristik der Umgebung kann über die 
Bestimmung neuer Nutzungsfunktionen ent-
scheiden. Punktbewertungsverfahren 
Charakteristik 
der Fläche 
Entscheidend bei der Vorprüfung der 
Fläche hinsichtlich ihrer zukünftigen Nut-
zung, Punktbewertungsverfahren 
Die Charakteristik der Fläche entscheidet über 
die Bewertung der Eignung der Fläche für unter-
schiedliche Nutzungsfunktion, Bewertung im 
Hinblick der zukünftigen Nutzung erfolgt im 
Punktbewertungsverfahren (Addition der  
sieben Algorithmen)  
Quelle: eigene Darstellung nach (Trzaski, et al., 2008, S. 71). 
 
Die Bewertung der brachliegenden Fläche hinsichtlich ihrer potentiellen Nutzung erfolgt 
schließlich durch die Auswertung der aufsummierten Teilprodukte der unten aufgeführ-
ten Gleichung. Der methodische Ansatz soll an dieser Stelle am Beispiel der Aufsum-
mierung von vier Teilprodukten (siehe Fußnoten 103-106) aufgezeigt werden.  
 
             103        104           105         106 
 
Mit S ist ein Teilprodukt der Bewertung gekennzeichnet und W ist die dazugehörige 
Gewichtung. Das Produkt der Gleichung kann nicht nur für die Bewertung der Brache 
hinsichtlich ihrer zukünftigen Nutzungstauglichkeit eingesetzt werden, sondern auch 
zum bewertenden Vergleich einzelner Brachflächen untereinander verwendet werden. 
Bei der Bewertung wird die Brache einer Vorprüfung unterzogen, erst nach Erfüllung 
aufgestellter Bedingungen wird die Brachfläche einer weiteren Analyse hinsichtlich ihrer 
zukünftigen Verwendung ausgewertet.  
 
 
 
 
 
                                                          
103
 Aufsummierte und gewichtete Punktbewertung der wirtschaftshistorischen Genese der Flächen. 
104
 Aufsummierte und gewichtete Punktbewertung der Einbettung der Flächen in ihre Umgebung. 
105
 Aufsummierte und gewichtete Punktbewertung vorhandener Bergbauschäden im Bereich der Fläche. 
106
 Aufsummierte und gewichtete Punktbewertung der charakteristischen Eigenschaften der Fläche. 
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Abbildung 67: Vorbewertung ökonomischer Inwertsetzung einer postindustriellen Brache – Algorithmus. 
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Quelle: Darstellung nach (Trzaski, et al., 2008, S. 59/60). 
 
In der Vorprüfung werden Hauptkriterien wie der rechtlich-formelle Status, Anbindung 
an die Verkehrsinfrastruktur und ökologischer Zustand der Fläche bewertet. Das aufge-
stellte Konzept formuliert in Abhängigkeit vom Prüfergebnis sieben mögliche definierte 
Nutzungsarten der Flächen.  
 
Abbildung 68: Definition der möglichen Nutzungsarten brachliegender Flächen in Oberschlesien. 
 
Quelle: Eigene Darstellung nach (Trzaski, et al., 2008, S. 53). 
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Die von Trząski vorgeschlagene Methode besteht aus drei aufeinander aufbauenden 
Schritten. Das methodische Vorgehen wird in der Abbildung 69 vorgestellt.  
 
Abbildung 69: Schematische Darstellung: Auswahl optimaler Nutzungsfunktion für eine postindustrielle 
Brachfläche in Oberschlesien.  
 
Quelle: Eigene Darstellung nach (Trzaski, et al., 2008, S. 72). 
 
Die definierten Nutzungsvarianten korrespondieren mit der ehemaligen Nutzungsver-
wendung der brachliegenden Fläche (Trzaski, et al., 2008, S. 53). Auf der Basis der 
Definition möglicher Nutzungen wird ein Aufgabenkonzept vorgesehener Revitalisie-
rungsmaßnahmen sowie die Möglichkeit ihrer Finanzierung erstellt.  
Vorprüfungsverfahren siehe Abb. 67 
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Tabelle 21: Umsetzungskonzeption vorgenommener Revitalisierungsmaßnahmen brachliegender post-
industrieller Flächen in der Wojewodschaft Schlesien hinsichtlich ihrer Inwertsetzung.  
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Industrielle 
 Nutzung: Produk-
tionsgelände 
notwen-
dig 
notwendig notwendig 
Private und öffentliche 
Mittel Private Public 
Partnership  
Kommerziali-
sierung  
Technologie- und Industrie-
parks, Gründerparks, For-
schungsparks, Logistikparks 
Dienstleistungs-
orientierte Ver-
wendung: z.B. 
Einzelhandelsflä-
chen 
notwen-
dig 
notwendig notwendig 
Private und öffentliche 
Mittel Private Public 
Partnership (PPP) 
Kommerziali-
sierung oder 
PPP-
Investition 
Einzelhandels- und Dienst-
leistungszentren, Kulturein-
richtungen, Bibliotheken, 
Ausstellungsflächen, F&E 
Zentren, Hochschuleinrich-
tungen, Bildungseinrichtun-
gen 
Wohn-bebauung 
 
notwen-
dig 
notwendig notwendig 
Private und öffentliche 
Mittel Private Public 
Partnership 
Kommerziali-
sierung oder 
PPP-
Investition 
Ein- und Mehrfamilienhäuser, 
Studentenwohnheime, Uni-
versitätscampus, Internat, 
Hotels  
Erholungsfunktion:  
Sport und Freizeit 
 
notwen-
dig 
notwendig 
x / nur im Falle  
dauerhafter 
Objektbebauung 
Private und öffentliche 
Mittel Private Public 
Partnership 
Öffentliche 
Investitionen / 
PPP 
Sportanlagen (Sportplätze), 
Golfplätze, Wanderwege, 
Fahrradwege, Parkanalgen, 
botanische Gärten 
Grünflächen: 
Parkanlagen oder 
Naturschutzgebie-
te 
x/- 
x (in Abhän-
gigkeit der 
Flächencha-
rakteristik) 
nicht  
notwendig 
Öffentliche Mittel 
Kommunale 
Investitionen 
Grünflächen, Begrünung, 
Bewaldung  
Verkehrsinfra-
struktur 
 
notwen-
dig 
notwendig notwendig 
Öffentliche Investitio-
nen / PPP 
Öffentliche 
Investitionen / 
PPP 
Ausbau der Transportinfra-
struktur (Straße/Schiene), 
Flughafen, Parkplätze)  
Oberflächenge-
wässer 
 
nicht 
notwen-
dig 
nicht not-
wendig 
nicht  
notwendig 
Öffentliche Mittel 
Kommunale 
der regionale 
Investitionen 
Steh- und Fließgewässer 
Quelle: Darstellung nach (Leczny, et al., 2008, S. 117). 
 
Um die Funktionalität der neuen Bewertungs- und Klassifizierungsmethode zu prüfen 
wurden alle bis dahin im RSIP-System erfassten Brachen einer Validierung hinsichtlich 
ihrer wirtschaftshistorischen Genese unterzogen. Das Ergebnis umfasste 49 Katego-
rien, wobei manche Brachflächen sogar mehreren Kategorien zugeordnet werden konn-
ten (Leczny, et al., 2008, S. 28). Eine quantitative Zusammenstellung sowie die Klassifi-
zierung aller im RSIP-System erfassten Areale liefert folgende Tabelle 22.  
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Tabelle 22: Klassifizierung postindustrieller Brachflächen in der Wojewodschaft Schlesien im RSIP-
System nach ihrer wirtschaftshistorischen Genese.  
Nr
. 
Beschreibung der Kategorie/Brachfläche Anzahl  % 
1 
Postindustrielle Produktionsfläche mit erhaltener industrieller Bebauung aber keine Kokerei, kein 
chemischer Betrieb, keine Papier- und Zelluloseherstellungsbetrieb, kein Zementwerk 
34 7,39 
2 Postindustrielle Produktionsfläche mit erhaltener industrieller Bebauung, chemischer Betrieb 4 0,87 
3 
Postindustrielle Produktionsfläche mit erhaltener industrieller Bebauung, Papier- und Zelluloseher-
stellungsbetrieb 
4 0,87 
4 
Postindustrielle Fläche: ehemaliges Zechengelände oder Schachtanlage (Steinkohlebergbau, Erz-
bergbau) 
48 10,43 
5 Postindustrielle Fläche: ehemaliges Kokereigelände 2 0,43 
6 Postindustrielle Fläche: Zementwerk 5 1,09 
7 Postindustrielle Fläche: Gelände einer Buntmetallhütte  5 1,09 
8 Postindustrielle Fläche: Gelände einer Stahlhütte 8 1,74 
9 
Öffentliche Bebauung im Stadtgebiet (z.B. Museum, Krankenhaus, Bürogebäude, keine Lagerhäuser 
oder Produktionsgebäude) 
2 0,43 
10 Devastierte Wohnbebauung 1 0,22 
11 Postindustrielle Fläche: ehemaliges Heizwerkgelände  2 0,43 
12 
Postindustrielle Fläche: Offenes Gelände ehemalige öffentliche oder industrielle Nutzung aber an-
ders als in Nummer 2-8 oder 11. mögliche Bebauungsreste 
15 3,26 
13 Postindustrielle Fläche: Bahngelände (inklusive Schienen- und Straßenkontenpunkte) 11 2,39 
14 Postindustrielle Fläche: Ehemaliges Gelände des Fuhr- und Maschinenparks 4 0,87 
15 Postindustrielle Fläche: Stillgelegte Lagerhäuser und Lagerflächen  9 1,96 
16 Wasserturm 1 0,22 
17 Sägewerk, Holzlagerungsplatz 3 0,65 
18 Ehemaliges Militärgelände 5 1,09 
19 Stillgelegte Kläranlage  1 0,22 
20 Lagerhalde für Klärschlamm und Kläranalgenabfälle 2 0,43 
21 Bergbauhalde: Steinkohlebergbau 90 19,57 
22 Bergbaubauhalde: Erzbergbau 25 5,43 
23 Flotationsbadfläche des ehemaligen Erzbergbaus  2 0,43 
24 Lagerhalde einer Stahlhütte 15 3,26 
25 Lagerhalde für chemische Abfälle 5 1,09 
26 Lagerhalde für energetische Abfälle 10 2,17 
27 Lagerhalde für Zink-Schlamm und Zinkschlacke 1 0,22 
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28 Lagerhalde für Gebereiabfälle  1 0,22 
29 Lagerhalde für Rotschlamm 1 0,22 
30 Lagerhalde für Formsandabfälle 1 0,22 
31 Kommunale Müllhalde 9 1,96 
32 Abbauraum für Galmei 10 2,17 
33 Steinbruch 11 2,39 
34 Postindustrielle Fläche: Gelände einer Ziegelei  15 3,26 
35 Postindustrielle Fläche: Sand- oder Kiesgrube 24 5,22 
36 Abraumhalde (Steinkohletagebau)   2 0,43 
37 Abraumhalde (Braunkohletagebau)   0 0,00 
38 Abraumhalde (Torf) 0 0,00 
39 Lagerhalde für Buntmetalabfälle  10 2,17 
40 Stauweiher 9 1,96 
41 Stauweiher für Grubenwasser  9 1,96 
42 Künstliches angelegtes Auffangbecken  2 0,43 
43 Klärbecken für Grubenwasser 12 2,61 
44 Abbauraum oder Klärbecken verfüllt 7 1,52 
45 Ehemaliges Staubecken verfüllt 4 0,87 
46 Abbauraum oder Klärbecken verfüllt mit kommunalen Abfällen 2 0,43 
47 Überflutungsgebiet des Steinkohle- bzw. Erzbergbaus ohne Bebauung 7 1,52 
48 Ehemals bebautes Überflutungsgebiet des Steinkohle- bzw. Erzbergbaus 3 0,65 
49 Durch Bergbauschäden gefährdete Gebiete (oberflächennahe Steinkohleförderung)  7 1,52 
Summe erfasster Brachflächen  460 100 
Legende:      postind. Fläche;    Halden;     öffentliche Flächen und Bebauung;     Flächen für Abwässer;     ehem. Militärgelände;  
    Mülldeponien;      Bergbauschäden,      Sonstige 
Quelle: (Leczny, et al., 2008, S. 29/30).  
 
Im Jahre 2010 erstellten die Mitarbeiter – Wojciech Jarczewski, Maciej Huculak und 
Wioleta Śmietana - des Krakauer Instituts für Stadtentwicklung107 eine Analyse sozialer, 
ökonomischer und ökologischer Nutzungsgewinne aus Revitalisierung postindustrieller 
                                                          
107
 Instytut Rozwoju Miasta, Kraków. 
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Brachen108. Die Studie wurde auf der Grundlage der Auswertung aller bis dahin im 
RSIP-System erfassten 460 postindustriellen Brachflächen in der Wojewodschaft 
Schlesien durchgeführt. Da die Forschergruppe über einen Zugang zum RSIP-System 
verfügte, war es ihr möglich eine quantitative Evaluation der Flächenstruktur brachlie-
gender Areale vorzunehmen. Jarczewski, Huculak und Śmietana fasten die in der Ta-
belle 22 klassifizierten Flächen in sieben Gruppen zusammen109. Nach ihrer Berech-
nung umfassen die 460 Brachflächen in der Wojewodschaft Schlesien insgesamt eine 
Fläche von 11 359 ha und machen somit fast 1 Prozent der Gesamtfläche der Woje-
wodschaft aus. Davon entfallen auf das Kerngebiet der Oberschlesischen Agglomerati-
on (GZM) mit 6610 ha fast 60 Prozent aller erfassten postindustriellen Brachflächen der 
Wojewodschaft.  
 
Tabelle 23: Quantitative Flächenstruktur postindustrieller Brachflächen in der Wojewodschaft Schlesien 
und im Gebiet des GZM. 
Nr. Kategorie  Fläche in ha 
Wojewodschaft GZM 
1 Bergbauhalden: Steinkohlebergbau 2 393 959 
2 Stillgelegte Produktionshallen, Lager, Lagerflächen andere postind. Bebauung 1 425 671 
3 Andere Lagerhalden 1 334 804 
4 Wasserbecken, überflutete bzw. Sumpfige Gebiete  1 104 239 
5 Steinbrüche, Sand- und Kiesgruben 562 191 
6 Durch Bergbauschäden gefährdete Flächen 2 786 2786 
7 Andere postindustrielle Brachflächen 1 754 960 
Gesamtsumme  11 359 6 610 
Anteil der Brachflächen in Prozent der Gesamtfläche  0,9% 5,4% 
Quelle: eigene Zusammenstellung nach (Jarczewski et al., 2010, S. 36). 
 
Aus der in der Tabelle 23 aufgeführten Zusammenstellung der quantitativen Flächen-
struktur postindustrieller Brachen wird deutlich, dass prozentual zur Gesamtfläche der 
                                                          
108
 Polnischer Titel der Studie: „Korzyści społeczne, ekonomicze i środowiskowe wynikające z rewitalizacji 
terenów zdegradowanych w tym poprzemysłowych“. 
109
 Die Erfassungsmethodik wird von den Autoren der Studie „Korzyści społeczne, ekonomicze i 
środowiskowe wynikające z rewitalizacji terenów zdegradowanych w tym poprzemysłowych“ nicht näher 
definiert. 
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Wojewodschaft die brachliegenden Areale besonders im Gebiet des GZM stark vertre-
ten sind. Das ist weiterhin nicht besonders verwunderlich, denn die Fläche des GZM 
deckt sich weitgehend mit dem Gebiet des Oberschlesischen Industriereviers, also dem 
ehemaligen Zentrum der oberschlesischen Montanindustrie.  
 
Abbildung 70: Anteile im RSIP erfasster brachliegender Flächen in der Wojewodschaft Schlesien. 
 
Quelle: Eigene Darstellung nach (Jarczewski et al., 2010, S. 36). 
 
Abbildung 71: Anteile im RSIP erfasster brachliegender Flächen auf dem Gebiet des GZM. 
  
Quelle: Eigene Darstellung nach (Jarczewski et al., 2010, S. 36). 
 
0% 20% 40% 60% 80% 100%
1
2
3
4
5
6
7
1 2 3 4 5 6 7
GZM 959 671 804 239 191 2786 960
Woj. Schlesien ohne GZM 1434 754 530 865 371 0 794
  Kategoriebeschriftung    
  siehe Tabelle 23  
   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Flächenangaben in ha 
14,50% 
10,20% 
12,20% 
3,60% 
2,90% 
42,20% 
14,50% 
Struktur der im RSIP-System erfassten postindustriellen Brachen auf 
dem Gebiet des GZM 
1 2 3 4 5 6 7
Kategoriebeschriftung siehe 
Tabelle 23 
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Im Gebiet des GZM überwiegen postindustrielle Brachflächen, hier Flächen die beson-
ders von Bergbauschäden (Kategorie 6, vgl. Tabelle 23) betroffen sind. An der Gesamt-
fläche der erfassten Brachfläche machen sie im Gebiet des GZM 42,2 Prozent aus 
(Jarczewski et al., 2010, S. 36). Man muss jedoch noch mal betonen, dass im RSIP-
System nur ein Teil aller in der Wojewodschaft Schlesien vorhanden postindustriellen 
Brachen bzw. durch Umweltbelastung betroffenen Flächen erfasst wurde. Im Experten-
interview wurde die deutliche Diskrepanz zwischen der Anzahl der erfassten und tat-
sächlich vorhandenen ökologisch degradierten Flächen deutlich.  
 
„[…] Ich kann mich auch an eine Inventarisierungsarbeit aus den 1990er Jahren erinnern, 
dort wurde festgestellt, dass in Oberschlesien
110
 mindesten 20 000 Objekte in irgendeiner 
Form belastet sind. Beispielsweise sind im Zuge der Systemtransformation viele betriebli-
che Tankstellen der einzelnen Schwerindustriebetriebe auf einmal verschwunden. Aber 
dort kann man bestimmt eine Umweltbelastung vermuten […].“
111
 
 
Im RSIP-System wurden beispielsweise keine sozialen oder kommunalen Brachen er-
fasst, die beispielsweise im Zuge von Bergbauschäden entstanden sind. Jedoch am 
Beispiel der Stadt Bytom wird es sehr schnell deutlich wie stark die mögliche Verbrei-
tung von Bergbauschäden im Gebiet des GZM sein kann. Folgende Abbildung 72 visua-
lisiert die im Jahre 2008 durch Bergbautätigkeit betroffenen Gebiete in der Stadt Bytom. 
Die Abbildung basiert auf einer interaktiven kartographischen Webanwendung der Stadt 
Bytom (Urzad Miasta Bytom, 2011).  
Die Abbildung 72 zeigt sehr deutlich, dass im Jahre 2008 nahezu unter der gesamten 
Innenstadt von Bytom Untertagearbeiten durchgeführt worden sind. Ebenfalls auffallend 
ist die Tatsache, dass die meisten ausgewiesenen Investitionsflächen außerhalb der 
Abbaufläche liegen. Im Jahre 1998 thematisierte Domanski in seinem in der Geographi-
schen Rundschau erschienen Artikel mit dem Titel „Gliwice/Gleiwitz, Oberschlesien: 
Erfolgssuche in einer Problemregion“ das Problem der Bergbauschäden im Oberschle-
sischen Industrierevier. Domanski sieht im Vorhandensein von Bergbauschäden be-
trächtliche Einschränkungen für die Anwerbung von Investitionen und damit für die wirt-
schaftliche Entwicklung der Städte in der Oberschlesischen Agglomeration (Domanski 
B. , 1998, S. 38). Im Falle der Stadt Bytom wirken die Bergbauschäden nicht nur nega-
                                                          
110
 Annahme des Autors: Experte meint das Gebiet der früheren Wojewodschaft Katowice.  
111
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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tiv auf die potentiellen Industrieansiedlungen, die durch Bergbauschäden zerstörte Inf-
rastruktur und die zerstörte Bebauung verhindern ebenfalls mögliche Ansiedlungen von 
u.a. gehobenen Dienstleistungsfunktionen. Einen Beleg dafür liefert das Bild 2 in der 
Abbildung 73. Eine ehemals architektonisch wertvolle Bausubstanz wirkt aufgrund der 
Zerstörungen im Zuge von Bergbauschäden sehr negativ auf ihre Umgebung.  
 
Abbildung 72: Untertagebergbau auf dem Gebiet der Stadt Bytom im Jahre 2008. 
 
Quelle: Eigene Nacharbeitung, kartographische Grundlage: Internetowy Serwis Bytomskiej Infrastruktury i 
Informacji Przestrzennej, http://sitplan.um.bytom.pl/map/index.php?IdCss=0  
 
„[…] Bytom ist eine der wenigen Städte, dessen Untergrund, auch im unmittelbaren 
Stadtzentrum, völlig von der Bergbautätigkeit untergraben ist. Die Bergbautätigkeit führte 
nicht nur zu Schäden an den Gebäuden, oder gar zum Einsturz einzelner Bauten im 
Stadtzentrum und im Stadtteil Miechowice. Die Bergbauschäden führten auch zu einer 
Zerstörung der Kanalisation und anderer unterirdischer kommunaler Infrastruktur […].
112
 
 
                                                          
112
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Bytom, 2008 
Bergbautätigkeit auf dem Gebiet der 
Stadt Bytom, 2008 
Im Flächennutzungsplan aus-
gewiesene Investitionsflächen 
auf dem Stadtgebiet 
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Die Ursachen dieser Entwicklung liegen in der folgenschweren, für die Stadt Bytom ka-
tastrophalen Entscheidung der damaligen Verantwortlichen der Polnischen Vereinigten 
Arbeiterpartei (PZPR) begründet. In der sozialistischen Zeit wurde entschieden, dass 
auch die Steinkohlevorkommen unter dem Stadtzentrum von Bytom (in etwa 700 Meter 
Tiefe) abgebaut werden sollen. Diese Entscheidung dürfte aufgrund des Gefährdungs-
potentials für die städtische Bebauung und die städtische Infrastruktur nicht getroffen 
werden. Die Bergbautätigkeit wurde in der Schutzzone (polnisch: Filar ochrony) der 
städtischen Bebauung durchgeführt. Die Abbaugebiete wurden aus Kostengründen 
nicht verfüllt, sodass die Gesteinsschichten über den Abbaugebieten in Bewegung ge-
rieten. Die seismischen Aktivitäten mit Erschütterungen von bis zu vier auf der Rich-
terskala wurden über Jahrzehnte zur alltäglichen Erscheinung in Bytom.  
 
Abbildung 73: Bergbauschäden in Bytom. 
 
 
 
 
 
 
 
 
           Bild 1.
113
            Bild 2. 
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           Bild 3.
115
            Bild 4.
116 
Quelle: Bild 1 und 2 (Strudzinski, 2011), Bild 3 und 4. (Gornicy ida na zawal, a Bytom sie zapada, 2011). 
                                                          
113
 Bytom, Celna Straße – abgesacktes und durch austretendes Grubenwasser überflutetes Gelände 
einer ehemaligen Ziegelei.  
114
 Bytom, Chorzowska Straße – zerstörtes und unbewohntes gründerzeitliches Haus im Stadtzentrum. 
115
 Bytom, Pocztowa Straße – täglich wird die voranschreitende Seitenneigung des Wohngebäudes durch 
den Mieter gemessen. Im Hintergrund Risse an den Wänden verursacht durch Bergbauschäden.  
116
 Bytom, Pocztowa Straßen – im August 2011 evakuiertes Wohngebäude. 
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Auf diese Weise wurden durch erhebliche Bergbauschäden mehrere hundert Gebäude, 
mehrere Kilometer Straßen-, Schienen und Kanalinfrastruktur zerstört. Viele durch 
Bergbauschäden verursachten Geländeabsackungen wurden durch austretendes 
Grund- und Grubenwasser überflutet (Strudzinski, 2011). Hier sind die Kosten der Revi-
talisierung und einer möglichen ökonomischen oder sozialen Inwertsetzung besonders 
hoch.  
Auch nach der wirtschaftspolitischen Wende der 1990er kam es zur keiner Verbessrung 
der Lage. Im Jahre 1999 wurde an die zusammengelegte Steinkohlezeche Bobrek-
Centrum eine Förderkonzession vergeben. Die Konzession erlaubt der Zeche bis 2026 
die Förderung der Steinkohlevorkommen unter dem unmittelbaren Stadtzentrum von 
Bytom. Der Abbau erfolgt nach der gleichen Vorgehensweise wie in der sozialistischen 
Zeit, d.h. die Abbaugebiete werden nicht verfüllt und es kommt zur erheblichen Berg-
bauschäden. Das nicht Verfüllen der Abbaugebieten senkt nach Angaben der Zeche die 
Förderkosten um 30-50 Prozent (Gornicy ida na zawal, a Bytom sie zapada, 2011). Die 
in der Abbildung 73 auf den Bildern drei und vier dokumentierten Schäden sind erst im 
Jahre 2011 entstanden. Bis Ende 2011 werden ca. 600 Einwohner ihre Wohnungen im 
Quartier rund um die Straße Pocztowa verlassen müssen (Kolejny budynek do 
ewakuacji. KW szykuje mieszkania zastepcze, 2011).  
Das kurze Beispiel der Bergbauschäden auf dem Gebiet der Stadt Bytom zeigt sehr 
deutlich wie schwierig und komplex der Aufbau eines Flächeninformationssystems in 
einem postindustriellen und weiterhin stark durch die gegenwärtigen montanindustrielle 
Tätigkeit beanspruchten Raum ist. Ein Flächeninformationssystem müsste in solchen 
Fällen um eine ex ante Analyseebene erweitert werden. Aus diesem Grunde sieht das 
Forscherteam um Trząski die Notwendigkeit der Integration der Daten aller durchge-
führten oder durchzuführenden Förderungen der Steinkohlevorkommen in Oberschlesi-
en in das RSIP-System, um die Gefahren möglicher Bergbauschäden in das Bewer-
tungsschema des Systems hinreichend einarbeiten zu können. Bislang (Stand 2008) 
verfügen das Hauptbergbauamt (Wyższy Urząd Górniczy) und die Kreisbergbauämter 
(Okręgowe Urzędy Górnicze) über diese Daten nur in analoger Form, das Fehlen digita-
ler Datenstrukturen zur Bergbauaktivitäten und Bergbauschäden in Oberschlesien kann 
als ein limitierender Faktor für den Aufbau eines gis-gestützten Flächeninformationssys-
tems bezeichnet werden. (Trzaski, et al., 2008 S. 77). Gegenwärtig werden die Berg-
bauschäden als Analysefaktor bei der Inwertsetzung einer Brachfläche nur in theoreti-
scher Form in das Bewertungsschema postindustrieller Brachflächen integriert. Hierbei 
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wurde eine Gliederung der Bergbauschäden in eine ex post und eine ex ante Betrach-
tung unternommen. Die Bewertung basiert auf der vom Hauptbergbauinstitut (Główny 
Instytut Górnictwa) definierten Gefährdungsklassifizierung (Górnicza Skala Inten-
sywności GSI) möglicher Bergbauschäden. Die Gefährdungsskala GSI-V117 (Hauptska-
la, siehe Tabelle Fußnote 117) beinhaltet die Faktoren der Beschleunigung der Erschüt-
terungsamplitude der maximalen Erschütterung (PGVHmax) und der Dauer der Erschüt-
terung (thv) und kann zur Prognose seismischer Aktivitäten auf den Gebieten aktiver 
Bergbauarbeiten eingesetzt werden. Die Skalierung GSI-A bezieht sich auf die histori-
sche Auswertung der Erschütterungsamplitude des Untergrunds im Bereich von 10 
Herz (PGAH10) und ihrer Dauer (tha) auf den Gebieten ehemaliger Förderungsarbeiten 
(Litwa, 2009, S. 23). 
 
Tabelle 24: Charakteristik der Brachfläche – Punktbewertung: klassifizierte ex post und ex ante Berg-
bauschäden.  
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1. Durch Bergbau verursachte Erschütterungen -1 -1 -2 -1 0 0 0 
2. Gebiet mit aktiver Steinkohleförderung Kategorie I  -1 -1 -1 -1 0 0 0 
3. Gebiet mit aktiver Steinkohleförderung Kategorie II - III -2 -2 -2 -2 0 0 0 
4. Gebiet mit aktiver Steinkohleförderung Kategorie IV - V -! -! -! -10 0 1 1 
5. Ehemaliges Bergbaugebiet (überflutet oder versumpft)  -! -! -! -10 -2 1 2 
6. Ehemaliges Bergbaugebiet, Bergbauschäden - oberflä-
chennahe Geländedeformierung  
-10 -10 -10 -10 -2 0 0 
7. Ehemaliges Bergbaugebiet, Bergbauschäden –
tiefergehende Geländedeformierung  
-1 -1 -2 -2 -1 0 0 
8. Ehemaliges Bergbaugebiet, Gefährdung durch Gase -1 -1 -1 -1 0 0 0 
Quelle: (Trzaski, et al., 2008, S. 77). 
                                                          
117
  
Kategorie GSI-V Klassifizierung / Grenzwert der Oberflächendeformierung 
Neigung T in mm/m Krümmungsgrad R in km Horizontale Deformierung ε mm/m 
0 T ≤ 0,5 I R I ≥ 40  I ε I ≤ 0,3 
I 0,5 < T ≤ 2,5 40 > I R I ≥ 20 0,3 < I ε I ≤ 1,5 
II  2,5 < T ≤ 5 20 > I R I ≥ 12 1,5 < I ε I ≤ 3 
III 5 < T ≤ 10 12 > I R I ≥ 6 3 < I ε I ≤ 6 
IV  10 < T ≤ 15 6 > I R I ≥ 4 6 < I ε I ≤ 9 
V T > 15 I R I < 4 I ε I > 9 
Quelle: (Szczepanski, 2009, S. 1). 
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In der Tabelle 24 wurden, basierend auf der vorgeschlagenen Punktebewertung118, die 
sieben Hauptvarianten einer zukünftigen Nutzung einer postindustriellen Brache – hier 
im Bereich der Bergbauschäden – evaluiert. Aus der durch Trząski vergebenen Punkte-
bewertung wird deutlich, dass auf den durch Bergbauschäden betroffenen oder gefähr-
deten Brachflächen nur die ökologische / naturnahe Nutzungsvarianten uneinge-
schränkt zulässig seien. Alle ökonomisch-orientierten Nutzungsvarianten werden durch 
das Vorhandensein oder das Risiko von Bergbauschäden limitiert. Bei der Kategorie 
„Gebiet mit aktiver Steinkohleförderung Kategorie IV – V“ und „ehemaliges Bergbauge-
biet (überflutet oder versumpft)“ werden industrielle, dienstleistungs-orientierte und 
wohnbauliche Inwertsetzungsvarianten gänzlich abgelehnt (Trzaski, et al., 2008, S. 77).  
Im Anhang werden die sechs restlichen Tabellen der Bestimmungskriterien119 zur Aus-
wahl geeigneter Nutzungsoptionen für einen postindustrielle Brachfläche aufgelistet.  
Eine allgemeine Übersicht über die theoretische Bestimmung potentialer Nutzungsein-
ordnung klassifizierter Brachflächen liefert die Tabelle 25.  
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 Punktebewertung – Skala in der Tabelle 24 auf Seite 158:  
0 – Neutrale Bewertung – positive und negative Aspekte gleichen sich aus. 1 – positive Bewertung mit 
leicht ausgeprägten Vorteilen. 2 – positive Bewertung mit stark ausgeprägten Vorteilen. -1 – negative 
Bewertung mit leicht ausgeprägten Nachteilen. -2 – negative Bewertung mit stark ausgeprägten Nachtei-
len. -! – Ein Ausschlusskriterium – Nutzungsvariante auf dieser Fläche ist nicht möglich. -10 – Zulassung 
der Nutzungsvariante nur in besonderen Fällen und nach umfangreicher Umweltanalyse möglich 
(Trzaski, et al., 2008, S. 73/76). 
119
 Das vollständige Produkt der sieben Algorithmen zur Bestimmung geeigneter Nutzungsoption einer 
postindustriellen Brachfläche setzt sich aus folgenden Teilprodukten zusammen:  
1. Punktbewertung ökologischer Risiken. 
2. Punktbewertung wirtschaftshistorischer Genese und dem Vorhandensein wertvoller oder problemati-
scher Objekte auf der Brachfläche.  
3. Punktbewertung wirtschaftshistorischer Genese und Eignung der Brachfläche für bestimmte Nut-
zungsoptionen.  
4. Punktbewertung der Flächeneigenschaften hinsichtlich positiver und negativer Ausprägungen - hydro-
logische, hydrogeologische und geomorphologische Eigenschaften.  
5. Punktbewertung der Umgebung der Brachfläche hinsichtlich positiver und negativer Ausprägungen in 
Bezug auf ihre Anbindung an die überregionale Infrastruktur. 
6. Punktbewertung der Flächeneigenschaften hinsichtlich positiver und negativer Ausprägungen, Berg-
bauschäden. 
7. Punktbewertung der Flächeneigenschaften.  
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Tabelle 25: Wirtschaftshistorische Genese der Brachflächen und Einordnung ihrer potentiellen Nutzungs-
bestimmung.  
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1 + + + + + 
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tivierung) 
- 
2 + + - + - 
+ (nach Rekul-
tivierung) 
- 
3 + + - + - 
+ (nach Rekul-
tivierung) 
- 
4 + + + + + + - 
5 
+ (nach Rekul-
tivierung 
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Rekultivie-
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+ (nach Rekul-
tivierung) 
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rung 
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- 
9 + + - + + + (nach Rekul-
tivierung) 
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tivierung) 
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tivierung) 
- 
12 + + + + + + - 
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tivierung) 
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tivierung 
+ (nach Rekul-
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tivierung - 
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tivierung 
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+ (nach Rekul-
tivierung - 
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tivierung 
+ (nach 
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rung 
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+ (nach Rekul-
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+ (nach Rekul-
tivierung - 
29 
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+ - 
31 
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tivierung 
+ (nach Rekul-
tivierung 
- 
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rung 
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+ (nach 
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+ + + 
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+ + + 
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tivierung 
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+ + + 
35 
+ (nach Rekul-
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+ + + 
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+ (nach Rekul-
tivierung 
+ (nach 
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+ (nach 
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- - - - + + + 
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+ + + 
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+ (nach 
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rung 
+ + + 
Quelle: (Trzaski, et al., 2008, S. 63ff). 
 
Das durch das Expertenteam um Trząski erstellte Erfassungs- und Bewertungsschema 
bietet die Möglichkeit zum Aufbau einer umfassenden GIS-gestützten Datenbank aller 
Brachflächen in der oberschlesischen Agglomeration. Darüber hinaus bietet es die Mög-
lichkeit zur Ordnung an einer zentralen Stelle, oft in unterschiedliche Abteilungen der 
Ämter einer Gemeinde, verstreuten Daten. Das vorgeschlagene System kann als ein 
transparentes Mittel bei der Rekultivierung und Revitalisierung brachliegender Flächen 
eingesetzt werden, und damit flankierend bei der Flächenentwicklung in Oberschlesien 
genutzt werden. 
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4. Soziale Konstitution der Untersuchungsgebiete  
 
Beide Untersuchungsgebiete, sowohl das Ruhrgebiet, als auch die oberschlesische Ag-
glomeration werden als altindustrielle Räume definiert, in denen oft die negativen Aus-
wirkungen des sozialwirtschaftlichen Strukturwandels die Oberhand gewinnen (Eckert & 
Neuhoff, 2000, S. 14 ff), (Domanski B. , 2002, S. 102) 
 
„The old industrial region of Upper Silesia has very often been explicitly or implicitly 
viewed as doomed to economic failure. Indeed, the list of reasons for this region to fail is 
very long. Little progress in overhauling the decrepit infrastructure, mining damages and 
devastated landscape, the shortage of educated people and quality producer services, 
powerful lobbies defending the status quo at the expense of supporting new activities, are 
just a few of them.” (Domanski B. , 2002, S. 102) 
 
Die oberschlesische Agglomeration und das Ruhrgebiet werden aufgrund von stattge-
fundener und zum Teil noch andauernder Deindustrialisierung mit zahlreichen wirt-
schafts- und sozialstrukturellen Problemen konfrontiert.  
 
„Seit der Kohle- und Stahlkrisen Anfang der sechziger Jahre unterliegt die ursprüngliche 
Exportbasis des Ruhrgebiets, die Montanwirtschaft, einer unaufhaltsamen Erosion. Auch 
der Koks- und Stahlboom der vergangenen Jahre – ausgelöst durch eine enorme Nach-
frage der expandierenden chinesischen Volkswirtschaft – konnte nicht verhindern, dass 
der Montanbereich seinen prägenden Einfluss auf die regionale Wirtschaftsstruktur des 
Ruhrgebiets weitgehend eingebüßt hat. Das Revier ist kein Montanrevier mehr. Betriebs-
schließungen und Arbeitsplatzabbau beschränken sich nicht nur auf den Montanbereich. 
Allein von 1980 bis 2004 ging im Ruhrgebiet mehr als jeder zweite Arbeitsplatz im sekun-
dären Sektor verloren […]“ (Einig & Zaspel, 2006, S. 162). 
 
Die Lösungen der durch den Niedergang der wirtschaftlichen Basis entstandener sozia-
ler und wirtschaftlicher Verwerfungen erfordern große Anstrengungen lokaler, regionaler 
und nationaler stake holder. Probleme wie Überalterung der Gesellschaft, Migration und 
die mit ihr verbundener Schrumpfungsprozess der Bevölkerungszahl prägen genauso 
wie ungünstige Siedlungsstrukturen, ökologische Altlasten oder Defizite der Bildungs-
struktur die Charakteristik beider Regionen (Schiller, 2007, S. 1).  
In den folgenden Ausführungen sollen die sozialwirtschaftlichen und demographischen 
Komponenten in der Struktur beider Untersuchungsgebiete dargestellt werden. Das 
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Verständnis der Wirkungszusammenhänge obengenannter Aspekte bildet die Aus-
gangslage für die Formulierung möglicher Lösungsansetze regionalwirtschaftlicher Ent-
wicklungsproblematik dieser Regionen. Vor diesem Hintergrund soll die wirtschafts-
räumliche Relevanz der sozialen Konstruktion der Untersuchungsgebiete behandelt 
werden. 
 
Abbildung 74: Soziale Konstruktion – Wirkungsmechanismen und ihre wirtschaftsräumliche Relevanz.  
 
Quelle: Eigener Entwurf. 
 
4.1. Zwischen Vollbeschäftigung und struktureller Arbeitslosigkeit – aktuelle Ent-
wicklungen des Arbeitsmarkts in der oberschlesischen Agglomeration  
 
Die Analyse der Haupttendenzen auf dem Arbeitsmarkt in der oberschlesischen Agglo-
meration kann zunächst im Rahmen der Gesamtentwicklungen des Arbeitsmarktes auf 
der Ebene der Wojewodschaft Schlesien eingebettet werden. Laut den Angaben des 
Arbeitsamtes der Wojewodschaft Schlesien120 lag die Arbeitslosenquote am 31. De-
zember 2010 in der Wojewodschaft bei 9,9 Prozent. Im gesamtpolnischen Vergleich 
war die Arbeitslosenquote damit um 2,4 Prozentpunkte niedriger. Im Vergleich zum Vor-
                                                          
120
Wojewódzki Urząd Pracy (WUP), Katowice. 
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jahreszeitraum stieg die Arbeitslosenquote um 0,5 Prozentpunkte. Die regionale Vertei-
lung der Arbeitslosigkeit in der Wojewodschaft ist sehr differenziert, während die Ar-
beitslosenquote in der Hauptstadt der Wojewodschaft – der Stadt Katowice – am 31. 
Dezember 2010 bei 3,8 Prozent lag (31.12.2009 bei 3,3 Prozent), erreichte sie 2010 im 
Kreis Myszkowski 18,2 Prozent. Am 31.Dezember 2010 waren bei den schlesischen 
Kreisarbeitsämtern (Powiatowy Urząd Pracy) 181 198 Personen arbeitslos gemeldet. In 
absoluten Zahlen war die Arbeitslosigkeit in Städten Częstochowa (13 200), Sosnowiec 
(10 600) und Bytom (9900) am höchsten. Im betrachteten Zeitraum (2010) waren je-
doch nur 15,3 Prozent der gemeldeten Arbeitslosen berechtigt, Leistungen aus der Ar-
beitslosenversicherung zu beziehen121 (WUP, 2011, S. 4-5).  
 
Tabelle 26: Struktur der Arbeitslosigkeit in der Wojewodschaft Schlesien, Stand 31.12.2010.  
 Arbeitslosigkeit in der Wojewodschaft Schlesien – Entwicklungen 2008 - 2010 
Struktur 2008 2009 2010 Veränderung absolut 
2008-2010 
Veränderungsdynamik in 
%, 2008 = 100 % 
arbeitslos gemeldete Personen: 122 748 168 425 181 198 +58 450 147,60% 
davon Frauen 73 071 89 903 98 169 +25 098 134,40% 
davon wohnhaft in ländlichen Gemein-
den 
26 194 35 015 38 342 +12 148 146,40% 
davon berechtigt Leistungen aus der 
Arbeitslosenversicherung zu beziehen 
21 101 31 235 27 762 +6 661 131,50% 
davon langzeitarbeitslos 58 522 57 714 72 162 +13 640 123,30% 
davon jünger als 25 Jahre 22 133 35 195 35 895 +13 762 162,20% 
davon älter als 50 Jahre 29 926 37 589 41 526 +11 600 138,80% 
davon ohne berufliche Qualifikation 36 067 44 900 47 059 +10 992 130,50% 
davon mit Behinderungen 8 291 10 386 11 064 +2 773 133,40% 
davon Absolventen 6 028 10 735 10 831 +4 803 179,70% 
davon mit Hochschulbildung 12 095 18 126 2 0778 +8 683 171,80% 
                                                          
121
In der polnischen Gesetzgebung erstreckt sich die Bezugsdauer der Leistungen aus der Arbeitslosen-
versicherung auf: 
1. Sechs Monate, wenn die Arbeitslosenquote im Kreis zum Stichtag 30. Juni unter 150 Prozent des 
Landesdurchschnittes liegt,  
2. Zwölf Monate, wenn die Arbeitslosenquote im Kreis zum Stichtag 30. Juni über 150 Prozent des 
Landesdurchschnittes liegt (Jakubczak, 2011) 
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davon mit Hochschulreife und Berufs-
ausbildung 
28 530 39 418 41 781 +13 251 146,40% 
davon mit Hochschulreife (allgemeinbil-
dende Schule) 
11 368 16 078 17 205 +5 837 151,40% 
davon mit Berufsausbildung (Berufs-
schule) 
34 064 47 578 50 889 +16 825 149,40% 
davon mit Beendigung der 8 bzw. 6 
Klasse der Grundschule, oder drunter 
36 691 47 225 50 545 +13 854 137,80% 
Zahl der offenen Stellen 159 604 106 257 115 238 -44 366 72,20% 
Quelle: (WUP, 2011, S. 4-7), (WUP, 2010, S. 4-7). Eigene Berechnung der Veränderungen.  
 
Insgesamt wurden Ende Dezember 2010 in der Wojewodschaft mehr als 72 000 Perso-
nen als langzeitarbeitslos definiert (39,8 Prozent der Arbeitslosen), d.h. diese Personen 
blieben mehr als 12 Monate ohne sozialversicherungspflichtige Beschäftigung. Beson-
ders bemerkenswert ist ebenfalls der hohe Anteil (22,90 Prozent) der Gruppe der Ar-
beitslosen „älter als 50 Jahre“ an der Gesamtzahl der Arbeitslosen. Nahezu jede vierte 
arbeitslose Person in der Wojewodschaft Schlesien war demnach älter als 50 Jahre. Im 
Zeitraum 2008 – 2010 stieg die Arbeitslosenquote besonders in der Gruppe der Absol-
venten (Schulabgänger) mit mehr als 79 Prozent stark an, auch der Anstieg der Arbeits-
losigkeit bei Personen mit Hochschulbildung war mit 71,8 Prozent überproportional. Der 
Anteil dieser Gruppe an der Gesamtzahl der Arbeitslosen in der Wojewodschaft Schle-
sien betrug im Jahre 2010 somit 11,46 Prozent.  
 
Abbildung 75: Wojewodschaft Schlesien – Arbeitslose nach Qualifikation – Stand 2008 -2010. 
 
Quelle: (WUP, 2011, S. 4-7), (WUP, 2010, S. 4-7). Eigene Darstellung 
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In den vierzehn Städten des Gόrnośląski Związek Metropolitalny (GZM), im Zentrum der 
Oberschlesischen Agglomeration, wurden 2010 fast 75 000 Personen als arbeitslos 
gemeldet, das waren über 40 Prozent aller als arbeitslos gemeldeten Personen in der 
Wojewodschaft Schlesien. Indexiert (2008 = 100 %) betrug die Veränderungsdynamik 
der Arbeitslosenzahl im Gebiet des GZM fast 150 Prozent, die indexierte Verände-
rungsdynamik lag somit leicht über der der Wojewodschaft mit 147,60 Prozent (WUP, 
2011, S. 17).  
 
Tabelle 27: Entwicklung der Arbeitslosenzahlen in vierzehn Städten des GZM - Zeitraum 2008-2010. 
GZM zugehörige Stadt  2008 2009 2010 
Veränderung absolut 
2008-2010 
Veränderungsdynamik in 
%, 2008 = 100 % 
Rangplatz: indexierte 
Veränderungsdynamik 
Świętochłowice 1 249 1 995 2 338 +1 089 187,20% 13 
Siemianowice Śl.  21 20 2 790 2 582 +462 121,80% 2 
Mysłowice 2 103 2 489 2 659 +646 126,40% 3 
Piekary Śląskie 1 740 2 422 2 695 +955 154,90% 10 
Jaworzno 2 694 3 377 3 240 +546 120,20% 1 
Tychy 2 214 3 222 3 741 +1 527 169,00% 12 
Ruda Śląska 2 366 3 441 3 923 +1 557 165,80% 11 
Chorzów 3 322 4 527 4 676 +1 354 140,80% 5 
Dąbrowa Gόrnicza 4 195 6 131 6 054 +1 859 144,30% 7 
Gliwice 4 249 6 310 6 559 +2 310 154,00% 9 
Katowice 3 831 6 618 7 681 +3 850 200,40% 14 
Zabrze 5 500 7 206 7 722 +2 222 140,40% 4 
Bytom 6 791 9 315 9 879 +3 088 145,50% 8 
Sosnowiec 7 400 10 224 10 588 +3 188 143,10% 6 
Insgesamt 49 774 70 067 74 337 +24 563 149,30%  
Legende: grün = unter 149,30 %; rot = über 149,30 %  
Quelle: (WUP, 2011, S. 16/17), eigene Berechnung der Veränderungsdynamik 2008-2010.  
 
Die höchste indexierte Zunahme der Arbeitslosenquote wurde in der Hauptstadt der 
Wojewodschaft – der Stadt Katowice – verzeichnet. Dort stieg die Zahl der als arbeits-
los gemeldeten Person im Zeitraum 2008 – 2010 um fast 100 Prozent. Die Spannweite 
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(indexiert) beim Anstieg der Arbeitslosenquote im GZM-Gebiet beträgt 80,20 Prozent-
punkte und liegt im Bereich von 120,20 Prozent (Jaworzno) und 200,40 Prozent (Kato-
wice) (WUP, 2011). Somit waren die Auswirkungen der seit 2008 auftretenden weltwei-
ten ökonomischen Krisenerscheinungen auf dem Arbeitsmarkt der vierzehn Städte des 
GZM sehr unterschiedlich verteilt.  
 
Tabelle 28: Entwicklung der Arbeitslosenquote in vierzehn Städten des GZM – Zeitraum 2008-2010. 
 Arbeitslosenquote in Prozent  
GZM zugehörige Stadt 2008 Rang 2009 Rang 2010 Rang 
Bytom 12,7 14 16,8 14 17,4 14 
Piekary Śląskie 9,8 12 13,2 11 14,3 12 
Gliwice 4,5 3 6,7 3 6,9 3 
Zabrze 9,3 11 12,1 9 12,7 10 
Chorzów 8,2 8 11,5 8 11,5 8 
Katowice 1,9 1 3,3 1 3,8 1 
Mysłowice 7,3 6 8,4 5 8,9 5 
Ruda Śląska 5,0 4 7,2 4 8,1 4 
Siemianowice Śląskie 10,3 13 13,2 11 12,6 9 
Świętochłowice 9,3 11 15,2 13 17,2 13 
Dąbrowa Górnicza 7,5 7 11,4 7 11,2 7 
Jaworzno 8,9 9 11,3 6 10,7 6 
Sosnowiec 9,2 10 13,1 10 13,3 11 
Tychy 3,6 2 5,1 2 5,8 2 
Wojewodschaft Schlesien 6,9 2* 9,4 3* 9,9 3* 
Polen 9,5  12,1  12,3  
Legende: 
* Rangplatz der Wojewodschaft Schlesien bei der Arbeitslosenquote innerhalb der 16 polnischen Wojewodschaften 
grün = unter der Arbeitslosenquote der Wojewodschaft Schlesien, rot = über der Arbeitslosenquote der Wojewodschaft Schlesien  
Quelle: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Betrachtet man die Arbeitslosenquote in Prozent werden weitere regionale Disparitäten 
in der Verteilung der Arbeitslosenquote auf dem Gebiet des GZM sichtbar. Trotz des 
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starken Anstiegs sowohl absolut (+3 850), als auch prozentual (+100,40%) ist die Ar-
beitslosenquote in der Hauptstadt der Wojewodschaft mit 3,8 Prozent niedrig. In der 
arbeitsmarktpolitischen Debatte wird oft eine Arbeitslosenquote zwischen drei und fünf 
Prozent als Vollbeschäftigung bezeichnet122, somit könnte man nach dieser Definition 
die Situation auf dem Arbeitsmarkt der Stadt Katowice, als Situation vorliegender Voll-
beschäftigung auffassen. Im Experteninterview wurde die positive Entwicklung auf dem 
Arbeitsmarkt der Stadt Katowice bekräftigt: 
 
[…] Noch bis 1998 lag die Arbeitslosenquote in der Stadt Katowice bei 2,3 Prozent, erst 
nach staatlichen Restrukturierungmaßnahmen der Schwerindustrie stieg die Arbeitslo-
senquote im Jahre 2003 auf 8,6 Prozent. Seit 2004 sinkt die Arbeitslosenzahl in der Stadt 
Katowice kontinuierlich, mittlerweile (September 2008) liegt sie bei 1,9 Prozent. Ich beto-
ne jedoch, dass die reale Arbeitslosigkeit ein wenig höher sein wird, ich schätze, dass 
gegenwärtig etwa 3-4 Prozent der Menschen in Katowice arbeitslos seien […].
123
 
 
Auch im Vergleich der vierzehn Städte des GZM verzeichnet die Stadt Katowice die 
niedrigste Arbeitslosenquote. Nur in drei weiteren Städten des GZM (Tychy, Gliwice, 
Ruda Śląska) bewegt sich die Arbeitslosenquote unter der, der Wojewodschaft Schlesi-
en. Auffallend ist, dass im Ranking der Arbeitslosenquote der Städte es zu keinen nen-
nenswerten Verschiebungen kommt, die Rankingposition der vierzehn GZM Städte auf 
dem lokalen Arbeitsmarkt bleibt im betrachteten Zeitraum nahezu unverändert. Beson-
ders hoch ist die Arbeitslosenquote mit 17,4 Prozent in der Stadt Bytom (Stand 2010).  
 
 
 
 
                                                          
122
 In Bezug auf die Entwicklung der Arbeitslosigkeit ist die Politik bestrebt, ein hohes Beschäftigungsni-
veau zu erreichen. Die Zielvorgabe der Politik lautet Vollbeschäftigung. Wissenschaftlich ist der Begriff 
der Vollbeschäftigung nur sehr unscharf definiert. In der arbeitsmarktpolitischen Debatte wird pragmatisch 
angenommen, dass der Zustand der Vollbeschäftigung dann vorliegt, wenn die Arbeitslosenquote unter 
drei oder vier Prozentpunkte sinkt. Doch diese Definition erscheint als willkürlich gewählt (Gartner, 2008, 
S. 9). 
123
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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Karte 16: Entwicklung der lokalen Arbeitslosequote in Städten des GZM – Zeitraum 2008-2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf; Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Diese Disparität ist laut Experten auf unterschiedliche wirtschaftliche Entwicklungsdy-
namik der vierzehn GZM Städte zurückzuführen.  
 
„[…] Ich denke, dass es hier gut ist diese zwei Beispiele anzuführen Katowice - Bytom. 
Katowice und Gliwice, das sind zwei größere Städte der Agglomeration, es sind auch was 
die wirtschaftliche Entwicklung angeht auch führende Städte der Agglomeration. Diese 
Städte haben schon relativ früh, einen wirtschaftlichen Aufschwung erlebt. Die beiden 
Städte entwickeln sich auch sehr schnell. Deshalb ist die Entwicklung des Arbeitsmarktes 
dort unvergleichbar besser als in Städte wie Bytom, Zabrze, sogar Chorzów. […]“
124
 
 
Betrachtet man die Entwicklung der Arbeitslosenquote in den vierzehn Städten des 
GZM im Zeitraum 2008-2010 und legt zur Veranschaulichung ihrer Entwicklung die in-
dexierte Veränderungsdynamik, so wird deutlich, dass die starken lokalen Arbeitsmärk-
te in den Städten wie Katowice, Tychy oder Gliwice trotz überdurchschnittlicher quanti-
tativer Zunahme der Arbeitslosenzahl, weiterhin eine niedrige prozentuale Arbeitslosig-
keit verzeichnen. Die Lage auf den schwierigen Arbeitsmärkten der Städte des zentral-
                                                          
124
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Zabrze, 2008. 
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nördlichen Raumes der Agglomeration (Bytom, Piekary Śląskie, Siemianowice Śląskie, 
Świętochłowice) ist trotz oft unter- oder durchschnittlicher indexierter Zunahme der Ar-
beitslosenzahl weiterhin bzw. wieder sehr angespannt. Ebenfalls eine deutliche Steige-
rung der prozentuellen Arbeitslosenquoten bei niedriger indexierter Entwicklungsdyna-
mik ist in der östlichen Region des GZM zu verzeichnen.  
 
Karte 17: Indexierte Veränderungsdynamik der Arbeitslosenquote in den Städten des GZM – 2008 = 100. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Die lokalen Entwicklungen des Arbeitsmarktes im Herzen der Oberschlesischen Agglo-
meration korrespondieren mit der im Jahre 2003 von Domanski vorgeschlagene Klassi-
fizierung der Entwicklungspfade der Städte der Oberschlesischen Agglomeration. In 
seiner Publikation „Economic trajectory, path dependency and strategic intervention in 
an old industrial region: the case of Upper Silesia“ identifiziert Domanski vier typische 
Entwicklungspfade und ordnet sie ausgewählten Städten der Agglomeration zu.  
 
„There are not only different processes that make up the regional trajectory, but also var i-
ous local trajectories within the region. Four basic types of local trajectories can be found 
here: Cumulative growth based on the reproduction of earlier functions, e.g. Katowice;  
Development of new activities resulting from earlier reactive mechanisms, e.g. Gliwice, 
Tychy; Negative lock-in of the old structures, e.g. Zabrze, Ruda Slaska, Dabrowa Gor-
nicza; Decay of dynamic functions stemming from reactive mechanisms, e.g. Bytom” 
(Domanski B. , 2003, S. 145) 
 
Die so vom Domanski klassifizierten Entwicklungszonen werden besonders im Bereich 
des Arbeitsmarktes in Städten Katowice und Bytom sichtbar. Die gute Entwicklung des 
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Arbeitsmarktes in Katowice scheint mit der Entwicklung der Stadt zum Dienstleistungs-
zentrum einherzugehen:  
 
„It became a university town after World War Two and concentrated much of producer 
and financial services in the 1990s. The growth of Katowice is a classic case of path de-
pendency: it started with some contingent decisions, which triggered a self-reinforcing 
process. It was from the beginning based on non-industrial functions performed in relation 
to neighboring industrial localities” (Domanski B. , 2003, S. 146) 
 
Nach Domanski ist eine nahezu entgegengesetzte Entwicklung für die problematische 
Lage des Arbeitsmarktes in Bytom verantwortlich:  
 
„The medieval town of Bytom was an administrative center of the substantial part of Up-
per Silesia till late 19
th
 century and hence developed significant service functions, but lat-
er gradually lost its role due to some contingent events and reactive mechanisms.[…] The 
non-production activities were further weakened by the deportation of middle-class Ger-
mans after 1945, lack of new services functions (in contrast to Gliwice) and the postwar 
expansion of local mines, which extracted coal from under the town, causing enormous 
housing damages and fostering out-migration. The exhaustion of coal and the collapse of 
local zinc and steel industries underlie current unemployment problems” (Domanski B. , 
2003, S. 148).” 
 
Unterzieht man das Phänomen der Arbeitslosigkeit in der Oberschlesischen Agglomera-
tion einer geschlechterspezifischen Auswertung, so wird deutlich, dass der überwiegen-
de Anteil der als arbeitslos gemeldeten Personen in allen vierzehn Städten des GZM 
weiblich ist. Dabei fällt auf, dass besonders in Zeiten der guten Arbeitsmarktentwicklung 
– beispielsweise 2008 – der Anteil weiblicher Arbeitsloser in Relation zu männlicher Ar-
beitsloser besonders hoch ist. 2008 betrug dieser Anteil in der Stadt Mysłowice mehr 
als 68 Prozent. Ebenfalls ist der hohe Anteil der weiblichen Arbeitslosen in der Haupt-
stadt der Wojewodschaft bemerkenswert. In Katowice waren 2008 zwei Drittel der als 
arbeitslos gemeldeten Personen weiblich (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). Bei den 
einzelnen GIS-gestützten Analysen des lokalen Arbeitsmarktes, wurden die Jahre 2003, 
2008 und 2010 betrachtet. Die Wahl des Jahres 2003 wurde aufgrund der höchsten, 
damals erreichten Arbeitslosenquote in der Wojewodschaft Schlesien gewählt, das Jahr 
2008 zeichnete sich hingegen durch die niedrigste Quote aus, und das Jahr 2010 soll 
die aktuellen Entwicklungen und den Vergleich zu den anderen Zeitpunkten liefern. 
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2003 ist darüber hinaus deshalb als interessant einzuschätzen, weil dieser Zeitpunkt 
der Messung kurz vorm Beitritt Polens zu Europäische Union im Jahre 2004 darstellt.  
 
Karte 18: Anteil weiblicher Personen an der Arbeitslosenquote in Städten des GZM, 2003, 2008, 2010.  
 
Quelle: Eigner Entwurf, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Die kartographischen Darstellungen der lokalen Arbeitsmärkte der oberschlesischen 
Agglomeration zeigen deutlich, dass die Entwicklungen der Arbeitsmärkte in den ein-
zelnen Städten des GZM ein heterogenes Muster aufweisen. Der gegenüberstellende 
Vergleich der Brutto-Monatslöhne in den einzelnen Städten des GZM bekräftigte die 
Heterogenität der lokalen Arbeitsmärkte, und offenbarte eine starke Disparität der Ent-
lohnung. Die Lohnunterschiede in der Agglomeration reichen von unter 80 Prozentpunk-
ten des polnischen Landesdurchschnittes in Świętochłowice bis zu über 130 Prozent-
punkten in Katowice. Obwohl die räumliche Entfernung der Zentren der beiden exemp-
larisch genannten Städte nicht mehr als zehn Kilometer Luftlinie beträgt, liegt der abso-
lute Differenzbetrag beim durchschnittlichen Brutto-Monatslohn im Jahr 2010 bei 
1891,39 PLN125 (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
                                                          
125
 Der durchschnittliche Brutto-Monatslohn in Katowice im Jahre 2010 lag bei 4563,66 PLN, in  
Świętochłowice bei 2672,27 PLN (Glowny Urzad Statystyczny, 2011).  
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Karte 19: Entwicklung und Höhe der durchschnittlichen Brutto-Monatslöhne in den Städten des GZM, 
2003/2008/2010. Gesamtpolnischer Durchschnitt = 100. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Im Zeitreihenvergleich wird es deutlich, dass im Zeitraum 2003, 2008 und 2010 nur fünf 
Städte der Agglomeration - Katowice, Gliwice, Dąbrowa Gόrnicza und Jaworzno, Ruda 
Śląska (2003) - über dem polnischen Landesdurchschnitt bei Brutto-Monatslohn liegen. 
Es wird ebenfalls sichtbar, dass besonders in den Städten der zentralnördlichen Region 
die durchschnittlichen Brutto-Monatslöhne nicht über die Marke von 90 Punkten gehen. 
Die niedrige Entlohnung korrespondiert mit der hohen Arbeitslosenquote in diesen Städ-
ten. Darüber hinaus ist zwischen 2003, 2008 und 2010 zu keinem nennenswerten Auf-
holeffekt bei den durchschnittlichen Bruttomonatslöhnen in den einzelnen Städten der 
Agglomeration gekommen, die indexierte Differenz in der lokalen Entlohnung blieb na-
hezu gleich. Nur die Stadt Jaworzno konnte eine signifikante Aufholtendenz verzeich-
nen, dort stieg die durchschnittliche monatlich Bruttoentlohnung zwischen 2003 und 
2010 von 105,90 auf 117,80 Prozentpunkte des Landesdurchschnittes. Damit verkürzte 
Jaworzno die Differenz zu Katowice von 105,9 zu 131,1 auf 117,8 zu 132,90, also um 
ca. 10 Prozentpunkte. Dagegen vergrößerte sich die Distanz zwischen Katowice und 
Ruda Śląska von 102,6/131,1 auf 86,2/132,9 Punkte auf mehr als 47 Punkte. Das heißt 
hier vergrößert sich die Disparität bezüglich der Entlohnung deutlich.  
2008 
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Abbildung 76: Differenz der durchschnittlichen Brutto-Monatslöhne in PLN in den vierzehn Städten des 
GZM, 2003/2008/2010. Grundlage des Differenzbetrages ist der jeweilige arithmetische Mittelwert des 
Jahres für alle vierzehn Städte des GZM.   
 
Quelle: Eigener Entwurf und Berechnung, Datengrundlage: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Noch deutlicher wird der Anstieg der Disparität wenn man nicht den gesamtpolnischen 
Durchschnitt für die Analyse ansetzt, sondern sich auf die jeweiligen Jahresdurchschnit-
te der Brutto-Monatslöhne der vierzehn Städte der Agglomeration stützt. In der Abbil-
dung 76 wird die Entwicklung des absoluten Differenzbetrages dargestellt, sie zeigt eine 
deutliche absolute Zunahme der Entlohnungsdisparität zwischen den lokalen Arbeits-
märkten. So stieg der Differenzbetrag zwischen den Städten Świętochłowice und Kato-
wice zwischen 2003 und 2010 von 1107,77 PLN auf 1891,09 PLN um 70,71 Prozent 
an.126 
 
 
 
 
 
 
                                                          
126
 Eigene Berechnung, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011).  
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Karte 20: Entwicklung und Höhe der durchschnittlichen Brutto-Monatslöhne in den Städten des GZM, 
2003/2008/2010. Jeweiliges Jahresdurchschnitt, GZM = 100. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
In der kartographischen Darstellung wird deutlich sichtbar, dass die Attraktivität des Ar-
beitsmarktes der Stadt Katowice bezüglich der gezahlten Löhne mit Abstand – auch in 
Zeitreihenvergleich – am größten ist. Die zentralnördliche Region der Agglomeration mit 
den Städten Bytom, Piekary Śląskie, Siemianowice Śląskie, Chorzów, Świętochłowice, 
Ruda Śląska, verliert zunehmend den Anschluss an die Lohnentwicklung in der Haupt-
stadt der Region.  
Betrachtet man hingegen die Anteile der arbeitslosen Personen hinsichtlich ihres Aus-
bildungsgrades so stellt man fest, dass der höchste Anteil der als arbeitslos gemeldeten 
Personen mit Hochschulbildung in der Hauptstadt der Agglomeration zu finden ist. Fast 
jede Fünfte im Zeitraum 2008-2010 als arbeitslos gemeldete Person in der Stadt Kato-
wice verfügte über einen Hochschulabschluss (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). Dies 
kann man auf die Tatsache zurückführen, dass die größte räumliche Konzentration der 
Hochschulen in der oberschlesischen Agglomeration in der Stadt Katowice zu finden ist. 
Insgesamt befinden sich in der Hauptstadt der Wojewodschaft 23 Hochschulen, die 
Zahl der Studierenden übersteigt 80 000 (Urzad Miasta Katowice, 2011).  
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Karte 21: Entwicklung des Anteils der als arbeitslos gemeldeter Personen mit Hochschulbildung an der 
Gesamtarbeitslosenquote in Städten des GZM, 2008, 2009, 2010. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Je niedriger die berufliche Qualifikation der arbeitslosen Personen ist, desto stärker ver-
schiebt sich das negativ ausgeprägte räumliche Muster wieder in Richtung der proble-
matischen lokalen Arbeitsmärkte der zentralnördlichen Region der Agglomeration. Bei-
spielsweise erreichte der Anteil der arbeitslosen Personen mit Berufsqualifikation 2009 
in der Stadt Siemianowice Śląskie über 30 Prozent an der Gesamtarbeitslosenquote. 
Auch die benachbarte Stadt Piekary Śląskie wies einen sehr hohen Anteil in dieser Ka-
tegorie auf. Hingegen ist der Anteil der Arbeitslosen mit Berufsqualifikation in Katowice 
fast auf dem gleichen Niveau wie im Falle des Anteiles der Personen mit Hochschulbil-
dung. Auch hier verfügt jede fünfte als arbeitslos gemeldete Personen über einen 
Berufsabschluss. Der Arbeitsmarkt der zentralnördlichen Region erweist sich als be-
sonders problematisch, wenn man die Kategorie der Arbeitslosen ohne berufliche Quali-
fikation (beendete 6 Klasse bzw. 8 Klasse der Grundschule) betrachtet. Hier macht der 
Anteil dieser Kategorie zwischen 42 und 48 Prozent der Gesamtquote aus. Von den ca. 
9900 im Jahre 2010 in der Stadt Bytom gemeldeten Arbeitslosen Personen verfügten 
etwa 4350 über keine berufliche Ausbildung, der höchste Grad ihrer Bildungsqualifikati-
on war das Abgangszeugnis der 6 bzw. 8. Klasse der Grundschule (Glowny Urzad 
Statystyczny, 2011).  
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Karte 22: Entwicklung des Anteils der als arbeitslos gemeldeter Personen mit Berufsausbildung an der 
Gesamtarbeitslosenquote in Städten des GZM, 2008, 2009, 2010. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Karte 23: Entwicklung des Anteils der als arbeitslos gemeldeter Personen ohne beruflichen Qualifikatio-
nen an der Gesamtarbeitslosenquote in Städten des GZM, 2008, 2009, 2010. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
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Die gis-gestützte Zeitreihenanalyse zeigt, dass die Kategorie der arbeitslosen Personen 
ohne berufliche Qualifikation besonders im zentralnördlichen Raum der Agglomeration 
für die hohen Arbeitslosenquoten verantwortlich ist. Hier ist der Anteil der arbeitslosen 
Personen ohne berufliche Qualifikation im Zeitraum 2008-2010 nicht unter die Marke 
von 40 Prozent gefallen. Auffallend ist die Tendenz, dass je niedriger die Arbeitslosen-
quote im zentralnördlichen Raum ist (z.B. Jahr 2008), desto höher ist der Anteil der Per-
sonen ohne berufliche Qualifikation an der Gesamtarbeitslosenquote, d.h. auch in Zei-
ten guter Entwicklungen des Arbeitsmarktes finden die Geringqualifizierten seltener ei-
ne sozialpflichtige Beschäftigung. Wenn man noch die Auswertung des Arbeitsmarktes 
um die Analyse der durchschnittlichen Dauer der Arbeitslosigkeit – hier insbesondere 
der Langzeitarbeitslosigkeit ergänzt -, so wird dieser Trend besonders in Bytom und 
Piekary Śląskie erkennbar.  
 
Karte 24: Entwicklung des Anteils der langzeitarbeitsloser Personen (> 1 Jahr) an der Gesamtarbeitslo-
senquote in Städten des GZM, 2008, 2009, 2010. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Noch deutlicher wir die Diskrepanz in der Höhe und der Entwicklung der Quote der 
langzeitarbeitslosen Personen, wenn man die Werte der Zeitreihen nicht klassifiziert. Im 
Jahre 2010 erstreckte sich die Spannweite der in Prozent angegebenen Quote auf 22,3 
Prozentpunkte.  
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Abbildung 77: Entwicklung und Höhe des Anteils der langzeitarbeitsloser Personen (> 1 Jahr) an der 
Gesamtarbeitslosenquote in Städten des GZM, 2008, 2009, 2010. Angaben in Prozent. Nichtklassifiziert.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011).  
 
Wenn man die Disparitäten auf dem Arbeitsmarkt der oberschlesischen Agglomeration 
betrachtet, dann stellt sich die Frage nach der Mobilität der arbeitslosen Personen. Ge-
mäß dem Gesetz des Angebots und der Nachfrage – und seiner Übertragung auf das 
Phänomen des regionalen Beschäftigungsmarktes - müsste es ceteris paribus im Ver-
laufe der Zeit zur Angleichung der Arbeitslosenquoten auf den lokalen Arbeitsmärkten 
kommen (Zinn & Reuter, 1998, S. 183). Wie man aber aus dem Vergleich der Zeitreihen 
erkennen konnte, sind die Disparitäten der lokalen Arbeitsmärkte in den Städten des 
GZM über Jahre stabil. Es herrschen nicht nur beträchtliche Ungleichgewichte bei den 
Arbeitslosenquoten in den Städten, sondern auch innerhalb der einzelnen Kategorien 
der arbeitslosen Personen auf einzelnen lokalen Arbeitsmärkten. Dieses Phänomen 
wurde in Experteninterviews thematisiert. Die interviewten Experten sehen die Ursa-
chen der signifikanten Unterschiede in der Entwicklung der lokalen Arbeitsmärkten we-
niger in der Störung der Nachfrage- und Angebotsfunktion auf dem Arbeitsmarkt, als 
vielmehr in den Auswirkungen der wirtschaftspolitischen Systemtransformation auf die 
Struktur des Arbeitsmarktes in der oberschlesischen Agglomeration.  
Auf die Frage nach der ungleichen Verteilung der Arbeitslosigkeit in der Agglomeration 
und damit verbundene Vermutung der geringen Mobilität der Arbeitslosen antwortete 
der Interviewpartner:  
 
„Ich sehe die ungleiche Verteilung der Arbeitslosenquote in der Agglomeration nicht pri-
mär in fehlender Transportinfrastrukturausstattung (Straßen, Straßenbahn, Bahn) und 
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dem nicht genügend ausgebauten ÖPNV-Netz – dieser ist, auch wenn hier und da ge-
wisse Probleme auftreten, für polnische Verhältnisse sehr gut – begründet, sondern viel-
mehr in mentalen Barrieren der Langzeitarbeitslosen. Diese Menschen waren es gewohnt 
eine lebenslange Arbeitsplatzgarantie zu haben, die Schließung der Zechen in denen 
ganze Stadtvierteln gearbeitet haben war für die Menschen ein großer Schock, viele von 
ihnen haben diesen bis heute nicht überwunden. Sie waren es gewohnt von den Toren 
der Fabriken zu wohnen. Die Langzeitarbeitslosen haben darüber hinaus gelernt sehr gut 
die Sozialleistungen des Staates zu beanspruchen. Ich sehe die fehlende Mobilität der 
Langzeitarbeitslosen der umliegenden Städte wie Bytom-Bobrek, Świętochłowice-Lipiny 
oder Chorzów-Batory mehr in fehlender Motivation und geringer Mobilisierung begrün-
det“
127
 
 
Nach Meinung der Experten ist die problematische Arbeitsmarktsituation in einzelnen 
Städten bzw. Stadtteilen der oberschlesischen Agglomeration sehr stark mit der Dein-
dustrialisierung der montanindustriellen Basis in Oberschlesien nach 1990 verbunden.  
 
„Der Restrukturierungsprozess der polnischen Wirtschaft wurde sehr radikal, und ich 
glaube nicht in aller Konsequenz durchdacht durchgeführt. Sehr viele Menschen haben 
ihre Arbeitsplätze im Bergbau und im Hüttenwesen verloren, diese Menschen waren sehr 
oft und stark an diese Unternehmen gebunden, sie waren es gewohnt eine lebenslange 
Beschäftigungsgarantie zu haben. Nach der Schließung oder Stilllegung der Schwerin-
dustriebetriebe, zeigen viele der Entlassenen nur eine geringe oder eingeschränkte Mobi-
lität.“ 
 
Aus den Expertenbeurteilungen kann geschlossen werden, dass die Beschäftigten der 
stillgelegten Betriebe nicht auf die wirtschaftspolitischen Veränderungen reagiert haben, 
reagieren konnten oder auf die Veränderungen ihrer sozioökonomischen Umwelt einge-
stellt waren. Oft sehen die Experten die Ursachen für die Problematik der entstanden 
strukturellen Arbeitslosigkeit in einzelnen Städten nicht in wirtschaftlichen, sondern 
vielmehr in sozial-psychologischen Faktoren begründet.  
 
„In manchen Stadtteilen gehört die Arbeitslosigkeit mittlerweile zum sozialen Leben. Dort 
wohnen Menschen die sich im jetzigen Arbeitsmarkt nicht mehr zurechtfinden können, 
weil sie schon die Einstellung zur Arbeit und zu einem geregelten Tagesablauf durch eine 
lange Arbeitslosigkeit verloren haben. Sie haben die Selbstdisziplin, und die Bereitschaft 
zur Arbeit verloren. Damit verbunden ist auch die Entwicklung von sozialen Pathologien, 
                                                          
127
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008 
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mittlerweile wächst schon in diesen Stadtteilen die nächste Generation bei der die oben-
genannten Eigenschaften auftreten.“
128
  
„Nun, ich würde es so formulieren. Wir haben ganze Stadteile die vom System des Ar-
beitsmarktes abgekoppelt sind. So z.B. in Bytom.“
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Demnach läge die Teillösung des Problems der oft besonders örtlich ausgeprägten 
strukturellen Arbeitslosigkeit in Förderung der räumlichen und beruflichen Mobilität der 
Arbeitslosen. Als negatives Bespiel fehlender räumlicher und beruflicher Mobilität von 
Experten wurde auf die Entwicklungen des Arbeitsmarktes der Stadt Bytom hingewie-
sen:  
 
Karte 25: Gemeldete offene Stellen in den Städten des GZM, 2003, 2008, 2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
„[…] Zu den Schlusslichtern gehört natürlich Bytom. Aus dem Grund, dass man es ver-
säumt hat zum Beispiel die Mobilität der Bevölkerung zu fördern. Auch im Sinne der Um- 
bzw. Weiterbildung.[…].“
130
 
Geht man ein wenig von den Expertenurteilen weg und legt für die Analyse der Situati-
on – fehlendes Arbeitsplatzangebot – einzelner lokaler Arbeitsmärkte statistische Kenn-
                                                          
128
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
129
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
130
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
208 
 
zahlen zur Grunde, so kann zum einen die Zahl der gemeldeten offenen Stellen (als 
verfügbare statistische Kennzahl), bzw. das ODDS-Ratio (Chancenverhältnis) für die 
Auswertung herangezogen werden. Die kartographische Ausarbeitung (vgl.: Karte 25) 
bietet zuerst einen Zeitreihenüberblick der gemeldeten offenen Stellen in der oberschle-
sischen Agglomeration. Hier wird deutlich, dass besonders im Jahre 2003 die Zahl der 
gemeldeten Stellen fast im gesamten Gebiet des GZM, bis auf die Stadt Dąbrowa Gόr-
nicza, sehr gering war. 2008 vergrößerte sich und verlagerte sich das Arbeitsplatzange-
bot in die nordwestlichen Städte der Agglomeration. 2010 werden die meisten offenen 
Stellen in der Hauptstadt Katowice gemeldet.  
Mit der ODDS-Ratio (Chancenverhältnis) kann unter Einbeziehung der absoluten Ar-
beitslosenzahlen und der Zahl der gemeldeten offenen Stellen analysiert werden, wie 
groß die Chancen für Arbeitslose einer Stadt eine Einstellung am Wohnort im Vergleich 
zum Gesamtgebiet der Agglomeration zu bekommen sind. Der ODD-Ratio wird hier als 
Kreuzprodukt des Verhältnisses der Arbeitslosenzahl und der Zahl offener Stellen einer 
Stadt und der Arbeitslosenzahl und der Zahl der offenen Stellen aller vierzehn Städte 
des GZM berechnet:   
 
           
      
               
                
    
              
                
 
 
Lautet das Ergebnis der Berechnung genau 1 dann bedeutet das, dass es keinen Un-
terschied in den Odds gibt, d.h. die Chance einer Einstellung im Stadtgebiet und im Ge-
biet der Agglomeration gleich sind. Ist das Ergebnis größer 1, dann ist die Chance einen 
vakanten Arbeitsplatz am Wohnort zu bekommen größer als in der Agglomeration. Ein 
Ergebnis kleiner 1 besagt das genaue Gegenteil (Grace-Martin & Sweet, 2003, S. 159).  
Das folgende Beispiel der Städte Bytom und Dąbrowa Górnicza wird die Vorgehens-
weise bei der Berechnung der ODDS-Ratio verdeutlichen. 
 
 
Tabelle 29: Beispiel der Berechnung der ODDS-Ratio für die Arbeitsmärkte der Städte Bytom und 
Dąbrowa Gόrnicza für das Jahr 2003. 
 Offene Stellen Arbeitslosenzahl  Verhältnis Offene Stellen/Arbeitslosenzahl  
Bytom  20 17853 0,0011 
209 
 
Dąbrowa Gόrnicza  890 12687 0,070 
GZM  1707 152991 0,011 
ODDS-Ratio 
Bytom / GZM         
          
 = 0,10 
Dąbrowa Gόrnicza / GZM           
           
 = 6,28 
Quelle: Eigene Berechnung, Datengrundlage: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Nach der Berechnung des ODDS-Ratio standen demnach im Jahre 2003 die Chancen 
für arbeitslose Personen in Dąbrowa Górnicza signifikant höher einen Arbeitsplatz am 
Wohnort zu bekommen als für die arbeitslosen Personen aus Bytom.  
 
Tabelle 30: Berechnung der ODDS-Ratio für die Arbeitsmärkte der Städte des GZM, 2003, 2008, 2010. 
 ODD-Ratio 2003 ODD-Ratio 2008 ODD-Ratio 2010 
Bytom 0,10 0,61 0,64 
Chorzów 0,28 0,02 0,45 
Dąbrowa Górnicza 6,28 0,60 0,74 
Gliwice 1,52 1,81 1,24 
Jaworzno 0,29 1,22 0,19 
Katowice 0,30 0,56 1,73 
Mysłowice 0,79 1,58 1,04 
Piekary Śląskie 0,06 3,47 0,82 
Ruda Śląska 0,97 0,45 1,26 
Siemianowice Śląskie 0,71 1,14 1,45 
Sosnowiec 0,19 0,26 0,41 
Świętochłowice 1,21 2,39 2,34 
Tychy 0,92 0,84 1,66 
Zabrze 0,46 1,85 1,25 
grün – ODDS-Ratio > 1, die Chancen einen Arbeitsplatz am Wohnort zu bekommen sind höher als im Gebiet des GZM. 
rot – ODDS-Ratio < 1 die Chancen einen Arbeitsplatz am Wohnort zu bekommen sind geringer als im Gebiet des GZM. 
weiß – ODDS-Ration nahe 1 – die Chancen einen Arbeitsplatz am Wohnort zu bekommen sind fast gleich als im Gebiet des 
GZM.  
Quelle: Eigene Berechnung, Datengrundlage: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
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Betrachtet man die Ergebnisse der Berechnungen131 so kann festgestellt werden, dass 
rein quantitativ (ohne Berücksichtigung der Art der gemeldeten offenen Stelle sowie der 
geforderten Qualifikationen, siehe Fußnote 130) im Zeitraum 2003, 2008 und 2010 das 
ODD-Ratio in den Städten Gliwice und Świętochłowice günstig war.  
 
Karte 26: Chancenverhältnis für Arbeitslose einen Arbeitsplatz am Wohnort in der oberschlesischen Ag-
glomeration zu bekommen, 2003,2008,2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Um einen umfassenden vergleichenden Überblick über die Güte der einzelnen lokalen 
Arbeitsmärkte in der oberschlesischen Agglomeration zu gewinnen, kann für die Analy-
se eine Aufsummierung gewichteter Merkmale des Arbeitsmarktes eingesetzt werden. 
Gemäß der Regel (Schaich & Schmidt, 2006), dass die Summe der Gewichtung aller 
Merkmale 1 haben sollte, wurden entsprechende Gewichtungen für die in der Tabelle 
31 aufgelisteten Merkmale des Arbeitsmarktes vorgenommen. Bei der Aufsummierung 
der Merkmale wurde der Arbeitslosenquote im Jahre 2010 die höchste Wichtigkeit – da 
                                                          
131
 Man sollte an dieser Stelle festhalten, dass es sich hier um eine quantitative Auswertung statistischer 
Kennzahlen – in diesem Falle der verfügbaren gemeldeten Angaben bei den statischen Ämtern – handelt. 
Eine qualitative Auswertung bezüglich der Art gemeldeter offener Stellen, sowie eine Auswertung hin-
sichtlich der geförderten beruflichen Qualifikationen kann hier aufgrund des nicht verfügbaren Datenmate-
rials nicht vorgenommen werden.  
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sie im Allgemeinen als der wichtigste Indikator des Arbeitsmarktes verstanden wird – 
und somit die höchste Gewichtung von 0,3 zugeordnet. Bei den verbleibenden sieben 
Merkmalen wurde eine Gewichtung von 0,1 vergeben. Da bei der Berechnung es um 
die Abbildung der Güte, beziehungsweise Attraktivität der einzelnen lokalen Arbeits-
märkte ging, wurde von der Summe der „negativ“ ausgeprägten Merkmale (Merkmale 
die alle unterschiedlichen Aspekte der Arbeitslosigkeit abbilden) das hier als positiv be-
setzte Merkmal der Höhe der Monats-Bruttolöhne subtrahiert. Gemäß den durchgeführ-
ten Berechnungen wird der lokale Arbeitsmarkt mit der geringsten Punktezahl hier als 
der attraktivste verstanden. Die Berechnung wurde nach der Formel:  
 
AMLA2010132 = (ALQ2010133 x GW1340,3 )+(VDALQ2008-2010135 x GW0,1)+(AWA2010136 x GW0,1)+(AAH2010137 x 
GW0,1)+(AAB2010138 x GW0,1)+(AAOBQ2010139 x GW0,1)+ (ALA2010140 x GW0,1) – (IBML2010141 x GW0,1)  
 
durchgeführt. Das Ziel der durchgeführten Analyse ist eine genauere Abbildung der so-
zialen Gegebenheiten auf den lokalen Arbeitsmärkten der oberschlesischen Agglomera-
tion. Die Integration und die Zusammenfassung der einzelnen in den Fußnoten 132-141 
aufgelisteten Teilprodukte zum Algorithmus ermöglicht eine genauere aggregierte Beur-
teilung der arbeitsmarkttechnischen Entwicklungen in der Agglomeration. Die Berech-
nungen wurden in der Tabelle 31 zusammengefasst, einen kartographischen Überblick 
bietet die Karte 27.  
 
                                                          
132
 AMLA2010 = Algorithmus der aufsummierten Merkmale der lokalen Arbeitsmärkte in den Städten des 
GZM. 
133
 ALQ2010 = Arbeitslosenquote 2010. 
134
 GW = Gewichtung.  
135
 VDALQ2008-2010 = Veränderungsdynamik der Arbeitslosenquote 2008-2010. 
136
 AWA2010 = Anteil weiblicher Personen an der Arbeitslosenquote 2010. 
137
 AAH2010 = Anteil Personen mit Hochschulbildung an der Arbeitslosenquote 2010. 
138
 AAB2010 = Anteil Personen mit Berufsausbildung an der Arbeitslosenquote 2010. 
139
 AAOBQ2010 = Anteil Personen ohne berufliche Qualifikation an der Arbeitslosenquote 2010. 
140
 ALA2010 = Anteil langzeitarbeitsloser Personen (> 1 Jahr) an der Arbeitslosenquote 2010. 
141
 IBML2010 = Indexierter Brutto-Monatslohn 2010. 
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Tabelle 31: Berechnung der kumulierten Punktbewertung der Güte des lokalen Arbeitsmarktes in den 
Städten des GZM, 2010.  
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Bytom  5,22 14,55 9,25 5,60 0,54 2,78 4,14 3,22 26,8 
Chorzów 3,45 14,08 9,14 5,45 0,72 2,77 3,97 1,97 23,27 
Dąbrowa Górnicza 3,36 14,43 11,39 5,22 1,33 2,83 2,21 1,7 19,39 
Gliwice 2,07 15,40 11,38 5,44 1,34 2,36 3,00 2,13 20,36 
Jaworzno 3,21 12,02 12,16 5,97 1,24 2,57 2,05 1,84 16,74 
Katowice 1,14 20,04 13,71 5,37 1,61 2,05 3,07 1,53 21,1 
Mysłowice 2,67 12,64 8,89 6,03 1,11 2,76 2,72 1,25 20,29 
Piekary Śląskie 4,29 15,49 8,55 5,79 0,86 3,02 2,89 3,15 26,94 
Ruda Śląska 2,43 16,58 8,89 5,91 0,96 2,88 3,10 1,05 24,02 
Siemianowice Śląskie 3,78 12,18 9,22 5,54 0,89 2,84 3,06 0,99 20,06 
Sosnowiec 3,99 14,31 9,35 5,31 1,25 2,83 2,39 2,06 22,79 
Świętochłowice 5,16 18,72 8,29 5,68 0,62 2,77 4,11 1,86 30,63 
Tychy 1,74 16,90 9,89 5,51 1,56 2,69 2,09 1,48 22,08 
Zabrze 3,81 14,04 10,22 5,74 0,72 2,28 4,18 2,12 22,67 
Legende:  
Arithmetisches Mittelwert von AMLA2010 = 22,65 
rot = über dem arithmetischen Mittelwert von AMLA2010 
grün = unter dem arithmetischen Mittelwert von AMLA2010 
weis = gleich dem arithmetischen Mittelwert von AMLA2010 
Quelle: Eigene Berechnung, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011).  
 
In die Berechnung des Algorithmus wurden die zuvor thematisierten Indikatoren des 
Arbeitsmarktes integriert. Der Algorithmus – basierend auf den eingesetzten Indikatoren 
- stellt eine kumulierte, aggregierte Abbildung der lokalen Arbeitsmärkte dar. Die in der 
Auswertung verwendeten Indikatoren zeigen, dass im Jahre 2010 der Schwerpunkt be-
züglich der berechneten Güte der Arbeitsmärkte in der oberschlesischen Agglomeration 
sich auf östliche Region der Agglomeration insbesondere auf die Stadt Jaworzno ver-
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schiebt. Obwohl in Jaworzno die Arbeitslosenquote 2010 weit über der der Stadt Kato-
wice liegt (Jaworzno 10,7 Prozent; Katowice 3,8 Prozent), verfügt die Stadt Jaworzno 
hinsichtlich anderer arbeitsmarktspezifischer Merkmale z.B. der Veränderungsdynamik 
der Arbeitslosenquote 2008-2010, oder des Anteiles langzeitarbeitsloser Personen an 
der Gesamtarbeitslosenquote über Vorteile gegenüber Katowice. In der Tabelle 28: 
Entwicklung der Arbeitslosenquote in vierzehn Städten des GZM – Zeitraum 2008-
2010“ rangiert Jaworzno noch auf dem sechsten Platz, nach der durchgeführten Aus-
wertung und Zusammenfassung der acht Merkmale avanciert Jaworzno bezüglich der 
Arbeitsmarktgüte auf den ersten Platz in der oberschlesischen Agglomeration.  
 
Karte 27: Kumulierte Punktbewertung (AMLA2010) der Güte des lokalen Arbeitsmarktes in den Städten 
des GZM, 2010 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011).  
 
Der Arbeitsmarkt der Stadt Katowice wird besonders negativ durch die hohe Verände-
rungsdynamik der Arbeitslosenquote zwischen 2008 und 2010 beeinflusst. Ohne diesen 
Einfluss wäre vermutlich der Rangplatz des Arbeitsmarktes in Katowice weit höher, da 
hier der Faktor der Höhe der Brutto-Monatslöhne einen starken positiven Einfluss aus-
übt. Der berechnetet Algorithmus der ausgewählten arbeitsmarkttechnischen Merkmale 
verdeutlich ebenfalls die schwache Kondition der zentralnördlichen Arbeitsmärkte. Hin-
214 
 
sichtlich gewählter Arbeitsmarktfaktoren stehen die lokalen Arbeitsmärkte der Städte 
Piekary Śląskie, Bytom und Świętochłowice bezüglich ihrer Güte abgeschlagen auf den 
letzten Plätzen. Möchte man den idealtypischen (durchschnittlichen) lokalen Arbeits-
markt der oberschlesischen Agglomeration identifizieren, so kann zum diesem Zwecke 
der arithmetische Durchschnitt der berechneten Teilprodukte (hier der Städte) einge-
setzt werden. Die Berechnung des arithmetischen Mittelwertes ergab den Wert: 22,65, 
d.h. hinsichtlich der gewählten Faktoren kann der Arbeitsmarkt der Stadt Zabrze - mit 
22,67 erreichten Punkten - als der idealtypische, durchschnittliche Arbeitsmarkt der 
vierzehn Städte der GZM Agglomeration verstanden werden. Da die berechnete Güte 
des Arbeitsmarktes in der Stadt Sosnowiec nur marginal vom arithmetischen Mittel ab-
weicht kann auch die Entwicklung dieses lokalen Arbeitsmarktes als idealtypisch für die 
oberschlesische Agglomeration eingestuft werden.  
 
Karte 28: Kumulierte Punktbewertung (AMLA2010) des lokalen Arbeitsmarktes in den Städten des GZM 
im Jahre 2010. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
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4.2. Demografische Entwicklung in der Oberschlesischen Agglomeration – Vom 
Zerrgebiet zur schrumpfender Region 
 
Die demografischen Entwicklungen in der Oberschlesischen Agglomeration können zu-
erst – wie im Falle der Analyse des lokalen Arbeitsmarktes – auf der Ebene der Woje-
wodschaft Schlesien verstandortet werden. In der Wojewodschaft Schlesien lebten 
2010 auf insgesamt 12 294 km² 4,63 Mio. Menschen. Die Bevölkerungsdichte in der 
Wojewodschaft Schlesien ist mit 377 Personen pro km²142 die höchste in Polen. Im ge-
samtstaatlichen Vergleich übersteigt die Bevölkerungsdichte den polnischen Durch-
schnitt um fast das Dreifache143. Im Zeitraum 1995-2010144 ist die Bevölkerungszahl in 
der Woiwodschaft Schlesien um ca. 5,5 Prozentpunkte (von 4 907 930 auf 4 635 882) 
zurückgegangen (Glowny Urzad Statystyczny, 2011).  
 
Abbildung 78: Bevölkerungsentwicklung der Wojewodschaft Schlesien. Zeitraum 1995 – 2010.  
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011).  
 
Die Altersstruktur der Bevölkerung wird zunehmend durch den Prozess der Überalte-
rung charakterisiert. Während 1995 noch die Gruppe der unter 44 jährigen ca. zwei Drit-
                                                          
142
 Stand 2010. 
143
 Die durchschnittliche Bevölkerungsdichte beträgt in Polen 124 Personen pro km². 
144
 Wahl des Zeitraumes (1995-2010) ist durch die Verfügbarkeit der Daten beim Główny Urząd Statysty-
czny bedingt.  
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tel der Bevölkerung der Wojewodschaft Schlesien ausmachte, ist ihr Anteil innerhalb 
von 15 Jahren von ca. 68 Prozent auf ca. unter 57 Prozent gesunken. Im Jahre 2010 
überstieg zum ersten Mal die Zahl der über 65 Jährigen die Zahl der unter 14 Jährigen.  
 
Abbildung 79: Altersstruktur der Bevölkerung in der Wojewodschaft Schlesien, Zeitraum 1995-2010.  
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Abbildung 80: Indexierte Veränderungsdynamik der Bevölkerungszahl der Wojewodschaft Schlesien 
nach Altersgruppen in Prozent, Zeitraum 1995-2010, 1995 = 100. 
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011).  
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Die in der Abbildung 80 indexierte Veränderungsdynamik der Bevölkerungszahl nach 
Altersgruppen zeigt deutlich den schon angesprochenen Prozess der Überalterung der 
Bevölkerung in der Wojewodschaft Schlesien. Analysiert man die Veränderungsdyna-
mik der Bevölkerungszahl nach Altersgruppen und setzt das Jahr 1995 – als Indexjahr - 
gleich 100 wird die auffallend starke rückläufige Entwicklung in der Altersgruppe der 
unter 14 Jährigen erkennbar. Zwischen 1995 und 2010 ist die Zahl der unter 14 Jähri-
gen von über einer Million auf unter ca. 650 000 gesunken.  
Geschlechtsspezifisch überwiegt in der Bevölkerungsstruktur der Wojewodschaft die 
weibliche Bevölkerungsgruppe. 2010 stellte sie 51,80 Prozent der Bevölkerung dar.  
 
Abbildung 81: Bevölkerungsstruktur der Wojewodschaft Schlesien nach Geschlecht, Zeitraum 1995-2010.  
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Diese Tendenz kann mit der längeren Lebenserwartung bei Frauen erklärt werden. Im 
Allgemeinen ist in beiden Bevölkerungsgruppen die durchschnittliche Lebenserwartung 
in den letzten 15 Jahren deutlich gestiegen. Bei Männern erhöhte sich die Lebenserwar-
tung bei Geburt deutlich von 67,5 Jahren im Jahre 1995 auf 71,6 Jahre im Jahre 2010. 
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Bei den Frauen erfolgte ebenfalls ein deutlicher Anstieg der durchschnittlichen Lebens-
erwartung von 75,7Jahren (1995) auf 79,7 Jahre (2010).  
 
Abbildung 82: Durchschnittliche Lebenserwartung bei Geburt der Männer und Frauen in der Wojewod-
schaft Schlesien, Zeitraum 1995-2010. 
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Abbildung 83: Bevölkerungsstruktur der Wojewodschaft Schlesien, Geschlechts- und Altersstruktur 2010.  
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
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Frauen 75,7 76,0 76,4 76,8 76,7 77,2 77,5 78,1 78,0 78,4 78,5 78,8 78,8 78,9 79,1 79,7
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Die längere Lebenserwartung der Frauen führt somit zum größer werdenden Anteil die-
ser Gruppe an der Gesamtbevölkerungszahl. Diese Entwicklung wird deutlich ab der 
Altersgruppe der über 44 Jährigen.  
Die natürliche Bevölkerungsentwicklung in der Wojewodschaft verzeichnete im Zeit-
raum 1995-2010 eine leicht sinkende Tendenz. Seit dem Geburtentiefpunkt 2003 - mit 
45 575 - Geburten kam es durch die deutliche Steigerung der Geburtenzahl zwischen 
2003 und 2010 (ein Plus von 22,11 Prozent) zu einer ausgeglichenen Bilanz der natürli-
chen Bevölkerungsentwicklung. 2010 erreichte die Summe der Geburten das Niveau 
von 1995. 2010 überwog leicht die Geburtenzahl die Zahl der Sterbefälle. Insgesamt im 
Zeitraum 1995-2010 sank die Bevölkerungszahl im Zuge kumulierter negativer Bevölke-
rungsentwicklung um 51 333.  
 
Abbildung 84: Natürliche Bevölkerungsentwicklung in der Wojewodschaft Schlesien, Zeitraum 1995 – 
2010.  
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Die Säuglingssterblichkeit gehörte in der Wojewodschaft Schlesien zu der höchsten in 
Polen (Szczupak et al., 2000). Auch wenn im Zeitraum 1995-2010 die Säuglingssterb-
lichkeit in der Wojewodschaft Schlesien stark zurückgegangen ist – vom 1,46 pro 100 
1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010
Geburten 48410 47561 45472 43770 41960 42233 40748 39334 39156 40134 40763 42458 43858 46994 47860 47814
Todesfälle 47951 47770 47292 46303 47893 45989 46031 44768 45575 45591 46315 46336 47736 48016 48573 47719
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Geburten auf 0,56 pro 100 Geburten – liegt sie weiterhin über der gesamtpolnischen 
Quote (Glowny Urzad Statystyczny, 2011).  
 
Abbildung 85: Entwicklung der Säuglingssterblichkeit in der Wojewodschaft Schlesien und in Polen - To-
desfälle pro 100 Geburten - Zeitraum 1995-2010.  
 
Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnungen, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Während noch vor der wirtschaftspolitischen Transformation Ende der 1980er Jahre die 
Wojewodschaft Schlesien145 das Migrationsziel vieler polnischer Bürger war, änderte 
sich dies spätestens mit dem Niedergang der Montanindustrie, d.h. mit der massiven 
Stilllegung der Schwerindustriebetriebe, insbesondere der Zechen und Stahlhütten nach 
1998. 
 
„[…] Die Oberschlesische Agglomeration galt nach dem Zweiten Weltkrieg, aufgrund sei-
ner schwerindustriellen Basis, als ein wirtschaftliches Eldorado in Polen. Hier konnten 
Menschen aus ganz Polen sehr schnell eine Einstellung in den Bergwerken oder Hütten 
finden, und in der sozialistischen Zeit herrschte aufgrund von Bestrebungen der Erfüllung 
der Fünf-Jahrespläne immer ein Bedarf an Arbeitskräften. Jedoch dreht sich dieser Trend 
mit der Schließung und Stilllegung vieler Schwerindustriebetriebe nach 1998 […].
146
  
                                                          
145
 Anm. des Autors es handelt sich um die damalige Wojewodschaft Katowice.  
146
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010
Polen 1,36 1,22 1,01 0,95 0,88 0,81 0,76 0,75 0,7 0,68 0,64 0,59 0,59 0,56 0,55 0,49
Wojewodschaft Schlesien 1,46 1,37 1,14 1,1 1,05 1,01 0,89 0,93 0,78 0,79 0,74 0,72 0,66 0,67 0,71 0,57
0,4
0,6
0,8
1
1,2
1,4
1,6
221 
 
Das Migrationssaldo innerhalb der Grenzen des polnischen Staates ist in der Wojewod-
schaft Schlesien seit 1999 negativ. Im Zeitraum 1999 – 2010 betrug die absolute Diffe-
renz zwischen der Zuwanderung nach Schlesien und der Abwanderung aus Schlesien 
insgesamt 21 298 (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
„[…] Die Mobilität ist also vorhanden. Dies führt auch zu Migrationen. Wir hatten hier in 
der Stadt Sosnowiec etwa 250.000 Einwohner. Heute haben wir etwa 228.000 Einwoh-
ner. Wir verzeichnen vorwiegend die Abwanderung dieser Menschen, die in den 70er 
Jahren hierhin gezogen sind. Als diese Menschen dann in Rente gegangen sind, sind sie 
wieder zurück in ihre Heimat gegangen. Das ist natürlich beunruhigend, aber wenn wir 
das ungesunde Wachstum der 70er Jahre betrachten, sorgt es doch zumindest für ein 
gewisses Gleichgewicht. […].“
147
 
 
Abbildung 86: Migrationssaldo der Wojewodschaft Schlesien. Zuwanderung aus dem restlichen Polen 
und Abwanderung ins rechtliche Polen, Zeitraum 1995-2010.  
 
Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnungen, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
„[…] Bei der Raum- und Flächenentwicklung auch im Bereich der Bevölkerungsentwick-
lung, es gibt vorerst keine Indikatoren, die auf eine steigende Bevölkerungszahl deuten 
könnten, eher umgekehrt, ich vermute, dass weiterhin Rentner ihren Ruhestand nicht in 
Oberschlesien verbringen werden, es ist auch kein so attraktiver Standort um hier sein 
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 Aussage: Experteninterview, Sosnowiec, 2008. 
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Rentenalter zu verleben. Viele Menschen kehren nach dem Erreichen des Rentenalters 
wieder in ihre Heimat beispielsweise in die Wojewodschaft Heiligkreuz zurück […].“
148
  
 
Die Auswertung der Daten des polnischen Hauptamtes für Statistik ergab, dass in den 
letzten 15 Jahren (Zeitraum 1995-2010) schwerpunktmäßig sich die zwischenregiona-
len Migrationsrichtungen vorwiegend auf die Wojewodschaft Małopolskie mit der Haupt-
stadt Kraków konzentrieren. Hier sind die Migrationsbewegungen, sowohl die Zuwande-
rungsraten, als auch die Abwanderungsraten quantitativ am höchsten.  
 
Karte 29: Migrationsbewegungen: Zu-, Und Abwanderungen nach Schlesien und aus Schlesien, kumu-
lierte Werte für den Zeitraum 1995-2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Die Migrationsrelationen der Wojewodschaft Schlesien sind mit der Hauptstadtregion 
der Wojewodschaft Mazowieckie am höchsten. Im Zeitraum 1995-2010 sind deutlich 
mehr Menschen aus der Wojewodschaft Schlesien nach Warschau (Wojewodschaft 
Mazowieckie) abgewandert als umgekehrt. Summiert ergab das Migrationssaldo hier 
einen Wert von 11 571.  
                                                          
148
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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Karte 30: Migrationssaldo: Zu-, und Abwanderungsbewegungen von Schlesien und nach Schlesien, ku-
mulierte Werte für den Zeitraum 1995-2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Des Weiteren fällt auf, dass die Wojewodschaft Schlesien nur mit fünf Wojewodschaften 
(Podkarpackie, Świętokrzyskie, Łódzkie, Lubelskie, Warmińsko-Mazurskie) ein positives 
Migrationssaldo aufweist.  
 
„[…] Die Region wird ehe kein Magnet für Menschen aus anderen Regionen sein, vor al-
lem nicht für junge Menschen, viel attraktiver sind Städte wie Wrocław, Warszawa, 
Poznań, Kraków […].“
149
 
 
Während hinter der Auswanderung nach Warschau arbeitsmarkttechnische Hintergrün-
de vermutet werden können, können hinter der Abwanderung nach der Wojewodschaft 
Małopolskie und Dolnośląskie bildungsrelevante (Hochschulbildung) Gründe stehen.  
 
„[…] Aber mittlerweile ist der Konkurrenzkampf um die Studenten immer härter. Städte 
wie Wrocław oder Kraków gewinnen den Wettbewerb um die Studenten. Die Hochschu-
                                                          
149
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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len in Kraków und Wrocław setzen sich im Konkurrenzkampf um die Studierenden gegen 
die oberschlesischen Hochschulen durch. Noch ist diese Tendenz nicht dramatisch, aber 
wenn diese Entwicklung anhalten sollte oder wenn dieser Trend sich weiter verstärken 
sollte, dann sollten die Verantwortlichen in der Region Konzepte und Strategie entwi-
ckeln, um die Abwanderung der Abiturienten zu stoppen. In diesem Bereich wurden mei-
nem Wissen nach von den Verantwortlichen der Region noch keine langfristigen Konzep-
te und Strategien ausgearbeitet. Aber gegenwärtig ist die Abwanderung der Abiturienten 
noch kein Massenphänomen […].“
150
 
 
Die Studienbedingungen in Städten wie Poznań, Kraków oder Wrocław sind nach Aus-
sage der Experten weit besser als in der Oberschlesischen Agglomeration. Dies kann 
auch als einer der Gründe für die Abwanderung junger Menschen aus Schlesien gewer-
tet werden.  
 
„[…] Viele junge Menschen verlassen die Agglomeration in Richtung Wroclaw, Kraków 
oder Poznań. In Poznań studieren sehr viele Menschen aus Oberschlesien, denn dort 
sind die Studienbedingungen weit besser als in Oberschlesien […].
151
 
 
Die Wojewodschaft Schlesien wird vor allem von Absolventen der sozialwissenschaftli-
chen Studiengänge verlassen. Während Absolventen der naturwissenschaftlichen und 
technischen Fachrichtungen eine Einstellung in der Region finden, sehen sich viele Ab-
solventen der sozialwissenschaftlichen Fachrichtungen gezwungen, die Wojewodschaft 
Schlesien auf der Suche nach einer Arbeitsstelle zu verlassen.  
 
„[…] Ich kann nur aus der Sicht meiner eigenen Beobachtungen sprechen, denn zum As-
pekt der Migration von Hochschulabsolventen aus Oberschlesien wurde noch keine empi-
rische Untersuchung durchgeführt. Mir ist bekannt, dass viele Hochschulabsolventen der 
naturwissenschaftlichen und technischen Studiengänge bereits vor ihrem Abschluss eine 
Arbeitsstelle haben, diese Menschen bleiben dann natürlich in Oberschlesien. Die Ar-
beitsmarktsituation bei den sozialwissenschaftlichen Studienrichtungen beispielsweise 
bei Politologie sieht dagegen differenziert aus. Viele Absolventen der sozialwissenschaft-
lichen Studiengänge wandern auf der Suche nach einer Einstellung aus. Viele von ihnen 
wandern nach Wrocław und Kraków aus. Die Abwanderung ist besonders in Richtung 
Warszawa stark […].“
152
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
151
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
152
 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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Eine weitere Komponente im Rahmen der negativen Entwicklung der Bevölkerungszahl 
der Wojewodschaft Schlesien spielt die dauerhafte Emigration ins Ausland. Seit dem 
EU-Beitritt Polens im Jahre 2004 wurden im Rahmen der Arbeitnehmerfreizügkeit - bis 
auf wenige Ausnahmen - nationale Arbeitsmärkte der EU-Mitgliedsstaaten geöffnet 
(Duszczyk & Wisniewski, 2007, S. 2). Anbetracht der damals hohen Arbeitslosenquote 
in Polen, und einem deutlichen Lohngefälle zwischen Westeuropa und Polen, haben 
viele polnische Bürger versucht eine Beschäftigungsmöglichkeit auf den für sie offenen 
EU-Arbeitsmärkten beispielsweise in Vereinigten Königreich, Republik Irland oder den 
Niederlanden zu finden. Auf dem Höhepunkt der Emigrationswelle 2006 haben schät-
zungsweise bis zu zwei Million Polen das Land verlassen. Das waren ca. 10 Prozent 
des Arbeitskräftepotentials des Landes (Kaczmarczyk & Tyrowicz, 2007, S. 7). An die-
ser Stelle kann das Phänomen der Emigration nicht vollständig mit statistischen Daten 
belegt werden, denn obwohl die Menschen ihre Heimat verlassen haben, bleiben sie oft 
weiter am polnischen Wohnort gemeldet. Die Abbildung 87 zeigt die verfügbaren Emig-
rationszahlen des Zeitraumes 2004-2010, hier werden, die bei Einwohnermeldeämtern 
als dauerhaft abgemeldeten Personen nach Geschlecht abgebildet.  
 
Abbildung 87: Emigration aus der Wojewodschaft Schlesien ins Ausland. Dauerhaft ausgewanderte Per-
sonen nach Geschlecht, Zeitraum 2004 -2010.  
 
Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
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Bei der Auswertung der verfügbaren Daten wird deutlich, dass im Zeitraum 2004 -2010 
mehr weibliche als männliche Personen aus der Wojewodschaft Schlesien ins Ausland 
emigriert sind.  
 
Abbildung 88: Emigration aus der Wojewodschaft Schlesien ins Ausland. Dauerhaft ausgewanderte Per-
sonen nach Geschlecht, Zeitraum 2004 -2010, kumulierte Werte.  
 
Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnungen, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Von den interviewten Experten wird die Emigration als ein Hemmnis für die wirtschaftli-
che Entwicklung von Schlesien angesehen, einerseits wird ein Brain Drain für die Regi-
on befürchtet,  
 
„[…] Aber zur Entwicklung kann ich Ihnen etwas erzählen: "Leider" haben wir durch die 
EU die Möglichkeit woanders zu arbeiten. Deswegen wandern viele Leute aus, die auch 
bis heute oft nicht richtig wertgeschätzt wurden und nicht unbedingt einen Titel haben 
müssen. Es gibt Handwerker hier und lukrative Märkte dort […].“ 
 
andererseits sehen die Experten durch die Emigration den Binnenmarkt der Wojewod-
schaft Schlesien in Gefahr. 
 
„[…] Des Weiteren verlassen viele Menschen die oberschlesische Agglomeration, diese 
Emigration mindert das Entwicklungspotential der Agglomeration, die Emigration der 
Menschen mindert darüber hinaus die Kaufkraft der oberschlesischen Städte […].“ 
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Im Jahre 2007 hat das polnische Wirtschaftsministerium die sozialökonomischen Aus-
wirkungen der Emigration polnischer Arbeitskräfte einer umfassenden Analyse unterzo-
gen. Auch das polnische Wirtschaftsministerium geht von negativen Einflüssen der 
Emigration auf die soziale und wirtschaftliche Entwicklung des Landes aus. Zu den ne-
gativen Faktoren der Emigration wird das Risiko einer langfristigen Verlangsamung – im 
worst case sogar negativer Entwicklung – des Bruttoinlandsproduktes gesehen. Des 
Weiteren wird ein Brain Drain und damit verbundene Reduktion des Human Ressource 
Kapitals prognostiziert. Da vorwiegend junge mobile Menschen das Land verlassen, 
wird von den Experten des Wirtschaftsministeriums eine negative demografische Ent-
wicklung befürchtet. Als weitere negative volkswirtschaftliche Effekte der Emigration 
werden u.a. steigende Inflationsraten, fallende Rentabilitätsrate der Exporte und damit 
verbundene negative Außenhandelsbilanz des Landes sowie langfristige Senkung der 
Attraktivität des Landes für ausländische Investitionen befürchtet (o.V., 2007, S. 47-50).  
 
Abbildung 89: Emigration aus der Wojewodschaft Schlesien ins Ausland. Dauerhaft ausgewanderte Per-
sonen nach Altersgruppen, Zeitraum 2004 -2010.  
 
Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnungen, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
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Etwa zwei Drittel aller seit 2004 aus der Wojewodschaft Schlesien ins Ausland emigrier-
ten Personen war jünger als 44 Jahre, d.h. es waren Personen die theoretisch aktiv auf 
dem oberschlesischen Arbeitsmarkt eigesetzt werden könnten.  
 
Abbildung 90: Emigration aus der Wojewodschaft Schlesien ins Ausland. Dauerhaft ausgewanderte Per-
sonen nach Altersgruppen in Prozent, Zeitraum 2004 -2010. 
 
Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnungen, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Eine bedeutende Rolle im Rahmen der demografischen und sozialwirtschaftlichen Ent-
wicklung Polens spielt seit dem EU-Beitritt des Landes 2004 darüber hinaus die saiso-
nale Migration. Viele polnische Arbeitnehmer nehmen auf den für sie offenen Arbeits-
märkten der EU eine befristete, saisonale Beschäftigung auf (Duszczyk & Wisniewski, 
2007, S. 20).  
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Abbildung 91: Saisonale Migration, Anzahl Personen die am 31.12. des jeweiliges Jahres an ihrem Woh-
nort nicht anwesend waren, Zeitraum 2004-2009.  
 
Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnungen, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Diese Bewegung lässt sich nur schwer statistisch quantifizieren. Als Indikator kann hier 
die Anzahl von Personen herangezogen werden, die vorübergehend an ihrem Wohnort 
nicht anwesend sind. Das polnische Hauptamt für Statistik erhebt diese Zahl zum 31.12 
des jeweiligen Jahres. Dieser Erhebungsansatz birgt jedoch Raum für Ungenauigkeiten 
und bildet das Phänomen der saisonalen Migration nur unvollständig ab, denn viele sai-
sonale Arbeitsverhältnisse, insbesondere in der Landwirtschaft der EU-Staaten– wer 
den in den Sommermonaten geschlossen.. Aus dieser Statistik geht hervor, dass die 
saisonale Migration seit 2004 stetig ansteigt. Zwischen 2004 und 2009153 ist die Zahl 
der Menschen die zum 31.12 des jeweiligen Jahres nicht an ihrem Wohnort anwesend 
waren um 8,93 Prozent von 72 486 auf 78 963 kontinuierlich gestiegen (Glowny Urzad 
Statystyczny, 2011).  
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 Die Daten des polnischen Hauptamtes für Statistik (GUS) sind nur bis einschließlich 2009 verfügbar 
(Glowny Urzad Statystyczny, 2011).  
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Abbildung 92: Saisonale Migration, Auswertung nach Geschlechtern in Prozent. Personen die am 31.12. 
des jeweiligen Jahres an ihrem Wohnort nicht anwesend waren, Zeitraum 2004-2009. 
 
Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnungen, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
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4.3. Demografische Entwicklung im Kerngebiet der Oberschlesien Agglomeration 
– eine basisstatistische Auswertung  
 
Zwischen 1995 und 2010 ist die Bevölkerungszahl der vierzehn Städte des GZM von 2 
178 492 auf 1 952 959 um 225 533 oder ca. 11,4 Prozent zurückgegangen154. Der 
Rückgang der Bevölkerungszahl auf Gebiet der vierzehn Städte des GZM trug somit mit 
einem Anteil von ca. 82,9 Prozent155 zum gesamten Bevölkerungsrückgang der Woje-
wodschaft Schlesien bei (Glowny Urzad Statystyczny, 2011).  
 
Abbildung 93: Bevölkerungsentwicklung der vierzehn Städte des GZM, Zeitraum 1995-2010. 
 
Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
                                                          
154
 Im Jahre 1998 wurde aus dem Stadtgebiet der Stadt Bytom, der Stadtteil Radzionków ausgegliedert. 
Radzionków wurde am 1.1.1998 eine selbständige Stadt und gehört seitdem zum Kreis Tarnowskie Góry 
(Krawczyk, A., 2010). Daher sollte bei der Bevölkerungsentwicklung der GZM-Städte die Einwohnerzahl 
von Radzionków mitberücksichtigt werden, denn hier fand keine demografische Entwicklung im eigentli-
chen Sinne, sondern nur eine administrative Neugliederung, statt. Dieser Sondereffekt sollte zumindest 
für das Jahr 1998 berücksichtigt werden.  
155
 Der Rückgang der Bevölkerungszahl der Wojewodschaft Schlesien im Zeitraum 1995-2010 betrug 
insgesamt 272 048 (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
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In Anbetracht dieser statistischen Kennzahlen und der ermittelten Anteile, kann bei der 
demografischen Entwicklungen der Wojewodschaft Schlesien festgehalten werden, 
dass der Rückgang der Bevölkerungszahl räumlich sich hauptsächlich im Kerngebiet 
der Wojewodschaft – dem Gebiet des GZM – vollzogen hat.  
 
Tabelle 32: Bevölkerungsentwicklung in vierzehn Städten des GZM – Zeitraum 1995-2010.  
Bevölkerungsentwicklung in vierzehn Städten des GZM  
Stadt 1995 1998 2000 2005 2010 
Veränderung 
absolut 1995-
2010 
Veränderung 
absolut 1998-
2010 
Indexierte Veränderungs-
dynamik in %, 1998 = 
100% 
Bytom  226 810 205 560 195 807 187 943 181 617 - 45 193 -23 943 88,35% 
Piekary Śląskie  66 984 65 991 61 347 59 675 58 268 -8 716 -7 723 88,30% 
Gliwice  213 392 212 164 205 092 199 451 195 472 -17 920 -16 692 92,13% 
Zabrze  201 302 200 177 197 111 191 247 186 913 -14 389 -13 264 93,37% 
Chorzów  125 226 121 708 118 708 114 686 112 697 -12 529 -9 011 92,60% 
Katowice  351 521 345 934 330 625 317 220 306 826 -44 695 -39 108 88,69% 
Mysłowice  79 766 79 458 75 949 75 183 74 865 -4 901 -4 593 94,22% 
Ruda Śląska  165 873 159 665 152 280 146 582 142 950 -22 923 -16 715 89,53% 
Siemianowice 
Śląskie  78 101 77 254 74 782 72 685 70 291 -7 810 -6 963 90,99% 
Świętochłowice  59 600 59 249 56 852 55 327 53 798 -5 802 -5 451 90,80% 
Dąbrowa 
Górnicza  130 448 131 037 132 858 130 128 127 431 -3 017 -3 606 97,25% 
Jaworzno  98 210 97 929 97 119 96 217 94 807 -3 403 -3 122 96,81% 
Sosnowiec  247 499 244 102 234 486 226 034 217 638 -29 861 -26 464 89,16% 
Tychy  133 760 133 178 133 463 131 153 129 386 -4 374 -3 792 97,15% 
Summe 2178492 2133406 2082316 2003531 1952959 -225 533 -180 447 91,54% 
Bytom mit 
Radzionków 226 810 223 840 213 340 205 212 198 786 -28 024 -25 054 88,81% 
Summe 2178492 2151686 2084012 2020800 1970128 -208 364 -181 558 91,56% 
Quelle: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011), eigene Berechnungen der Veränderungen.  
 
Besonders im Zentrum der Agglomeration wird ein hoher absoluter Rückgang der Be-
völkerungszahl verzeichnet. Die Hauptstadt der Wojewodschaft, die Stadt Katowice ver-
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lor beispielsweise in den letzten 15 Jahren fast 45 000 Einwohner, die Bevölkerungs-
zahl der Stadt Sosnowiec ist um fast 30 000 Einwohner geschrumpft. Rechnet man bei 
Bytom den Sondereffekt der Ausgemeindung von Radzionków heraus, dann beträgt der 
Rückgang der Bevölkerungszahl auch in Bytom fast 25 000 Einwohner.  
 
Karte 31: Rückgang der Bevölkerungszahl in vierzehn Städten des GZM, Zeitraum 1998-2005 und 1998 
2010, in absoluten Zahlen.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Die absoluten Zahlen des Bevölkerungsrückgangs auf dem Gebiet des GZM bilden das 
Ausmaß des Schrumpfungsprozess noch nicht vollständig ab. Man sollte daher für Ana-
lyse der Bevölkerungsentwicklung, um einen genaueren Einblick in die demografische 
Situation der einzelnen Städte zu haben, die indexierte Veränderung der Bevölkerungs-
zahl heranziehen. Da man mit Ausgemeindung des Stadtteiles Radzionków einen Son-
dereffekt berücksichtigen muss, bietet sich für die Ansetzung des Indexjahres, das Jahr 
1998 an. Die Analyse der indexierten Bevölkerungsentwicklung zeigt deutlich, dass die 
Schrumpfungsprozesse sich tatsächlich auf das zentrale Gebiet des GZM konzentrie-
ren. Im Zeitraum 1998-2010 ist ein hoher indexierter Rückgang der Bevölkerungszahl 
beispielweise in den Städten Piekary Śląskie, Bytom, Katowice, Ruda Śląska und Sos-
nowiec zu verzeichnen. In diesen Städten macht die Bevölkerungszahl im Jahre 2010 
nur noch zwischen 88-90 Prozent des Bestandes von 1998 aus. Deutlich geringer fällt 
der indexierte Rückgang am östlichen und südlichen Rande des GZM-Gebietes. Städte 
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wie Dąbrowa Gόrnicza, Jaworzno oder Tychy verzeichnen einen vergleichbar deutlich 
langsameren (indexierten) Rückgang der Bevölkerungszahl, als die zentral gelegenen 
Städte der Agglomeration.  
 
Karte 32: Bevölkerungsentwicklung der vierzehn Städte des GZM, indexiert, 1998 = 100.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
An dieser Stelle sollte analysiert werden, ob im betrachteten Zeitraum 1998-2010 es im 
unmittelbaren Umland, d.h. in benachbarten Kreisen des GZM-Gebietes zu steigenden 
Bevölkerungszahlen kam. In der Karte 33 wird die indexierte Bevölkerungsentwicklung 
in der Wojewodschaft Schlesien abgebildet. Das Jahr 1998 ist hier ebenfalls das Refe-
renzjahr, und die Bevölkerungszahl wurde für das Jahr 1998 gleich 100 gesetzt. Aus 
der Karte 33 geht hervor, dass in Kreisen südöstlich vom Gebiet der GZM-Städte es 
zwischen 1998 und 2010 zu einer prozentualen Zunahme der Bevölkerungszahl ge-
kommen ist. Dies könnte ein Hinweis für Migrationsbewegung weg vom Kerngebiet der 
Agglomeration der GZM-Städte in Richtung des „Speckgürtels“ der Agglomeration sein. 
Die Aussage, dass Menschen aus dem Kerngebiet der Agglomeration in das unmittel-
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bare Umland ziehen, wäre jedoch spekulativ, denn zurzeit gibt es keine amtlich erhobe-
nen Statistiken die dies belegen würden.  
 
Karte 33: Indexierte Bevölkerungsentwicklung in der Wojewodschaft Schlesien ohne GZM, 1998 = 100. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Zieht man für die Analyse der Bevölkerungsentwicklung des unmittelbaren Umlands der 
Agglomeration absolute Zahlen heran, dann wird deutlich, dass im Zeitraum 1998-2010 
es dort zu vergleichbar geringen absoluten Zunahme der Bevölkerungszahl kam. Diese 
Zunahme kompensiert nicht die hohen Abflüsse der Bevölkerung aus dem Kerngebiet 
der Agglomeration. Nur in insgesamt acht Kreisen der Wojewodschaft stieg die Zahl der 
Bevölkerung zwischen 1998 und 2010 an. Quantitativ nahm die Bevölkerungszahl in 
diesen acht Kreisen um 22 650 Einwohner zu (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). Die 
höchste Bevölkerungszunahme fand im Kreis Bielski statt, dort ist die Zahl der Einwoh-
ner um mehr als 11 000 gestiegen (Glowny Urzad Statystyczny, 2011), der Kreis Bielski 
ist jedoch kein direktes Einzugsgebiet für die GZM-Agglomeration, denn dieser ist etwa 
60 Kilometer südlich vom Zentrum der Agglomeration gelegen. Der Kreis Bielski ist 
vielmehr der „Speckgürtel“ der Stadt Bielsko-Biała. In den unmittelbar an die GZM-
Agglomeration angrenzenden Kreisen – Kreis Mikołowski, Kreis Będzinski, Kreis Rybni-
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cki und Kreis Pszczyński - ist die Einwohnerzahl im betrachteten Zeitraum um 7 266 
gestiegen (Glowny Urzad Statystyczny, 2011).  
 
Abbildung 94: Wojewodschaft Schlesien – acht Kreise mit positiver Bevölkerungsentwicklung, absolute 
Werte der Bevölkerungszunahme, Zeitraum 1998 – 2010.  
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011), 
 
Karte 34: Bevölkerungsentwicklung in der Wojewodschaft Schlesien ohne GZM, absolute Zahlen, Zeit-
raum 1998-2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
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Auch wenn die Zunahme der Einwohnerzahl in benachbarten Kreisen im Zeitraum 1998 
- 2010 noch keinen signifikanten Hinweis auf Umzüge der Einwohner in das Umland der 
GZM-Agglomeration liefert, könnten bei Betrachtung der Karte 33 und Karte 34 jedoch 
erste Tendenzen für solch eine Entwicklung vermutet werden. Immerhin gewinnen Krei-
se Mikołowski. Pszczyński, Rybnicki und Będzinski neue Einwohner während in der ge-
samten Agglomeration es zum deutlichen Rückgang der Bevölkerung kommt.  
Die Wojewodschaft Schlesien verzeichnet in Polen die höchste Bevölkerungsdichte. Im 
Jahre 1998 betrug die Bevölkerungsdichte noch 397 Einwohner pro km², die Bevölke-
rungsdichte war somit etwa drei Mal so hoch wie im restlichen Polen (o.V., 2000, S. 10) 
Die negative Bevölkerungsentwicklung in der GZM-Agglomeration wirkt sich auf die Be-
völkerungsdichte aus. So ist beispielsweise die Bevölkerungsdichte in der Stadt 
Świętochłowice von 4 523 Einwohnern pro km² im Jahre 1998 auf 4 107 Einwohner pro 
km² im Jahre gefallen.  
 
Karte 35: Veränderung der Bevölkerungsdichte (Einwohner pro km²) in vierzehn Städten des GZM, 1998-
2010. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Betrachtet man die Altersstruktur der Bevölkerung auf dem Gebiet der GZM-
Agglomeration so wird auch hier der Prozess der Überalterung der Bevölkerung sicht-
bar. Der Anteil der über 65-jährigen übersteigt 2010 beispielsweise den Anteil der unter 
14-jährigen. Darüber hinaus ist der Anteil der Altersgruppe der 45-64-jährigen mit 30 
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Prozent hoch, das lässt darauf schließen, dass zukünftig ceteris paribus die Anteile der 
Altersgruppen sich tendenziell weiter zugunsten der Gruppe der über 65-jährigen ver-
schieben.  
 
Abbildung 95: Bevölkerungsstruktur im GZM-Gebiet nach Altersgruppen, 2010. 
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
In den einzelnen Städten der GZM-Agglomeration gibt es keine signifikanten Abwei-
chungen bezüglich der Altersstruktur der Bevölkerungen vom GZM-Durchschnitt. Auffal-
len ist jedoch, dass der Anteil der über 65-jährigen in der Stadt Katowice mit zwei Pro-
zentpunkten über dem GZM-Durchschnitt liegt.  
 
Tabelle 33: Bevölkerungsstruktur der vierzehn GZM-Städte nach Altersgruppen in Prozent, 2010. 
 Bevölkerungsstruktur nach Altersgruppen Anteile in % 
 0-14 15-29 30-44 45-64 über 65 
Bytom  13,20 20,71 22,10 28,21 15,77 
Chorzów 13,46 21,12 20,83 29,32 15,27 
Dąbrowa Górnicza 12,46 22,08 20,99 29,22 15,25 
Gliwice  13,13 21,74 21,79 28,43 14,90 
Jaworzno 14,02 19,70 22,88 26,81 16,60 
Katowice 12,08 21,09 20,50 29,38 16,95 
Mysłowice 14,14 22,89 20,79 29,30 12,88 
Piekary Śląskie 14,64 21,72 21,38 28,67 13,59 
13% 
21% 
21% 
30% 
15% 
0-14 15-29 30-44 45-64 über 65
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Ruda Śląska 13,05 20,51 21,18 30,22 15,03 
Siemianowice Śląskie 14,17 20,68 21,63 29,23 14,29 
Sosnowiec 12,35 19,88 22,28 32,29 13,20 
Świętochłowice 13,24 22,01 21,19 29,41 14,15 
Tychy  11,52 19,77 21,71 32,52 14,49 
Zabrze  13,54 21,56 21,57 31,08 12,25 
GZM - Gesamt  12,94 21,07 21,45 29,64 14,89 
Quelle: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Abbildung 96: Bevölkerungsstruktur der vierzehn GZM-Städte nach Altersgruppen, 2010.
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Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
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 D.G. – Dąbrowa Górnicza; J. – Jaworzno; M – Mysłowice; K. - Katowice; P.Śl. - Piekary Śląskie; S.Śl. 
– Siemianowice Śląskie; S. - Sosnowiec; Św. - Świętochłowice.  
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Bytom Chorzów D. G. Gliwice J. K. M. P. Śl. Ruda Śl. S. Śl. S. Św. Tychy Zabrze
0-14 23977 7842 24361 24547 15799 37052 10587 20922 9174 7621 15740 12548 25071 17525
15-29 37611 12306 43164 40637 22197 64710 17138 31045 14420 11127 25330 20869 43018 27892
30-44 40142 12136 41020 40729 25785 62896 15562 30560 14890 11637 28388 20092 47246 27904
45-64 51240 17085 57115 53144 30210 90148 21933 40989 21244 15723 41152 27883 70772 40214
über 65 28647 8899 29812 27856 18706 52020 9645 19434 10563 7690 16821 13415 31531 15851
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4.4. Bildungsstruktur in der oberschlesischen Agglomeration – eine basisstatisti-
sche Auswertung  
 
Das tatsächliche – aktuelle - Bildungsniveau der Bevölkerung der GZM-Agglomeration 
empirisch zu erfassen ist aufgrund nur selektiv vorliegender statistischen Kennzahlen 
schwierig. Die umfassenden Daten zum Bildungsniveau der Bevölkerung der Wojewod-
schaft Schlesien stammen aus der letztmaligen Zensuserhebung des polnischen Staa-
tes aus dem Jahre 2002 (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). Aber betrachtet man wirt-
schaftshistorisch die Nachkriegszeit, so stellt man fest, dass die starke Dominanz der 
Schwerindustrie – insbesondere des Bergbaus – sich sehr prägend auf die Bildungs-
struktur der Wojewodschaft Schlesien ausgewirkt hat. Vor 1990 verfügten die Einwoh-
ner der Wojewodschaft im gesamtpolnischen Vergleich eher über ein niedriges Bil-
dungsniveau, fast 70 Prozent der Bevölkerung besaßen entweder nur ein Grundschul-
abschluss (achte Klasse) oder nur ein Berufsschulabschluss (zwei bis drei jährige Leh-
re) (Tkocz & Zydzik, 2009, S. 35).  
 
Abbildung 97: Bildungsniveau der Bevölkerung der Wojewodschaft Schlesien – Zeitraum 1988 – 2002.  
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage: (Tkocz & Zydzik, 2009).  
 
Das relativ niedrige Bildungsniveau bis 1990 ist auf die politisch gewollte und forcierte 
Proletarisierung der Bevölkerung (Arbeiter- und Bauernstaat) der kommunistischen Zeit 
zurückzuführen. Nur selten gab es monetäre Anreize sich im sozialistischen System zu 
0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%
1988 Woj. Schlesien
Woj. Schlesien 2002
Polen 2002
1988 Woj. Schlesien Woj. Schlesien 2002 Polen 2002
Hochschulbildung 5,80% 9,20% 10,20%
Abitur 24,90% 32,90% 32,60%
Berufsausbildung 30,20% 27,70% 24,10%
Grundschule (8 Klasse) 39,10% 30,20% 33,10%
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bilden. Das Arbeiterpathos wurde durch die politischen Gremien damaliger Zeit sehr 
stark in den Vordergrund gestellt, gewollt und entsprechend entlohnt.  
 
„[…] Ein Bergmann verdiente deutlich mehr als ein Ingenieur in einer Maschinenbaufab-
rik. Deswegen haben diese Menschen nie die Notwendigkeit gesehen sich zu bilden, o-
der die Notwendigkeit der Bildung für ihren Nachwuchs, warum soll der Sohn eine techni-
sche Universität besuchen, warum soll er so lange lernen, es reicht doch wenn er die Be-
rufsschule beendet und am Ende das Dreifache dessen verdient, was ein Ingenieur ver-
dient. Diese sozialen Schichten haben sich auch nicht besonders entwickelt, weil es ein-
fach für sie so gut und bequem war. Und auf einmal nimmt ihnen die wirtschaftliche 
Transformation alle Lebenschancen. […]“
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Erst mit der wirtschaftspolitischen Transformation der 90er Jahre änderte sich die Ein-
stellung der Bevölkerung - besonders in Oberschlesien - zur Bildung.  
 
Tabelle 34: Bildungsniveau der Bevölkerung der GZM-Städte, Stand 2002.  
  Hochschulbildung % 
Abitur und Absolventen wei-
terführender Schulen (%) 
Berufsausbildung                 
/ Lehre (%) 
Grundschule 8 Klasse 
und niedriger (%)  
Bytom  8,24 32,91 28,84 30,02 
Chorzów  8,85 33,57 27,41 30,17 
Dąbrowa Górnicza  9,99 39,18 23,34 27,49 
Gliwice  14,76 39,45 21,29 24,51 
Jaworzno  8,37 34,33 25,35 31,95 
Katowice  16,02 37,51 21,83 24,63 
Mysłowice  8,21 34,90 27,37 29,53 
Piekary Śląskie  6,29 29,93 32,18 31,61 
Ruda Śląska  6,09 29,40 33,19 31,32 
Siemianowice Śląskie  8,27 33,05 28,41 30,27 
Sosnowiec  10,88 39,12 23,35 26,64 
Świętochłowice  6,72 29,45 30,88 32,94 
Tychy  10,85 36,77 27,20 25,19 
Zabrze  8,47 32,30 27,21 32,01 
GZM-Durchschnitt 10,58 35,43 25,82 28,17 
Quelle: Eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011).  
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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Mit der Stilllegung der Steinkohlezechen und Stahlhütten im Oberschlesischen Revier 
war auch der Bedarf an körperlich hart arbeitenden Personen obsolet geworden. 
 
Karte 36: Bildungsniveau der Bevölkerung der GZM-Städte, Anteil Personen mit Hochschulbildung in %, 
Stand 2002.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Wie stark jedoch die über 40 Jahre aufgebauten Strukturen noch lokal nachwirken illus-
triert die Karte 36. Hier ist ein deutliches räumliches Ungleichgewicht in der Verteilung 
von Personen mit einem Hochschulabschluss im Jahre 2002 feststellbar. Während in 
den Städten Katowice und Gliwice – beide galten und gelten aufgrund dort angesiedel-
ter Hochschulen als Hochschulzentren der Region – der Anteil von Personen mit einem 
Hochschulabschluss mit jeweils (16 und 15 Prozent) weit über dem regionalen und so-
gar polnischen Durchschnitt (vgl.: Abbildung 97: Bildungsniveau der Bevölkerung der 
Wojewodschaft Schlesien – Zeitraum 1988 – 2002.) liegt, ist der Anteil der Akademiker 
in den ehemaligen „Montanstädten“ wie Ruda Śląska, Piekary Śląskie oder Świętochło-
wice mit weniger als 7 Prozent unterdurchschnittlich. Das ehemalige „schwarze Herz“ 
des Oberschlesischen Reviers – der nordwestliche Part der Agglomeration mit Städten 
wie Bytom, Piekary Śląskie, Świętochłowice, Chorzów, Ruda Śląska, Siemianowice 
Śląskie und Zabrze – zeigte im Jahre 2002 auch die höchste Quote an Personen die 
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keine beruflichen Qualifikation vorweisen konnten, dort ist der Anteil an Personen, die 
nur die achte Klasse der Grundschule und niedriger abgeschlossen haben im regiona-
len Vergleich überdurchschnittlich hoch. Hier erweist sich auch beispielsweise die Lage 
auf dem Arbeitsmarkt als besonders schwierig (vgl.: Kapitel 4.1.). 
 
Karte 37: Bildungsniveau der Bevölkerung der GZM-Städte, ohne Hochschulbildung, Stand 2002. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (GUS, 2011). 
 
Seit der letzten Volkszählung in Polen im Jahre 2002 liegen keine aktuellen Daten zum 
Bildungsniveau der Bevölkerung vor. Jedoch die vom Polnischen Hauptamt für Statistik 
(Główny Urząd Statystyczny) erhobenen Daten, besonders Daten zur Scholarisierung 
erlauben eine tendenzielle Beurteilung aktueller Entwicklungen im Bildungsbereich der 
GZM-Agglomeration. Die vorliegenden Datensätzen lassen eine tendenzielle deskriptive 
räumliche Analyse der Bildungsdiskrepanzen auf dem Gebiet der GZM-Agglomeration 
zu. Zieht man zur Beurteilung des primären Edukationsniveaus (Grundschule) in der 
nGZM- Agglomeration die von den Vereinten Nationen definierte statistische Maßzahl 
das „Gross Enrolment Ratio“158 heran, so lässt sich feststellen, dass es keine signifikan-
ten  
                                                          
158
 “Gross Enrollment Ratio (GER): The number of students enrolled at a certain level of education as a 
percentage of the population of the age group that officially corresponds to that level. Can be above 100 
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Karte 38: Scholarisierung – Gross Enrolment Ratio (%) bei 7 – 13-jährigen in den GZM-Städten, Zeitraum 
2003, 2005, 2010. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Unterschiede in der Scholarisierungsquote bei den 7 bis 13-jährigen auf dem Gebiet der 
GZM-Städte gibt. Alle Werte - mit geringen Abweichungen - platzieren sich um die Mar-
ke von 100 Prozent. Beim nächsthöheren Edukationsniveau – Besuch der weiterfüh-
renden Schule (Klasse 7 bis 9) gibt es dagegen deutlichere Diskrepanzen in der Scho-
larisierungsquote (GER), besonders signifikant sind hier die Ausschläge über die Marke 
von 100 Prozent. Nach der Definition des „Gross Enrolment Ratio“ (siehe Fußnote 158) 
könnte man annehmen, dass in dieser Gruppe besonders Erwachsene den zur Besuch 
der gymnasialen Oberstufe benötigten qualifizierten Bildungsabschluss der 9 Klasse 
nachholen. Auffallend ist, dass besonders in der Stadt Siemianowice Śląskie das Gross 
Enrolment Ratio im gesamten Betrachtungszeitraum über 118 Prozent liegt.  
 
 
                                                                                                                                                                                           
percent if some enrolled students are older or younger than the age group that officially corresponds to 
that level of education. (The World Bank Group, 2004)”.  
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Karte 39: Scholarisierung – Gross Enrolment Ratio (%) bei 13 – 16-jährigen in den GZM-Städten, Zeit-
raum 2003, 2005, 2010. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Diese getroffene Annahme belegen die absoluten Zahlen der erwachsenen Schüler der 
Klassen 7 bis 9, der einzelnen Städte. Analog der Scholarisierungsquote der Mittelschu-
le gibt es die meisten erwachsenen Schüler der Klassen 7 bis 9 in der Stadt Siemiano-
wice Śląskie, dort besuchten im betrachten Zeiträumen jährlich etwa 495 Erwachsenen 
diese Schulform (Glowny Urzad Statystyczny, 2011).  
 
Tabelle 35: Zahl der erwachsenen Schüler der Klassen 7-9 (Mittelschule) auf dem Gebiet der GZM-
Städte – Zeitraum 2003, 2005, 2010. 
GZM-Städte 
immatrikulierte Schüler  Absolventen 
2003 2005 2010 2003 2005 2010 
Bytom 247 220 0 41 46 0 
Chorzów 0 0 0 0 0 0 
Dąbrowa Górnicza 64 257 169 0 23 44 
Gliwice 196 204 256 44 51 46 
Jaworzno 232 166 138 61 69 37 
Katowice 0 0 105 0 0 22 
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Mysłowice 0 0 0 0 0 0 
Piekary Śląskie 0 0 0 0 0 0 
Ruda Śląska 89 111 148 0 22 31 
Siemianowice Śląskie 491 498 495 87 60 119 
Sosnowiec 0 87 261 0 0 89 
Świętochłowice 99 109 0 21 19 0 
Tychy 209 157 212 54 59 30 
Zabrze 152 221 102 0 31 20 
Gesamt  1779 2030 1886 308 380 438 
Quelle: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Somit hat etwa ein Viertel aller erwachsenen Schüler der Klasse 7 bis 9 in den Städten 
des GZM ihre Bildung in der Stadt Siemianowice Śląskie vervollständigt (Glowny Urzad 
Statystyczny, 2011).  
Im Bereich der beruflichen Ausbildung (Berufsschulen) liegen die aktuellen Datensätze 
des Hauptamtes für Statistik (Główny Urząd Statystyczny) nur auf der Ebene aggregier-
ter statistischer regionaler Einheiten vor (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). Dadurch 
ist die Auswertung des Gross Enrolment Ratio für die einzelnen Städte des GZM nur im 
Rahmen der zugewiesenen statistischen Bezirke möglich. Die einzelnen statistischen 
Bezirke auf denen die Städte der GZM-Agglomeration liegen, werden in der Karte 40 
abgebildet. Allgemein kann festgehalten werden, dass nach 2003 der Quotient der Be-
rufsschüler eine steigende Tendenz zeigt. Noch vor der wirtschaftspolitischen Trans-
formation der 90er spielte die berufstechnische Ausbildung in Oberschlesien aufgrund 
der montanindustriellen Ausrichtung der regionalen Produktionsbasis eine prägnante 
Rolle. Nach 1990 änderten sich jedoch die Prioritäten der polnischen Bildungspolitik. 
 
„[…] Damals dachten die Verantwortlichen, dass durch die Stilllegung von Schwerindust-
riebetrieben, es nur eine verminderte Nachfrage im Bereich der Berufsbildung geben 
wird, dies war ein Trugschluss. Heute klafft im Bereich der Berufsbildung eine Lücke auf. 
Gegenwärtig versucht man die Berufsschulen wieder zu reaktivieren, es stellt sich her-
aus, dass heutzutage eine fundierte Berufsbildung sehr wertvoll sein kann, auf dem Ar-
beitsmarkt fehlen oft Fachkräfte wie beispielsweise Elektriker, Maurer, Handwerker usw. 
[…]“
159
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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Karte 40: Scholarisierung – Gross Enrolment Ratio (%) bei 16-18-jährigen (Berufsschule) auf dem Gebiet 
der GZM-Städte – Zeitraum 2003, 2005, 2010. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Die Schwerpunkte der Bildungsprioritäten des polnischen Staates verschoben sich nach 
1990 demnach zugunsten der allgemeinbildenden Schulen – hier besonders zugunsten 
der gymnasialen Oberstufe. Nach Meinung der interviewten Experten waren jedoch die 
durchgeführten Reformen des Bildungssystems in Polen nicht immer für die Bedürfnis-
se des Arbeitsmarktes zielführend:  
 
„[…] Es sieht so aus, die Konzeptgeber der Bildungsreform sind davon ausgegangen, 
dass jeder in Polen zumindest das Abitur haben sollte, ich kann hier nicht sagen, ob die 
Technische Schule für Kraftfahrzeugwesen in Gliwice zerstört worden ist, Ich weiß nur, 
dass eine ganze Reihe ähnlicher Schulen in ein Lyzeum mit einem Bildungsschwerpunkt 
umstrukturiert worden sind, darüber hinaus wurden die Berufsschulen geschlossen, für 
mich ist das absurd, denn es gibt doch Menschen, die für die Oberstufe nicht geeignet 
sind, warum sollte man also die Kinder quälen, man soll diesen Kindern doch die Mög-
lichkeit geben ein Beruf zu erlernen, damit sie ihre Brötchen selber verdienen können, 
und sie nicht mit Interpretationen der klassischen Dichter langweilen, also für mich ist 
diese Reform vollkommen sinnlos. […]“
160
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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Karte 41: Abiturientenquote (%) in den Städten des GZM – Zeitraum 2008, 2010. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Betrachtet man die Abiturientenquote (Anteil der Abiturienten an der gesamten Alters-
gruppe der 18-19-jährigen Bevölkerung) so werden schon signifikante Differenzen zwi-
schen den einzelnen Städten der GZM-Agglomeration deutlich. Die Spannweite bei der 
Abiturientenquote zwischen den GZM-Städten liegt hier zwischen unter 10 und über 75 
Prozentpunkten. Eine auffallend niedrige Abiturientenquote von unter 10 Prozent des 
Jahrgangs wird in der Stadt Świętochłowice verzeichnet. Dagegen wird die höchste Abi-
turientenquote mit 75 Prozent in der benachbarten Stadt Chorzów notiert.  
 
„[…] Meistens fanden die Abiturienten einen Arbeitsplatz in der staatlichen oder kommu-
nalen Verwaltung, es waren Bürotätigkeiten. Seitdem eine ganze Reihe von Bachelorab-
solventen den Arbeitsmarkt überschwemmt, wollen die Arbeitgeber anstatt wie früher ei-
nen gutausgebildeten Abiturienten nun einen Bachelor. Also kurz gesagt die Bachelor-
absolventen üben Tätigkeiten aus, die früher gut ausgebildete Abiturienten ausgeübt ha-
ben. Also die Reform des Bildungssystems in Polen hat keine neuen Inhalte hervorge-
bracht, nur die Ausbildungszeit verlängert und neue Titel geschaffen. Diese Entwicklung 
betrifft nicht nur Schlesien sondern auch ganz Polen. […]“
161
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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Karte 42: Scholarisierung – Gross Enrolment Ratio (%) bei 19-21-jährigen (weiterführende Schule) auf 
dem Gebiet der GZM-Städte – Zeitraum 2006, 2008, 2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Die Notwendigkeit nach dem Abitur eine weiterführende Schule zu besuchen – ohne 
dabei ein Hochschulstudium aufzunehmen – spiegelt sich in der Scholarisierungsstatis-
tik der 19-21-jährigen beim Besuch einer weiterführenden Bildungseinrichtung wider. 
Diese weiterführende Schulform kann auch meistens ohne das Abiturzeugnis besucht 
werden. In Polen werden die meisten postlyzealen weiterführenden Schulen von priva-
ten Einrichtungen getragen und geführt. Im Jahre 2010 waren 74 Prozent dieser Schu-
len nicht staatlich. Die postlyzealen Schulen bieten berufliche Weiterbildung für die mitt-
leren Berufsgarde an (Nalecz et al., 2010, S. 85).  
Diese Schulform bietet eine Alternative zum Hochschulstudium an, wobei die Qualität 
der Lehre der privaten Bildungseinrichtungen nicht immer ein entsprechendes Niveau 
garantiert. 
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„[…] Wenn es um Grundschulen und mittlere Schulen geht, würde ich die Situation als 
gut bezeichnen. Das Personal ist gut. Auch wenn ein Schüler in eine andere Schule ge-
hen möchte als vorgeschrieben, kann er dies tun. Schlimmer sieht es mit der gehobenen 
Ausbildung aus. Das heißt, es gibt heute einen großen Run auf die höhere Ausbildung. 
Das ist auch gut. In Folge dessen entstehen aber auch immer mehr private Anbieter. Und 
hier ist die Qualität variabel. […]“
162
 
 
Abbildung 98: Die am häufigsten gewählte berufliche Profilierung in postlyzealen Schulen in Polen, Zeit-
raum 2010, Angaben in Tausend.  
 
Quelle: Eigene Darstellung, Datengrundlage: (Nalecz et al., 2010, S. 86). 
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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4.5. Die Hochschullandschaft im Gebiet der GZM-Agglomeration  
 
Die transformationsbedingte Veränderungen der Einstellungen der Bevölkerung zur Bil-
dung spiegeln sich in der wachsenden Zahl der Studierenden in der Wojewodschaft 
Schlesien nach 1990 wider. Während noch vor 1990 pro 1000 Einwohner der Woje-
wodschaft nur 7 Personen ein Hochschulstudium aufnahmen, waren es im Jahre 2002 
etwa 40 Personen pro 1000 Einwohner (Pactwa, 2011 S. 15).  
 
„[…] In Oberschlesien ist es zu einer sehr positiven Entwicklung gekommen, es kam zu 
einer Bildungsrevolution, denn noch vor 1990 war der Anteil der Bevölkerung mit einer 
Hochschulbildung in Oberschlesien im Vergleich zum Landesdurchschnitt niedriger. Bei 
der Bildungsrevolution bildet die Qualität der Hochschulen auch ein Problem. Aber als ei-
ne sehr positive Erscheinung kann die Tatsache gewertet werden, dass in vielen Berg-
baufamilien sehr viele junge Menschen ein Hochschulstudium aufgenommen haben. 
[…]“
163
 
 
Noch deutlicher wird der Trend zur Erlangung einer Hochschulbildung, wenn man die 
Anteile der Studierenden im Verhältnis zur Zahl der Personen in der Altersgruppe der 
19-24-jährigen setzt. Hier steigt der Quotient der Studierenden in der Wojewodschaft 
Schlesien weit über 40 Prozent. Fast jeder zweite 19-24-jährige entscheidet sich für ein 
Hochschulstudium (Pactwa, 2011, S. 15).  
 
Tabelle 36: Entwicklung der Studierendenzahlen in Relation zu Einwohnerzahl und Altersgruppe in der 
Wojewodschaft Schlesien, Zeitraum 2003 – 2010.  
Jahr pro 10 000 Einwohner pro 10 000 in der Altersgruppe der 19-24-jährigen 
2003 425 4173 
2004 440 4316 
2005 443 4406 
2006 435 4410 
2007 425 4435 
2008 414 4490 
2009 403 4558 
2010 391 4608 
Quelle: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011).  
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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Betrachtet man aber die Entwicklung der Studierendenzahl in Relation zu Einwohner-
zahl auf der nationalen Ebene, so wird deutlich, dass im nationalen Vergleich die Woje-
wodschaft Schlesien nur unterdurchschnittlich ist. Innerhalb der letzten zehn Jahre 
konnte man national, besonders zu den im Bereich der Hochschulbildung führenden 
Wojewodschaften wie Małopolskie (Kraków), Mazowickie (Warszawa) und Dolnośląskie 
(Wrocław) nicht aufschließen.  
Das Ausbleiben des Catch Up – Effekts (Studierendenzahl pro Einwohner) zu den füh-
renden Wojewodschaften wird bei der Indexierung der Veränderungen der Studieren-
denzahl zwischen 2003 und 2010 in der Karte 43 sichtbar. Im nationalen Vergleich 
stagniert die indexierte Zahl der Studierenden pro 10 000 Einwohner in der Wojewod-
schaft Schlesien. In diesem Zusammenhang vergrößert sich der Abstand zu der be-
nachbarten Wojewodschaft Małopolskie, den Hauptkonkurrent im Kampf um neue Stu-
dierende zunehmend.  
 
Karte 43: Anzahl der Hochschulstudierenden pro 10 000 Einwohner in Wojewodschaften – Zeitraum 
2003, 2005, 2010.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
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Karte 44: Indexierte Veränderung der Studierendenzahl (Studierende pro 10 000 Einwohner) in den 
Wojewodschaften –Zeitraum 2003-2010, 2003 = 100. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Im Jahr 2010 studierten in der Wojewodschaft Schlesien ca. 180 000 Personen an ins-
gesamt 45 Hochschulen das waren etwa 20 000 Studierende weniger als noch im Jahre 
2003 (Plaszaj-Witkowicz, 2010, S. 2). Während die absolute Zahl der Studierenden zwi-
schen 2003 und 2010 um etwa 10 Prozent abnahm, stieg die Zahl der Hochschulen von 
37 auf 45 um ca. 20 Prozent. Von den 45 Hochschulen waren 14 staatlich. Insgesamt 
wurde an den Hochschulen der Wojewodschaft Schlesien von 9 770 Hochschuldozen-
ten unterrichtet, davon waren 2 128 Professoren (Glowny Urzad Statystyczny, 2011).  
 
Tabelle 37: Die polnische Hochschullandschaft – Zahl der Hochschulen, Studierendenzahl und ihre pro-
zentualen Veränderungen, Zeitraum 2003 – 2010.  
Wojewodschaft  
Zahl der Hochschulen  
Veränderung in 
% 
Studierende absolut Veränderung in 
% 
2003 2010 2003 = 100 2003 2010 2003 = 100 
Łódzkie 25 32 128,00 124 462 114 942 92,35 
Mazowieckie 94 107 113,83 346 860 323 240 93,19 
Małopolskie  31 33 106,45 177 361 211 938 119,50 
Śląskie * 37 45 121,62 200 421 181 197 90,48 
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Lubelskie 18 18 100,00 101 104 101 540 100,43 
Podkarpackie  17 15 88,24 77 453 73 336 94,68 
Podlaskie 15 17 113,33 50 642 53 064 104,78 
Świętokrzyskie 14 15 107,14 56 962 45 732 80,29 
Lubuskie 7 8 114,29 39 393 26 370 66,94 
WIelkopolskie 31 39 125,81 152 789 164 198 107,47 
Zachodniopomorskie 18 23 127,78 88 045 71 768 81,51 
Dolnośląskie 29 38 131,03 160 686 168 469 104,84 
Opolskie 6 6 100,00 36 773 39 861 108,40 
Kujawsko-Pomorskie 15 20 133,33 83 422 84 551 101,35 
Pomorskie 25 28 112,00 91 237 107 196 117,49 
Warmińsko-Mazurskie 8 9 112,50 58 854 49 982 84,93 
Polen  390 453 116,15 1 846 464 1 817 533 98,43 
Quelle: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Die meisten Studierenden in der Wojewodschaft Schlesien haben im Hochschuljahr 
2010 eine Wirtschaftswissenschaftliche Hochschule besucht. Hier fand gegenüber dem 
Hochschuljahr 2003 ein Wechsel statt, 2003 haben noch die Technischen Hochschulen 
den höchsten Studierendenanteil ausgewiesen. Ebenfalls brachten die Wirtschaftswis-
senschaftlichen Hochschulen der Wojewodschaft im Jahre 2010 den höchsten Anteil an 
Absolventen heraus. Gegenüber 2003 stieg die Zahl der Studierenden an einer Medizi-
nischen Hochschule von 730 auf 1749, hier fand ein deutlicher Anstieg der Studieren-
denzahl um Faktor 2,3 statt (Glowny Urzad Statystyczny, 2011).  
 
Tabelle 38: Hochschullandschaft der Wojewodschaft Schlesien, Studenten und Absolventen nach Hoch-
schularten – Zeitraum 2003, 2010.  
  2003 
  Studenten Absolventen  Studenten % Absolventen % 
Universität 41 625 8 057 20,77 19,36 
Technische Hochschule 60 661 9 754 30,27 23,43 
Wirtschaftswissenschaftliche  
Hochschule  58 582 15 689 29,23 37,69 
Pädagogische Hochschule  19 759 4 971 9,86 11,94 
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Medizinische Hochschule  5 150 7 30 2,57 1,75 
Sporthochschule 3 612 9 51 1,80 2,28 
Kunst Hochschule  1 222 2 08 0,61 0,50 
andere Hochschulen  9 810 1 262 4,89 3,03 
Gesamt 200 421 41 622 100 100 
  2010 
  Studenten  Absolventen  Studenten % Absolventen %  
Universität 32 343 8 314 17,85 17,05 
Technische Hochschule 50 486 11 571 27,86 23,73 
Wirtschaftswissenschaftliche  
Hochschule  52 048 16 389 28,72 33,60 
Pädagogische Hochschule  11 330 4 104 6,25 8,41 
Medizinische Hochschule  8 464 1 749 4,67 3,59 
Sporthochschule 5 104 1 366 2,82 2,80 
Kunst Hochschule  1 505 375 0,83 0,77 
andere Hochschulen  19 917 4 903 10,99 10,05 
Gesamt 181 197 48 771 100 100 
Quelle: (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Die meisten, sowohl staatlichen als auch privatwirtschaftlichen Hochschulen in der 
Wojewodschaft konzentrierten sich 2010 auf dem Standort Katowice, somit ist die Stadt 
Katowice mit 16 Hochschulen, zwei Filialstandorten einer Hochschule und ca. 72 000 
Studierenden das Hochschulzentrum der Wojewodschaft Schlesien (Plaszaj-Witkowicz, 
2010, S. 2). Bezogen auf die Studierendenzahl ist die Technische Hochschule „Poli-
technika Śląska“ in Gliwice die größte Hochschule der Wojewodschaft. Hier studierten 
im Hochschuljahr 2010 etwa 30 000 Studenten, das waren ca. 16 Prozent aller Studie-
renden der Wojewodschaft. Weitere wichtige Hochschulstandorte der Wojewodschaft 
waren mit jeweils sechs Hochschulen die Städte Częstochowa und Bielsko – Biała. Die 
Stadt Bielsko – Biała wies nach Katowice mit insgesamt fünf privaten Hochschulen die 
zweithöchste Zahl privater Hochschulen in der Wojewodschaft aus (Urzad 
Marszalkowski Wojewodztwa Slaskiego, 2011).  
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Karte 45: Räumliche Verteilung der Hochschulen und Universitäten in der Wojewodschaft Schlesien, 
Stand 2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Urzad Marszalkowski Wojewodztwa Slaskiego, 2011). 
 
Das Polnische Hauptamt für Statistik führt in seiner regionalen Datenbank Daten zur 
Studierendenden- und Absolventenzahl der Hochschulen nur auf der Ebene der statisti-
schen Bezirke, ähnlich der Erhebungen im Bereich der Berufsschulen (vgl. Karte 40), 
somit ist eine gis-gestützte Auswertung auf der Ebene der GZM-Städte nur tendenziell 
möglich. Die folgende Karte verdeutlicht die Konzentration der Studierenden und der 
Absolventen der Hochschulen der Wojewodschaft Schlesien im Jahre 2010 auf den 
Standort Katowice.  
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Karte 46: Hochschullandschaft der Wojewodschaft Schlesien – Zahl der Studierenden und Absolventen 
im Jahr 2010, Ebene der statistischen Bezirke des Polnischen Hauptamtes für Statistik.  
 
Quelle: Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Obwohl die Zahl der privaten Hochschulen in den letzten 20 Jahren sehr stark ange-
stiegen ist, was zu einer deutlichen Steigerung von Personen mit Hochschulbildung in 
der Oberschlesischen Agglomeration geführt hat, wird von den Experten oft die man-
gelnde Qualität der Lehre an den privaten Hochschulen angeprangert.  
 
„[…] Des Weiteren muss die Qualität der Bildung, der Lehre usw. deutlich verbessert 
werden. Sie haben nach der Qualität der Abschlüsse an den privaten Hochschulen ge-
fragt, die Qualität weicht von den staatlichen Abschlüssen in vielen Fällen deutlich ab. 
Man muss noch betonen, dass die Öffnung der Hochschulbildung für breite Maße leider 
mit der Senkung der Qualität der Bildung korreliert. […]“
164
 
 
Des Weiteren wird von Experten das Lehrangebot der privaten Hochschulen kritisiert, 
es wird bemängelt, dass nur „weiche“ Studiengänge, die nur einen geringen finanziellen 
und technischen Aufwand erfordern, kreiert werden.  
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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„[…] Meinem Wissen nach führt die Mehrzahl der privaten Hochschulen eher geisteswis-
senschaftliche Studienrichtungen. Das haben wir auch im Rahmen einer Analyse festge-
stellt. […]“
165
 
 
Dagegen werden naturwissenschaftliche und technische Fächer nur selten von den pri-
vaten Hochschulen angeboten. Laut Experten führt dies dazu, dass man am Bedarf des 
Arbeitsmarktes vorbei ausbildet.  
 
„[…] Die jungen Menschen haben Bildung als eine Entwicklungschance für sich erkannt, 
weil sie davon ausgehen, dass ein Hochschulabsolvent viel leichter einen Arbeitsplatz 
finden wird. Aber auf der anderen Seite haben die Lehrkräfte diese Entwicklung nicht als 
eine Chance für die jungen Menschen gesehen, sondern als eine hervorragende Ge-
schäftsgelegenheit. Deshalb entstanden und entstehen immer noch Studiengänge die 
kein Mensch auf dem Arbeitsmarkt braucht, oder ein Überangebot an Studiengängen des 
Typs Business and Administration, somit weist Polen den höchsten Koeffizienten von 
Hochschulabsolventen der Studienrichtung BWL pro 1 000 Einwohner aus. […]“
166
  
(Anm. d. Verfassers: Experte meint den höchsten Anteil an BWL-Absolventen pro 1 000 
Einwohner in der EU). 
„[…] Die Tatsache, dass die Lehrkräfte, Dozenten, Professoren diese Entwicklung als ei-
ne hervorragende Geschäftsmöglichkeit und nicht als ein Dienst für das Allgemeinwohl 
betrachten, führt dazu, dass diese Studienrichtungen weiter kreiert werden. Gleichzeig 
fehlt es an: Maschinenbauingenieuren, Elektrotechnikingenieuren, Bauingenieuren, Ver-
fahrenstechnikingenieure, Produktionsingenieure, und weiteren technischen Spezialisten, 
aber hier ist die Ausbildung schwer, arbeitsintensiv und teuer. […]“
167
 
 
Diese Tatsachen führen dazu, dass die Absolventen der meisten privaten Hochschulen 
auf dem Arbeitsmarkt nur schwerlich eine Einstellung finden.  
 
„[…] Ich bezweifle nicht, dass es bestimmt einfacher ist, wenn man eine bekannte Hoch-
schule erfolgreich absolviert hat, einen guten Arbeitsplatz zu finden. Ich denke, dass die 
Absolventen der staatlichen Hochschulen wie beispielsweise der Schlesischen Universi-
tät, der Technischen Hochschule in Gliwice oder der Medizinischen Hochschule den 
Konkurrenzkampf auf dem Arbeitsmarkt gegenüber den Absolventen der privaten Hoch-
schulen gewinnen. Bei den privaten Hochschulen handelt es sich oft um die zweite Wahl. 
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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Die Arbeitgeber bevorzugen die Absolventen der bekannten und renommierten staatli-
chen Hochschulen. Hier erhoffen sich die Arbeitgeber eine Qualitätsgarantie. […]“
168
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008 
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4.6. Soziale Brennpunkte als Form sozialer Segregation auf dem Gebiet der GZM-
Agglomeration.  
 
Häufig werden Phänomene der sozialen Segregation, bzw. der gesellschaftlichen Mar-
ginalisierung in postindustriellen Räumen beobachtet. Die ehemaligen „Industriestädte“ 
zeichnen sich durch eine überdurchschnittliche Kumulierung sozialer Probleme wie Ar-
beitslosigkeit, Armut oder Kriminalität aus. Die häufigste Ursache der gesellschaftlichen 
Marginalisierung ist die Armut. Das Fehlen finanzieller Mitteln verhindert oft die Partizi-
pation der in Armut lebenden Menschen am gesellschaftlichen Leben, besonders im 
Bereich der Bildung (Zborowski, 2010, S. 70). 
 
„[…] In Bytom finden sich viele solcher abgeschlossener sozialer Enklaven. Oft korreliert 
die soziale Situation solcher Bevölkerungsgruppen umgekehrt zu ihrem Bildungsniveau. 
Diese Tatsache ist umso relevanter, als dass Bildung in einer Wissensgesellschaft einen 
immer höheren Rang einnimmt. […]“
169
 
 
Während im wirtschaftspolitischen System des realen Sozialismus in Polen vor 1990 
durch die weitgehende Nivellierung des sozialen Status der Bürger es keine stark aus-
geprägten sozialwirtschaftlichen Disparitäten gab, änderte die systemwirtschaftliche   
 
Karte 47: Regionale Verteilung von Armut in Polen, 2010.   
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
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Transformation der 90er Jahre diesen Sachverhalt. Die im Sozialismus – meistens un-
wirtschaftlich - funktionierenden staatlichen Industriebetriebe oder Landwirtschaftliche 
Genossenschaften konnten den marktwirtschaftlichen Bedingungen nach 1990 nicht 
standhalten und fielen als monostrukturelle Arbeitgeber ganzer Städte, Stadtteile oder 
ländlicher Regionen aus. Die Infrastruktur der stilgelegten Betriebe wurde dem Verfall 
oder der Devastation preisgegeben, darüber hinaus fielen diese Einrichtungen als Trä-
ger sozialer, betriebsnaher Infrastruktur aus. Beispielsweise wurden die Arbeiterwohn-
siedlungen, Kindergeräten, Sportvereine oder Arbeitererholungsheime nicht mehr von 
den ehemals staatlichen Betrieben finanziell getragen, und somit ebenfalls nach 1990 
dem Prozess des Verfalls ausgesetzt. Aufgrund dieser Konstellation begann besonders 
für postindustrielle Stadtbezirke ein rascher sozialwirtschaftlicher Abstieg (Domanski & 
Gwosdz, 2010, S. 46) 
 
Abbildung 99: Verfall der öffentlichen Infrastruktur im Stadtteil Bytom-Szombierki – Sportstadion des Ver-
eins GKS Szombierki Bytom 1970 und nach 2000
170
.  
 
 
 
 
 
 
            Zustand  nach 2000     Zustand 1970 
Quelle: (TS Szombierki Bytom , 2011).  
 
„[…] Dies war aber vor allem mit dem Prozess der Transformation verbunden. Die Situa-
tion war vergleichbar mit den Entwicklungen im Ruhrgebiet. Allerdings spielte sich die 
Entwicklung hier in etwa doppelt so schnell ab. Auch die sozialen Wirkungen waren auch 
in etwa doppelt so stark. Zurzeit bewerte ich es so, es gibt Areale, die sind sehr gut ent-
wickelt haben, wo die Transformation in Summe Vorteile gebracht hat. In anderen Area-
                                                          
170
 Der Verein GKS Szombierki Bytom spielte 25 Saisons (702 Spiele) in der höchsten polnischen Fuß-
balliga und wurde 1980 Landesmeister. Nach 1990 zog sich die Zeche als Träger des Vereins und der 
Stadioninfrastruktur zurück, damit begannen der sportliche Abstieg und der Verfall der Stadioninfrastruk-
tur. Gegenwärtig spielt die Mannschaft in der Bezirksliga des Fußballkreises Katowice, die Stadioninfra-
struktur ist devastiert (TS Szombierki Bytom , 2011). 
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len - Bytom Bobrek, Teile von Zabrze und Katowice, haben wir wiederum sehr hohe Indi-
katoren für Arbeitslosigkeit und soziale Probleme. […]“
171
 
 
Der wirtschaftliche Niedergang - im Zuge der Deindustrialisierungsprozesse - in der 
Oberschlesischen Agglomeration führte also in viele Teilräumen Oberschlesiens – be-
sonders in Stadtteilen mit monostrukturierten Arbeitsmärkten - zur sozialen Ausgren-
zung bzw. zur sozialer Marginalisierung der meist arbeitslos gewordenen Einwohner. 
Szarfenberg sieht den Aspekt der sozialen Ausgrenzung bzw. der sozialen Marginalisie-
rung nicht als einen statischen Zustand, sondern als einen dynamisch verlaufenden 
multidimensionalen Prozess, in dem „marginalisierte“ Menschen an den ökonomischen, 
kulturellen und politischen Gegebenheiten des täglichen Lebens nicht mehr ohne Ein-
schränkungen partizipieren können. Die einzelnen Aspekte der sozialen Ausgrenzung 
bzw. sozialen Marginalisierung können reziprok aufeinander einwirken und sich gegen-
seitig verstärken, beispielsweise kann die ökonomisch bedingte soziale Ausgrenzung 
zur Nicht-Teilhabe am politischen oder kulturellen Leben der Gesellschaft führen. Die 
politische Abstinenz kann wiederum eine ökonomische Benachteiligung bewirken 
(Szarfenberg, 2006, S. 20/21). 
 
Abbildung 100: Soziale Ausgrenzung bzw. soziale Marginalisierung als dynamischer, reziproker multidi-
mensionaler Prozess.  
 
Quelle: Eigener Entwurf nach (Szarfenberg, 2006). 
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Katowice, 2008. 
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Betrachtet man die regionale Verteilung der Armut in Polen auf der Ebene der Woje-
wodschaften (vgl.: Karte 47) so fällt auf, dass in der Wojewodschaft Schlesien im natio-
nalen Vergleich nur ein geringer Anteil von Personen unter dem gesetzlich definierten 
Existenzminimum lebt. Für die Wojewodschaft Schlesien wird das gesetzliche Exis-
tenzminium, das zum Bezug von Sozialhilfeleistungen berechtigt, im Jahre 2010 auf 
414,42 PLN (ca. 92,71 Euro172) pro Kopf bei einem vier Personenhaushalt monatlich 
festgesetzt (Kurowski, 2011, S. 5).  
 
Tabelle 39: Gesetzlich definiertes Existenzminimum in polnischen Wojewodschaften (pro Kopf bei einem 
vier Personenhaushalt), 2010.  
Wojewodschaft  
Existenzminimum 
Jahr 2010 in PLN 
Veränderung in %  
gegenüber 2009 
Abweichung vom gesamtpolnischen 
Mittelwert, Polen = 100 
Dolnośląskie 403,07 5,8 100,7 
Kujawsko-Pomorskie 395,76 4,5 98,9 
Lubelskie 388,01 5 96,9 
Lubskie 417,37 2,8 104,3 
Łódzkie 392,24 5,5 98 
Małopolskie 398,95 5,5 99,7 
Mazowieckie 404,53 4,7 101,1 
Opolskie 394,99 4,8 98,7 
Podkarpackie 375,87 4,8 93,9 
Podlaskie 389,31 5,6 97,3 
Pomorskie 401,77 5,8 100,4 
Śląskie 414,42 6,2 103,5 
Świętokrzyskie 391,91 6,2 97,9 
Warmińsko-Mazurskie 389,97 4,5 97,4 
Wielkopolskie 400,31 5,4 100 
Zachodniopomorskie 426,14 5,9 106,5 
Polen (Durchschnitt)  400,28 5,3 100 
Quelle: (Kurowski, 2011, S. 5). 
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 Wechselkurs am 23.11.2011: 1 Euro = 4,47 PLN.  
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Setzt man das Kriterium der Sozialhilfe als Indikator für Armut in Polen und der Woje-
wodschaft Schlesien in die Analyse ein, so kann festgestellt werden, dass in der Woje-
wodschaft Schlesien der höchste Anteil an Personen, die berechtigt sind Leistungen der 
Sozialhilfe zu beziehen und diese auch empfangen, sich in der Stadt Bytom befindet. Im 
Jahre 2010173 betrug in Bytom der Anteil der Menschen die mit Sozialhilfeleistungen 
unterstützt wurden 11 Prozent. Somit könnte die Stadt Bytom innerhalb der Wojewod-
schaft und der GZM-Agglomeration als die Stadt identifiziert werden, die statistisch die 
höchste sozialwirtschaftliche Problematik aufweist.  
 
Karte 48: Empfänger von Sozialhilfeleistungen in der Wojewodschaft Schlesien, in Prozent der Einwoh-
ner, 2010. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Leider werden Daten zur Sozialhilfe und sozialer Problematik auf der Ebene der Stadt-
teile, bzw. Stadtbezirke vom Polnischen Hauptamt für Statistik nicht erhoben, damit ist 
eine detailliertere statistisch-räumliche Auswertung der sozialen Segregation nicht mit 
amtlichen GUS-Daten möglich. Es ist aber in diesem Zusammenhang interessant, die 
Frage nach den sozialen Brennpunkten der einzelnen Städte in der GZM-Agglomeration 
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 Die Daten zur Sozialhilfe auf der Ebene der Kreise sind bei Polnischen Hauptamt für Statistik nur für 
das Jahr 2010 verfügbar (Glowny Urzad Statystyczny, 2011).  
265 
 
zu stellen. Die Antwort auf diese Frage kann mithilfe der Aussagen der interviewten Ex-
perten aus Oberschlesien gefunden werden, wobei hier die Befangenheit der kommu-
nalen Verantwortlichen einzelner Städte herausgefiltert werden sollte. In durchgeführten 
Interviews, besonders in GZM-Städten mit sozialen Brennpunkten – wurde die Existenz 
sozialer Problembezirke von den verantwortlichen kommunalen Entscheidungsträgern 
verharmlost, wobei die Existenz solcher Bezirke durch andere Experten mehrmals be-
stätigt worden ist.  
 
„[…] Ich persönlich, tue es mir schwer mit der Feststellung, dass Bytom Bobrek ein sozia-
ler Brennpunkt sei, und dass in Bytom Bobrek es zu sozialer Ausgrenzung kommt. […]“
174
 
 
Abbildung 101: Städte, bzw. Stadtteile in der GZM-Agglomeration, die in durchgeführten Interviews als 
soziale Brennpunkte genannt wurden.  
 
Quelle: Eigner Entwurf; Datengrundlage: Experteninterviews in Oberschlesien, 2008. 
 
Bei der Analyse der sozialen Brennpunkte der Städte erwiesen sich die Auswertungen 
der strategischen Entwicklungsdokumente zur Revitalisierungsmaßnahmen der Kom-
munen ebenfalls als hilfreich, wobei die Aktualität der erhobenen Daten nicht immer auf 
dem neusten Stand vorhanden war. Die gis-gestützte Analyse des Anteils der Perso-
nen, die 2010 Sozialhilfeleistungen bezogen haben gibt tendenzielle Hinweise auf die 
räumliche Kumulierung sozialer Probleme in der GZM-Agglomeration, aber erst die 
Auswertung der Interviews und der strategischen Dokumente erlaubt eine genauere 
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 Aussage: Experteninterview in Oberschlesien, Bytom, 2008. 
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Identifizierung problematischer Teilräume seit 2003. So konnte beispielsweise durch die 
Auswertung des strategischen Dokuments der Stadt Świętochłowice zu Lösung sozialer 
Probleme für den Zeitraum 2006-2015175 der Stadtteil Świętochłowice-Lipiny als sozia-
ler Brennpunkt der Stadt identifiziert werden (vgl.: Karte 50).  
 
Karte 49: Empfänger von Sozialhilfeleistungen in der GZM – Agglomeration – 2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Glowny Urzad Statystyczny, 2011). 
 
Das obenerwähnte Strategiedokument der Stadt Świętochłowice wurde das erste Mal in 
der Geschichte der Stadt erstellt. Die Bestandaufnahme sozialer Entwicklungen und 
Gegebenheit der Stadt sollte als Grundlage für die Erarbeitung einer nachhaltigen und 
sozial ausgewogenen Entwicklungsstrategie der Stadt dienen. Auf dieser Grundlage 
möchte die Stadt Świętochłowice neben wachstumsorientierter Wirtschaftspolitik eine 
proaktive und integrative Sozialpolitik formulieren (Urzad Miasta Swietochlowice; 
Czekaj, K., 2005, S. 6). Bei der Analyse der sozialen Problematik der Stadt Świętochło-
wice wurden Daten aller im Stadtgebiet aktiven sozialen Einrichtungen (staatliche, 
kommunale Einrichtungen und Nicht-Regierungsorganisationen) ausgewertet. Im Jahre 
2004 wurden 9 819 Einwohner von Świętochłowice in unterschiedlicher Form von sozia-
                                                          
175
 Originaltitel des Dokuments: Miejska strategia rozwiązywania problemów społecznych Swiętochłowic 
na lata 2006-2015.  
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len Einrichtungen unterstützt. Da waren ca. 17,4 Prozent aller Einwohner der Stadt. In 
meisten Fällen handelte es sich um soziale Probleme wie Alkoholabhängigkeit, Lang-
zeitarbeitslosigkeit, Kriminalität und Armut. Die Auswertung der Daten ergab, dass im 
Stadtteil Świętochłowice-Lipiny die höchste Konzentration obenerwähnter sozialer Prob-
lematik verortet ist. Bezogen auf die Einwohnerzahl des Stadtteils hat mehr als jeder 
fünfte Einwohner mit solchen starken sozialen Problemen zu kämpfen (Urzad Miasta 
Swietochlowice; Czekaj, K., 2005, S. 51).  
 
Karte 50: Anteil Anwohner mit sozialen Problemen in den Stadtteilen von Świętochłowice, 2004. 
 
Quelle: Eigner Entwurf, eigene Berechnungen; Datengrundlage: Stadtverwaltung Świętochłowice, 2005. 
 
Besonders nach 1990 wurde der Stadtteil Świętochłowice-Lipiny in Oberschlesien zum 
Symbol sozialer Probleme und Degradierung. 2003 wurden beispielsweise von insge-
samt 7 404 Einwohnern des Stadtteils 615 Einwohner aufgrund extremer Armut von 
caritativen Institutionen unterstützt, weitere 132 wegen akuter Alkoholabhängigkeit und 
Verwahrlosung behandelt (Znamirowska-Soczawa, 2003). 2004 konzentrierten sich die 
sozialen Pathologien im Stadtteil Lipiny besonders stark entlang der Straße Swidra, 
Wieczorka und Berlickiego. Der Anteil Anwohner mit sozialen Problemen betrug in der 
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Straße Swidra 56,5 Prozent aller Anwohner der Straße, in der Wieczorka Straße waren 
es 55 Prozent, und in der Barlickiego waren es 49,6 Prozent (Urzad Miasta 
Swietochlowice; Czekaj, K., 2005, S. 52).  
 
Abbildung 102: Świętochłowice-Lipiny, Swidera-Straße, Barlickiego-Straße, 2009. 
 
 
 
 
 
 
 
 
          Swidera Straße             Swidera Straße, Rückansicht 
 
 
 
 
 
 
 
         Barlickiego Straße           Barlickiego Straße 
 
Quelle: (Slunskie Miasta, 2009). 
 
Somit ist in Świętochłowice–Lipiny eine deutliche räumliche Konzentrierung von An-
wohnern mit sozialen Problemen im nördlichen-östlichen Areal der Straßen Barlickiego 
erkennbar (vgl.: Karte 51). Bei den Straßen Barlickiego und Swidra handelt es sich hier 
um zwei Parallelstraßen, diese werden durch die Straße Wieczorka verbunden. Insge-
samt lebten 2004 in diesem Quartier 1634 Personen, davon 802 mit sozialen Proble-
men (Urzad Miasta Swietochlowice; Czekaj, K., 2005), damit betrug der Anteil der An-
wohner mit sozialen Problemen in diesem Quartier 49,08 Prozent.  
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Karte 51: Räumliche Kumulierung von Anwohnern mit sozialen Problemen im Stadtteil Świętochłowice-
Lipiny, 2004. 
 
Quelle: Eigner Entwurf; Datengrundlage: Stadtverwaltung Świętochłowice, 2005. 
 
Auf der Ebene der Stadtteile von Bytom sind statistische Daten zu sozialer Problematik 
der Einwohner nicht verfügbar oder nicht zugänglichen. Jedoch durch die Auswertung  
 
Karte 52: Ausgewählte strategische Revitalisierungsvorhaben der Stadt Bytom – Bereich soziale Revitali-
sierung, Zeitraum 2007-2020. 
 
Quelle: Eigner Entwurf, Datengrundlage: (Urzad Miasta Bytom, 2007, S. 52). 
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von strategischen Dokumenten der Stadt Bytom kann eine tendenzielle Bestimmung 
sozialer Brennpunkte vorgenommen werden. Im Dokument „Lokalny program rewitali-
zacji miasta Bytomia na lata 2007-2020“176 wird „eine radikale Verbesserung der Le-
bensbedingungen, sowie die Nivellierung sozialer Ungleichheiten“ als Ziel sozialer Revi-
talisierungsmaßnahmen definiert (Urzad Miasta Bytom, 2007, S. 39). Die Umsetzung 
dieses Zielvorhabens soll u.a. im Rahmen der Verbesserung von Wohn- und Freizeit-
bedingungen, der Bekämpfung von Langzeitarbeitslosigkeit und der sozialen Patholo-
gien, sowie Verbesserung der öffentlichen Sicherheit erfolgen. Als Zielgruppen werden 
demzufolge Langzeitarbeitslose, sozialmarginalisierte Gruppen, Jugendliche sowie Se-
nioren bestimmt. Als Stadtteile, mit besonders starken sozialen Problemen werden im 
obenerwähnten Strategiedokument Bytom-Bobrek, Bytom-Karb, Bytom-Rozbark und 
Bytom-Sródmieście genannt (Urzad Miasta Bytom, 2007, S. 39). Die einzelnen geplan-
ten sozialen Revitalisierungsmaßnahmen werden in der Karte 52 für das gesamte 
Stadtgebiet dargestellt.  
Während im Strategiedokument der Stadt Świętochłowice (vgl. Fußnote 175) die Daten 
zur sozialen Problematik der Einwohner schon als aggregierte Prozentwerte für jeweili-
ge Straßenzüge generiert wurden – was eine genauere Definierung einzelner Problem-
bereiche nicht mehr möglich machte -, findet man im strategischen Dokument zur Lö-
sung sozialer Probleme der Stadt Ruda Śląska177 Daten zur sozialen Problematik nach 
ihrer Art gegliedert. So wurden hier Daten der Einwohner der Stadtteile in Bereichen:  
Armut, Unterstützung durch Sozialhilfe bei Arbeitslosigkeit, Erziehungsproblemen sowie 
Alkoholabhängig erhoben. Als Berechnungsgrundlage wurden die Daten pro 1 000 Ein-
wohner zusammengefasst (Rzezucha, T; Urzad Miasta Rudy Slaskiej, 2006, S. 11-14). 
Um eine einheitliche und vergleichende Übersicht über das kumulierte Ausmaß sozialer 
Probleme der Stadtteile von Ruda Śląska zu bekommen, sollten die Daten der vier Be-
reiche aggregiert werden. Die Aggregation der Daten erlaubt eine spätere Addition ein-
zelner Problembereiche und somit ein Vergleich der räumlichen Gesamtkumulation so-
zialer Missstände in der Stadt Ruda Śląska. Um eine Addition der Daten vornehmen zu 
können, sollten sie in der gleichen relativen Maßeinheit gemessen werden. Darüber 
                                                          
176
 Übersetzung: Lokaler Revitalisierungsplan der Stadt Bytom für die Jahre 2007-2020. 
177
 Originaltitel: Działania w zakresie rewitalizacji miejskich obszaròw zdegradowanych wynikające z 
projektu „Support für Cities“ w ramach programu URBACT na przykładzie dzielnicy Orzegow w Rudzie 
Śląskiej“. 
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hinaus sollte bei diesem Vorgang gewährleistet werden, dass die Relation der Elemente 
hinsichtlich der Ursprungswerte einer Variablen erhalten bleiben. Diese Voraussetzun-
gen können durch den Vorgang der Transformation der x-Variablen zu einer z-Variablen 
im Rahmen des Standardisierungsverfahrens erreicht werden. Bei der z-Transformation 
gilt für die Variable z ein arithmetisches Mittel zMittelwert = 0 und die Standardabweichung 
sz= 1 (Bahrenberg, Giese, & Nipper, 1999, S. 70-71). 
 
Tabelle 40: Soziale Probleme in Stadtteilen von Ruda Śląska, Angaben pro 1000 Einwohner und stan-
dardisierte z-Werte, Zeitraum 2006. 
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(z
1
+
z
2
+
z
3
+
z
4
) 
Belszowice 26 0,1* 18 -0,2 9 0,49 4 0,06 0,45** 
Bykowina 7 -1,23 7 -1,06 1 -1,27 1 -0,3 -3,86 
Chebzie/Nowy Bytom 55 2,14 44 1,8 8 0,27 10 0,8 5,01 
Godula 25 0,03 23 0,18 10 0,72 2 -0,17 0,76 
Halemba 5 -1,37 5 -1,21 3 -0,83 1 -0,3 -3,71 
Kochłowice 14 -0,74 11 -0,75 1 -1,27 1 -0,3 -3,06 
Orzegów 40 1,08 26 0,41 16 2,04 4 0,06 3,59 
Ruda  32 0,52 39 1,41 6 -0,18 3 -0,05 1,70 
Wirek 17 -0,53 13 -0,59 7 0,05 5 0,19 -0,88 
Summe  221  186  61  31   
Mittelwert   ̃ 24,55  20,66  6,77  3,44   
Standardabweichung    14,20  12,93  4,51  8,13   
*Beispiel der Berechnung des z-Wertes für Faktor 1: zi = 
    ̃
  
 = Zi = 
        
      = 0,1021 
** Beispiel der Addition der z-Werte für den Stadtteil Belszowice: 
ΣzFaktor1biszFaktor4 = 0,1+(-0,2)+0,49 +0,06 = 0,45 
Quelle: eigene Berechnung, Datengrundlage: (Rzezucha, T; Urzad Miasta Rudy Slaskiej, 2006, S. 11-
14). 
 
Standardisierten Variablen sind dimensionslos und werden nach folgender Formel be-
rechnet: 
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    178zi = 
    ̃
  
 (Bahrenberg et al., 1999, S. 70) 
 
Da die standardisierten Variablen dimensionslos sind, ist es nun möglich nach der 
Standardisierung diese additiv zu einer neuen Variablen zu verknüpfen (Bahrenberg eta 
al., 1999, S. 73), und damit beispielsweise mit einer neuen aggregierten z-Variablen 
kumuliert das Ausmaß der sozialen Probleme in Stadtteilen von Ruda Śląska darzustel-
len. Die z-Werte erlauben einen Vergleich der sozialen Problematik auf der räumlichen 
Ebene der Stadtteile.  
 
Karte 53: Soziale Probleme in Stadtteilen von Ruda Śląska in 2006 – Armut, Sozialhilfe für Arbeitslose, 
Erziehungsprobleme, Alkoholismus –addierter z-Wert.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Rzezucha, T; Urzad Miasta Rudy 
Slaskiej, 2006).  
 
In der Karte 53 werden die Stadtteile von Ruda Śląska mit der höchsten sozialen Prob-
lematik mit roten Farbtönen dargestellt, der additiv ermittelte z-Wert für diese Gebiete 
ist positiv, Stadtteile mit niedriger sozialer Problematik weisen einen negativen z-Wert 
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 zi = i-ter Wert der „neuen“ Variablen ; 
      = i-ter Wert der „alten“ Variablen X; 
     ̃ = arithmetisches Mittelwert von X; 
       = Standardabweichung von X 
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aus, und werden mit grünen Farbtönen abgebildet (Berechnung der z-Werte vgl.: Tabel-
le 40). Das negative Vorzeichen der z-Werte bei Stadtteilen mit niedrigem Ausmaß so-
zialer Probleme resultiert aus der Tatsache, dass die x-Werte der Faktoren 1 bis 4 (vgl.: 
Tabelle 40) hier kleiner sind als das dazugehörige arithmetische Mittel. Die durchgeführ-
te gis-gestützte räumliche Auswertung sozialer Problematik zeigt, dass im Jahre 2006 in 
Stadtteilen Nowy Bytom und Chebzie die höchste Kumulation sozialer Probleme vor-
handen war. Ebenfalls einen hohen additiven z-Wert negativer sozialer Tendenzen 
zeigte der Stadtteil Orzegów (vgl.: Karte 53). Die sozialwirtschaftliche Situation des 
Stadtteils Orzegów wird von Tomasz Rzezucha wie folgt beschrieben:  
 
„Gegenwärtig ist Orzegów ein höchst degradierter Stadtteil, hier treten verstärkt soziale 
und ökonomische Probleme auf, ebenfalls ist die bauliche Infrastruktur in Orzegów im 
höchsten Maße degradiert und die Umwelt stark belastet.“ (Rzezucha, T; Urzad Miasta 
Rudy Slaskiej, 2006, S. 7).  
 
Alle hier als Beispiele für soziale Problematik behandelten Räume wie Stadtteile von 
Bytom, Świętochłowice und Ruda Śląska zeichnen sich nicht nur durch negative soziale 
Entwicklungen – besonders nach 1990 -, sondern auch durch ihre unmittelbare räumli-
che Nähe zueinander aus. Aus diesem Grunde wurden einige diese Stadtteile vom 
Schlesischen Verband der Kommunen und Kreisen179 für das von der Europäischen 
Union unterstütztes Projekt „URBACT 2002-2006 Support for Cities“ als Teilräume in 
der Oberschlesischen Agglomeration mit besonders hohem Bedarf sozialer Revitalisie-
rungsmaßnahmen vorgeschlagen. Das vormals 2002 von der Europäischen Kommissi-
on aufgelegte Programm URBACT sollte als Grundlage zum Austausch von Erfahrun-
gen von Städten mit Revitalisierungsbedarf dienen. Nach dem 2004 erfolgten EU-Beitritt 
von mittel- und osteuropäischen Ländern wurden im Rahmen des Teilprojekts „Support 
for Cities“ den am Programm teilnehmenden Städten der neuen Mitgliedsländern Exper-
ten zur Seite gestellt, um die mittel- und osteuropäische Städte im Bereich der Aufstel-
lung und Durchführung von Revitalisierungsprogrammen zu unterstützen. Am „ober-
schlesischen“ URBACT-Programm haben drei ausländische Experten aus Deutschland, 
Großbritannien und Dänemark gearbeitet. Für die Aufstellung der Revitalisierungsmaß-
nahmen wurden fünf benachbarte Stadtteile von Bytom, Ruda Śląska, Świętochłowice 
und Chorzów ausgewählt.  
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 Polnische Bezeichnung der Institution: Śląski Związek Gmin i Powiatów. 
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„Für das aufgestellte Programm [...] wurden fünf angrenzende Stadtteile im Zentrum der 
oberschlesischen Agglomeration ausgewählt, es handelt sich um Bytom-Szombierki, 
Chorzów II, Ruda Śląska – Orzegów, Świętochłowice-Lipiny und Świętochłowice-
Chropaczow. Diese Stadtteile – trotz unterschiedlich lokal ausgeprägter sozialer Proble-
matik – werden durch ähnliche soziale, ökonomische, ökologische und infrastrukturelle 
Probleme charakterisiert. Das Überlassen der Stadtteile ihren eigen Schicksal und die 
Nicht-Lösung ihrer sozialen Probleme würde aufgrund ihrer räumlichen, zentralen Lage 
innerhalb der oberschlesischen Agglomeration erhebliche negative Konsequenzen für die 
gesamte Agglomeration bringen.“ (Mikkelsen et al., 2007, S. 2-3) 
 
Karte 54: Räumliche Konzentration sozialer Probleme im Zentrum der GZM-Agglomeration: Bytom, Ruda 
Śląska, Świętochłowice und Chorzów, Erfassungszeitraum: 2003-2006.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Rzezucha, T; Urzad Miasta Rudy Slaskiej, 2006), (Urzad 
Miasta Bytom, 2007), (Mikkelsen et al., 2007). 
 
Erweitert man jedoch die im Projekt URBACT vorgenommene Auswahl um weitere so-
zial degradierte Stadtteile der obenerwähnten Städte, so wird die räumliche Konzentra-
tion sozialer Probleme im Zentrum der Agglomeration noch ausgeprägter (vgl.: Karte 
54Karte 54). Demzufolge sollten auch diese Stadtteile – oft mit viel stärker ausgeprägten 
sozialen Problemen wie beispielsweise in Ruda Śląska-Chebzie, Ruda Śląska-Nowy 
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Bytom (vgl.: Tabelle 40, Karte 53) – in mögliche Folgeprojekte von URBACT aufge-
nommen werden.  
Die hier – aufgrund nur selektiv vorhandener Datensätze – exemplarisch durchgeführte 
Analyse räumlicher Lokalisation sozialer Brennpunkte kann die Existenz kausaler Zu-
sammenhänge zwischen der Deindustrialisierung, der Arbeitslosigkeit, der fehlende 
räumlichen und sozialen Mobilität und der Armut und mit ihr verbunden sozialen Prob-
lemen in Teilräumen der oberschlesischen Agglomeration bestärken. Eine – wie schon 
von Domanski (Domanski B. , 2003, S. 133-153) – beschriebene negative Abhängigkeit 
sozialer und wirtschaftlicher Entwicklung altindustrieller Teilräume von ihrer wirt-
schaftshistorischen Genese wird hierbei deutlich.  
 
Abbildung 103: Kausale Abhängigkeit negativer Entwicklungen in altindustriellen Räumen am Beispiel der 
sozialen Brennpunkte in der oberschlesischen Agglomeration.  
 
Quelle: Eigener Entwurf. 
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4.7. Auswirkungen des wirtschaftsstrukturellen Umbruchs auf die Entwicklung 
des Arbeitsmarktes des Regionalverbands Ruhr  
 
Die wirtschaftsstrukturelle Transformation des Ruhrgebiets – insbesondere im Gebiet 
des Regionalverbands Ruhr – hatte sich in den letzten Jahren beschleunigt. Das Ruhr-
gebiet wird nicht mehr wie früher durch eine dominierende Stellung der Montanindustrie 
und eine monostrukturelle Ausrichtung seiner wirtschaftlichen Basis charakterisiert 
(Gelhar, 2010, S. 5). Der starke Schrumpfungsprozess der montanindustriellen Basis 
und somit die Beschäftigungsreduktion im Sekundären Sektor ist im Ruhrgebiet allmäh-
lich abgeschlossen (Blotevogel, 2006, S. 29). Trotz oder wegen der voranschreitenden 
wirtschaftsstrukturellen Transformation bleibt jedoch der Abkopplungstrend von der 
ökonomischen und besonders arbeitsmarkttechnischen Entwicklung gegenüber dem 
Bundesgebiet und dem Land Nordrhein-Westfalen bestehen (Gelhar, 2010, S. 5).  
 
Abbildung 104: Entwicklung der Arbeitslosenquote – KVR, NRW, BRD
180
 – Zeitraum 1974-2000. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Goch, 2004, S. 25). 
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 BRD ab 1991 nach dem Gebietsstand von 03.10.1991.  
1974 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000
KVR 3,3 4,9 5,5 5,8 5 5,3 7,4 10,3 14,2 14,2 15,1 15,1 11,9 10,8 9,9 10,1 12 12,9 13 13,8 14,6 13,8 13,5 12,2
NRW 2,9 4,4 4,6 4,6 4 4,4 6,5 8,8 10,7 10,5 10,8 10,6 9,4 8,4 7,6 8 9,8 10,4 10,5 11,4 11,9 11,1 10,8 9,5
BRD 2,4 3,9 4 3,8 3,2 3,5 5,4 7,5 8,7 8,2 8,4 8,1 7,3 6,6 6 6,5 8,3 8,8 9 10 10,7 9,8 9,4 8,1
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Die wirtschaftlichen Krisenerscheinungen der Nachkriegszeit im Ruhrgebiet begannen 
mit dem „Zechensterben“ der späten 1950er Jahre und setzten sich über die Jahre und 
über alle montanindustriellen Branchen der Region fort (vgl. Kap. 2.4.) Jeder – anfangs 
- konjunktureller Einbruch zog negative strukturelle Folgeerscheinungen für die ge-
samtwirtschaftliche und arbeitsmarkttechnische Basis der Region nach sich. Somit 
konnten die negativen Konsequenzen aus den Phasen der konjunkturellen Schwächen 
(besonders auf dem Arbeitsmarkt), im Gegensatz zu restlichen Bundesgebiet, in Zeiten 
der wirtschaftlichen Prosperität nicht oder nur mit größerer zeitlicher Verzögerung kom-
pensiert werden (Butzin et al., 2009).  
Die Reduktion der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung im Ruhrgebiet verlor 
jedoch in den letzten zehn Jahren an Dynamik, seit 2005 wächst sogar wieder die Zahl 
der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten. Zwischen 2000 und 2010, trotz der 
eingetretenen Stabilisierung und Erholung gingen aber dennoch im Gebiet des RVR 
fast 70 000 sozialpflichtige Beschäftigungsverhältnisse (am Wohnort) verloren.  
 
Abbildung 105: Sozialversicherungspflichtige Beschäftigte am Wohnort (Stichtag 30.06) – NRW, RVR – 
Zeitraum 2000 – 2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 
2012). 
5
8
0
3
7
6
5
 
5
8
2
1
4
5
6
 
5
7
8
5
5
5
2
 
5
6
2
8
0
4
0
 
5
5
3
1
2
0
0
 
5
4
6
0
1
7
5
 
5
4
6
6
8
9
3
 
5
5
7
5
6
0
3
 
5
7
0
2
4
6
9
 
5
6
7
5
2
4
5
 
5
7
3
2
0
5
3
 
1
6
3
7
0
6
1
 
1
6
3
3
2
4
7
 
1
6
1
4
3
9
8
 
1
5
6
6
8
0
8
 
1
5
3
5
9
0
8
 
1
4
9
7
5
4
5
 
1
5
0
5
8
8
6
 
1
5
3
4
7
3
2
 
1
5
6
5
6
6
8
 
1
5
6
0
1
1
7
 
1
5
6
8
6
3
1
 
1000000
1500000
2000000
2500000
3000000
3500000
4000000
4500000
5000000
5500000
6000000
2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010
NRW RVR
278 
 
Die Reduktion der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung im Gebiet des Regio-
nalverbands Ruhr vollzieht sich - wie schon 2009 von Butzin festgestellt - jedoch im 
Vergleich zum Land Nordrhein-Westfalen viel dynamischer, besonders wenn man als 
Betrachtungsebene eine Indexierung der Werte vornimmt. Bei dieser Betrachtungswei-
se wird ebenfalls die langsamere Erholungstendenz bei der sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigung auf dem Gebiet des Regionalverbands Ruhr deutlich (vgl. Abbildung 
106).  
 
Abbildung 106: Sozialversicherungspflichtige Beschäftigte am Wohnort (Stichtag 30.06) – NRW, RVR – 
Zeitraum 2000 – 2010. Indexiert 2000 = 100 Prozent.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 
2012). 
 
Das Ruhrgebiet – in Grenzen des Regionalverbandes – ist jedoch trotz negativer Ent-
wicklungen des Arbeitsmarktes dennoch ein wichtiger wirtschaftlicher Agglomerations-
raum der Bundesrepublik Deutschland und Europas (in 2010, fast 1,6 Mio. sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse), auch wenn im Zuge des Strukturwan-
dels die Wirtschaftsstruktur der Region nun eine gänzlich andere ist (Goch, 2004, S. 
2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010
NRW 100,00 100,30 99,69 96,97 95,30 94,08 94,20 96,07 98,25 97,79 98,76
RVR 100,00 99,77 98,62 95,71 93,82 91,48 91,99 93,75 95,64 95,30 95,82
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26). Das ehemalige europäische Zentrum der Montanindustrie, das größte Ballungsge-
biet der Schwerindustrie in Europa ist gemessen an seiner Beschäftigtenstruktur keine 
Schwerindustrieregion mehr (Einig & Zaspel, 2006, S. 162).  
 
Abbildung 107: Entwicklung der Beschäftigten nach Wirtschaftssektoren in %, Zeitraum 1950-2000. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Goch, 2004, S. 25/26). 
 
Im Jahre 1985 überstieg zum ersten Mal der statistische Anteil der Beschäftigten im 
tertiären Sektor im Ruhrgebiet die Marke von 50 Prozent (Goch, 2004, S. 25/26). Laut 
einer Studie „Der Arbeitsmarkt in Nordrhein-Westfalen, Teil I Bestandaufnahme“ der 
Enquete-Kommission aus dem Jahre 1998 gilt das Ruhrgebiet als Dienstleistungsmet-
ropole (Enquete-Kommission - Zukunft der Erwerbsarbeit, 1998, S. 92). Wobei aller-
dings im Dokument der Begriff der Dienstleistungsmetropole nicht genauer spezifiziert 
wurde. Seit dem Publikationsdatum der Enquete-Studie ist der Anteil der Beschäftigten 
im tertiären Sektor im RVR-Gebiet von 62,3 Prozent auf fast 77 Prozent im Jahre 2009 
gestiegen (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). Im Vergleich zum Land Nordrhein-
Westfalen ist damit der Anteil der Beschäftigten im tertiären Sektor im Ruhrgebiet mit 
ca. zwei Prozentpunkten höher. Auch gegenüber dem bundesdeutschen Durschnitt liegt 
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der Anteil der Beschäftigten des Dienstleistungssektors mit ca. drei bis vier Prozent-
punkten höher (vgl. Abbildung 109).  
Der Strukturwandelprozess - besonders im Bereich des Arbeitsmarktes - wird im Ruhr-
gebiet in der differenzierten Entwicklung der einzelnen Wirtschaftsbranchen sichtbar 
(Einig & Zaspel, 2006, S. 163). Bei der Zunahme der sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigungsverhältnisse konnten im tertiären Sektor insbesondere die Bereich Finan-
zierung, Vermietung und Unternehmensdienstleistungen, sowie öffentliche und private 
Dienstleistungen Anteile gewinnen.  
 
Abbildung 108: Arbeitnehmer nach Wirtschaftszweigen (Jahresdurchschnitt, Schätzung) – RVR
181
, Zeit-
raum 2001 – 2009.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 
2012). 
 
Die wirtschaftliche Transformation wirkt sich dagegen negativ auf die Entwicklung der 
Anteile der Beschäftigten im sekundären Sektor aus. So ist beispielsweise zwischen 
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 RVR – Kreise und Kreisfreie Städte: Duisburg, Kreisfreie Stadt; Essen, Kreisfreie Stadt; Mülheim an 
der Ruhr, Kreisfreie Stadt; Oberhausen, Kreisfreie Stadt; Wesel, Kreis; Bottrop, Kreisfreie Stadt; Gelsen-
kirchen, Kreisfreie Stadt; Recklinghausen, Kreis; Bochum, Kreisfreie Stadt; Dortmund, Kreisfreie Stadt; 
Hagen, Kreisfreie Stadt; Hamm, Kreisfreie Stadt; Herne, Kreisfreie Stadt; Ennepe-Ruhr-Kreis; Unna, 
Kreis. 
2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009
Öffentliche und private Dienstleister 31,10 31,62 32,14 32,61 32,65 33,07 32,63 32,83 33,28
Finanzierung, Vermietung,
Unternehmensdienstl.
15,35 15,82 16,14 16,46 16,67 17,34 17,63 17,96 17,42
Handel, Gastgewerbe und Verkehr 26,20 26,14 26,12 26,55 26,21 26,50 26,12 26,30 26,18
Baugewerbe 5,51 5,37 5,08 4,98 4,78 4,71 4,65 4,66 4,62
Produzierendes Gewerbe 21,10 20,33 19,79 18,73 18,96 17,65 18,21 18,26 17,75
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 0,74 0,73 0,73 0,67 0,74 0,73 0,75 0,74 0,75
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2001 und 2009 der Anteil der Beschäftigten im produzierenden Gewerbe (einschließlich 
verarbeitendes Gewerbe) von 21,1 Prozent auf 17,75 Prozent zurückgegangen 
(Regionaldatenbank Deutschland, 2012). Jedoch seit 2006 pendelt sich der Anteile der 
Beschäftigten im produzierenden Gewerbe um die Spannweite von 17,65 bis 18,21 
Prozentpunkten ein.  
 
Abbildung 109: Anteil der Arbeitnehmer im Dienstleistungssektor in Prozent. (Jahresdurchschnitt, Schät-
zung) – BRD, NRW, RVR, Zeitraum 2001 – 2009. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 
2012). 
 
Betrachtet man die Entwicklung der Arbeitslosenquote182 im Gebiet des Regionalver-
bandes Ruhr der letzten zehn Jahre183, so kann festgestellt werden, dass im RVR-
Gebiet weiterhin eine angespannte Arbeitsmarktsituation vorzufinden ist. Die Arbeitslo-
senquote liegt stets mehrere Prozentpunkte über den Referenzwerten des Landes 
Nordrhein-Westfalen und dem bundesweiten Durchschnitt (vgl.: Abbildung 110, Karte 
55). Zum keinen Zeitpunkt des Betrachtungszeitraumes zeigte die Entwicklung der Ar-
beitslosenquote im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr gegenüber dem bundesweiten 
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 Arbeitslosenquote bezogen auf alle zivile Erwerbspersonen, Jahresdurchschnitt.  
183
 Zeitraum 2001-2010.  
2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009
BRD 69,22 70,00 70,60 71,15 71,75 72,18 72,26 72,37 72,89
NRW 69,97 70,86 71,59 72,29 72,90 73,45 73,66 73,85 74,40
RVR 72,65 73,57 74,39 75,62 75,52 76,91 76,38 77,08 76,88
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Durchschnitt und der Arbeitslosenquote des Landes NRW eine signifikante aufholende 
Tendenz. Besonders zum bundesweiten Durchschnitt zeichnet sich eine Abkopplung 
der Entwicklung der Arbeitslosenquote ab, während 2001 der Abstand zwischen dem 
Bundesgebiet und dem Gebiet des Regionalverbandes absolut noch 1,8 Prozentpunkte 
betragen hat, vergrößerte sich dieser innerhalb von neun Jahren auf 3,2 Prozentpunkte 
(Regionaldatenbank Deutschland, 2012).  
 
Abbildung 110: Arbeitslosenquote (bezogen auf alle zivile Erwerbspersonen), Jahresdurchschnitt. BRD, 
NRW, RVR, Zeitraum 2001-2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 
2012). 
 
In Anbetracht dieser weiterhin bestehenden Abkopplungstendenz des Arbeitsmarktes 
des Ruhrgebiets von der bundesdeutschen Entwicklung sollten an dieser Stelle die 
möglichen Ursachen, insbesondere die quantitativen Qualifizierungsmerkmale der sozi-
alversicherungspflichtigen Beschäftigten im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr be-
leuchtet werden. Nach der Definition der altindustriellen Regionen von Ott zeichnen sich 
altindustrielle Gebiete durch Mangel - geeigneter für die Bedürfnisse neue technologi-
scher Entwicklungen und Branchen – hochqualifizierter Arbeitskräfte aus. Dieser Zu-
stand ist nach Ott prägnant für die Bevölkerungs- und Sozialstruktur von Altindustriege-
bieten sein (Ott, 1997).  
2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010
Diff. BRD 1,8 1,7 1,8 2,2 3,3 3,4 3,1 3,1 2,9 3,2
Diff. NRW 2,4 2,3 2,3 2,5 3,0 2,8 2,6 2,4 2,2 2,2
BRD 9,4 9,8 10,5 10,5 11,7 10,8 9,0 7,8 8,2 7,7
NRW 8,8 9,2 10,0 10,2 12,0 11,4 9,5 8,5 8,9 8,7
RVR 11,2 11,5 12,3 12,7 15,0 14,2 12,1 10,9 11,1 10,9
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Der RVR-Durchschnitt – Ausbildungsniveau der sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigten am Wohnort - zeigt jedoch nur geringfügige Abweichungen der Qualifikationsdiffe-
renzierung gegenüber den Referenzwerten des Landes Nordrhein-Westfalen und dem 
bundesdeutschen Durchschnitt (vgl.: Tabelle 41). Es fällt jedoch auf, dass besonders im 
Vergleich zum bundesdeutschen Durchschnitt die Anteile der höherer qualifizierten so-
zialpflichtigen Beschäftigten (Abschluss an einer höheren Fach-,Fachhoch-, Hochschu-
le) im Gebiet des RVR im Betrachtungszeitraum 2001 – 2010 kontinuierlich niedriger 
sind (Differenzbetrag der Spannweite 0,4 bis 1,50 Prozentpunkte).  
 
Tabelle 41: Sozialversicherungspflichtige Beschäftigte am Wohnort nach Art der Ausbildung, Anteile in 
Prozent – BRD, NRW, RVR – Zeitraum 2001 bis 2010.  
  2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 
  Anteile in Prozent 
 
BRD 
A 17,60 17,14 16,70 16,28 15,78 15,37 15,02 14,77 14,25 13,91 
B 62,15 61,66 61,40 61,23 61,06 60,46 59,69 58,88 58,38 57,93 
C 8,69 8,93 9,16 9,30 9,55 9,72 9,87 10,05 10,43 10,60 
 
NRW 
A 19,41 18,97 18,44 17,99 17,31 16,80 16,58 16,37 15,80 15,68 
B 60,09 59,43 59,17 58,91 58,83 58,21 57,10 56,09 55,52 54,79 
C 8,11 8,35 8,60 8,78 9,02 9,18 9,32 9,55 9,94 10,15 
 
RVR 
A 18,10 17,66 17,20 16,77 15,72 15,63 15,50 15,30 14,84 14,75 
B 61,17 60,50 60,17 59,85 58,58 59,22 57,92 56,85 56,19 55,47 
C 7,35 7,53 7,76 7,93 9,15 8,28 8,40 8,60 8,93 9,14 
Erläuterung:  
A: Ohne abgeschlossene Berufsausbildung 
B: Lehr-oder Anlernausbildung, Abschluss an einer Berufsfach-/Fachschule  
C: Abschluss an einer höheren Fach-,Fachhoch-, Hochschule 
Quelle: Eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Der über Jahre stabile Abkopplungstrend der Entwicklung des Arbeitsmarktes im Gebiet 
des RVR vom bundesdeutschen Durchschnitt, hier insbesondere die Entwicklung der 
Arbeitslosenquote, ist somit auf der Ebene der aggregierten räumlichen Einheit des Re-
gionalverbandes Ruhr im Bereich der Qualifizierung der sozialversicherungspflichtigen 
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Beschäftigten nicht signifikant. Erst eine kleinräumlichere Analyse der Arbeitslosenquo-
ten sowie des Ausbildungsniveaus der Beschäftigten kann zu einer genaueren Klärung 
der Ursachen höher Arbeitslosigkeit im RVR-Gebiet beitragen. Diese Form der Analyse 
– gis-gestützt – wird im weiteren Verlauf der Arbeit erfolgen.  
Betrachtet man dagegen die Struktur der Arbeitslosigkeit im Gebiet des Regionalver-
bandes Ruhr - Arbeitslose nach ausgewählten Personengruppen – so wird deutlich, 
dass im Zeitraum 2001 bis 2009 die Gruppe der Langzeitarbeitslosen die höchsten An-
teile an der Gesamtzahl der Arbeitslosen ausgemacht hat. Der Anteil dieser Personen-
gruppe ist im betrachteten Zeitraum kein Mal unter die Marke von 35 Prozent gesunken. 
Der Spitzenwert aus dem Jahre 2006 betrug sogar mehr als 45 Prozent (vgl.: Abbildung 
112). 
 
Abbildung 111: Struktur der Arbeitslosigkeit im Gebiet des RVR – Arbeitslosen nach ausgewählten Per-
sonengruppen in absoluten Zahlen, Zeitraum 2001-2009
184
. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 
2012).  
                                                          
184
 Die Daten zur Arbeitslosigkeit von Menschen mit Behinderungen (schwerbehindert), sowie Langzeit-
arbeitslosen (langzeitarbeitslos) wurde für die Jahre 2005 und 2006 für Mühlheim an der Ruhr, Kreisfreie 
Stadt; Hamm, Kreisfreie Stadt und Ennepe-Ruhr Kreis in der Arbeitsmarktstatistik der Bundesanstalt für 
Arbeit nicht ausgewiesen. Daher können in der Abbildung die aggregierten Werte und Anteile dieser Per-
sonengruppen von der tatsächlichen Zahl abweichen.  
2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009
davon langzeitarbeitslos 116449 112140 128455 142164 141527 162975 137689 118018 105372
davon 55-65 Jahre 54949 44952 39550 36348 46068 44304 36276 32750 35882
davon 15-25 Jahre 30513 32715 32552 31273 39598 36145 29548 26089 28394
davon schwerbindert 20015 18214 18826 19439 18817 19060 18287 16375 16940
davon Ausländer 50990 53068 55831 56497 72774 70904 64665 60979 61480
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Das Phänomen der Langzeitarbeitslosigkeit185 - arbeitslose Personen die ein Jahr oder 
länger arbeitslos sind – stellt im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr eines der dring-
lichsten Probleme des Arbeitsmarktes dar. Weiterhin auffallend ist der steigende Anteil 
von arbeitslosen Ausländern.  
 
Abbildung 112: Struktur der Arbeitslosigkeit im Gebiet des RVR – Entwicklung der Anteile ausgewählter 
Personengruppen in Prozent, Zeitraum 2001-2009.
186
  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 
2012). 
 
Betrachtet man die räumliche Entwicklung der Arbeitslosenquote in Prozent in Nord-
rhein-Westfalen in Zeiträumen187 2001, 2005, und 2010, so kann festgestellt werden, 
dass auf der Ebene der Kreise die höchsten Arbeitslosenquoten sich im Gebiet des Re-
gionalverbandes Ruhr konzentrieren (vgl.: Karte 55). Besonders schwierig ist dabei die 
Situation des Arbeitsmarktes im Zentrum des RVR-Gebiets, im Kreis Gelsenkirchen. Im 
                                                          
185
 Langzeitarbeitslos ist jemand, der die Voraussetzungen nach § 18 SGB III i. V. m. § 3 Abs. 4 SGB III 
erfüllt. 
186
 Anmerkungen siehe Fußnote 183. 
187
 Begründung der vorgenommenen Auswahl: Jahr 2001 wurde als Referenzwert ausgewählt, das Jahr 
2005 aufgrund der höchsten Arbeitslosenquote in BRD, NRW und RVR der letzten zehn Jahre (vgl. Ab-
bildung 110), das Jahr 2010 soll die aktuelle Situation abbilden.  
2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009
davon Ausländer 18,05 18,40 18,24 18,01 19,45 19,81 20,82 21,62 21,54
davon schwerbindert 7,08 6,31 6,15 6,20 5,03 5,33 5,89 5,81 5,94
davon 15-25 Jahre 10,80 11,34 10,63 9,97 10,58 10,10 9,51 9,25 9,95
davon 55-65 Jahre 19,45 15,58 12,92 11,58 12,31 12,38 11,68 11,61 12,57
davon langzeitarbeitslos 41,22 38,87 41,96 45,31 37,82 45,54 44,33 41,85 36,92
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Jahre 2005 betrug dort beispielsweise die Arbeitslosenquote 25,2 Prozent 
(Regionaldatenbank Deutschland, 2012).  
 
Karte 55: Entwicklung der Arbeitslosenquote in Nordrhein-Westfalen, Zeitraum 2001, 2005, 2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Analysiert man die Entwicklung des Arbeitsmarktes im Gebiet des Regionalverbandes 
Ruhr unter dem Aspekt der Berufseinpendler und Berufsauspendler so wird deutlich, 
dass der Saldo der Pendlerbewegungen über die Kreisgrenzen im Gebiet des RVR ne-
gativ ist. Zum Beispiel pendelten im Jahre 2010 über 80 000 Personen aus dem Gebiet 
des RVR zu ihrer Arbeitsstätte über die Kreisgrenzen ihrer Wohnorte hinaus 
(Regionaldatenbank Deutschland, 2012). Besonders der nördliche Teilbereich des Ver-
bandsgebietes verzeichnet hohe negative Saldi.  
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Karte 56: Entwicklung der Pendlersaldi in Nordrhein-Westfalen (Berufspendler über die Kreisgrenzen), 
Zeitraum: 2001, 2005, 2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
4.8. Entwicklung lokaler Arbeitsmärkte im Ruhrgebiet  
 
Die Schwerindustrie übte über Jahrzehnte hinweg einen starken Einfluss auf die Physi-
ognomie – das wirtschafts- und sozialräumliche Gefüge – des Ruhrgebiets aus. Die 
montanindustriellen Standorte an der Ruhr wirkten dominierend auf die Arbeitsmärkte 
der Region, doch ihre Krisen wandelten die ehemals prosperierenden regionalen 
Wachstumspole zu Problemfällen mit allen negativen Konsequenzen der regionalen 
Entwicklung. Der oft monostrukturell geprägte lokale Arbeitsmarkt mit einseitig und sek-
torspezifisch fokussierten Qualifikationsmerkmalen der Arbeitskräfte erwies sich in Zei-
ten der Dekonjunktur der montanindustriellen Basis als ein gravierendes Problem regio-
naler und lokaler Entwicklungen im Ruhrgebiet (Haas & Neumair, 2005, S. 42). Die mit 
dem wirtschaftlichen Niedergang der Schwerindustriebetriebe verbundene Deindustria-
lisierung der Region bewirkte einen massiven, oft lokalkonzentrierten, Abbau der Ar-
beitsplätze. Die Reduktion des Arbeitsplatzangebots im Ruhrgebiet konnte auch in 
neuster Zeit nur selten durch Ersatzarbeitsplätze kompensiert werden (Wehling, 2006, 
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S. 15). Die Reduktion der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung im Gebiet des 
RVR setzte sich auch nach 2001 fort. Die indexierten Werte (Basisjahr 2001) belegen,  
 
Karte 57: Entwicklung sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung im Gebiet des RVR (Kreisebene), 
indexierte Werte, 2001 = 100 Prozent.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 
2012). 
 
dass in der letzten Dekade ein starker Rückgang sozialversicherungspflichtiger Be-
schäftigungsverhältnisse besonders zwischen 2001 und 2005 erfolgte, hier sanken bei-
spielsweise im Kreis Gelsenkirchen die Werte auf unter 89 Prozent des Bestandes von 
2001. Nach 2005 kommt es zur Erholung der sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-
gung in den Kreisen des RVR, wobei nur in zwei Kreisen (Kreis Wesel und Kreis 
Bottrop) die indexierten Werte über 100 Prozent des Bestandes von 2001 steigen (vgl.: 
Karte 57).  
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Karte 58: Entwicklung sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung im Gebiet des RVR (Kreisebene), 
indexierte Werte, 2005 = 100 Prozent. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 
2012). 
 
Eine starke Erholung sozialversicherungspflichtiger Beschäftigungsverhältnisse zwi-
schen 2005 und 2010 wurde an der Peripherie des RVR Gebiets in den Kreisen Wesel 
und Hamm verzeichnet. Hier stiegen die Werte über die Marke von 106 Prozent des 
Bestandes von 2005. Ebenfalls eine starke positive Entwicklung konnte im betrachteten 
Zeitraum in den Kreisen Dortmund und Bottrop beobachtet werden. Schwach dagegen 
entwickelten sich die sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse südlich 
der Hellwegzone188 im Bereich der Kreise Ennepe-Ruhr und Hagen.  
Die Langzeitarbeitslosigkeit stellt eines der dringendsten Probleme der lokalen Arbeits-
märkte der RVR-Agglomeration dar. Besonders in Zeiten höher Arbeitslosigkeit (Bei-
                                                          
188
 Die Hellwegzone wird (von Westen nach Osten) von den Städten Duisburg, Mühlheim an der Ruhr, 
Essen, Bochum und Dortmund gebildet. Die Hellwegzone stellt den Ballungskern des Ruhrgebietes dar 
(Butzin et al., 2008).  
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spieljahr 2005) steigt der Anteil der langzeitarbeitslosen Personen an der Gesamtzahl 
der Arbeitslosen beispielsweise in Kreisen Bottrop, Herne und Dortmund auf fast 50 
Prozent. Während jedoch an der Peripherie des RVR-Gebiets die Langzeitarbeitslosig-
keit im Zeitvergleich 2001-2009 sinkt, bleibt der Anteil langzeitarbeitsloser Personen im 
Zentrum des RVR-Gebiets - beispielweise in Kreisen Gelsenkirchen und Dortmund – 
kontinuierlich auf einem hohem Niveau (Spannweite 42-47 Prozent, vgl.: Karte 59).  
 
Karte 59: Anteil Langzeitarbeitsloser in Prozent an der Gesamtzahl der Arbeitslosen im Gebiet des RVR 
(Kreisebene), Zeitraum 2001, 2005, 2009. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 
2012). 
 
„[…] Das Negative und das macht eigentlich auch Dortmund aus, sage mal politisch aus, 
ist der nach wie vor hohe Sockelbestand an Langzeitarbeitslosen. Das ist das Grundprob-
lem. Wenn ich die Zahlen richtig im Kopf habe sind das ungefähr 20.000 in Dortmund. 
Wir haben ungefähr 39.000 Arbeitslose im Augenblick in Dortmund, von denen mit Ab-
stand der größte Teil in der ARGE untergebracht ist. Das ist eine Arbeitsgemeinschaft 
aus der Bundesagentur für Arbeit. Die eigentlich normalen Arbeitslosen sind in der Agen-
tur für Arbeit, da gibt es eine Arbeitslosenquote von 2 Prozent oder so was, die ist extrem 
gering […]“.
189
 
 
                                                          
189
 Aussage Experteninterview im Ruhrgebiet, Dortmund, 2009. 
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Absolut (Indexjahr 2001) ist die Zahl der Langzeitarbeitslosen in fünf von fünfzehn Krei-
sen des RVR zwischen 2001 und 2009 gestiegen. Insgesamt im RVR-Durchschnitt fiel 
jedoch die Zahl der Langzeitarbeitslosen auf ca. 90 Prozent des Bestands von 2001 
(vgl.: Tabelle 42.).  
 
Tabelle 42: Veränderungsdynamik der Zahl der langzeitarbeitslosen Personen im Gebiet des RVR 
(Kreisebene), Zeitraum 2001-2009, indexiert. Basisjahr = 2001. 
 Veränderungsdynamik in Prozent, 2001 = 100 Prozent 
Kreise 2005 2009 
Duisburg 139,94 107,18 
Essen 140,64 109,51 
Mülheim an der Ruhr k. A. 5,65 
Oberhausen 132,15 128,49 
Wesel 119,17 83,36 
Bottrop 154,39 71,39 
Gelsenkirchen 149,88 97,39 
Recklinghausen 113,15 102,78 
Bochum 138,15 81,89 
Dortmund, 135,72 94,07 
Hagen 146,76 111,22 
Hamm k. A. 2,11 
Herne 136,12 89,34 
Ennepe-Ruhr-Kreis k. A. 9,68 
Unna 141,05 105,02 
Gesamt RVR 121,54 90,49 
Quelle: Eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Während die Problematik der Langzeitarbeitslosigkeit zwischen 2001 und 2009 nur in 
wenigen Teilräumen des RVR-Gebietes gelöste werden konnte, verzeichnet man dage-
gen bei der Reduktion des Anteiles älterer Arbeitsloser (55 bis 65 Jahre) in allen Krei-
sen des RVR eine positive Trendentwicklung (zumindest laut den Statistiken).  
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Karte 60: Anteile arbeitsloser Personen zwischen 55 und 65 Jahren in Prozent an der Gesamtzahl der 
Arbeitslosen im Gebiet des RVR (Kreisebene), Zeitraum 2001, 2005, 2009.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 
2012). 
 
Die positive Trendwende bei der Reduktion der Arbeitslosigkeit älterer Arbeitnehmer im 
Gebiet des RVR spiegeln ebenfalls die absoluten Zahlen wider. Indexiert (Basisjahr 
2001) sank die Zahl der älteren Arbeitslosen zwischen 2001 und 2009 auf Werte zwi-
schen 49 und 84 Prozent des Bestands von 2001. Die Entwicklung der Zahl älterer Ar-
beitsloser verhielt sich im Jahre 2005 - während der starken Zunahme der Arbeitslo-
senquote in Deutschland und dem Gebiet des RVR – sogar bis auf den Kreis Recklin-
ghausen umgekehrt proportional.  
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Tabelle 43: Veränderungsdynamik der Arbeitslosenzahl und der Zahl der älteren Arbeitslosen (55 – 65 
Jahre) im Gebiet des RVR, Zeitraum 2001-2009, indexiert. Basisjahr 2001 = 100.  
 Arbeitslosenzahl Zahl der Arbeitslosen 
(55-65 Jahre) 
Arbeitslosenzahl Zahl der Arbeitslosen 
(55-65 Jahre) 
 Veränderungsdynamik in Prozent, 2001 = 100 Prozent 
Kreise 2005 2009 
Duisburg 133,96 79,28 102,92 58,50 
Essen 147,63 88,30 113,32 73,19 
Mülheim an der Ruhr 128,57 82,52 99,57 62,32 
Oberhausen 129,81 74,39 111,11 70,94 
Wesel 124,89 68,93 94,76 54,82 
Bottrop 133,02 81,95 84,36 49,37 
Gelsenkirchen 149,22 102,06 97,71 64,02 
Recklinghausen 115,90 75,61 97,38 67,79 
Bochum 133,63 95,39 95,56 69,36 
Dortmund, 134,99 92,81 101,23 65,62 
Hagen 135,76 79,08 114,46 60,76 
Hamm 125,57 88,06 94,08 83,86 
Herne 125,82 72,34 93,34 61,54 
Ennepe-Ruhr-Kreis 129,95 85,59 100,37 67,58 
Unna 132,17 81,62 100,86 63,67 
Gesamt RVR  
132,46 83,84 101,01 65,30 
Quelle: Eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Eine negative Trendentwicklung kann in der letzten Dekade im Gebiet des Regionalver-
bandes Ruhr besonders beim Anteil der ausländischen Arbeitslosen festgestellt werden. 
In dieser Personengruppe kam es zwischen 2001 und 2009 in allen Kreisen des RVR 
zu einem starken Anstieg der Arbeitslosigkeit. Fast in allen Kreisen des RVR war im 
betrachteten Zeitraum der Anstieg der Zahl der arbeitslosen Ausländer im Vergleich 
zum Anstieg der Gesamtzahl der Arbeitslosen deutlich stärker ausgeprägt. 
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Karte 61: Anteile ausländischer Arbeitsloser in Prozent an der Gesamtzahl der Arbeitslosen im Gebiet 
des RVR (Kreisebene), Zeitraum 2001, 2005, 2009. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 
2012). 
 
Beispielsweise stieg die Zahl der arbeitslosen Ausländer im Kreis Essen im Jahre 2005 
auf ca. 173 Prozent des Bestandes von 2001 (Tabelle 43 und Tabelle 44). 
 
Tabelle 44: Veränderungsdynamik der Zahl der ausländischen Arbeitslosen im Gebiet des RVR, Zeitraum 
2001-2009, indexiert. Basisjahr = 2001. 
 2001 2005 2009 2005 2009 
Kreise  absolut indexiert 2001 = 100 Prozent 
Duisburg 6 955 10 089 8 846 145,06 127,19 
Essen 4 983 8 638 7 680 173,35 154,12 
Mülheim an der Ruhr 1 266 2 077 1 895 164,06 149,68 
Oberhausen 2 096 2 957 2 968 141,08 141,60 
Wesel 2451 3043 2629 124,15 107,26 
Bottrop 9 06 1 236 925 136,42 102,10 
Gelsenkirchen 3 941 6 207 4 318 157,50 109,57 
Recklinghausen 5 921 6 847 6 610 115,64 111,64 
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Bochum 3 255 4 520 3 484 138,86 107,04 
Dortmund, 8 040 11 592 9 084 144,18 112,99 
Hagen 2 370 3 481 3 029 146,88 127,81 
Hamm 1 821 2 395 1 998 131,52 109,72 
Herne 1 915 2 847 2 295 148,67 119,84 
Ennepe-Ruhr-Kreis 2 043 2 765 2 342 135,34 114,64 
Unna 3 027 4 080 3 377 134,79 111,56 
Gesamt RVR  50 990 72 774 61 480 142,72 120,57 
Quelle: Eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Im Vergleich zu übrigen Gruppen der arbeitslosen Personen im Gebiet des Regional-
verbandes Ruhr ist die Zahl der arbeitslosen Ausländer im Zeitvergleich konstant über 
dem Werteniveau des Jahres 2001 geblieben. Im Gesamtvergleich kann somit die Ent-
wicklung der Arbeitslosigkeit von Ausländern als eines der größten arbeitsmarktpoliti-
schen Probleme der letzten Dekade im Untersuchungsgebiet bezeichnet werden.  
 
Abbildung 113: Entwicklung der Arbeitslosenzahl ausgewählter Personengruppen im Gebiet des RVR, 
Zeitraum 2001-2009, indexierte Werte, 2001 = 100 Prozent.  
 
Quelle: Eigene Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 
2012). 
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Karte 62: Ausbildungsniveau der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten im RVR-Gebiet (Kreisebe-
ne), Anteile sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter ohne abgeschlossene Berufsausbildung in %. 
Zeitraum 2001-2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 
2012). 
 
In Anbetracht der ausgewerteten Daten zum Ausbildungsniveau der sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigten im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr und den lokalen 
Arbeitslosenquoten im Zeitraum 2001 bis 2010 stellt sich nun die Frage, ob die Höhe 
der Arbeitslosenquote mit dem Ausbildungsniveau der sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigten zusammenhängt, d.h. ob das fachliche Niveau der Beschäftigten Einfluss 
auf die Entwicklung der lokalen Arbeitslosigkeit im Untersuchungsgebiet nimmt. Die gis-
gestützten Analysen, hier die kartographischen Ausarbeitungen (vgl. Karte 55, Karte 62, 
Karte 63) und deren Vergleich liefert keine eindeutigen Tendenzen für das Vorhanden-
sein solcher möglicher Zusammenhänge. Erst die Überprüfung mittels teststatischer 
Verfahren der Korrelationsanalyse und des Chi²-Unabhängigkeitstestes kann potentielle 
Zusammenhangs- und Abhängigkeits-tendenzen beider Variablen (Ausbildungsniveau 
und Arbeitslosenquote) im Untersuchungsraum aufdecken. Die Korrelationsanalyse ba-
siert hier auf der Berechnung der Wertepaare (Bühl, 2010, S. 385) – Variablen zum 
Ausbildungsniveau und der Arbeitslosenquote -, der bivariaten Zusammenhangsmaß-
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prüfung liegen demnach Werte der Jahre 2001 und 2010 zugrunde. Die Auswahl zweier 
Zeiträume soll hier die Vergleichbarkeit der arbeitsmarkttechnischen Entwicklung im 
Untersuchungsraum unterstützen.  
 
Karte 63: Ausbildungsniveau der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten im RVR-Gebiet (Kreisebe-
ne), Anteile sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter mit einem Abschluss an einer höheren Fach-, 
Fachhoch-, Hochschule in %. Zeitraum 2001-2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 
2012). 
 
Die nummerische Prüfung des Zusammenhangs ausgewählter Variablen wird durch 
den Wert des Korrelationskoeffizienten definiert. Die Berechnung des Korrelationskoef-
fizienten – Korrelationskoeffizient nach Pearson – erfolgt nach folgender Formel:  
 
     
       ̃        ̃  
√       ̃   √       ̃  
  
 
Hierbei stellen xi, yi die Werte der zwei Variablen in Beobachtung i dar, und  ̃,  ̃ die Mit-
telwerte der zwei Variablen. Der Korrelationskoeffizient ist symmetrisch (     =      ) und 
durch den Wertebereich        normiert, wobei das Vorzeichen die Richtung des 
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Zusammenhangs angibt. Je höher bei negativer Korrelation die x-Werte sind, desto 
niedriger sind die durchschnittlichen y-Werte. Bei positivem Zusammenhang entspre-
chen höhere x-Werte durchschnittlich höheren y-Werten (Hatzinger & Nagel, 2009, S. 
218/219).  
Zuerst wird analysiert ob der Anteil der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten mit 
einem hohen Ausbildungsniveau mit der Höhe der lokalen Arbeitslosenquote zusam-
menhängt. Zunächst kann für die grafische Darstellung des möglichen Zusammen-
hangs ausgewählter Variablenpaare ein rechtwinkliges Koordinatensystem verwendet 
werden, dessen Achsen den beiden Variablen entsprechen, dabei wird jedes Wertepaar 
durch ein Symbol im Koordinatenraum markiert. Die Punktewolke des Streudiagramms 
liefert erste grafische Hinweise auf das Vorhandensein möglicher Zusammenhänge 
(Bühl, 2010, S. 385/386).  
 
Abbildung 114: Korrelationsanalyse – Arbeitslosenquote in % und Ausbildungsniveau im RVR-Gebiet 
(Kreisebene), Anteile sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter mit einem Abschluss an einer höheren 
Fach-, Fachhoch-, Hochschule in %. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 
2012). 
 
Die Punktewolken beider Streudiagramme in der Abbildung 114 zeigen jedoch eine dis-
perse Verteilung der Merkmalsträger im Koordinatenraum, da die RVR Kreise sich nicht 
um die Gleichungsgerade (         räumlich nah gruppieren, lässt dies auf feh-
lende oder nur schwach ausgeprägte Korrelation beider Variablen schließen (Hatzinger 
& Nagel, 2009, S. 219-221). Diese Tendenz bestätigt auch die numerische Beschrei-
bung durch den Korrelationskoeffizienten. Für beide Zeiträume zeigt der Korrelations-
2001 2010 
2010 2001 
299 
 
koeffizient nach Pearson im Untersuchungsgebiet Werte deutlich unter der Marke von 
0,4. Dieser Prüf-Wert lässt nach Bühl (Bühl, 2010, S. 386) auf eine nur geringe bis sehr 
geringe Korrelation beider Variablen (Arbeitslosenquote und Ausbildungsniveau: Anteil 
der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten mit einem Abschluss an einer höheren 
Fach-, Fachhoch-, Hochschule in %) schließen.  
 
Tabelle 45: Korrelationsanalyse – Arbeitslosenquote in % und Ausbildungsniveau im RVR-Gebiet (Kreis-
ebene), Anteile sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter mit einem Abschluss an einer höheren Fach-, 
Fachhoch-, Hochschule in %. 2010/2001.  
Korrelationen 
Jahr 2010 Arbeitslosenquote in % Ausbildungsniveau* Anteil in %  
Arbeitslosenquote in % Korrelation nach Pearson 1 ,325 
Signifikanz (2-seitig)  ,237 
N 15 15 
Ausbildungsniveau Korrelation nach Pearson ,325 1 
Signifikanz (2-seitig) ,237  
N 15 15 
Korrelationen 
Jahr 2001 Arbeitslosenquote in % Ausbildungsniveau* Anteil in % 
Arbeitslosenquote in % Korrelation nach Pearson 1 ,138 
Signifikanz (2-seitig)  ,624 
N 15 15 
Ausbildungsniveau Korrelation nach Pearson ,138 1 
Signifikanz (2-seitig) ,624  
N 15 15 
*Anteile sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter mit einem Abschluss an einer höheren Fach-, Fachhoch-, Hochschule 
Quelle: Eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
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Nachdem sich der Zusammenhang der Variablen: lokale Arbeitslosenquote und der An-
teil der sozialversicherungspflichten Beschäftigten mit hohen Ausbildungsniveau als 
nicht signifikant erwiesen hat, sollte nun das andere Ende der Ausbildungsskala (Anteil 
der Beschäftigten ohne abgeschlossene Berufsausbildung) in die Korrelationsanalyse 
einbezogen werden. Die Streudiagramme der Abbildung 115 zeigen ähnliche disperse 
Verteilung der Merkmalsträger im Koordinatenraum, wobei im Betrachtungszeitraum 
2001 eine Tendenz räumlicher Nähe zu der Gleichungsgeraden (          ) der 
Kreise: Duisburg, Hamm, Recklinghausen, Oberhausen, Essen und Bochum erkennbar 
ist.  
 
Abbildung 115: Korrelationsanalyse – Arbeitslosenquote in % und Ausbildungsniveau im RVR-Gebiet 
(Kreisebene), Anteile sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter ohne abgeschlossene Berufsausbildung 
in %. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 
2012). 
 
Die grafische Lösung im Streudiagramm in der Abbildung 115, die disperse Verteilung 
der Merkmalsträger im Koordinatenraum, lässt die Vermutung zu, dass auch der Anteil 
der geringqualifizierten Beschäftigten keinen signifikanten Zusammenhang mit der loka-
len Arbeitslosenquote im Untersuchungsraum aufweist. Auch im diesen Falle spricht die 
numerische Beschreibung des bivariaten Zusammenhangs in Form des Korrelationsko-
effizienten nur für einen geringen oder sehr geringen Zusammenhang beider Variablen. 
Die Korrelationskoeffizienten der Jahre 2001 und 2010 liegen deutlich unter dem Wert 
von -0,3. 
2001 2010 
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Tabelle 46: Korrelationsanalyse – Arbeitslosenquote in % und Ausbildungsniveau im RVR-Gebiet (Kreis-
ebene), ), Anteile sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter ohne abgeschlossene Berufsausbildung in 
%. 
Korrelationen 
Jahr 2010 Ausbildungsniveau Arbeitslosenquote 
Ausbildungsniveau Korrelation nach Pearson 1 -,254 
Signifikanz (2-seitig)  ,362 
N 15 15 
Arbeitslosenquote Korrelation nach Pearson -,254 1 
Signifikanz (2-seitig) ,362  
N 15 15 
Korrelationen 
2001 Ausbildungsniveau* Arbeitslosenquote 
Ausbildungsniveau Korrelation nach Pearson 1 -,038 
Signifikanz (2-seitig)  ,892 
N 15 15 
Arbeitslosenquote Korrelation nach Pearson -,038 1 
Signifikanz (2-seitig) ,892  
N 15 15 
*Anteile sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter ohne abgeschlossene Berufsausbildung in %. 
Quelle: Eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Der Auswertung der Korrelationsanalysen folgend konnte demnach für den Untersu-
chungsraum kein signifikanter Zusammenhang der Variablen: lokale Arbeitslosenquote 
in Prozent und Ausbildungsniveau der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten 
festgestellt werden. Das bedeutet, dass die Entwicklung der Arbeitslosigkeit mit dem 
Ausbildungsniveau der Beschäftigten im Untersuchungsraum keinen signifikanten Zu-
sammenhang aufweist. Um jedoch den Beweis weiterzuführen, werden im nächsten 
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Schritt beide Variablen auf ihre Abhängigkeit geprüft. Die teststatistische Prüfung wird 
mittels des Chi-Quadrat-Unabhängigkeitstests durchgeführt. Der Chi-Quadrat-
Unabhängigkeitstest, als nicht-parametrischer Test, stellt keine hohen Anforderungen 
an das Messniveau, die Werte müssen lediglich nominalskaliert sein. Darüber hinaus 
wird beim Chi-Quadrat-Unabhängigkeitstest zur Hypothesenprüfung nicht ein einzelner 
Parameter, sondern die ganze Verteilung der Variablen herangezogen. Bei diesem 
nicht-parametrischen Testverfahren wird die empirisch beobachtete Verteilung mit einer 
erwarteten Verteilung verglichen. Die erwartete Verteilung ist diejenige, die auftreten 
würde, wenn zwischen den untersuchten Variablen keine Beziehung bestünde, d.h. 
wenn beide Variablen voneinander unabhängig wären (Janssen & Laatz, 2007, S. 262-
263). Der Chi-Quadrat-Wert, ist ein Messwert zur Prüfung der Stärke der Abweichung 
der beobachteten Verteilung von der erwarteten Verteilung in einer Kreuztabelle und 
wird nach folgender Formel berechnet:  
 
    ∑∑
         
   
 
   
 
   
 
 
wobei oij die beobachtete Häufigkeit für die Kategorienkombination i und j darstellt und 
eij die erwartete Häufigkeit für die Kategorienkombination i und j abbildet. I und J stehen 
für die Gesamtzahl der Kategorien der beiden Faktoren (Hatzinger & Nagel, 2009, S. 
149).  
Die Prüfung der Abhängigkeitsbeziehungen der Variablen erfolgt mithilfe der Nullhypo-
these und der Alternativhypothese, sind die Variablen unabhängig voneinander wird die 
Nullhypothese beibehalten, im Falle einer identifizierter Abhängigkeitsbeziehung wird 
die Alternativhypothese angenommen (Janssen & Laatz, 2007, S. 262-263). Zur Prü-
fung der Abhängigkeitsbeziehung der Variablen Ausbildungsniveau der Beschäftigten 
und lokale Arbeitslosenquote können demnach folgende Hypothesen aufgestellt wer-
den. Dabei wird die lokale Arbeitslosenquote als abhängige Variable definiert.  
 
Fall 1:  
  : Es besteht keine Abhängigkeitsbeziehung zwischen dem Anteil sozialversiche-
rungspflichtiger Beschäftigter mit einem Abschluss an einer höheren Fach-, Fachhoch-, 
Hochschule und der lokalen Arbeitslosenquote im Untersuchungsgebiet. 
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  : Es besteht eine Abhängigkeitsbeziehung zwischen dem Anteil sozialversiche-
rungspflichtiger Beschäftigter mit einem Abschluss an einer höheren Fach-, Fachhoch-, 
Hochschule und der lokalen Arbeitslosenquote im Untersuchungsgebiet. 
Fall 2:  
  : Es besteht keine Abhängigkeitsbeziehung zwischen dem Anteil sozialversiche-
rungspflichtiger Beschäftigter ohne abgeschlossene Berufsausbildung und der lokalen 
Arbeitslosenquote im Untersuchungsgebiet. 
  : Es besteht eine Abhängigkeitsbeziehung zwischen dem Anteil sozialversiche-
rungspflichtiger Beschäftigter ohne abgeschlossene Berufsausbildung und der lokalen 
Arbeitslosenquote im Untersuchungsgebiet. 
 
Fall 1. Jahr 2010. 
Tabelle 47: Chi-Quadrat-Unabhängigkeitstest - Arbeitslosenquote in % und Ausbildungsniveau im RVR-
Gebiet (Kreisebene), Anteile sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter mit einem Abschluss an einer 
höheren Fach-, Fachhoch-, Hochschule in %, Jahr 2010. 
Verarbeitete Fälle 
Jahr 2010 
Fälle 
Gültig Fehlend Gesamt 
N Prozent N Prozent N Prozent 
Ausbildungsniveau* Arbeits-
losenquote 
15 100,0% 0 ,0% 15 100,0% 
Chi-Quadrat-Unabhängigkeitstest 
 Wert df* Asymptotische Signifikanz (2-seitig) 
Chi-Quadrat nach Pearson 195,000
a
 182 ,242 
Likelihood-Quotient 78,469 182 1,000 
Zusammenhang linear-mit-
linear 
1,481 1 ,224 
Anzahl der gültigen Fälle 15   
 *Anteile sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter mit einem Abschluss an einer höheren Fach-, Fachhoch-, Hochschule 
Signifikanzniveau = 0,05 
Quelle: Eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
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Fall 1. Jahr 2001 
Tabelle 48: Chi-Quadrat-Unabhängigkeitstest - Arbeitslosenquote in % und Ausbildungsniveau im RVR-
Gebiet (Kreisebene), Anteile sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter mit einem Abschluss an einer 
höheren Fach-, Fachhoch-, Hochschule in %, Jahr 2001. 
Verarbeitete Fälle 
Jahr 2001 
Fälle 
Gültig Fehlend Gesamt 
N Prozent N Prozent N Prozent 
Ausbildungsniveau * Arbeits-
losenquoten 
15 100,0% 0 ,0% 15 100,0% 
Chi-Quadrat-Tests 
 Wert df Asymptotische Signifikanz (2-seitig) 
Chi-Quadrat nach Pearson 210,000
a
 196 ,234 
Likelihood-Quotient 81,242 196 1,000 
Zusammenhang linear-mit-
linear 
,267 1 ,605 
Anzahl der gültigen Fälle 15   
*Anteile sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter mit einem Abschluss an einer höheren Fach-, Fachhoch-, Hochschule 
Signifikanzniveau = 0,05 
Quelle: Eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Bei der teststatistischen Überprüfung der Abhängigkeitsbeziehungen der Variablen mit-
hilfe des SPSS-Programms, wird der Chi-Quadrat-Wert der beiden Variablen aus der 
Kreuztabelle berechnet. Zwei Variablen einer Kreuztabelle gelten dann als voneinander 
unabhängig, wenn die beobachteten Häufigkeiten der einzelnen Zeilen mit den erwarte-
ten Häufigkeiten übereinstimmen, d.h. wenn die Residuen gering sind. Zur Berechnung 
des Chi-Quadrat-Wertes werden im SPSS-Programm drei verschiedene Formeln ver-
wendet, die nach Pearson, Likelihood und linear mit linear (Bühl, 2010, S. 293). In der 
vorliegenden Analyse wird die Pearsonsche Formel zur Bestimmung der Abhängigkeit 
der Variablen herangezogen. 
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Fall 2. Jahr 2010  
Tabelle 49: Chi-Quadrat-Unabhängigkeitstest - Arbeitslosenquote in % und Ausbildungsniveau im RVR-
Gebiet (Kreisebene), Anteile sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter ohne abgeschlossene Berufs-
ausbildung in %. Jahr 2010 
Verarbeitete Fälle 
Jahr 2010 
Fälle 
Gültig Fehlend Gesamt 
N Prozent N Prozent N Prozent 
Ausbildungsniveau * Arbeits-
losenquote 
15 100,0% 0 ,0% 15 100,0% 
Chi-Quadrat-Tests 
 Wert df Asymptotische Signifikanz (2-seitig) 
Chi-Quadrat nach Pearson 210,000
a
 196 ,234 
Likelihood-Quotient 81,242 196 1,000 
Zusammenhang linear-mit-
linear 
,900 1 ,343 
Anzahl der gültigen Fälle 15   
*Anteile sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter ohne abgeschlossene Berufsausbildung in %. 
Signifikanzniveau = 0,05 
Quelle: Eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Der Chi-Quadrat-Wert ist also die Summe der standardisierten Residuen, die über alle 
Felder der Kreuztabelle gebildet wird. Sind also die Differenzbeträge zwischen beo-
bachteten und erwarteten Häufigkeiten gering, ist auch der Chi-Quadrat-Wert verhält-
nismäßig gering. Nach Pearson sprechen kleine Chi-Quadrat-Werte für die Nullhypo-
these und die somit vorliegende Unabhängigkeit der Variablen. Große Chi-Quadrat-
Werte zeigen dagegen signifikante Ergebnisse für eine Abhängigkeitsbeziehung zwi-
schen den vorliegenden Variablen an. Im SPSS wird ein signifikanter Chi-Quadrat-Wert 
angezeigt, wenn das Signifikanzniveau Alpha (Asymptotische Signifikanz) z.B. von 0,05 
(5 %) unterschritten wird, d.h. wenn der Prüf-Wert kleiner als das Signifikanzniveau Al-
pha ist (Hatzinger & Nagel, 2009, S. 150).  
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Fall 2. Jahr 2001 
Tabelle 50: Chi-Quadrat-Unabhängigkeitstest - Arbeitslosenquote in % und Ausbildungsniveau im RVR-
Gebiet (Kreisebene), Anteile sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter ohne abgeschlossene Berufs-
ausbildung in %. Jahr 2001 
Verarbeitete Fälle 
 
Fälle 
Gültig Fehlend Gesamt 
N Prozent N Prozent N Prozent 
Ausbildungsniveau * Arbeits-
losenquote 
15 100,0% 0 ,0% 15 100,0% 
Chi-Quadrat-Tests 
2001 Wert df Asymptotische Signifikanz (2-seitig) 
Chi-Quadrat nach Pearson 210,000
a
 196 ,234 
Likelihood-Quotient 81,242 196 1,000 
Zusammenhang linear-mit-
linear 
,020 1 ,886 
Anzahl der gültigen Fälle 15   
*Anteile sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter ohne abgeschlossene Berufsausbildung in %. 
Signifikanzniveau = 0,05 
Quelle: Eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
In der vorliegenden Analyse der Abhängigkeitsbeziehungen zwischen den Variablen: 
lokale Arbeitslosenquote und Ausbildungsniveau der sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigten im Untersuchungsraum, wird bei beiden Fällen (Fall 1. Und Fall 2.) das Sig-
nifikanzniveau Alpha (hier 0,05) nicht unterschritten, dies bedeutet, dass in beiden Fäl-
len die Nullhypothese beibehalten wird, und dass das teststatistische Verfahren des 
Chi-Quadrat-Unabhängigkeitstests keine signifikanten Ergebnisse für eine Abhängig-
keitsbeziehung beider Variablen anzeigt. Wie schon die Ergebnisse der Korrelations-
analyse (vgl.: Tabelle 45 und Tabelle 46) vermuten ließen, besteht zwischen den Vari-
ablen keine signifikante Abhängigkeit.  
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Obwohl im Untersuchungsraum die teststatistische Überprüfung für die Zusammenhän-
ge und Abhängigkeitsbeziehungen beider Variablen keine signifikanten Ergebnisse lie-
fert, kann festgehalten werden, dass in der letzten Dekade die lokalen Arbeitsmärkte 
des Regionalverbandes Ruhr einen stetigen qualitativen Veränderungsprozess durch-
laufen. Die ausgewerteten Daten zeigen deutlich, dass das Ausbildungsniveau der so-
zialversicherungspflichtigen Beschäftigten im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr kon-
tinuierlich steigt.  
 
Tabelle 51: Veränderung des Ausbildungsniveaus sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter im RVR-
Gebiet, Anteil sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter ohne abgeschlossene Berufsausbildung, Zeit-
raum 2001-2010.  
Deskriptive Statistik: Anteil sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter ohne abgeschlossene Berufsausbildung 
 N Spannweite Minimum Maximum Mittelwert Standardabweichung 
Jahr 2001 15 6,74 15,11 21,85 18,5247 1,74219 
Jahr 2010 15 6,90 12,53 19,43 15,2687 1,92444 
Quelle: Eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Abbildung 116: Veränderung des Ausbildungsniveaus sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter im 
RVR-Gebiet, Anteil sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter ohne abgeschlossene Berufsausbildung, 
Zeitraum 2001-2010. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
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Tabelle 52: Veränderung des Ausbildungsniveaus sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter im RVR-
Gebiet, Anteil sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter mit einem Abschluss an einer höheren Fach-, 
Fachhoch-, Hochschule, Zeitraum 2001-2010.  
Deskriptive Statistik: Anteil sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter mit einem Abschluss an einer höheren Fach-, 
Fachhoch-, Hochschule 
 N Spannweite Minimum Maximum Mittelwert Standardabweichung 
Jahr 2001 15 6,80 4,40 11,20 6,7980 1,77110 
Jahr 2010 15 7,70 6,03 13,73 8,5813 2,13940 
Quelle: Eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Abbildung 117: Veränderung des Ausbildungsniveaus sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter im 
RVR-Gebiet, Anteil sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter mit einem Abschluss an einer höheren 
Fach-, Fachhoch-, Hochschule, Zeitraum 2001-2010. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
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4.9. Demographische Entwicklung im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr  
 
Die Analysen demografischer Entwicklung im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr kön-
nen zuerst - wie im Falle der oberschlesischen Agglomeration (vgl.: Kapitel 4.2.) – auf 
der übergeordneten administrativ-räumlichen Ebene eingebettet werden. Im Land Nord-
rhein-Westfalen, dem bevölkerungsreichsten Land der Bundesrepublik Deutschland, 
lebten im Jahre 2010 auf ca. 34.088 km² 17 845 154 Menschen. Das waren ca. 523 
Einwohner pro km². Damit verzeichnete das Land Nordrhein-Westfalen unter den Flä-
chenländern mit Abstand die höchste Einwohnerdichte in der Bundesrepublik Deutsch-
land (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). Zwischen 1995 und 2003 konnte eine 
positive Entwicklung der Einwohnerzahl beobachtet werden (Zunahme der Bevölke-
rungszahl um 186 641), jedoch nach 2003 beginnt die Einwohnerzahl des Landes kon-
tinuierlich zu sinken. In den letzten fünfzehn Jahren sank per Saldo die Bevölkerungs-
zahl des Landes um insgesamt 47 891 Einwohner (vgl.: Abbildung 118). 
 
Abbildung 118: Bevölkerungsentwicklung des Landes Nordrhein-Westfalen, Zeitraum 1995-2010. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Die Verteilung der Bevölkerung in Nordrhein-Westfalen ist sehr differenziert, während 
die Randgebiete wie beispielsweise der Kreis Euskirchen und das Hochsauerland eher 
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dünnbesiedelt sind, gehört der Raum Rhein-Ruhr zu den am dichtesten besiedelten 
Regionen in Europa (Schmit, 2007, S. 168).  
 
Karte 64: Bevölkerungsdichte des Landes Nordrhein-Westfalen, Einwohner pro km², 2010. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 
2012). 
 
Die demografische Struktur, die Altersstruktur der Bevölkerung, des Landes Nordrhein-
Westfalen wird in den letzten fünfzehn Jahren zunehmend durch die Tendenz der 
Überalterung charakterisiert. Während 1995 nur etwa ein Drittel der Bevölkerung älter 
als 45 Jahre war, wächst der Anteil dieser Altersgruppe (älter als 45 Jahre) im Jahre 
2010 auf fast 50 Prozent der Gesamtbevölkerung des Landes.  
 
Abbildung 119: Altersstruktur der Bevölkerung des Landes Nordrhein-Westfalen, Zeitraum 1995-2010. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%
1995
2000
2005
2010
1995 2000 2005 2010
0-14 2910379 2927246 2719446 2475029
15-29 3424300 3000661 3107625 3129504
30-44 4204442 4440597 4125799 3565991
45-65 4505859 4584311 4624072 5057288
über 65 2848065 3057050 3481163 3617342
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Die Überalterungstendenz der NRW-Bevölkerung wird noch deutlicher, wenn man die 
Entwicklung der Anteile der Altersgruppen an der Gesamtbevölkerung indexiert, und 
hier das Jahr 1995, als das Indexjahr einsetzt.  
 
Abbildung 120: Indexierte Veränderungsdynamik der Bevölkerungszahl des Landes Nordrhein-Westfalen, 
nach Altersgruppen in Prozent, Zeitraum 1995-2010, 1995 = 100.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Abbildung 121: Bevölkerungsstruktur des Landes NRW nach Geschlecht, Zeitraum 1995-2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
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Nur in zwei Altersgruppen (45-65 Jahre und älter als 65 Jahre) steigt der indexierte An-
teil an der Gesamtbevölkerung über die Werte des Bestands von 1995 (vgl.: Abbildung 
120). In Anbetracht der vorliegenden statistischen Daten wird, zumindest mittelfristig 
ceteris paribus, der Anteil der Altersgruppe der über 65 jährigen an der Gesamtbevölke-
rung von Nordrhein-Westfallen weiter zunehmen.  
Im Zeitraum 1995-2010 war darüber hinaus der Anteil der weiblichen Bevölkerung in 
Nordrhein-Westfalen stets höher. Besonders in der Altersgruppe ab 65 Jahren überwog 
die weibliche Bevölkerung deutlich.  
 
Abbildung 122: Bevölkerungsstruktur des Landes Nordrhein-Westfalen, Geschlechts- und Altersstruktur, 
2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Die natürliche Bevölkerungsentwicklung des Landes Nordrhein-Westfalen ist im Be-
trachtungszeitraum 1995 -2010 – ausgenommen das Jahr 1997 – negativ. Den 2 641 
238 Geburten stehen in Nordrhein-Westfalen 3 019 362 Sterbefälle entgegen. Für diese 
Entwicklung ist die stetig sinkende Geburtenzahl verantwortlich. Zwischen 1995 und 
2010 nahm die Zahl der Geburten um ca. 24 Prozent ab. Dagegen bleibt die Zahl der 
Sterbefälle in einer Spannweite zwischen von 183 741 und 194 548 durchweg stabil 
(vgl.: Abbildung 123).  
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Abbildung 123: Natürliche Bevölkerungsentwicklung des Landes Nordrhein-Westfalen, Zeitraum 1995 – 
2010. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
In der Regionaldatenbank der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder werden 
keine Statistiken zu Migrationsbewegungen über die Grenzen der Bundesländer hinaus 
geführt (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). Die vorliegenden statistischen Daten 
über Zu- und Fortzüge werden in der Datenbank der Statistischen Ämter auf der Ebene 
der Kreise gesammelt. Das Problem der fehlenden statistischen Datengrundlage für die 
Migrationsbewegungen über die Grenze des Bundeslandes kann jedoch über den Diffe-
renzbetrag der Zu- und Fortzüge über die Kreisgrenzen in Nordrhein-Westfalen teilwei-
se gelöst werden. Betrachtet man die Migrationsbewegungen und den daraus resultie-
renden Differenzbetrag, so kann festgestellt werden, dass im Zeitraum 1995 – 2010 die 
Zahl der Zuzüge in die nordrhein-westfälischen Kreise die Zahl der Fortzüge überwog. 
In den letzten fünfzehn Jahren sind per Saldo 403 543 Menschen nach Nordrhein-
Westfalen zugezogen (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). Die positive Tendenz 
der Zu- und Fortzüge wird im betrachteten Zeitraum nur in den Jahren 2008 und 2009 
negativ beeinflusst (vgl.: Abbildung 124). Während im Allgemeinen die Migrationsbewe-
gungen für das Land Nordrhein-Westfalen, mit Ausnahme des Zeitraumes 2008-2009 – 
stets positiv sind, sind die Migrationssalden der einzelnen nordrhein-westfälischen Krei-
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se sehr differenziert. Eine Übersicht zur quantitativen Entwicklung der Migrationssalden 
einzelner Kreise liefert die Karte 65. 
 
Abbildung 124: Migrationssaldo des Landes Nordrhein-Westfalen, Zu- und Fortzüge über die Kreisgren-
zen, Zeitraum 195-2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Karte 65: Saldo der Zu- und Fortzüge in nordrhein-westfälischen Kreisen, Zeitraum 1995-2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 
2012). 
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Zuzüge über Kreisgrenzen 730781 708818 693476 683031 700289 678535 699079 689105 683782 667443 649596 617771 635379 645814 652960 664041
Fortzüge über Kreisgenzen 651089 648093 667144 676990 663742 655879 639780 639943 649541 645555 633971 613375 633761 669724 667363 640407
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Die Karte 65 zeigt sehr deutlich, dass per Saldo (Zeitraum 1995-2010) die Abwande-
rungsbewegungen der Bevölkerung sich räumlich vornehmlich auf das Gebiet des Re-
gionalverbandes Ruhr und die östlichen und südöstlichen Teilräume des Landes Nord-
rhein-Westfalen konzentrieren. Bei dieser Entwicklung muss jedoch noch der Sonder-
fall, die Sonderstellung des Kreises Unna berücksichtigt werden. Im Kreis Unna befand 
sich zwischen 1951 und 2009 die Landesstelle für Aussiedler, Zuwanderer und auslän-
dische Flüchtlinge des Landes Nordrhein-Westfalen (Kufen, 2010). Diese Einrichtung 
war somit für die hohe Zahl der Zu- und Fortzüge im Kreis Unna verantwortlich. Auf die-
ses statistische Erfassungsproblem der Migrationsbewegungen über die Kreisgrenzen 
von Unna wurde im Rahmen des Experteninterviews hingewiesen. 
 
„[…] Das hat zu tun, das sagt unsere Statistikerin mir immer sehr deutlich, das hat ganz 
simpel damit zu tun, dass wir keine richtige, saubere Statistik haben. Die haben das auch 
nicht begriffen. Und diese Statistik ist bei uns deswegen so unsauber, weil wir in Unna 
das große Durchgangslager hatten. Weil zigtausend Leute, damals nach dem Kriege und 
dann nach dem Mauerbau und dann aus dem Osten heraus, dann durch die Europäisie-
rung des Ostens, Russland, Deutschrussen. Das ist ja bekannt, dieses Durchgangslager, 
das ist so ein riesiges Ding von 200 Hektar und so etwas außerhalb der Stadt Unna lie-
gend in Richtung Dortmund. Durch diese Zuwanderung, sozusagen und Abwanderung, 
die Leute sind dann verteilt worden in ganz Deutschland, ist es nie gelungen die Statisti-
ken richtig zu bereinigen. […]“
190
 
 
Deutliche Zuzugsgewinne der Bevölkerung verzeichnen dagegen die nordrhein-
westfälischen Metropolen wie Köln, Düsseldorf und der Rhein-Sieg-Kreis, als Teil des 
Speckgürtels der Rheinmetropolen.  
Im Allgemeinen kann aufgrund vorliegender statistischer Daten keine übergeordnete 
und stark ausgeprägte Schrumpfungstendenz der Bevölkerungszahl des Landes Nord-
rhein-Westfalen im Zeitraum 1995-2010 festgestellt werden. Vielmehr zeichnet sich bei 
der demografischen Entwicklung des Landes Nordrhein-Westfalen eine starke räumli-
che Differenzierungstendenz bei der Entwicklung der Bevölkerungszahl ab. Eine Diffe-
renzierung zwischen stark wachsenden Metropolen wie Köln und stetig schrumpfender 
Bevölkerungszahl in Kreisen wie Duisburg und Gelsenkirchen.  
 
                                                          
190
 Aussage Experteninterview im Ruhrgebiet, Unna, 2009. 
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Die ethnische Zusammensetzung der Bevölkerung des Landes Nordrhein-Westfalen ist 
im Vergleich zum bundesdeutschen Durchschnitt ein wenig differenzierter. Der Anteil 
der ausländischen Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung des Landes Nordrhein-
Westfalen ist um ca. 1 bis 1,5 Prozentpunkte höher als der bundesdeutsche Durch-
schnitt und bewegt sich in einer Spanweite (Betrachtungszeitraum 1995-2010) von 
10,07 bis 11,09 Prozentpunkten (vgl.: Abbildung 125).  
 
Abbildung 125: Anteile ausländischer Bevölkerung in Prozent an der Gesamtbevölkerung in Deutschland 
und in Nordrhein-Westfalen, Zeitraum 1995-2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
In Nordrhein-Westfalen kann eine überdurchschnittliche räumliche Konzentration der 
ausländischen Bevölkerung in den Rheinmetropolen Köln und Düsseldorf, sowie im 
Gebiet des Regionalverbandes Ruhr in den Kreisen: Dortmund, Gelsenkirchen, Herne 
und Hamm festgestellt werden. In diesen Teilräumen liegt im Betrachtungszeitraum 
2000 – 2010 der Anteil ausländischer Bevölkerung über 13 Prozent. Im Zeitreihenver-
gleich (2000 – 2010) sind die Anteile der ausländischen Bevölkerung in den nordrhein-
westfälischen Kreisen konstant.  
 
 
 
1995 2000 2005 2010
Deutschland 8,97 8,83 8,84 8,81
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Karte 66: Anteile ausländischer Bevölkerung in Prozent der Gesamtbevölkerung der Kreise des Landes 
Nordrhein-Westfalen, Zeitraum 2000-2010.   
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
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4.10. Demographische Entwicklungen im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr – 
eine basisstatistische Auswertung  
 
Während auf der räumlich-administrativen Ebene des Landes Nordrhein-Westfalen die 
Bevölkerungszahl in der jüngsten Zeit erst seit 2003 eine sinkende Tendenz aufweist, 
ist die demografische Entwicklung im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr seit 1995 
stets negativ. Der Rückgang der Bevölkerungszahl im Betrachtungszeitraum 1995 und 
2010 beträgt absolut 290 196 Einwohner. Die Bevölkerungszahl der fünfzehn RVR-
Kreisen sinkt demnach von 5 440 503 auf 5 150 307 Einwohner, um ca. 5,33 Prozent 
(Regionaldatenbank Deutschland, 2012). Im Betrachtungszeitraum verlor das Gebiet 
der RVR-Kreise pro Jahr durchschnittlich ca. 18 137 Einwohner. Bleiben die Trendwerte 
der Bevölkerungsentwicklung weiter auf diesem negativen Niveau (Geradengleichung 
der Bevölkerungsentwicklung: x = y – 18 137), so wird voraussichtlich die Bevölke-
rungszahl im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr in den nächsten zehn Jahren um ca. 
weitere 200 000 Einwohner abnehmen (vgl.: Abbildung 126). 
 
Abbildung 126: Entwicklung der Bevölkerungszahl im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr, Zeitraum 
1995-2010. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
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Auf der Ebene der einzelnen Kreise im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr ist eine 
ähnliche, jedoch in der Dynamik eine differenziertere Entwicklung der Bevölkerungszahl 
zu beobachten. Alle Kreise bis auf den Kreis Wesel werden durch eine negative Ent-
wicklung der Bevölkerungszahl charakterisiert. Absolut ist der Bevölkerungsrückgang 
zwischen 1995 und 2010 mit – 45 691 Einwohnern im Kreis Duisburg am stärksten. Im 
Kreis Wesel, dem einzigen RVR-Kreis mit positiver Entwicklungsdynamik, ist die Zahl 
der Einwohner zwischen 1995 und 2010 dagegen um über 3 000 gestiegen. In relativen 
Werten (Indexjahr 1995) ist der Schrumpfungsprozess der Bevölkerungszahl im Kreis 
Gelsenkirchen am stärksten ausgeprägt. Die Einwohnerzahl des Kreises Gelsenkirchen 
ist im Betrachtungszeitraum auf 88,60 Prozent des Bestandes von 1995 gesunken.  
 
Tabelle 53: Bevölkerungsentwicklung in den fünfzehn administrativen Einheiten des Regionalverbandes 
Ruhr, Zeitraum 1995 – 2010.  
Bevölkerungsentwicklung in den einzelnen Kreisen des RVR 
Administrative Einheit 1995 2000 2005 2010 Veränderung absolut      
1995-2010 
Veränderungsdynamik 
in %, 1995 = 100 
Duisburg 535 250 514 915 501 564 489 559 - 45 691 91,46 
Essen 614 861 595 243 585 430 574635 - 40 226 93,46 
Mühlheim an der Ruhr  176 530 172 862 169 917 167 344 - 9 186 94,80 
Oberhausen 224 397 222 151 218 898 212 945 - 11 452 94,90 
Wesel 465 454 474 390 476 428 468 619 + 3 165 100,68 
Bottrop 120 642 120 611 119 356 116 771 - 3 871 96,79 
Gelsenkirchen 291 164 278 695 268 102 257 981 - 33 183 88,60 
Recklinghausen 662 931 657 592 646 558 628 817 - 34 114 94,85 
Bochum 400 395 391 147 385 626 374 737 - 25 658 93,59 
Dortmund 598 840 588 994 588 168 580 444 - 18 396 96,93 
Hagen 212 003 203 151 196 934 188 529 - 23 474 88,93 
Hamm 183 408 182 427 184 239 181 783 - 1 625 99,11 
Herne 179 897 174 529 170 992 164 762 - 15 135 91,59 
Ennepe-Ruhr 352 069 350 781 342 642 331 575 - 20 494 94,18 
Unna 422 662 431 740 423 830 411 806 - 10 856 97,43 
RVR – Gesamt  5 440 503 5 359 228 5 278 684 5 150 307 - 290 196 94,67 
Quelle: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012), eigene Berechnungen der Veränderungen. 
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Im gesamten Gebiet des Regionalverbandes Ruhr ist die Zahl der Einwohner - indexiert 
- auf 94,67 Prozent des Bestandes von 1995 zurückgegangen. 
Eine räumliche Konzentration – eine Kumulation besonders negativer Trenddynamik in 
benachbarten RVR-Kreisen – ist im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr nicht feststell-
bar, vielmehr vollzieht sich die Stärke des Schrumpfungsprozesses aus räumlicher 
Sicht, sowohl bei absoluter, als auch bei relativer Betrachtung differenziert (vgl.: Tabelle 
53, Karte 67, Karte 68). 
 
Karte 67: Bevölkerungsentwicklung im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr, Zeitraum 1995-2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
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Karte 68: Bevölkerungsentwicklung im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr (Kreisebene), indexiert, 1995 
= 100.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Die Altersstruktur im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr weicht nur unwesentlich von 
der des Landes Nordrhein-Westfalen ab. Auch in Gebiet des Regionalverbandes Ruhr 
stellen die Altersgruppen ab 45 Jahren inzwischen (Jahr 2010) die Mehrheit der Bevöl-
kerung (50,32 Prozent) dar (vgl. Tabelle 54). Die Spannweite des Anteiles der Alters-
gruppen ab 45 Jahre in den einzelnen Kreisen beträgt zwischen 48,76 und 53,25 Pro-
zent. Der höchste Anteil der Altersgruppe ab 45 Jahre wird mit 53,25 Prozent im Kreis 
Mühlheim an der Ruhr verzeichnet, der niedrigste mit 48,76 Prozent im Kreis Hamm 
registriert.  
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Tabelle 54: Bevölkerungsstruktur nach Altersgruppen im Gebiet des RVR (Kreisebene), Anteile in Pro-
zent, 2010.  
 Bevölkerungsstruktur nach Altersgruppen, Anteile in % 
Administrative Einheit  0-14 15-29 30-44 45-64 über 65 
Duisburg 13,53 17,43 19,89 27,84 21,32 
Essen 12,52 17,58 19,59 28,10 22,21 
Mühlheim an der Ruhr 12,51 15,39 18,84 29,23 24,02 
Oberhausen 13,03 17,10 19,44 29,60 20,83 
Wesel 13,13 16,45 18,86 30,54 21,03 
Bottrop 13,04 16,64 19,37 30,03 20,93 
Gelsenkirchen 13,57 17,54 19,62 28,37 20,90 
Recklinghausen 13,22 16,70 19,23 29,69 21,16 
Bochum 11,64 17,99 20,01 29,11 21,24 
Dortmund 13,07 18,25 19,92 27,89 20,87 
Hagen 13,63 17,36 18,62 27,76 22,63 
Hamm 14,49 17,67 20,54 27,69 19,62 
Herne  12,71 16,55 20,01 29,12 21,61 
Ennepe-Ruhr 12,65 15,93 18,99 29,84 22,58 
Unna 13,50 16,94 19,12 29,59 20,84 
RVR - Gesamt 13,04 17,15 19,48 28,93 21,39 
Quelle: Eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Im Zeitreihenvergleich wird ein deutlicher und zunehmender Überalterungstrend der 
Bevölkerung im RVR Gebiet sichtbar. Die gis-gestützte Analyse des Zeitraumes 1995-
2010 zeigt eine starke Verschiebung der Anteile in den relevanten Altersgruppen (Al-
tersgruppe ab 45 Jahre und Altersgruppe bis 15 Jahre) an. Währende im Jahre 1995 
der Anteil der Altersgruppen ab 45 in den RVR-Kreisen sich in einer Spanne von unter 
41 bis unter 48 Prozent bewegte, steigt dieser nach 2010 deutlich an, und platziert sich 
in einer Range von 48 bis unter 54 Prozent. Diese Entwicklung ist für alle RVR-Kreise 
gültig, keiner der RVR-Kreise kann sich dieser Trendentwicklung entziehen (vgl.: Karte 
69).  
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Karte 69: Altersstruktur der Bevölkerung im Gebiet des RVR (Kreisebene), Zeitraum 1995-2010. Anteil 
der Altersgruppe ab 45 Jahre an der Gesamtbevölkerung in Prozent.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Ein gegenläufiger Trend ist bei den Anteilen der Altersgruppen unter 15 Jahren im Ge-
biet des Regionalverbandes Ruhr feststellbar. In den letzten fünfzehn Jahren ist der 
Anteil der unter fünfzehn Jährigen in allen RVR-Kreisen deutlich gesunken. Während im 
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Jahre 1995 sich die Werte noch in einer Spanne von 14 bis 18 Prozent bewegten, sin-
ken diese 2010 teilweise auf 11 Prozent (vgl.: Karte 70).  
 
Karte 70: Altersstruktur der Bevölkerung im Gebiet des RVR (Kreisebene) Zeitraum 1995-2010. Anteil der 
Altersgruppe bis 15 Jahre an der Gesamtbevölkerung in Prozent.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Besonders stark von der Überalterung der Bevölkerung ist der Kreis Mühlheim an der 
Ruhr betroffen, hier findet man ein getreues und deutliches Abbild der beschriebenen 
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demografischen Entwicklung im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr, d.h. einen deutli-
chen Anstieg der Anteile der Altersgruppen ab 45 Jahren und einen starken Rückgang 
der Anteile der Altersgruppen unter 15 Jahren an der Gesamtbevölkerung. 
Die Überalterungstendenz der Bevölkerung im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr 
spiegelt ebenfalls die kontinuierlich sinkende Zahl der Lebendgeborenen wider. Seit 
1995 nahm die Zahl der Lebendgeborenen von 51 812 auf 39 786 um 12 026 ab.  
 
Abbildung 127: Natürliche Bevölkerungsentwicklung im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr, Zeitraum 
1995 – 2010. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Demnach ist der Saldo der natürlichen Bevölkerungsentwicklung im Gebiet des Regio-
nalverbandes Ruhr im Betrachtungszeitraum 1995 – 2010 stets negativ. Der Gesamt-
zahl der Sterbefälle von 988 470 stehen im obengenannten Zeitraum 727 037 Lebend-
geborene entgegen. Die höchste relative Differenz zwischen der Zahl der Sterbefälle 
und der Zahl der Lebendgeborenen wird im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr im 
Kreis Mühlheim an der Ruhr verzeichnet. Dort liegt die Relation zwischen der Zahl der 
Lebendgeborenen und der Zahl der Sterbefälle bei 63,01 Prozent. Diese ungünstige 
relative Beziehung verdeutlicht noch mal die stark voranschreitende Überalterungsten-
denz der Bevölkerung des Kreises Mühlheim an der Ruhr.  
1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010
Sterbefälle 63350 64577 62707 62225 61783 61746 60624 61707 62461 60180 61050 59854 60221 61901 61704 62380
Lebendgeborene 51812 53446 53120 50636 48889 48228 46091 44628 43644 43430 41530 40424 41219 40747 39407 39786
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Tabelle 55: Natürliche Bevölkerungsentwicklung in den administrativen Einheiten des Regionalverbandes 
Ruhr, Zeitraum 1995-2010.  
Administrative Einheit 
Sterbefälle 1995-
2010 
Lebendgeborene 1995-
2010 Differenz absolut  
Differenz relativ: Sterbefäl-
le/Lebendgeborene *100 
Duisburg 97 878 73 991 23 887 75,60 
Essen 121 308 80 065 41 243 66,00 
Mülheim an der Ruhr 34 713 21 872 12 841 63,01 
Oberhausen 41 536 29 312 12 224 70,57 
Wesel 76 187 62 478 13 709 82,01 
Bottrop 21 643 15 995 5 648 73,90 
Gelsenkirchen 57 429 38 967 18 462 67,85 
Recklinghausen 116 941 88 353 28 588 75,55 
Bochum 73 057 49 115 23 942 67,23 
Dortmund 109 245 83 786 25 459 76,70 
Hagen 37 840 28 799 90 41 76,11 
Hamm 30 452 28 084 2 368 92,22 
Herne 33 811 22 793 11 018 67,41 
Ennepe-Ruhr 66 270 44 632 21 638 67,35 
Unna 70 160 58 795 11 365 83,80 
RVR - Gesamt 988 470 727 037 261 -ä433 73,55 
Quelle: Eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Im Rahmen der empirischen Erhebung, der im Ruhrgebiet durchgeführten Expertenin-
terviews, wurde bezüglich der ungünstigen demografischen Entwicklung die Problema-
tik der Abwanderung von Schulabgänger, insbesondere der Abiturienten, als einer der 
Gründe für den voranschreitenden Überalterungsprozess der Bevölkerung in einzelnen 
RVR-Kreisen von den Experten angeführt:  
 
„[…] Was machen die Abiturienten heutzutage? Die suchen die nächstgelegene oder 
sonst irgendwo eine Hochschule auf, und kommen in Regel eben nicht zurück. […]“
191
 
 
                                                          
191
 Aussage Experteninterview im Ruhrgebiet, Unna, 2009. 
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Die gis-Auswertung der statistischen Daten zur Migrationsbewegungen in der relevan-
ten Altersgruppe 18 bis 25 Jahre zeigt deutlich die im Zeitverlauf, Zeitspanne 1995 bis 
2010, zunehmende räumliche Konzentration des negativen Migrationssaldos im Gebiet 
des Regionalverbandes Ruhr.  
 
Karte 71: Migrationssaldo in der Altersgruppe 18-25 Jahre im Gebiet des RVR (Kreisebene), Zeitraum 
1995-2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
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Von der negativen Entwicklung werden besonders die RVR-Kreise betroffen, die über 
keinen Standort, oder nur einen Außenstandort einer Fach- oder Hochschule verfügen, 
wie der Kreis Wesel, Kreis Unna, und der Kreis Recklinghausen (vgl.: Karte 71).  
Die limitierte Bildungsperspektive, besonders im Bereich der höheren Bildung, und das 
Fehlen von bildungsadäquaten Arbeitsplätzen wirken negativ auf die demografische 
Entwicklung und die Altersstruktur einzelner Teilräume des Regionalverbandes Ruhr.  
 
„[…] Richtig ist aber, dass wir dadurch nachweisen können, dass gut qualifizierte, höher 
qualifizierte junge Menschen einen solchen Arbeitsplatz in Bottrop nicht finden und weg 
gehen. Das ist natürlich etwas, also einer meiner Lieblingsausdrücke ist "Alles hat mit Al-
lem zu tun", da springe ich jetzt natürlich wieder auf diese Geschichte mit der Fachhoch-
schule auf. Es kann, es darf nicht sein, dass wir Leute ausbilden, und die dann sozusa-
gen aus Bottrop rausjagen. Das Eine muss mit dem Anderen parallel gehen, das heißt wir 
müssen uns auch große Mühe geben, das wir zusätzliche, weitere gut- bis hochqualifi-
zierte Arbeitsplätze in Bottrop schaffen. […]“
192
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                          
192
 Aussage Experteninterview im Ruhrgebiet, Bottrop, 2009. 
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4.11. Bildungsstruktur im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr – eine basisstati-
sche Auswertung 
 
Wie im Falle der oberschlesischen Agglomeration ist eine genaue und umfassende Be-
stimmung des Bildungsniveaus der Bevölkerung im Ruhrgebiet, d.h. im Gebiet des Re-
gionalverbandes Ruhr aufgrund fehlender Zensusdaten - die letzte vollständige Zen-
suserhebung für das frühere Bundesgebiet fand im Jahre 1987 statt, in der DDR wurde 
1981 eine Volkszählung durchgeführt (Statistisches Bundesamt, 2011) – nicht ohne 
weiteres möglich.  
Die Daten des Mikrozensus193 des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen können jedoch 
eine tendenzielle Beschreibung des Bildungsniveaus – zumindest beim Bildungsniveau 
der Bevölkerung nach dem höchsten erlangten Abschluss einer allgemeinbildenden 
Schule – liefern. Die neusten verfügbaren Daten des Mikrozensus des Landes NRW 
wurden im Dokument Bildungsbericht Ruhr194 aufgearbeitet. Der Herausgeber des Be-
richts war der Regionalverband Ruhr. Im Bericht wird festgehalten, dass laut Mikrozen-
susdaten im Jahre 2009 39,4 Prozent der im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr le-
benden Personen einen Volks- bzw. Hauptschulabschluss als den höchsten allgemein-
bildenden Schulabschluss vorweisen konnten. 21,7 Prozent der Bevölkerung erzielte 
die allgemeine oder Fachhochschulreife, und 17 Prozent konnten den Schulabschluss 
einer Realschule vorweisen (Bos, 2012, S. 38/39).  
                                                          
193
 In Deutschland wird die statistische Erhebung durch die Statistischen Landesämter und das Statisti-
sche Bundesamt durchgeführt. An der Befragung sind jedes Jahr 1 % der Privathaushalte in Deutschland 
beteiligt, was etwa 390.000 Haushalten mit 830.000 Menschen entspricht. Während das Statistische 
Bundesamt den Mikrozensus organisatorisch und technisch vorbereitet, haben die Statistischen Landes-
ämter die Aufgabe, die Befragungen selbst durchzuführen und diese aufzubereiten. 
Der Mikrozensus ist eine seit 1957 jährlich durchgeführte Befragung. Als Mehrthemenumfrage konzipiert, 
beinhaltet der Mikrozensus wichtige Strukturdaten über die Bevölkerung (auch detaillierte Angaben zum 
Migrationshintergrund), Fragen zum Familien- und Haushaltszusammenhang sowie zur Erwerbstätigkeit, 
zum Einkommen und zur schulischen und beruflichen Ausbildung (Forschungsdatenzentrum der 
Statistischen Landesämter, 2012). 
194
 Das Dokument Bildungsbericht Ruhr wurde im Auftrag des Regionalverbandes Ruhr von einem wis-
senschaftlichen Konsortium unter der Leitung von Prof. Dr. Wilfrid Bos (Sprecher des wissenschaftlichen 
Konsortium) erstellt. Der Bericht ist 2012 im Waxmann Verlag GmbH in Münster erschienen.  
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Der umfassenden, detaillierteren und vor allem raumbezogenen Antwort auf die Frage 
nach dem Bildungsniveau der Bevölkerung einer Region (siehe Anmerkungen Fußnote 
193) kann man sich jedoch auch über Auswertung der statischen Daten zu den einzel-
nen Schulabschlüssen näheren, denn die schulischen Abschlüsse stellen oft den ersten 
entscheidenden Schritt im Rahmen der Zulassung zur weiteren beruflichen oder univer-
sitären Bildung der Absolventen dar. Die Schulabschlüsse sind demnach zum einen 
prägend für die individuellen Berufs- und Bildungskarrieren und zum anderen entschei-
dend für die zukünftige ökonomische und soziale Ausprägung der Entwicklungspoten-
tiale und Entwicklungspfade einer Region (Esch & Langer, 2003). Ein Zeitreihenver-
gleich der Anteilswerte der einzelnen Schulabschlüsse im Untersuchungsgebiet ver-
deutlicht zuerst einen grundsätzlichen Trend zur Erlangung höherwertiger Schulab-
schlüsse im Untersuchungsgebiet (vgl.: Karte 72, Karte 73, Karte 74).  
 
Karte 72: Anteil Schulabsolventen ohne Hauptschulabschluss in %, NRW (Kreisebene), Zeitraum 1995 
und 2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Diese positive Trenddynamik gilt nicht nur für das Gebiet des Regionalverbandes Ruhr 
sondern auch allgemein für das Land Nordrhein-Westfalen. Zwischen 1995 und 2010 
kommt es in NRW und den RVR-Kreisen im Bereich der Schulabschlüsse zu einer deut-
lichen Verschiebung der Anteile zwischen den Hauptschulabschlüssen und der Allge-
meinen Hochschulreife. Während im Jahre 1995 die Anteile beider Schulabschlussfor-
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men nur geringfüge Abweichungen von wenigen Prozentpunkten zugunsten der Allge-
meinen Hochschulreife aufwiesen, vergrößert sich die Distanz der Anteile im Jahre 
2010 auf ca. fünfzehn Prozentpunkte. 
 
Karte 73: Anteil Schulabsolventen mit dem Abschluss einer Hauptschule in %, NRW (Kreisebene), Zeit-
raum 1995 und 2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Karte 74: Anteil Schullabsolventen mit dem Abschluss der Allgemeinen Hochschulreife in %, NRW 
(Kreisebene), Zeitraum 1995 und 2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
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Beispielsweise steigt der Anteil der Abiturienten im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr 
zwischen 1995 und 2010 von 26,53 auf 32,18 Prozent, gleichzeitig sinkt dort der Anteil 
der Hauptschulabschlüsse von 24,22 auf 18,32 Prozent.  
Während relativ und absolut die Anzahl der Abiturienten in den RVR-Kreisen und dem 
Land Nordrhein-Westfalen zwischen 1995 und 2010 steigt (vgl.: Tabelle 56), bleibt der 
relative Anteil von Personen ohne Hauptschulabschluss auf nahezu dem gleichen Ni-
veau. 
 
Tabelle 56: Vergleichende Zusammenstellung der Absolventen allgemeinbildender Schulen nach Schul-
form und Abschluss im Untersuchungsgebiet, Zeitraum 1995 und 2010.  
1995 Σ 
ohne Haupt-
schulabschluss 
in % 
Haupt-
schule 
in % 
Real-
schule 
in % 
Fachhoch-
schulreife 
in % 
Hoch-
schulreife 
in % 
NRW 
ohne 
RVR  
77 201 4 212 5,46 18 504 23,97 32 901 42,62 1 446 1,87 20 138 26,09 
RVR 51 454 3 411 6,63 12 463 24,22 20 626 40,09 1 305 2,54 13 649 26,53 
NRW 128 655 7 623 5,93 30 967 24,07 53 527 41,61 2 751 2,14 33 787 26,26 
2010 
Σ 
ohne Haupt-
schulabschluss 
in % 
Haupt-
schule 
in % 
Real-
schule 
in % 
Fachhoch-
schulreife 
in % 
Hoch-
schulreife 
in % 
NRW 
ohne 
RVR  
159 686 8 280 5,19 28 312 17,73 65 290 40,89 5 556 3,48 52 248 32,72 
RVR 59 325 3 855 6,50 10 868 18,32 23 281 39,24 2 232 3,76 19 089 32,18 
NRW 219 011 12 135 5,54 39 180 17,89 88 571 40,44 7 788 3,56 71 337 32,57 
Quelle: Eigene Berechnungen, Datengrundlage (Regionaldatenbank Deutschland, 2012).  
 
Sowohl in NRW, als auch dem Gebiet des Regionalverbandes Ruhr bewegt sich der 
Anteil von Personen ohne einen Abschluss einer allgemeinbildenden Schule im Be-
trachtungszeitraum konstant in einer Spanne zwischen 5,19 und 6,63 Prozentpunkten.  
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Abbildung 128: Vergleichende Zusammenstellung der Absolventen allgemeinbildender Schulen nach 
Schulform im Untersuchungsgebiet, Zeitraum 1995 und 2010.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Langfristig betrachtet – über den Zeitraum 1995 bis 2010 – können leichte Differenzen 
zwischen dem Gebiet der RVR-Kreise und NRW ohne RVR bei den Schulabschlüssen 
beobachtet werden. An dieser Stelle wäre es interessant zu prüfen ob die Unterschiede 
zwischen den Gebietseinheiten in Betrachtungszeiträumen signifikant sind. Die Frage 
ob diese Unterschiede so groß sind, um von signifikanten Unterschieden ausgehen zu 
können, kann mittels der Teststatistik mit einem Zwei-Stichproben-T-Test beantwortet 
werden. Der Zwei-Stichproben-T-Test prüft anhand der Mittelwerte zweier Stichproben, 
ob die Mittelwerte zweier Grundgesamtheiten einander gleich sind (Bahrenberg et al., 
1999, S. 121).  
 
           
 ̅     
     √ 
 
 
Da man bei den vorliegenden Daten zu Schulabschlüssen in beiden Gebietseinheiten 
schon Grundgesamtheiten der Schulabschlüsse hat, kann man in diesem Fall den Le-
vene-Test der Varianzgleichheit dem T-Test vorschalten. Der Levene-Test prüft ob die 
Varianz der Residuen und damit die Varianz der zur prüfenden Variablen signifikant 
unterschiedlich ist, ist dies nicht der Fall dann liegt Homoskedastizität vor, und man 
kann von keinen signifikanten Unterschieden ausgehen (Bühl, 2010, S. 271).  
 
1995 2010 
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       √  
      
 
 
Die Fragestellung nach den Unterschieden bei Schulabschlüssen in beiden Gebietsein-
heiten kann durch die Ablehnung oder Übernahme folgender Hypothesen geprüft wer-
den. : 
 
H0: es gibt keine signifikanten Unterschiede zwischen den Gebietseinheiten 
HA: es gibt signifikante Unterschiede zwischen den Gebietseinheiten 
 
Im SPSS-Programm wird der Levene-Test zur Überprüfung auf Varianzhomogenität 
ausgeführt. Dieser liefert als Ergebnis das Signifikanzniveau p (Prüf-Wert). Beim einem 
p > 0,05 unterscheiden sich die gegebenen Fallgruppen nicht signifikant bezüglich ihrer 
Varianz. Die Fallgruppen können dann als homogen betrachtet werden (Bühl, 2010, S. 
272). Im vorliegenden Fall liefert der Levene-Test für die Zeiträume 1995 und 2010 mit 
Signifikanzwerten deutlich > 0,05 kein signifikantes Ergebnis (vgl.: Tabelle 57). Signifi-
kanzwerte größer als 0,05 sprechen für die Nullhypothese, demnach wird im vorliegen-
den Fall die Nullhypothese beibehalten. 
Da auch der nachgelagerte T-Test für die Mittelwertgleichheit mit Signifikanzwerten 
deutlich größer als 0,05 kein signifikantes Ergebnis anzeigt, kann davon ausgegangen 
werden, dass statistisch keine signifikanten Unterschiede zwischen den beiden Ge-
bietseinheiten bezüglich der Schullabschlüsse vorhanden sind. Das bedeutet, dass im 
Bereich der allgemeinen Schulbildung das aggregierte Gebiet des Regionalverbandes 
Ruhr im Vergleich zu restlichen Teilräumen des Landes Nordrhein-Westfalen keine ne-
gativen Abkopplungstendenzen aufweist.  
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Tabelle 57: Statistische Überprüfung der Unterschiede bei Abschlüssen der Absolventen allgemeinbil-
dender Schulen im Untersuchungsgebiet mittels des Zwei-Stichproben-T-Tests, Zeitraum 1995 und 2010.  
Test bei unabhängigen Stichproben 
Jahr 1995 
Levene-Test der Varianzgleichheit T-Test für die Mittelwertgleichheit 
F Signifikanz T df Sig. (2-seitig) 
Schulform /  
Abschluss   
Varianzen sind gleich ,098 ,754 -,059 198 ,953 
Varianzen sind nicht gleich   -,059 197,892 ,953 
Jahr 2010 
Levene-Test der Varianzgleichheit T-Test für die Mittelwertgleichheit 
F Signifikanz T df Sig. (2-seitig) 
Schulform / 
Abschluss 
Varianzen sind gleich ,033 ,857 -,210 198 ,834 
Varianzen sind nicht gleich   -,210 197,771 ,834 
Quelle: Eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Auf der räumlich aggregierten Ebene gibt es also keine statistisch signifikanten Unter-
schiede bezüglich der erlangten Schulabschlüsse, jedoch geht man auf die lokale Ebe-
ne der einzelnen Kreise runter, so werden größere Diskrepanzen in den Anteilen ein-
zelner Schulabschlussformen erkennbar. Die Unterschiede treten nicht nur zwischen 
den beiden Gebietseinheiten auf (RVR und NRW), sondern auch innerhalb dieser (vgl.: 
Karte 72, Karte 73, Karte 74). So wird deutlich, dass im Jahre 2010 die Spannweite der 
Anteilswerte der Personen ohne Hauptschulabschluss im Gebiet des Regionalverban-
des Ruhr beispielsweise zwischen den Kreisen Bochum (Anteilswert 4,19 Prozent) und 
dem Kreis Gelsenkirchen (Anteilswert 10,10) stark divergiert. Noch größere Divergen-
zen liegen innerhalb des RVR-Gebiets bei den Schulabschlüssen der Hauptschule und 
der gymnasialen Oberstufe vor. Hier bewegt sich die Spannweite zwischen 14,51 (Kreis 
Mühlheim an der Ruhr) und 23,86 Prozent (Kreis Gelsenkirchen) beim Hauptschulab-
schluss und zwischen 26,77 (Kreis Hamm) und 43,06 Prozent (Kreis Mühlheim an der 
Ruhr) bei der Allgemeinen Hochschulreife.  
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Abbildung 129: Spannweiten der Unterschiede bei Schulabschlüssen im Gebiet des Regionalverbandes 
Ruhr (Kreisebene) in Prozent, Zeitraum 1995 und 2010.
195
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Bislang wurden Unterschiede bei den Schulabschlüssen innerhalb der betrachteten 
Gebietseinheiten analysiert. Die Vollständigkeit der Analyse des Bildungsniveaus (all-
gemeinbildende Schule) im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr sollte jedoch noch die 
Auswertung der Anteilswerte der besuchten Schulformen einschließen. Um diese Aus-
wertung im Sinne einer sozial-ökologischen Analyse vornehmen zu können, können 
hierbei schon beispielsweise die ethnischen Aspekte integriert werden. D.h. hier kann 
geprüft werden, ob beispielsweise die ethnischen Gruppen (Inländer und Ausländer) 
besonders häufig eine spezielle Schulform besuchen, und ob es in diesem Rahmen zu 
Bildungsbenachteiligungen im Untersuchungsraum kommt.  
Die folgenden Abbildungen (vgl.: Abbildung 130 und Abbildung 131), zeigen die Vertei-
lung der ethnischen Gruppen bei der besuchten Schulform. Auch bei dieser verglei-
chenden Zusammenstellung wurden mit den Jahren 1995 und 2010 zwei Betrachtungs-
räume ausgewählt, um dadurch die Bildungsmobilität der zwei ethnischen Gruppen in 
ihrer zeitlichen Entwicklung darstellen zu können. Beide Abbildungen zeigen Unter-
schiede der Anteilwerte der ethnischen Gruppen bei der besuchten Schulform.  
 
 
 
                                                          
195
 Ausreißer: 16: Duisburg; 17: Essen; 18: Mühlheim an der Ruhr; 22: Gelsenkirchen; 63: Mühlheim an 
der Ruhr.  
1995 2010 
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Abbildung 130: Anteile besuchter Schulformen durch Inländer und Ausländer in Prozent im Gebiet des 
Regionalverbandes Ruhr, 1995.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Bei allen vier allgemeinbildenden Schulformen (Hauptschule, Realschule, Gymnasium, 
Gesamtschule) weisen die ethischen Gruppen starke Unterschiede auf. Während mehr 
als jeder dritte ausländische Schulpflichtige im Jahre 1995 die Hauptschule besuchte, 
lag der Prozentsatz der Inländer beim Besuch der Hauptschule deutlich unter 15 Pro-
zent. Die Relation wird bei den nächsten zwei höheren Schulformen umgekehrt. Beson-
ders im Falle des Gymnasiums kommt es zu deutlichen Umkehrtendenzen der Anteile, 
während 1995 über 35 Prozent der schulpflichtigen Inländer das Gymnasium besucht, 
liegt der Anteil ausländischer Schüler, die diese Schulform aufsuchen bei unter 15 Pro-
zent. Im betrachteten Zeitraum 1995 – 2010 kommt es im Gebiet des Regionalverban-
des Ruhr zu einer nennenswerten Verschiebung der Anteile der besuchten Schulformen 
bei beiden ethnischen Gruppen. Auch wenn der Anteil der ausländischen Schüler, die 
im Jahre 2010 die Hauptschule besuchen von 36,85 (1995) auf 20,76 Prozent sinkt, 
liegt dieser deutlich über dem Anteil der Inländer (7,93 Prozent). Während 2010 bei-
spielsweise die Anteile bei der Realschule - hauptsächlich durch den Anstieg der relati-
ven Werte der ausländischen Schüler – bei beiden ethnischen Gruppen sich angleichen 
- bleibt das Gymnasium weiterhin die bevorzugte Schulform der Inländer. Über 40 Pro-
zent der inländischen Schüler besuchen im Jahre 2010 das Gymnasium.  
 
 
 
 
Vorschule Hauptschule Realschule Gymnasium Gesamtschule Waldorfschule
Sonderschule/
Förderschule
Abendschule/
Kolleg
Ausländer 2,88 36,85 7,97 14,48 29,82 0,00 7,47 0,72
Inländer 1,00 13,69 19,11 36,97 20,02 1,77 6,05 1,38
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40,00
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Abbildung 131: Anteile besuchter Schulformen durch Inländer und Ausländer in Prozent im Gebiet des 
Regionalverbandes Ruhr, 2010. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Abbildung 132: Anteile Inländer und Ausländer an einzelnen Schulformen in Prozent im Gebiet des Regi-
onalverbandes Ruhr, 1995. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Betrachtet man die Anteile der beiden ethnischen Gruppen in den einzelnen Schulfor-
men des Untersuchungsgebiets, so wird es noch deutlicher, dass das Gymnasium, so-
wohl im Jahre 1995 als auch 2010 durch die Inländer mit Anteilswerten über 90 Prozent 
dominiert wird.  
 
 
 
Vorschule Hauptschule Realschule Gymnasium Gesamtschule Waldorfschule
Sonderschule/
Förderschule
Abendschule/
Kolleg
Ausländer 0,10 20,76 17,57 15,21 23,53 0,13 10,67 2,32
Inländer 0,14 7,93 18,60 40,47 18,81 1,69 6,44 1,85
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Vorschule Hauptschule Realschule Gymnasium Gesamtschule Waldorfschule
Sonderschule/
Förderschule
Abendschule/
Kolleg
Ausländer 34,64 32,34 8,60 6,08 19,73 1,87 23,56 18,97
Inländer 65,36 67,66 91,40 93,92 80,27 98,13 76,44 81,03
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Abbildung 133: Anteile Inländer und Ausländer an einzelnen Schulformen in Prozent im Gebiet des Regi-
onalverbandes Ruhr 2010 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Auch wenn der Anteil ausländischer Schüler bei der Hauptschule im Zeitverlauf 1995-
2010 von über 32 Prozent auf 30,06 Prozent sinkt, bleibt die Hauptschule, die Schul-
form im Untersuchungsgebiet mit dem höchsten Anteil ausländischer Schüler.  
Die vorgenommene Auswertung zeigt deutlich, dass der Besuch der höherwertigen all-
gemeinen Bildungseinrichtungen nur von einem geringen Anteil ausländischer Schüler 
unternommen wird. Wie die Abbildungen zeigen, besuchen im Jahre 2010 mehr als ein 
Fünftel der ausländischen Schüler die Hauptschule (Regionaldatenbank Deutschland, 
2012), damit kann für diese Teilpopulation ein schwierigerer Berufseinstieg vorpro-
grammiert sein (Böckler et al., 2009, S. 5).  
 
4.11.1. Berufliche Bildung im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr - eine basissta-
tistische Betrachtung 
 
Die Bildung, insbesondere die berufliche Bildung – bestimmt die wirtschaftliche Dyna-
mik und die Innovationskraft einer Region. Die berufliche Bildung schafft das notwendi-
ge Potential an Fachkräften (Bos, 2009, S. 7). Betrachtet man zunächst die quantitative 
Ausstattung des Untersuchungsgebiets mit Einrichtungen der beruflichen Bildung, so 
kann festgehalten werden, dass das Gebiet des Regionalverbandes Ruhr über ein brei-
tes und differenziertes Angebot verfügt.  
Vorschule Hauptschule Realschule Gymnasium Gesamtschule Waldorfschule
Sonderschule/
Förderschule
Abendschule/
Kolleg
Ausländer 10,22 30,06 13,39 5,81 13,63 1,26 21,38 17,05
Inländer 89,78 69,94 86,36 94,19 86,37 98,74 78,62 82,95
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Abbildung 134: Einrichtungen beruflicher Bildung im Gebiet des RVR nach Schulart und Anzahl, 2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Abbildung 135: Berufliche Schulen im Gebiet des RVR – Zahl der Schüler nach Schulart, 2010.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Im Jahre 2010 wurden im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr an 457 Einrichtungen 
beruflicher Bildung insgesamt 176 176 Schüler unterrichtet (vgl.: Abbildung 134, Abbil-
dung 135). Der größte Teil – etwas mehr als zwei Drittel - der Schüler besuchte dabei 
die Berufsschule. Das Fachgymnasium, deren erfolgreiche Absolvierung der dreijähri-
gen Bildungsdauer im Sekundarbereich II neben berufsbezogener Ausbildung zur Er-
langung der Allgemeinen Hochschulreife führt (Massar, 2012), wurde von 4,66 Prozent 
der Schüler besucht. Betrachtet man die vergleichende Gegenüberstellung der Anteile 
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der Schüler nach Schulart im RVR-Gebiet und dem Bundesland Nordrhein-Westfalen in 
der Tabelle 58, so wird deutlich, dass keine gravierenden Diskrepanzen zwischen den 
beiden Teilräumen vorhanden sind. Auch der Zeitreihenvergleich (Betrachtungsraum 
1995 und 2010) zeigt eine übereinstimmende Trendentwicklung zwischen den Teilräu-
men. Sowohl im RVR-Gebiet, als auch im restlichen Gebiet des Bundeslandes Nord-
rhein-Westfalen ist ein steigender Anteil der Schüler bei höherwertigen Berufsschulfor-
men (Berufsfachschule, Fachoberschule, Fachschule) zu beobachten.  
 
Tabelle 58: Berufliche Schulen – Anteil der Schüler nach Schulart in Prozent, Zeitraum 1995 und 2010.  
1995 Berufs-
schule 
Berufsschule 
(Schüler o. 
Ausbildungsver.) 
Berufs-
fachschule 
Fachober-
schule 
Fach-
gymnasium 
Fachschule andere 
Gebietseinheit Anteil in Prozent  
NRW  59,81 5,82 13,20 2,73 0 7,90 10,55 
NRW ohne RVR  60,78 5,74 14,15 2,77 0 8,10 8,46 
RVR  57,45 6,02 10,87 2,61 0 7,42 15,63 
2010 Berufs-
schule 
Berufsschule 
(Schüler o. 
Ausbildungsver.) 
Berufs-
fachschule 
Fachober-
schule 
Fach-
gymnasium 
Fachschule andere 
Gebietseinheit  Anteil in Prozent 
NRW 65,08 0 17,78 4,08 5,01 8,05 0 
NRW ohne RVR 64,30 0 18,14 4,26 5,15 8,15 0 
RVR  
67,02 0 16,89 3,64 4,66 7,78 0 
Quelle: Eigene Berechnung, Datengrundlage (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Analysiert man wie im Falle der allgemeinbildenden Schulen die Anteile ausländischer 
Schüler bei einzelnen Schulformen beruflicher Bildungseinrichtungen so fällt auf, dass 
im Jahre 1995 ein besonders hoher Anteil ausländischer Schüler im Gebiet des Regio-
nalverbandes Ruhr im Bereich der Berufsschulen (Berufsschule Schüler ohne Ausbil-
dungsvertrag) vorhanden war. Die ausländischen Schüler machten hier 30,18 Prozent 
aller Berufsschüler ohne einen Ausbildungsvertrag aus.  
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Tabelle 59: Berufliche Schulen - Anteil ausländischer Schüler nach Schulart in Prozent, Zeitraum 1995 
und 2010.  
1995 Berufs-
schule 
Berufsschule 
(Schüler o. 
Ausbildungsver.) 
Berufs-
fachschule 
Fachober-
schule 
Fach-
gymnasium 
Fachschule insge-
samt 
Gebietseinheit Anteil in Prozent  
NRW  13,24 26,78 13,08 7,69 0 3,64 12,99 
NRW ohne RVR  12,17 25,31 12,37 6,75 0 3,40 11,92 
RVR  15,99 30,18 15,34 10,12 0 4,28 15,59 
2010 Berufs-
schule 
Berufsschule 
(Schüler o. 
Ausbildungsver.) 
Berufs-
fachschule 
Fachober-
schule 
Fach-
gymnasium 
Fachschule insge-
samt 
Gebietseinheit  Anteil in Prozent 
NRW 9,00 0 12,35 6,19 4,96 4,03 8,88 
NRW ohne RVR 8,30 0 11,36 5,05 4,69 3,91 8,17 
RVR  
10,66 0 15,00 10,12 5,70 4,32 10,63 
Quelle: Eigene Berechnung, Datengrundlage (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Im Bereich der beruflichen Bildung ist sowohl im Gebiet des RVR, als auch im restlichen 
Teilgebiet des Bundeslandes Nordrhein-Westfallen eine fallende Tendenz beim Anteil 
ausländischer Schüler an beruflichen Schulen zu beobachten, wobei der Rückgang im 
RVR-Gebiet etwas stärker ausgeprägt ist. Zwischen 1995 und 2010 ist hier der Anteil 
ausländischer Schüler der beruflichen Schulen von 15,59 auf 10,63 Prozent zurückge-
gangen (vgl.: Tabelle 59).196  
Während bei den allgemeinbildenden Schulen die Wohnorte und Schulorte der Schul-
pflichtigen weitestgehend räumlich übereinstimmen, d.h. hier, wenn überhaupt nur ein 
geringer Anteil der Schüler zu Pendlerströmen dazugezählt werden kann, können im 
Bereich der beruflichen Bildung erhebliche räumliche Differenzen zwischen den Wohn-
orten und Ausbildungsorten der Berufsschüler auftreten. Von den Autoren des Bil-
dungsberichtes Ruhr (Anmerkungen zum Bericht siehe Fußnote 194) wurde in diesem 
Zusammenhang eine Auswertung der Pendlerströme der Berufsschüler unternommen 
                                                          
196
 Die Gründe für den rückläufigen Anteil ausländischer Schüler können in der aus dem Jahre 2000 
stammenden Gesetzesänderung liegen. Nach dem Staatsangehörigkeitsgesetz können nach 2000 unter 
bestimmten Voraussetzungen auch Kinder, die nicht deutscher Abstammung sind, mit ihrer Geburt die 
deutsche Staatangehörigkeit erhalten. (Lander, 2010, S. 7) 
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(Bos, 2012, S. 147). Die Ergebnisse der Analyse zeigen, dass die Auszubildenden in 
Gebiet des Regionalverbandes Ruhr in abgegrenzten Teilausbildungsmärkten lernen 
und arbeiten. Bei der Analyse der Ausbildungsorte und Wohnorte im Gebiet des Regio-
nalverbandes Ruhr wurde von den Autoren ein Anbindungskoeffizient von 20 Prozent 
gebildet, dieser Koeffizient sagt aus, dass 20 Prozent der Auszubildenden einer Ge-
meinde im jeweiligen „heimischen“ Ausbildungsmarkt ausgebildet wird. Die Bildung des 
Anbindungskoeffizienten der Auszubildenden an die lokalen Ausbildungsmärkte soll die 
Identifikation der regionalen Ausbildungsmarktzentren ermöglichen. Diese Methodik 
erlaubte den Autoren des Bildungsberichts Ruhr die Bestimmung von sieben Ausbil-
dungsmarktzentren197 im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr. Den sieben Ausbil-
dungsmarktzentren gehören 44 Gemeinden des Regionalverbandes Ruhr an, zwei Ge-
meinden sind den Ausbildungsmärkten außerhalb des RVR-Gebiets zugehörig (Bos, 
2012, S. 146/147). Die folgende Karte 75 fasst die sieben Ausbildungszentren sowie 
ihre Einzugsgebiete zusammen.  
 
Karte 75: Ausbildungsmarktzentren im Gebiet des RVR, Anbindungskoeffizient ≥ 20 Prozent.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Bos, 2012, S. 147). 
                                                          
197
 Ausbildungsmarktzentren im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr: Bochum, Dortmund, Duisburg, 
Essen, Hagen, Mühlheim an der Ruhr, Recklinghausen.  
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Bis auf die Gemeinden Schwelm und Sprockhövel gehören alle RVR zugehörigen Ge-
meinden zu Ausbildungsmarktzentren des RVR-Gebietes. Darüber hinaus zählen die 
Gemeinden Olfen198 (Kreis Coesfeld), Issum, Rees und Rheurdt199 (alle Kreis Kleve) 
zum Einzugsgebiet der Ausbildungsmarktzentren des RVR-Gebiets. Mühlheim an der 
Ruhr ist dagegen ein solitäres Ausbildungsmarktzentrum ohne zugehöriges Einzugsge-
biet (Bos, 2012, S. 147).  
Der im Bildungsbericht Ruhr vorgenommenen Auswertung zufolge stellt das Gebiet des 
Regionalverbandes Ruhr keinen homogenen Ausbildungsmarkt dar. Der Ausbildungs-
markt des RVR-Gebiets ist vielmehr in verschiedene Ausbildungsmarktzentren unter-
teilt. Es ist auffällig, dass die Ausbildungsmarktzentren des RVR-Gebietes für jeweils 
spezifische und unterschiedlich stark ausgedehnte Raumeinheiten stehen (vgl.: Karte 
75). Die Autoren des Bildungsberichts Ruhr weisen in Ihrer Analyse nach, dass obwohl 
die Ausbildungsmärkte des RVR-Gebietes räumlich nah zueinander liegen, sie keine 
ausgeprägten räumlich-funktionellen Verflechtungen aufweisen.  
 
Tabelle 60: Anbindungskoeffizient der Ausbildungsmarktregion des Regionalverbandes Ruhr in Prozent, 
2011.
200 
 Duisburg Essen Mühlheim an 
der Ruhr 
Dortmund Recklinghausen Bochum Hagen Σ 
Duisburg 75,23 6,70 3,60 0,27 0,28 1,78 0,02 87,88 
Essen 4,97 77,78 2,59 1,33 3,85 4,72 0,06 95,30 
Mühlheim an der 
Ruhr 
15,34 17,37 55,22 0,58 0,00 1,20 0,00 89,71 
Dortmund 0,33 4,09 0,05 81,28 2,09 4,86 1,16 93,86 
Recklinghausen 0,99 18,44 0,06 5,54 65,14 7,30 2,50 99,97 
Bochum 1,11 10,09 0,51 6,19 2,20 73,39 2,50 95,99 
Hagen 0,17 1,16 0,00 5,72 0,00 7,50 71,00 85,55 
Σ 98,14 135,63 62,03 100,91 73,56 100,75 77,24 648,26 
Quelle: (Bos, 2012, S. 148) und eigene Berechnung. 
                                                          
198
 Die Gemeinde Olfen zählt zum Einzugsgebiet des Ausbildungsmarktes Dortmund (Bos, 2012, S. 147). 
199
 Die Gemeinden Issum, Rees und Rheurdt gehören zum Einzugsgebiet des Ausbildungsmarktes Duis-
burg (Bos, 2012, S. 147).  
200
 Bei der Anbindung der Städte und Gemeinden untereinander sind auch ihre auf sich bezogenen An-
bindungen zu berücksichtigen. Je ausgedehnter Ausbildungsmärkte sind, desto kleiner wird tendenziell 
der durchschnittliche sie selbst betreffende Anbindungskoeffizient und umgekehrt (Bos, 2012, S. 148).  
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Die Matrix der jeweiligen Anbindungskoeffizienten der sieben Ausbildungsmarktzentren 
zeigt deutlich ihre Heterogenität und räumliche Abgrenzung voneinander auf. Lediglich 
die Zentren Recklinghausen und Mühlheim an der Ruhr weisen mit Anbindungskoeffi-
zienten von knapp unter 20 Prozent Affinitäten zu benachbarten Zentren auf. Recklin-
ghausen weist im Bereich der beruflichen Ausbildung räumlich-funktionellen Verflech-
tungen mit Essen auf, Mühlheim an der Ruhr hat erkennbare Bezüge zu Duisburg und 
Essen (Bos, 2012, S. 148). Die Analyse des Anbindungskoeffizienten zeigt darüber hin-
aus, dass Essen als Ausbildungszentrum mit einem kumulierten Anbindungskoeffizien-
ten von 135,63 Punkten die größte Anbindungskraft aller RVR-Ausbildungszentren auf-
weist.  
 
Abbildung 136: Anbindungskoeffizient der Ausbildungsmärkte des Regionalverbandes Ruhr in Prozent, 
2011 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Bos, 2012, S. 148).  
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4.11.2. Hochschullandschaft im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr.  
 
Schon Mitte des siebzehnten Jahrhunderts wurde in Duisburg die erste Universität ge-
gründet201. Jedoch 163 Jahre später wurden die damals vier typischen Fakultäten (The-
ologie, Philosophie, Jura und Medizin) zu Gunsten der Universität-Neugründung in 
Bonn aufgelöst. Bis zur Gründung der Ruhr-Universität in Bochum im Jahre 1965 gibt 
es im Ruhrgebiet keine Universität (Butzin et al., 2009). Das Ruhrgebiet verfügt somit 
verglichen mit anderen Regionen in Deutschland über eine sehr junge Hochschulland-
schaft. Seit der Gründung der Ruhr-Universität Bochum entwickelt sich jedoch die 
Hochschullandschaft im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr sehr dynamisch (vgl.: Kar-
te 76).  
 
Karte 76:Hochschulstandorte im Gebiet des Regionalverbandes, Gründungszeitraum. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Bos, 2012, S. 166). 
                                                          
201
 Gründung der Universität Duisburg erfolgte 1655 (Butzin et al., 2009).  
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Dank der dynamischen Entwicklung der Hochschullandschaft zählt das heutige Ruhr-
gebiet mit sechs Universitäten/Hochschulen und vierzehn Fachhochschulen zu den 
dichtesten Hochschullandschaften in Europa (Bos, 2012, S. 166). Dem rasanten 
Wachstum der Zahl der universitären Einrichtungen im Ruhrgebiet geht jedoch eine 
lange Periode des „akademischen“ Stilstandes voran. Erst nach dem Einsetzten der 
montanindustriellen Krisen der fünfziger und sechziger Jahre des zwanzigsten Jahr-
hunderts wurde seitens der Landespolitik die Notwendigkeit zur Gründung universitärer 
Einrichtungen im Ruhrgebiet erkannt (Butzin et al., 2009).  
 
Karte 77: Hochschulstandorte im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr, 2010/2011.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Bos, 2012, S. 166). 
 
Durch die Schaffung von Universitäten und Hochschulen sollte der geplante wirtschafts- 
und sozialstrukturelle Transformationsprozess im Ruhrgebiet flankieren werden (Bleck 
et al., 2002). Zusätzlich wurde die Gründung neuer Hochschulstandorte im Ruhrgebiet 
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durch die Ausrufung des „Bildungsnotstandes“ im Jahre 1964 beschleunigt. Der Grün-
dung der Ruhr-Universität Bochum folgten im kurzen zeitlichen Abstand die Gründun-
gen weiterer Hochschulen im Ruhrgebiet wie Dortmund (1968), Duisburg (1972), Essen 
(1972). Im Jahre 1975 wurde die Fernuniversität Hagen und 1983 die erste nicht-
staatliche Private Universität Witten/Herdecke gegründet.  
 
Karte 78: Hochschulstandorte im Gebiet des Regionalverbandes, Klassifikation der Hochschulen nach 
der Zahl der Studierenden, Betrachtungszeitraum: Wintersemester 2010/2011.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Bos, 2012, S. 166). 
 
Um das Bildungsangebot neugeschaffener universitärer Einrichtungen zu ergänzen, 
entstanden nach 1970 zahlreiche Fachhochschulen, wie beispielsweise die Fachhoch-
schule Gelsenkirchen (1992) (Butzin et al., 2009). In jüngster Zeit wurden weitere uni-
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versitäre Einrichtungen etabliert, alleine im Jahre 2009 nahmen drei Hochschulen202 im 
Gebiet des Regionalverbandes Ruhr ihren Studienbetrieb auf (metropoleruhr, 2011).  
Gegenwärtig (Wintersemester 2010/2011) sind an den Hochschulen im Gebiet des Re-
gionalverbandes Ruhr 197 255 Studierende eingeschrieben. Im Berichtsjahr 2009 wa-
ren an Hoch- und Fachhochschule im Ruhrgebiet 14 959 wissenschaftliche und künstle-
rische Mitarbeiter beschäftigt, die Zahl der Professuren betrug 2 131 (Bos, 2012, S. 
166).  
 
Tabelle 61: Hochschullandschaft – Vergleichende Zusammenstellung RVR-Gebiet, NRW ohne RVR und 
Deutschland.  
Gebietseinheit Zahl der Studierenden Anzahl       
Professuren 
Anzahl wissenschaftliches 
und künstlerisches Personal 
WS 
2010/2011 
WS 
2009/2010 
Veränderungsdynamik 
WS 2009/2010 = 100 
Berichtsjahr 2009 
RVR-Gebiet 197 255 184 200 107,08 2 131 14 959 
RVR-Gebiet ohne FU 
Hagen 
135 982 134 840 100,84 2 054 14 105 
NRW ohne RVR 325 186 318 100 102,22 5 654 29 873 
Deutschland insge-
samt 
2 220 270 2 121 190 104,67 40 165 301 042 
Quelle: (Bos, 2012, S. 166). 
 
Zwischen Wintersemester 2009/2010 und Wintersemester 2010/2011 ist die Zahl der 
Studierenden im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr um ca. sieben Prozent gestiegen. 
Berücksichtigt man jedoch den „Sonderfall“ der Fernuniversität Hagen203, dann 
schrumpft das Wachstum der Studierendenzahl im Betrachtungszeitraum auf ca. 0,84 
Prozent. Ohne Fernhochschule Hagen fällt die Wachstumsdynamik der Studierenden-
zahl hinter die Gesamtdeutsche (4,67 Prozent) und die des restlichen Teilraumes des 
Bundeslandes Nordrhein-Westfalen (2,22 Prozent) zurück (vgl.: Tabelle 61).  
An der Fernuniversität Hagen studierten im Wintersemester 2010/2011 31 Prozent aller 
im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr immatrikulierten Hochschulstudenten. Die Uni-
                                                          
202
 Hochschulen: Ruhr West, Hamm-Lippstadt und Rhein-Waal. 
203
 Die 1974 gegründete Fernuniversität Hagen ist die erste und einzige öffentlich-rechtliche Fernuniversi-
tät in Deutschland. Mit 61 908 eingeschriebenen Studierenden (Wintersemester 2010/2011) ist die Fern-
universität Hagen nach Studierendenzahl die größte Universität des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Fernuniversität Hagen, 2012). 
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versitäten Essen-Duisburg, Ruhruniversität Bochum und die Technische Universität 
Dortmund konnten im obenerwähnten Bertachtungszeitraum insgesamt 46 Prozent aller 
Studierenden im RVR-Gebiet auf sich vereinen (vgl.: Abbildung 137).  
 
Abbildung 137: Hochschulen im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr – Anteil Studierender in Prozent, 
Wintersemester 2010/2011.
204 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Bos, 2012, S. 166). 
 
Bezogen auf die Studierendenzahl205 überwiegen in der Lehre an den Hochschulen des 
Ruhrgebiets die rechts-, wirtschafts- und sozialwissenschaftliche Studienfächer (Anteil 
39,1 Prozent). Damit unterscheidet sich die studienfachliche Ausrichtung der Hochschu-
len im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr deutlich von den Schwerpunkten des übri-
gen NRW und der Studienfachstruktur in Deutschland insgesamt. In der gesamtdeut-
schen Hochschulstruktur machen die Studierenden der rechts-, wirtschafts- und sozial-
wissenschaftlichen Studiengänge etwa 31,6 Prozent aller Immatrikulierten aus, und im 
übrigen Teilgebiet des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen gar nur 29,3 Prozent. Dage-
gen liegt der Anteil der Studierenden bei ingenieurwissenschaftlichen Studienfächern im 
                                                          
204
 FOM Hochschule für Oekonomie & Management – University of Applied Sciences – Essen: es handelt 
sich um Zahlen für die Hochschule insgesamt, die auch Standorte außerhalb des Ruhrgebiets hat (Bos, 
2012, S. 166). 
205
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Ruhrgebiet mit 15 Prozent unter dem Gesamtdeutschen (18,1 Prozent) und dem des 
übrigen Teilgebiets von Nordrhein-Westfalen (19,3 Prozent) (vgl.: Abbildung 138).  
 
Abbildung 138: Studierende nach Studienfächern (Hoch- und Fachhochschulen insgesamt) in Prozent - 
RVR, NRW ohne RVR und Deutschland insgesamt, Jahr 2009.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Bos, 2012, S. 172). 
 
Die Autoren des Bildungsberichts Ruhr differenzieren zusätzlich in ihrer Ausarbeitung 
zu Studienfachschwerpunkten der Studierenden im Ruhrgebiet noch zwischen unter-
schiedlichen Hochschultypen. Dabei zeigt sich, dass die Zahl der Studierenden im Be-
reich der ingenieurwissenschaftlichen Fächer an den Universitäten im Gebiet des Regi-
onalverbandes Ruhr mit 12,5 Prozent sogar über den Anteilen in Deutschland insge-
samt (11,6 Prozent) und in übrigen Teilgebiet von NRW (11,6 Prozent) liegt. Bei der 
Betrachtung der Fachhochschulen kommt es zum Umkehr der Relationen, hier weisen 
die Fachhochschulen im übrigen Gebiet von NRW und in Gesamtdeutschland höhere 
Anteile der Studierenden bei ingenieurwissenschaftlichen Studiengängen auf, als die 
Fachhochschulen im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr (Bos, 2012, S. 173).  
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Abbildung 139: Studierende nach Studienfächern an Hoch- und Fachhochschulen in Prozent - RVR, 
NRW ohne RVR und Deutschland insgesamt, Jahr 2009. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Bos, 2012, S. 173) 
 
Um ein Universitätsstudium/Fachhochschulstudium aufnehmen zu können, müssen die 
Kandidaten bestimmte formelle Voraussetzungen erfüllen, hierbei muss es sich nicht 
unbedingt um das Zeugnis der Allgemeinen Hochschulreife oder ein Zeugnis der Fach-
hochschulreife handeln. Deshalb ist es ratsamer, bei der Auswertung der Zugangsquo-
ten zum Studium (Universität/Fachhochschule) in einem Gebiet die Hochschulzugangs-
berechtigtenquote heranzuziehen, als nur auf die Absolventenzahlen der Schulformen 
zu schauen, die diese formelle Berechtigung erteilen. Die Hochschulzugangsberechtig-
tenquote gibt Auskunft darüber, wie groß der Anteil eines Altersjahrganges ist, der eine 
Hochschulzugangsberechtigung in einem Jahr erwirbt (Bos, 2012, S. 177). Die Durch-
schnittsquote der Hochschulzugangsberechtigten liegt im Gebiet des Regionalverban-
des Ruhr im Zeitraum 2006 – 2009 mit einer Spannweite von 0,2 bis 3,6 Prozentpunk-
ten über der Gesamtdeutschen. Jedoch im Vergleich zum übrigen Teilgebiet des Bun-
deslandes Nordrhein-Westfalen ist die Quote der Hochschulzugangsberechtigten wäh-
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rend des gesamten Betrachtungszeitraumes geringer (negative Abweichung der 
Spannweite: 2,6 bis 4,4 Prozentpunkte) (vgl.: Abbildung 140).  
 
Abbildung 140: Hochschulzugangsberechtigtenquote in Prozent – Deutschland, NRW ohne RVR, RVR-
Gebiet, Zeitraum 2006-2009.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Bos, 2012, S. 177). 
 
Betrachtet man die grafische Auswertung zur Hochschulzugangsberechtigtenquote in 
der Abbildung 140, so fällt auf, dass mit Ausnahme des Jahres 2007 eine positive Tren-
dentwicklung der Hochschulzugangsberechtigtenquote in allen Betrachtungsgebieten 
festzustellen ist. Besonders im Betrachtungsgebiet (NRW ohne RVR) ist ein starker An-
stieg von 49,0 auf 55,7 Prozent feststellbar.  
Betrachtet man jedoch die Hochschulzugangsberechtigtenquote der einzelnen Raum-
einheiten im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr so werden deutlichere Abweichungen 
von der durchschnittlichen RVR-Quote sichtbar. Im Zeitraum 2006 bis 2009 liegen die 
Divergenzen bei der Hochschulzugangsberechtigtenquote der einzelnen Raumeinheiten 
im Gebiet des RVR in einer Spannweite zwischen 34,9 (Ennepe-Ruhr-Kreis, 2007) und 
69,4 Prozent (Hagen, 2009). Die folgende kartographische Umsetzung der regionalen 
Verteilung der Hochschulzugangsberechtigtenquote im Gebiet des RVR für das Jahr 
2007 und 2009 in der Karte 79 gibt die oben angesprochenen Differenzen wieder. 
2006 2007 2008 2009
Deutschland 44,7 43,6 46 47,9
NRW ohne RVR 49 48,7 50,6 55,7
RVR-Gebiet 46,4 45 46,2 51,5
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Karte 79: Hochschulzugangsberechtigtenquote im RVR-Gebiet (Kreisebene) in Prozent, Zeitraum 2007 
und 2009 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Bos, 2012, S. 177). 
 
Die Karte 79 zeigt deutlich, dass analog zu der in der Abbildung 140 aufgezeigten 
Trendentwicklung der Hochschulzugangsberechtigtenquote, auch in allen Teilräumen 
des RVR-Gebietes es zu einer deutlichen Erhöhung der Quote kommt.  
Nach der Auswertung der Hochschulzugangsberechtigtenquote ist es interessant zu 
prüfen und zu vergleichen, wie hoch die Studierendenanfängerquote in den oben be-
trachteten Raumeinheiten ist. Die Studierendenanfängerquote gibt an, wie hoch der 
Anteil der Personen in der relevanten Altersgruppe der 17 bis 21-Jährigen ist, die ein 
Universitäts- bzw. Fachhochschulstudium aufnehmen (Bos, 2012, S. 177). Im Jahre 
2007 nahmen im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr 29,7 Prozent der Personen der 
relevanten Altersgruppe ein Studium an einer Universität bzw. einer Fachhochschule 
auf. Im Vergleich zu Deutschland und dem übrigen Teilgebiet des Bundeslandes Nord-
rhein-Westfalen, lag die Studierendenanfängerquote im Ruhrgebiet unter den Werten 
der beiden Gebiete. Der Abstand zu der gesamtdeutschen Studierendenanfängerquote 
betrug 1,7 Prozent, zu übrigen Teilgebiet des Bundeslandeslandes Nordrhein-Westfalen 
gar 2,2 Prozent. Analysiert man die Entwicklung der Studierendenanfängerquote im 
Zeitvergleich - wobei die Verfügbarkeit der Daten die Analyse auf den Zeitraum bis 
2009 beschränkt ist - so kann festgestellt werden, dass die Quote der Studienanfänger 
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im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr innerhalb von zwei Jahren (2007 bis 2009) auf 
35,9 Prozent steigt. Dieser signifikante Anstieg erlaubt jedoch dem RVR-Gebiet nicht zu 
der Studierendenanfängerquote von Deutschland und NRW aufzuschließen. Die ge-
samtdeutsche Quote steigt im Bertachtungszeitraum auf 38,6 Prozent, die des übrigen 
Gebietes von Nordrhein-Westfalen gar auf 39,6 Prozent. Demnach vergrößert sich so-
gar der Abstand des RVR-Gebiets zu den beiden Räumen auf 2,5 und 3,9 Prozent (vgl.: 
Abbildung 141).  
 
Abbildung 141: Studierendenanfängerquote in Prozent – Deutschland, NRW ohne RVR, RVR-Gebiet, 
Zeitraum 2007-2009. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Bos, 2012, S. 178). 
 
Wie im Falle der Hochschulzugangsberechtigtenquote gestaltet sich die Studierenden-
anfängerquote auf der lokalen Ebene differenzierter. In einzelnen Teilräumen (Kreis-
ebene) des RVR-Gebietes bewegt sich die Quote im Betrachtungszeitraum 2007 bis 
2009 in einer Spannweite von 24,1 Prozent (Gelsenkirchen, 2007) bis 53,7 Prozent 
(Hagen, 2009). Auch auf der lokalen Ebene des RVR-Gebiets wird die allgemeine posi-
tive Trendentwicklung der Studierendenanfängerquote vollzogen (vgl.: Karte 80).  
Die vergleichende Gegenüberstellung der Hochschulzugangsberechtigtenquote und der 
Studierendenquote offenbart jedoch, dass das akademische Nachwuchspotential im 
Gebiet des Regionalverbandes Ruhr nicht gänzlich ausgeschöpft wird. Die Hochschul-
zugangsberechtigtenquote im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr liegt mit 3,6 Pro-
2007 2008 2009
Deutschland 31,4 35,1 38,6
NRW ohne RVR 31,9 36,2 39,8
RVR-Gebiet 29,7 33,7 35,9
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zentpunkten (2009) über der gesamtdeutschen Quote. Bei der Studierendenanfänger-
quote kommt es jedoch zur Umkehr der Relation. Im gesamtdeutschen Durchschnitt 
(38,6 Prozent, 2009) entscheiden sich mehr Personen der relevanten Altersgruppe für 
die Aufnahme eines Studiums als im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr (35,9 Pro-
zent, 2009) (vgl.: Abbildung 140, Abbildung 141). 
 
Karte 80: Studierendenanfängerquote im RVR-Gebiet (Kreisebene) in Prozent, Zeitraum 2007 und 2009. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Bos, 2012, S. 178). 
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4.12. Kosten der wirtschaftlichen Transformation. Soziale Situation im Ruhrge-
biet. 
 
Die Analyse der sozialen Verhältnisse im Ruhrgebiet sollte zunächst in die Gesamt-
deutsche Situation eingebettet werden. Der makroregionale Überblick - beispielsweise 
der Armutsgefährdungsquote - ermöglicht eine genauere Verortung der sozialen Gege-
benheiten des Untersuchungsgebietes.  
Bei der Betrachtung der Armutsgefährdungsquoten206 (gemessen am Bundesmedian) 
der sechszehn Bundesländer im Zeitraum 2005 und 2009 (vgl.: Karte 81) wird zunächst 
ein deutlicher Ost-West-Unterschied erkennbar. Sowohl im Jahre 2005, als auch im 
Jahre 2009 sind die Armutsgefährdungsquoten in ostdeutschen Bundesländern signifi-
kant höher als in Westdeutschland. Die Unterteilung bei den Armutsgefährdungsquoten 
in Ost- und Westdeutschland, kann in Anbetracht der kartographischen Ausarbeitung 
jedoch noch weiter untergliedert werden. Aus der Karte 81 geht deutlich hervor, dass 
die zwei südlichen Bundesländer, Baden-Württemberg und Bayern, im Vergleich zum 
restlichen Bundesgebiet, und über den Betrachtungszeitraum kontinuierlich hinweg, 
                                                          
206
 Im ersten Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung aus dem Jahre 2001 wird festgehalten, 
dass der Begriff Armut keiner exakten wissenschaftlichen Quantifizierung unterliegt.  
 
„Letztlich stehen hinter jeder Interpretation des Armutsbegriffs und hinter jedem darauf beruhenden 
Messverfahren Wertüberzeugungen, über deren Richtigkeit sich wissenschaftlich nicht abschlie-
ßend urteilen lässt. […]“ (Bundesregierung, 2001, S. 28).  
 
Einen zentralen Ansatzpunkt zur Messung von Armut respektive von Reichtum bildet jedoch die Verfüg-
barkeit materialer Ressourcen. Nach dieser Quantifizierung ist eine Person als „arm“ zu verstehen, die 
aus eigenen Einkommen oder Vermögen nicht die zur Lebensführung erforderlichen Mittel schöpfen kann 
(Bundesregierung, 2001, S. 28/29). Im Sinne der monetären Quantifizierung der Armut, sowie ihrer Ver-
teilung stützt sich die Bundesregierung hierbei auf die Definition der relativen Armut:  
 
„Armut im Sinne von Ungleichheit gemessen als relative Armut: Arm ist, wer im Vergleich zu den 
„mittleren“ Standards einer Gesellschaft über nur geringe Ressourcen verfügt. Auf diesem Konzept 
basierende Analysen geben Aufschluss über Ungleichheiten in einer Gesellschaft.“ 
(Bundesregierung, 2001, S. 29) 
 
Bei der monetären Bestimmung der Armutsgrenze geht die Bundesregierung von der Armutsrisikoquote 
aus. Die Armutsgrenze wird hierbei auf 60 Prozent eines mittleren Einkommens (Medianeinkommen) 
festgelegt.  
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signifikant niedrigere Armutsgefährdungsquoten aufweisen. Auf der Ebene der Bundes-
länder (hier Einteilung in die drei Gebietseinheiten: Ostdeutschland, Westdeutschland 
und Süddeutschland) kann zuerst eine gewisse Homogenität bei der räumlichen Vertei-
lung der Armutsgefährdungsquoten beobachtet werden, darüber hinaus wird ebenfalls 
die geringe Veränderungsdynamik der Quoten (Zeitraum 2005 und 2009) auf dieser 
räumlichen Ebene sichtbar.  
 
Karte 81: Armutsgefährdungsquote im Vergleich nach Bundesländern gemessen am Bundesmedian, in 
Prozent, Zeitraum 2005 und 2009.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Schneider et al. , 2011, S. 4).  
 
Das Bild ändert sich jedoch, wenn man die regionalen Einkommensdisparitäten in der 
Auswertung der Armutsgefährdung berücksichtigt. Die Berücksichtigung der Einkom-
mensdisparitäten kann hier mithilfe des Einkommensmedians (Landesmedian) der ein-
zelnen Bundesländer vorgenommen werden. Im Vergleich zu der Auswertung der Ar-
mutsgefährdung gemessen am Bundesmedian fällt zunächst auf, dass bei der Messung 
auf der Basis des Landesmedians die Spannweite der Armutsgefährdungsquote zwi-
schen den Bundesländern kleiner wird. Während bei der Armutsgefährdungsquote auf 
der Basis des Bundesmedians im Jahre 2009 die Abstände der Bundesländer zwischen 
359 
 
10,9 Prozent (Baden-Württemberg) und 23,1 Prozent (Mecklenburg-Vorpommern) lie-
gen, verkleinert sich im gleichen Betrachtungszeitraum beim Landesmedian die Diffe-
renzspanne bei der Armutsgefährdungsquote auf 13 (Thüringen) und 18 Prozent (Ham-
burg).  
 
Karte 82: Armutsgefährdungsquote im Vergleich nach Bundesländern gemessen am Landesmedian, in 
Prozent, Zeitraum 2005 und 2009. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage (Statistische Ämter des Bundes und der Länder, 2012).  
 
Des Weiteren wird bei der Armutsgefährdungsmessung - gemessen auf der Basis des 
Landesmedians - die oben beschriebene räumliche Gliederung aufgehoben. Die räumli-
che Verteilung der Armutsgefährdungsquote verschiebt sich sogar zur Gunsten der öst-
lichen Bundesländer (niedrigste Armutsgefährdungsquote in Thüringen mit 13,0 Pro-
zent), nun in dieser Konstellation erweisen sich die Stadtstaaten Bremen und Hamburg 
als besonders armutsgefährdet.  
Bevor man jedoch die sozialen Gegebenheiten im Untersuchungsgebiet analysiert, soll-
te zunächst die Aufmerksamkeit auf das regierungsamtliche Zahlenwerk, das zur Be-
stimmung der Armutsgefährdung/Armutsschwelle in Deutschland dient, gelenkt werden. 
Wie schon in der Fußnote 206 beschrieben, wird ein Haushalt in Deutschland als ar-
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mutsgefährdet definiert, wenn die Höhe seiner Einkünfte 60 Prozent eines mittleren 
Einkommens (Medianeinkommen) zu unterschreiten droht (Mertens & Scheider, 2009, 
S. 7). Im Jahre 2009 lag in Deutschland der Grenzwert zur Armutsschwelle bei einem 
Ein-Personen-Haushalt bei einem Einkommen von 801 Euro (vgl. Tabelle 62).  
 
Tabelle 62: Armutsgrenzen in Euro (Bundesmedian) in unterschiedlichen Haushaltskombinationen in 
Deutschland, Zeitraum 2005 und 2009.  
Jahr  Allein lebende 
Person 
Paar ohne 
Kinder 
Paar mit Kindern (unter 14 Jahren) Alleinerziehende  
1 Kind 2 Kinder 3 Kinder 1 Kind 2 Kinder 
2005 736 1 104 1 325 1 546 1 766 957 1 178 
2009 801 1 201,5 1 441,8 1 682,1 1 992,4 1 041,3 1 281,6 
Bei der Berechnung der Armutsschwelle (60 Prozent eines mittleren Einkommens, Medianeinkommen) werden verbindliche 
Äquivalenzziffern verwendet. Hierbei wird die erste erwachsene Person eines Haushaltes mit dem Faktor 1,0 gerechnet, weitere 
Personen ab 14 und mehr Jahren mit dem Faktor 0,5 - Kinder zwischen 0 und 14 Jahren gehen mit dem Faktor 0,3 in die Be-
rechnung ein. (Mertens & Scheider, 2009, S. 7) 
Quelle: Daten für 2005 (Mertens & Scheider, 2009, S. 7), Datengrundlage 2009 (Statistische Ämter des 
Bundes und der Länder, 2012), eigene Berechnungen.  
 
Kehrt man zur Untersuchungsregion zurück und zieht die amtlichen Kennziffern heran, 
dann liegt der Anteil der als armutsgefährdet einzustufenden Haushalte im Ruhrgebiet 
stets über dem bundesdeutschen Durchschnitt. Im Jahre 2009 bewegen sich die Ar-
mutsgefährdungsquoten im Ruhrgebiet in einer Spannweite zwischen 16,5 Prozent- 
(Raumordnungsregion 43 Bochum/Hagen) und 19,9 Prozentpunkten (Raumordnungs-
region 39 Dortmund). Das bedeutet, dass beispielsweise jeder fünfte Haushalt in der 
Raumordnungsregion Dortmund von der Armut bedroht wird (vgl.: Tabelle 63). Absolut 
sind demnach in der Raumordnungsregion Dortmund ca. 110 000 Privathaushalte 
durch Armut gefährdet (eigene Berechnung auf der Datengrundlage der: (RVR 
Datenbank, Team 8-3).  
Die folgende kartographische Ausarbeitung (vgl.: Karte 83) zeigt deutlich, dass im Zeit-
raum 2005 und 2009 sich das Armutsrisiko in Nordrhein-Westfalen besonders im nördli-
chen und östlichen Gebiet des Regionalverbandes Ruhr konzentriert. Ebenfalls ist die 
Veränderungsdynamik der Armutsgefährdungsquote in dieser Gebietseinheit zwischen 
2005 und 2009 negativ. Somit wird auf der kleinräumlichen Ebene die Homogenität der 
räumlichen Verteilung der Armutsgefährdung aufgelöst.  
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Karte 83: Entwicklung der Armutsgefährdungsquoten in Raumordnungsregionen des Landes Nordrhein-
Westfalen, in Prozent, Zeitraum 2005 und 2009.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Schneider et al., 2011, S. 11). 
 
Tabelle 63: Entwicklung der Armutsgefährdungsquote im Vergleich, Zeitraum 2005-2009.  
Raumeinheit Armutsgefährdungsquote in % 
2005 2006 2007 2008 2009 
Deutschland 14,7 14,0 14,3 14,4 14,6 
Nordrhein-Westfalen 14,4 13,9 14,6 14,7 15,2 
Ruhrgebiet 
Raumordnungsregion 41 Duisburg/Essen* 15,5 14,5 15,8 14,8 16,6 
Raumordnungsregion 43 Bochum/Hagen** 15,1 15,0 16,0 17,0 16,5 
Raumordnungsregion 40 Emscher-Lippe*** 17,7 17,4 16,6 17,3 17,4 
Raumordnungsregion 39 Dortmund**** 17,4 17,7 18,0 18,2 19,9 
*Raumordnungsregion 41: umfasst die Kreise: Duisburg, Essen, Mühlheim an der Ruhr, Oberhausen, Wesel, Kleve. 
**Raumordnungsregion 43: umfasst die Kreise: Bochum, Hagen, Herne, Märkischer Kreis, Ennepe-Ruhr-Kreis. 
***Raumordnungsregion 40: umfasst  die Kreise: Bottrop, Gelsenkirchen, Recklinghausen.  
****Raumordnungsregion 39: umfasst die Kreise: Dortmund, Unna, Hamm.  
Quelle: (Schneider et al., 2011, S. 4/9).  
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Aus der grafischen Zusammenstellung der fünfzehn deutschen Großstädte kann ge-
schlossen werden, dass ein hoher Armutsgefährdungsquotient mit der Höhe der SGB II-
Quote zusammenhängt. Die beiden Abbildungen zeigen deutlich, dass die Großstädte 
des Ruhrgebiets – hier Dortmund, Duisburg und Essen – mit die höchsten SGB II-
Quoten unter den deutschen Großstädten ausweisen. Darüber hinaus ist es bemer-
kenswert, dass im Zeitraum 2005 bis 2009 die Armutsgefährdungsquote der Städte 
Dortmund und Duisburg stark angestiegen ist. 
 
Abbildung 142: Armutsgefährdungsquote und SGB II-Quote ausgewählter deutscher Großstädte in Pro-
zent, 2005.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Schneider et al., 2011, S. 4/15ff.). 
 
Besonders bei Duisburg ist ein starker Anstieg der Armutsgefährdungsquote von ca. 17 
auf ca. 23 Prozentpunkte feststellbar. Während die SGB II-Quote in Dortmund und Du-
isburg moderat ansteigt, kommt es dort zu einer deutlichen Zunahme des prozentualen 
Anteils der Privathaushalte die von Armut bedroht werden.  
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Abbildung 143: Armutsgefährdungsquote und SGB II-Quote ausgewählter deutscher Großstädte in Pro-
zent, 2010. 
 
Quelle: Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Schneider et al., 2011, S. 4/15ff.) 
 
Die Auswertungen zur Armutsgefährdungsquote zeigen, dass besonders im Untersu-
chungsgebiet im Zeitraum 2005 bis 2009 trotzt positiven Arbeitsmarktentwicklungen der 
Anteil der Privathaushalte, die von Armut gefährdet sind sogar angestiegen ist. In Nord-
rhein-Westfalen ist das Armutsrisiko besonders in der Gruppe der Erwerbslosen, Allein-
erziehenden, Nichtdeutschen und den unter 25 Jährigen überdurchschnittlich hoch.  
 
Tabelle 64: Armutsrisikoquoten in Nordrhein-Westfalen nach sozialstrukturellen Merkmalen, vergleichen-
de Zusammenstellung für die Jahre 2005 und 2009.  
Merkmal Armutsrisikoquote in Prozent  
Jahr 2005 Jahr 2009 
A
lt
e
r 
unter 16 Jahren  20,6  20,5 
16 bis unter 25 Jahren  22,7 22,6 
25 bis unter 50 Jahren 13,8 13,9 
50 bis unter 65 Jahren 11,0 12,0 
65 und mehr Jahren 9,9 11,0 
E
rw
e
rb
s
-
s
ta
tu
s
 Selbstständige 7,2 7,0 
abhängig Erwerbstätige 6,7 7,0 
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Erwerbslose 48,4 52,8 
Rentner 9,7 11,0 
Sonstige Nichterwerbspersonen 23,1 25,1 
L
e
b
e
n
s
fo
rm
  
Alleinstehende 20,0 21,1 
Paargemeinschaften ohne Kind 7,8 8,1 
Paargemeinschaften mit jüngstem Kind im Alter von unter 18 Jahren 16,1 15,4 
Alleinerziehende mit jüngstem Kind im Alter von unter 18 Jahren 37,0 39,5 
Paargemeinschaften mit jüngstem Kind im Alter von 18 und mehr Jahren 7,4 6,5 
Alleinerziehende mit jüngstem Kind im Alter von 18 und mehr Jahren 12,9 16,6 
S
ta
a
ts
a
n
g
e
h
ö
ri
g
k
e
it
 
u
n
d
 M
ig
ra
ti
o
n
s
-
h
in
te
rg
ru
n
d
 
Deutsch  11,8 12,3 
Nichtdeutsch 37,2 36,4 
Ohne Migrationshintergrund 9,8 10,1 
Mit Migrationshintergrund 30,4 29,4 
Armutsrisikoquote basiert auf der  EU-Konzept: Laeken-Primärindikatoren (Grenzwert: 60 %, Mittelwert: Median, Skala zur 
Bedarfsgewichtung: neue OECD-Skala).  
Armutsrisikoquoten: bezogen auf die Bevölkerung in Privathaushalten am Ort der Hauptwohnung auf Basis der landesspezifi-
schen Mittelwerte der Ergebnisse des Mikrozensus.  
Quelle: (Ministerum für Arbeit, Integration und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen, 2012).  
 
Aus der Tabelle 64 geht hervor, dass die Erwerbslosigkeit die wichtigste Ursache für 
Armutsgefährdung darstellt. Die Autoren des Sozialberichts NRW 2007 halten in diesem 
Zusammenhang fest, dass ein dauerhafter unfreiwilliger Ausschluss aus der Arbeitsge-
sellschaft häufig mit der Erfahrung sozialer Ausgrenzung einhergeht (Gerhardt et al.,  
2007, S. 37). Demnach werden im hohen Maße Personen bzw. Privathaushalte von 
Armut bedroht, die aufgrund längerer Arbeits- bzw. Erwerbslosigkeit zum Kreise der 
SGB II-Leistungsempfänger (Hartz IV) gehören. Der monatliche Regelsatz der Leistun-
gen nach SGB II207 betrug im Jahre 2009 bei einem Ein-Personen-Haushalt 347 Euro 
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 Die Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhalts umfasst insbesondere Ernährung, Kleidung, 
Körperpflege, Hausrat, Bedarfe des täglichen Lebens sowie in vertretbarem Umfang auch Beziehungen 
zur Umwelt und eine Teilnahme am kulturellen Leben §20 SGB II. Leistungen für Unterkunft und Heizung 
werden in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen erbracht, soweit diese angemessen sind. Soweit die 
Aufwendungen für die Unterkunft den der Besonderheit des Einzelfalles angemessenen Umfang über-
steigen, sind sie als Bedarf des allein stehenden Hilfebedürftigen oder der Bedarfsgemeinschaft so lange 
zu berücksichtigen, wie es dem allein stehenden Hilfebedürftigen oder der Bedarfsgemeinschaft nicht 
möglich oder nicht zuzumuten ist, durch einen Wohnungswechsel, durch Vermieten oder auf andere Wei-
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(Bundesverfassungsgericht, 2010). Der Regelleistungssatz liegt somit deutlich unter der 
regierungsamtlich definierten Armutsrisikoschwelle.  
Im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr weisen Städte wie Duisburg, Essen, Gelsenkir-
chen, Herne und Dortmund die höchsten Anteile der Empfänger der Leistungen nach 
dem SGB II an der Gesamtbevölkerung aus. Im RVR Gebiet ist sogar eine zunehmend 
negative Tendenz zu beobachten. Der Anteil von Personen, die auf die Unterstützungs-
leistungen hier angewiesen sind, steigt in sechs von fünfzehn Kreisen, bzw. Kreisfreien 
Städten zwischen 2005 und 2009 an (vgl.: Karte 84, Karte 85). Ein starker Anstieg kann 
besonders in Teilräumen identifiziert werden, in denen noch 2005 vergleichbar wenige 
Personen auf die Unterstützung angewiesen waren, wie beispielsweise in Mühlheim an 
der Ruhr oder im Ennepe-Ruhr-Kreis.  
 
Karte 84: Anteil Leistungsempfänger nach SGB II (Hartz IV) an der Gesamtbevölkerung im RVR-Gebiet 
(Kreisebene) in Prozent, Zeitraum 2005 und 2009.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012); 
(Stadt Dortmund, 2007, S. 146/147); (Stadt Dortmund, 2011, S. 125).  
 
                                                                                                                                                                                           
se die Aufwendungen zu senken, in der Regel jedoch längstens für sechs Monate (§ 20 und 22 SGB II , 
2012). 
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Karte 85: Indexierte Veränderungsdynamik der Zahl der Leistungsempfänger nach SGB II (Hartz IV) im 
RVR-Gebiet, 2005 = 100, 2009.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012); 
(Stadt Dortmund, 2007, S. 146/147); (Stadt Dortmund, 2011, S. 125).  
 
Nach 2005 wurden in Deutschland erwerbsfähige Arbeitssuchende, die zuvor Ansprü-
che auf Leistungen aus dem Bundessozialhilfegesetz (Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe) 
hatten, im Rahmen der Arbeitsmarktreformen (Das vierte Gesetz für moderne Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt), nun zum Kreise der Leistungsempfänger nach SGB II 
(Hartz IV) zugeordnet (Grube et al., 2010, S. 79).  
 
Karte 86: Anteil Sozialhilfeempfänger an der Gesamtbevölkerung im RVR-Gebiet (Kreisebene) in Pro-
zent, Zeitraum 2005 und 2009. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012) 
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Seit 2005 kommt die Sozialhilfe als Instrument zur Gewährleistung des Existenzmini-
mums in Deutschland nur für nicht-erwerbsfähige Personen zum Tragen. Anspruchsbe-
rechtigte sind demnach Personen die beispielsweise wegen Alters oder aufgrund voller 
Erwerbsminderung keiner beruflichen Tätigkeit mehr nachgehen können. Die Leistun-
gen der Sozialhilfe werden im Sozialgesetzbuch XII (SGB XII) in Paragraphen 27 bis 74 
festgeschrieben (§ 8 SGB XII, 2012).  
 
Karte 87: Indexierte Veränderungsdynamik der Zahl der Sozialhilfeempfänger im RVR-Gebiet (Kreisebe-
ne), 2005 = 100, 2009. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012) 
 
In diesem Zusammenhang verliert die Sozialhilfe als Indikator der sozialökonomischen 
Entwicklungen im Gegensatz zum Zeitraum vor 2005 an Aussagekraft. Auch die gerin-
gen Anteile der Sozialhilfeempfänger an der Gesamtbevölkerung, sowie die geringen 
Spannweiten der Anteilswerte (vgl.: Karte 86) machen die alleinige Heranziehung der 
Sozialhilfe als Indikator für sozialökonomische Entwicklungen einer Raumeinheit prob-
lematisch. Im Untersuchungsgebiet bewegen sich die Anteilswerte der Sozialhilfeemp-
fänger im Betrachtungszeitraum 2005 und 2009 in einer Spannweite von 0,20 bis 0,65 
Prozent. Es ist jedoch bemerkenswert, dass im Jahre 2009 die Homogenität der räumli-
chen Verteilung der Sozialhilfeempfängerquote zunimmt. Die Zunahme der räumlichen 
Homogenität ist durch den Anstieg der Sozialhilfeempfängerquoten im westlichen Teil-
gebiet des Regionalverbandes begründet (vgl. Karte 87).  
Während aufgrund durchgeführter Reformen die Indikation sozialwirtschaftlicher Ent-
wicklung auf der Basis der Sozialhilfequoten problematisch ist, kann die Auswertung der 
Wohngeldunterstützungsquoten die Analyse sozialer Entwicklungen in einer Raumein-
heit vervollständigen. In Deutschland wird das Wohngeld zur wirtschaftlichen Sicherung 
angemessenen und familiengerechten Wohnens als Mitzuschuss für Mieter mit gerin-
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gem Einkommen gewährt. Das Wohngeld kann ebenfalls als Lastenzuschuss von ein-
kommensschwachen Eigentümern beantragt werden, die ihr Eigenheim oder ihre Ei-
gentumswohnung selbst nutzen. Die Auszahlung des Wohngeldes wird abhängig vom 
Gesamteinkommen, der Miethöhe bzw. Belastungshöhe, sowie der Haushaltsgröße 
gewährt (Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 2012).  
 
Karte 88: Anteil Haushalte mit Wohngeldunterstützung (Allgemeines Wohngeld) im RVR-Gebiet (Kreis-
ebene) in Prozent, Zeitraum 2005 und 2009.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012), 
(Cicholas & Ströker, 2009, S. 7).  
 
Die Wohngeldquote kann neben der Armutsgefährdungsquote und der SGB II-Quote 
demnach als ein weiterer Indikator sozialer Probleme in einer Raumeinheit herangezo-
gen werden.  
Wertet man die kartographische Ausarbeitung zur Wohngeldquote im Gebiet des Regi-
onalverbandes Ruhr aus (vgl.: Karte 88), dann fällt zunächst auf, dass die Anteile der 
Haushalte, die auf Wohngeldunterstützung im Zeitraum 2005 und 2009 angewiesen 
waren, im Vergleich zur SGB II-Quote weit geringer sind. Die Spannweite der Wohn-
geldquoten im RVR-Gebiet bewegt sich in einem Bereich zwischen 1,72 und 3,61 Pro-
zent. Analog zur Sozialhilfequoten ist im Untersuchungsgebiet ein allgemeiner Anstieg 
der Wohngeldquoten zu beobachten. Im betrachteten Zeitraum kommt es darüber hin-
369 
 
aus im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr zu einer Angleichung der räumlichen Ver-
teilung der Wohngeldquoten.  
 
Karte 89: Indexierte Veränderungsdynamik der Zahl der Haushalte mit Wohngeldunterstützung im RVR-
Gebiet (Kreisebene), 2005 = 100, 2009.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Die für die Analyse sozialökonomischer Entwicklungen herangezogen Indikatoren (Ar-
mutsgefährdungsquote, SGB II-Quote, Sozialhilfequote und Wohngeldquote) zeigen im 
Gebiet des Regionalverbandes Ruhr eine disperse räumliche Verteilung sozialer Prob-
lematiken. Mithilfe der gis-gestützten Analyse können zuerst Teilgebiete hervorgehoben 
werden, in denen einzelne soziale Indikationen besonders negativ sind. In diesem Zu-
sammenhang können im Untersuchungsgebiet etwa sechs bis sieben Kreise bzw. 
Kreisfreie Städte identifiziert werden, die überdurchschnittliche negative Tendenzen 
aufweisen. Die negativen Tendenzen spiegelt eine weitere statistische Kenngröße wie-
der, nämlich das Verfügbare Einkommen der Teilgebiete des Untersuchungsraumes. 
Hier zeigt sich, dass sozialökonomische Probleme stark mit der Höhe des Verfügbaren 
Einkommens korrespondieren. Auch diese statistische Kenngröße wurde für die Zeit-
räume 2005 und 2009 analysiert, um die zeitliche Entwicklung der Werte darstellen zu 
können. Die folgende Abbildung 144 zeigt das indexierte Verfügbare Einkommen der 
fünfzehn Raumeinheiten in Gebiet des Regionalverbandes Ruhr. Der Indexwert der 
Jahre 2005 und 2009 basiert auf dem Kennwert des Verfügbaren Einkommens in 
Deutschland (Deutschland = 100). Die Abbildung zeigt deutlich, dass nur vier der fünf-
zehn Kreise bzw. Kreisfreien Städte im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr in den bei-
den Betrachtungszeiträumen ein höheres Verfügbares Einkommen als der deutsche 
Durchschnitt aufweisen. Zehn Raumeinheiten liegen sowohl im Jahre 2005, als auch 
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2009 unter den indexierten Werten. Darüber hinaus ist ein negativer Entwicklungstrend 
zu beobachten. In vierzehn der fünfzehn Kreise bzw. Kreisfreien Städte sinkt das inde-
xierte Verfügbare Einkommen zwischen 2005 und 2009 (Indexwert: Deutschland = 
100), d.h. die Distanz zum bundesdeutschen Durchschnitt nimmt in diesen Raumeinhei-
ten negativ zu. Es kommt demnach zu einer stetigen Abkopplung bei der Entwicklung 
des Verfügbaren Einkommens im Ruhrgebiet von dem deutschen Durchschnitt.  
 
Abbildung 144: Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte in den Städten und Kreisen des RVR, 
indexiert in Prozent, Deutschland = 100, Zeitraum 2005 und 2009.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Lediglich im Ennepe-Ruhr-Kreis – dem Kreis mit dem sowohl 2005, als auch 2009 
höchstem Verfügbaren Einkommen - ist eine positive Entwicklung feststellbar. In Enne-
pe-Ruhr-Kreis stieg zwischen 2005 und 2009 das Verfügbare Einkommen sogar von 21 
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252 auf 23 005 Euro um mehr als 8 Prozent (8,25 Prozent). Der Anstieg des Verfügba-
ren Einkommens war somit hier stärker als im NRW-Durchschnitt (+5,00 Prozent) und 
im bundesdeutschen Durchschnitt (+6,95 Prozent) (eigene Berechnungen, Datengrund-
lage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012).  
 
Abbildung 145: Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte in den Städten und Kreisen des RVR, in 
Euro, Zeitraum 2005 und 2009. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Die Abkopplungstendenz des Ruhrgebiets von der positiven Entwicklung beim Verfüg-
baren Einkommen in Deutschland spiegelt ebenfalls die Tatsache wider, dass trotz stei-
gendem Verfügbaren Einkommen der Kreise und Kreisfreien Städte des RVR-Gebiets, 
die absolute Distanz zum deutschen Durchschnitt im Zeitraum 2005 und 2009 von 
510,20 Euro auf 765,67 Euro zunimmt (vgl.: Abbildung 145).  
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Die folgenden kartographischen Ausarbeitungen (Karte 90 und Karte 91) bieten einen 
Überblick über die räumliche Verteilung des Verfügbaren Einkommens im Gebiet des 
Regionalverbandes Ruhr im Zeitraum 2005 und 2009. In beiden Karten wurde eine In-
dexierung des Verfügbaren Einkommens vorgenommen (Deutschland = 100, NRW = 
100 und RVR = 100). Auf diese Weise können die unterschiedlichen Durchschnittswerte 
des Verfügbaren Einkommens in einer vergleichenden Zusammenstellung abgebildet 
werden, darüber hinaus bietet diese Vorgehensweise die Möglichkeit zur Abbildung re-
gionaler/lokaler Disparität im Bereich des Verfügbaren Einkommens auf unterschiedli-
chem Indexniveau.  
 
Karte 90: Vergleichende Zusammenstellung: Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte im RVR-
Gebiet (Kreisebene), indexiert (RVR = 100, NRW = 100, BRD = 100), Zeitraum 2005.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012). 
 
Beide Karten zeigen deutlich, dass das Verfügbare Einkommen im Gebiet des Regio-
nalverbandes Ruhr in den Betrachtungszeiträumen sehr differenziert verteilt ist. Neben 
den „Wohlstandsinseln“ Mühlheim an der Ruhr und Ennepe-Ruhr-Kreis kann die südli-
che Achse östlich der Kreisfreien Stadt Duisburg als vergleichbar wohlhabend bezeich-
net werden. Dagegen können Kreisfreie Städte wie Duisburg, Oberhausen, Gelsenkir-
BRD Durchschnitt 2005 =  
17 749 Euro 
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chen, Herne, Dortmund und Hamm als Räume mit stark unterdurchschnittlicher Ein-
kommenssituation ausgewiesen werden.  
 
Karte 91: Vergleichende Zusammenstellung: Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte im RVR-
Gebiet (Kreisebene), indexiert (RVR = 100, NRW = 100, BRD = 100), Zeitraum 2009. 
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnung, Datengrundlage: (Regionaldatenbank Deutschland, 2012) 
 
4.13. Auswertung sozialer Gegebenheiten im Gebiet des Regionalverbandes Ruhr 
– Standardisierung der Indikatoren  
 
Die im vorangegangenen Kapitel durchgeführten gis-gestützten Vergleichsanalysen der 
sozialwirtschaftlichen Kondition der Kreise und Kreisfreien Städte im Gebiet des Regio-
nalverbandes Ruhr offenbaren ein sehr heterogenes Bild. Die einzelnen Sachverhalte, 
sei es die SGB II-Quote, Armutsgefährdungsquote, Wohngeldquote oder die Sozialhil-
feempfängerquote, sind lokal oft differenziert. Darüber hinaus zeigen die Analysen, 
dass die ausgewerteten Indikatoren, oft sehr unterschiedliche Ausprägungen und Vor-
zeichen in den einzelnen Teilräumen des Untersuchungsgebiets aufweisen (vgl. Tabelle 
65, Tabelle 66).  
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Tabelle 65: Soziale Problematik im RVR-Gebiet (Kreisebene), addierte Z-Werte (SGB II-Quote, Sozialhil-
feempfängerquote, Armutsgefährdungsquote, Wohngeldquote). Zeitraum 2005. 
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 2005 
Duisburg  0,155 -0,645 0,143 1,174 0,00242641 -1,308 0,025654312 0,405 -0,374** 
Essen 0,155 -0,672 0,140 1,037 0,006279145 2,450 0,020733492 -0,731 2,084 
Mülheim an der Ruhr 0,155 -0,672 0,101 -0,599 0,003225104 -0,529 0,019807849 -0,945 -2,744 
Oberhausen 0,155 -0,672 0,123 0,328 0,002640499 -1,099 0,022896377 -0,232 -1,675 
Wesel 0,155 -0,672 0,079 -1,528 0,002042281 -1,682 0,021358168 -0,587 -4,469 
Bottrop 0,177 1,344 0,098 -0,715 0,003116726 -0,634 0,022243068 -0,383 -0,388 
Gelsenkirchen 0,177 1,401 0,166 2,109 0,00390523 0,135 0,026973704 0,709 4,354 
Recklinghausen 0,177 1,401 0,110 -0,217 0,004573449 0,786 0,020900469 -0,692 1,278 
Bochum 0,151 -1,006 0,101 -0,611 0,003845695 0,077 0,020701611 -0,738 -2,279 
Dortmund 0,174 1,073 0,138 0,964 0,004265788 0,486 0,02574023 0,425 2,948 
Hagen 0,151 -1,006 0,123 0,313 0,004793484 1,001 0,019247099 -1,074 -0,767 
Hamm 0,174 1,073 0,113 -0,088 0,003728852 -0,037 0,036292741 2,860 3,807 
Herne  0,151 -1,006 0,124 0,355 0,003216525 -0,537 0,02901974 1,181 -0,007 
Ennepe-Ruhr-Kreis 0,151 -1,006 0,078 -1,568 0,004261007 0,482 0,021508695 -0,552 -2,645 
Unna 0,174 1,073 0,094 -0,919 0,00418564 0,408 0,025432869 0,354 0,916 
Summe 2,432  1,732  0,056505837  0,358510425   
Mittelwert   ̃ 0,16213  0,115  0,003767056  0,023900695   
Standardabweichung
chung     
0,01106265  0,023832  0,001025349  0,004333082   
*Beispiel der Berechnung des z-Wertes für Faktor 1: zi = 
    ̃
  
 = Zi = 
             
           = -0,645 
** Beispiel der Addition der z-Werte für die Kreisfreie Stadt Duisburg: 
ΣzFaktor1biszFaktor4 = (-0,645) + (1,174) + (-1,308) + (0,405) = -0,374 
Quelle: Eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Schneider et al., 2011, S. 4/9), (Regionaldatenbank 
Deutschland, 2012).  
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Diese Tatsache erschwert deshalb einen Vergleich sozialer Gegebenheiten und sozia-
ler Entwicklungen auf der Makroebene, sprich komparativ auf der kumulierten Ebene 
des Untersuchungsgebiets. Dieses Problem kann analog zur der Darstellung sozialer 
Brennpunkte im der GZM-Agglomeration (siehe: Kapitel 4.6) mithilfe der statistischen 
Auswertungsmethode der z-Transformation gelöst werden. Die Standardisierung der 
Variablen sichert hier die Messung der Indikatoren in der gleichen relativen Einheit. 
Darüber hinaus bleibt die Relation der Indikatoren hinsichtlich ihrer Wertigkeit erhalten. 
Des Weitern kann für die makroanalytische Analyse die Dimensionslosigkeit der z-
Variablen verwendet werden (Bahrenberg et al., 1999, S. 71/72), um das Gesamtbild 
der sozialen Gegebenheiten und Entwicklungen im Untersuchungsgebiet komparativ 
durch die Addition der z-Variablen zu analysieren. Die Dimensionslosigkeit der z-
Variablen erlaubt hier die Addition der Werte wie SGB II-Quote, Armutsgefährdungs-
quote, Sozialhilfeempfängerquote und Wohngeldquote in den Teilräumen des RVR Ge-
biets. Die Ergebnisse der Addition zeigen die regionalen/lokalen Disparitäten der kumu-
lierten sozialwirtschaftlichen Gegebenheiten und Entwicklungen im Untersuchungsge-
biet.  
Die in den Tabellen (65, 66) berechneten und addierten z-Werte spiegeln die sozialwirt-
schaftliche Kondition der Kreise und Kreisfreien Städte des Regionalverbandes Ruhr 
komparativ wider. Je höher der errechnete und addierte z-Wert in einer Raumeinheit ist, 
desto stärker sind dort die sozialwirtschaftlichen Probleme ausgeprägt.  
Um die Vergleichbarkeit der angesprochenen Entwicklungen vornehmen zu können, 
wurden für die Analyse die z-Werte der Indikationen sozialer Verhältnisse für die Zeit-
räume 2005 und 2009 berechnet und addiert. Die Berechnung zeigt, dass sowohl im 
Jahre 2005, als auch 2009 der höchste kumulierte Wert sozialwirtschaftlicher Problema-
tik in der Kreisfreien Stadt Gelsenkirchen ausgewiesen wird. In Gelsenkirchen über-
steigt der aus den vier Indikatoren errechnete z-Wert sowohl 2005, als auch 2009 den 
Betrag von vier (2005 = 4,354; 2009 = 4,205). Jeder der standardisierten Variablenwer-
te trägt in Gelsenkirchen ein positives Vorzeichen, d.h. alle Indikatoren in Gelsenkirchen 
übersteigen den jeweiligen arithmetischen Mittelwert des RVR-Gebiets im negativen 
Sinne. Am anderen Ende der Skala befindet sich der Kreis Wesel (z-Wert 2005 = -
4,469; 2009 = -3,913). Im Kreis Wesel weisen alle transformierten Variablen negative 
Vorzeichen, d.h. alle Indikatoren sind besser ausgeprägt als der Durchschnitt des Ge-
bietes des Regionalverbandes Ruhr. Daher können die sozialwirtschaftliche Situation  
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Tabelle 66: Soziale Problematik im RVR-Gebiet (Kreisebene), addierte Z-Werte (SGB II-Quote, Sozialhil-
feempfängerquote, Armutsgefährdungsquote, Wohngeldquote). Zeitraum 2009. 
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 2009 
Duisburg  0,166 -0,612 0,145 1,117 0,004722207 0,169 0,025643606 0,779 1,453 
Essen 0,166 -0,612 0,142 0,994 0,005780387 1,512 0,018644812 -0,935 0,959 
Mülheim an der Ruhr 0,166 -0,612 0,103 -0,626 0,005194929 0,769 0,02336261 0,220 -0,249 
Oberhausen 0,166 -0,612 0,126 0,329 0,004083654 -0,642 0,018612717 -0,943 -1,868 
Wesel 0,166 -0,612 0,080 -1,548 0,003786429 -1,019 0,019467115 -0,734 -3,913 
Bottrop 0,174 0,005 0,100 -0,726 0,004196484 -0,499 0,021823105 -0,157 -1,376 
Gelsenkirchen 0,174 0,005 0,171 2,163 0,00555932 1,232 0,025751582 0,806 4,205 
Recklinghausen 0,174 0,005 0,113 -0,215 0,005790984 1,526 0,019261654 -0,784 0,532 
Bochum 0,165 -0,689 0,103 -0,596 0,003805282 -0,995 0,018391216 -0,997 -3,278 
Dortmund 0,199 1,934 0,140 0,899 0,004699746 0,140 0,025456446 0,733 3,707 
Hagen 0,165 -0,689 0,127 0,379 0,005054676 0,591 0,017709845 -1,164 -0,883 
Hamm 0,199 1,934 0,115 -0,126 0,003229871 -1,726 0,032338308 2,419 2,501 
Herne  0,165 -0,689 0,128 0,404 0,004304724 -0,361 0,026862745 1,078 0,432 
Ennepe-Ruhr-Kreis 0,165 -0,689 0,080 -1,543 0,005069982 0,610 0,019218261 -0,795 -2,417 
Unna 0,199 1,934 0,096 -0,907 0,003559905 -1,307 0,024396135 0,474 0,194 
Summe 2,609  1,770  0,056505837  0,336940157   
Mittelwert   ̃ 0,173933333  0,118  0,004589239  0,022462677   
Standardabweichung
chung     
0,012958738  0,024526  0,000787651  0,004082927   
*Beispiel der Berechnung des z-Wertes für Faktor 1: zi = 
    ̃
  
 = Zi = 
             
            = -0,612 
** Beispiel der Addition der z-Werte für die Kreisfreie Stadt Duisburg: 
ΣzFaktor1biszFaktor4 = (-0,612) + (1,117) + (0,169) + (0,779) = 1,453 
Quelle: Eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Schneider et al., 2011, S. 4/9), (Regionaldatenbank 
Deutschland, 2012).  
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und die sozialwirtschaftliche Entwicklung im Kreis Wesel und in der Kreisfreien Stadt 
Gelsenkirchen als vollkommen gegensätzlich bewertet werden. Die folgende kartogra-
phische Ausarbeitung (vgl. Karte 92) spiegelt den oben beschriebenen Sachverhalt gut 
wieder.  
 
Karte 92: Soziale Problematik im RVR-Gebiet (Kreisebene), addierte Z-Werte (SGB II-Quote, Sozialhilfe-
empfängerquote, Armutsgefährdungsquote, Wohngeldquote). Zeitraum 2005 und 2009.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, eigene Berechnungen, Datengrundlage: (Schneider et al., 2011, S. 4/9), 
(Regionaldatenbank Deutschland, 2012).  
 
Darüber hinaus wird aus der Karte deutlich, dass die Kumulation sozialer Probleme im 
Gebiet des Regionalverbandes Ruhr besonders in den Teilräume Gelsenkirchen, Dort-
mund und Hamm über den Zeitraum 2005 und 2009 konstant negativ bleibt. Nur in die-
sen Raumeinheiten waren die errechneten z-Werte für 2005 und 2009 positiv. Des Wei-
teren zeigt die gis-gestützte Zeitreihenanalyse die Verschlechterung der sozialen Situa-
tion für die Kreisfreie Stadt Duisburg an. Dagegen kann die Entwicklung der Kreisfreien 
Stadt Essen und des Kreises Recklinghausen als positiv bewertet werden.  
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III. Ergebnisse der Forschungsarbeit 
 
Bislang wurde in der Arbeit die methodische Vorgehensweise (vgl.: Kapitel 1.3 bis Kapi-
tel 1.3.6), die zur Bearbeitung des Forschungsthemas eigesetzt wurde, vorgestellt. Hier 
werden exemplarisch die ersten Auswertungen der qualitativ und quantitativ erhobenen 
Daten mittels der Korrespondenzanalyse vorgenommen. Die vorgestellte Auswer-
tungsmethode der Interviewdaten lässt sich grob in drei Stufen gliedern, die Stufe der 
Extraktion, der nummerischen Auswertung und der graphischen Darstellung der Ergeb-
nisse.  
 
Abbildung 146: Methodischer Ansatz – Stufen des Auswertungsverfahrens der Interviewdaten.  
 
Quelle: Eigener Entwurf. 
 
Den drei Stufen des Auswertungsverfahrens schließt sich die Interpretationsebene der 
Ergebnisse an.  
Des Weiteren wurde in der Arbeit der sozial-ökologische Untersuchungsansatz vorge-
stellt, und der Versuch gestartet den altindustriellen Raum definitorisch in diesem Rah-
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men zu verorten. Als ein weiterer Baustein der Arbeit wurden die durchgeführten basis-
statistischen und gis-gestützten Analysen der ökologischen und sozialen Konstruktio-
nen der Untersuchungsräume vorgestellt. Die Analysen dienten der Darstellung und 
Einordnung der ökologischen und sozialen Gegebenheiten in den Untersuchungsgebie-
ten. Sie sollten darüber hinaus die eingeschlagenen Entwicklungspfade der Teilräume 
erklären, sowie die vorherrschenden Trends und Probleme im sozialen und ökologi-
schen Bereich in den Untersuchungsräumen aufzeigen. Die Ergebnisse der durchge-
führten Analysen sollen des Weiteren die Auswertung der Experteninterviews und der 
durchgeführten Befragung flankieren und inhaltlich validieren.  
Die folgenden Ausführungen konzentrieren sich vorwiegend auf die Hauptaufgabenstel-
lung der Forschungsarbeit, nämlich auf die Identifikation endogener Entwicklungs-
potentiale in der GZM und RVR Agglomeration. Die Identifikation endogener Entwick-
lungspotentiale soll auf der Grundlage der mittels Korrespondenzanalyse ausgewerte-
ten Experteninterviews und Umfragedaten basieren. Darüber hinaus soll der Versuch 
unternommen werden in beiden Untersuchungsräumen Städte bzw. Kreise mit ähnlich 
ausgeprägten ökologischen und sozialen Entwicklungsmustern, Entwicklungsverläufen 
bzw. ähnlichen Potentialen oder Problembeständen zu identifizieren.  
Bevor jedoch die Ergebnisse der Korrespondenzanalysen interpretiert werden, sollen 
mithilfe der gesammelten Presseartikel Themenfelder aufgezeigt werden, die in den 
Untersuchungsgebieten die öffentliche Meinung und die öffentliche Debatte im Zeitraum 
Ende 2007 bis Mitte 2011 bewegten.  
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5. Regionale Entwicklung im Spiegelbild lokaler Presse – Eine Vergleichsanalyse  
 
Die Auswertung der Presseartikel ermöglicht die inhaltliche Einordnung und den Ver-
gleich der Themenschwerpunkte, die die beiden Untersuchungsregionen zwischen den 
21.10.2007 und 19.08.2010 bewegten. Die lokale Presselandschaft beider Untersu-
chungsräume wurde im oben genannten Zeitraum einem systematischen Screening 
unterzogen. Im Zentrum des Interesses standen hier Presseartikel, die einen Bezug 
zum Themenfeld der regionalen Entwicklung aufwiesen. Insgesamt wurden 1893 Artikel 
aus Oberschlesien und 964 aus dem Ruhrgebiet archiviert. Es wäre jedoch problema-
tisch auf die Vollständigkeit des Archivs – auf das Screening aller im obengenannten 
Zeitraum erschienen Presseartikel mit entwicklungsrelevanten Themen – Anspruch zu 
erheben, da bei der Recherche und der Archivierung hauptsächlich die Onlineausgaben 
der lokalen Presse berücksichtigt worden sind (vgl.: Fußnote 3, Seite 34).  
Die Einordnung thematischer Schwerpunkte wird zunächst über die quantitative Aus-
wertung – Frequenzanalyse - der Artikeltitel und Überschriften erfolgen.  
 
Abbildung 147: Quantitative Auswertung der Presseartikel in Oberschlesien – Thematische Einordnung 
der Artikeltiteln und Überschriften nach Häufigkeit ihrer Nennung in %, Zeitraum 21.10.2007 bis 
19.08.2010.  
 
Quelle: Eigner Entwurf, Datengrundlage: eigene Datenbank archivierter Presseartikel. 
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Abbildung 148: Quantitative Auswertung der Presseartikel im Ruhrgebiet – Thematische Einordnung der 
Artikeltiteln und Überschriften nach Häufigkeit ihrer Nennung in %, Zeitraum 21.10.2007 bis 19.08.2010. 
 
Quelle: Eigner Entwurf, Datengrundlage: eigene Datenbank archivierter Presseartikel. 
 
5.1. Pressespiegel Oberschlesien 
 
Die beiden Abbildungen Abbildung 147 und Abbildung 148 zeigen die Erscheinungs-
häufigkeit der thematischen Schwerpunkte in der lokalen Presse der Untersuchungsge-
biete. Während in der oberschlesischen Presse die Themenschwerpunkte wie Stadt-
entwicklung, Verkehrsinfrastruktur und Investitionen auffällige Häufigkeit aufweisen (Er-
scheinungsfrequenz zwischen 8,39 und 9,70 Prozent), spielen die Themenfelder wie 
Energie, Revitalisierung der Industriebrachen und Ökologie mit einer Erscheinungsfre-
quenz von unter zwei Prozent eine untergeordnete Rolle. Thematische Aspekte der re-
gionalen Entwicklung wie beispielsweise die Entwicklung der Telekommunikationsinfra-
struktur, hier insbesondere der Ausbau von Breitbandinternetverbindungen, wurden in 
der oberschlesischen Presse nicht behandelt. Ebenfalls wurde in der lokalen Presse 
das Themengebiet der demographischen Entwicklung nicht diskutiert. Die starke Prä-
senz der Themenfelder wie Stadtentwicklung und Verkehrsinfrastruktur können mit der 
Umsetzung notwendiger Infrastrukturmaßnahmen – hier besonders dem Ausbau und 
der Modernisierung des Straßennetzes (Autobahn A4 und A1) , sowie der geplanten 
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Anbindung des Flughafens Katowice-Pyrzowice an die regionalen Eisenbahnnetze er-
klärt werden. Der Flughafen Katowice-Pyrzowice verfügt gegenwärtig über keine Eisen-
bahnanbindungen und ist nur über das Straßennetz erreichbar (Wójt zły na marszałka 
za szybką kolej do Pyrzowic, 2010). Darüber hinaus wird in der lokalen oberschlesi-
schen Presse häufig die verkehrsinfrastrukturelle Ausstattung der Städte diskutiert, 
schwerpunktmäßig werden hier die verkehrsinfrastrukturelle Engpässe, sowie Moderni-
sierungsmaßnahmen in den Städten der Agglomeration thematisiert. Zum Themenge-
biet der infrastrukturellen Erreichbarkeit der Region kann hier ebenfalls die häufige Er-
wähnung des ÖPNVs gezählt werden. In diesem Kontext wird häufig auf die notwendige 
Modernisierung des Straßenbahnnetzes verwiesen, sowie die notwendige Verbesse-
rung der Organisations- und Managementstrukturen beispielsweise der Taktung einzel-
ner Verkehrsträger in der oberschlesischen Agglomeration angesprochen. Die Entwick-
lung der Straßenbahnen rückt besonders durch die Stilllegung einzelner Straßenbahn-
verbindungen in den Fokus der Berichtserstattung (Bez tramwaju z Chorzowa do 
Katowic ani rusz, 2009). Die Stilllegung der Straßenbahnlinien (Linie 7) zwischen Bytom 
und Katowice, sowie die gänzliche Stilllegung der Straßenbahnverbindungen in der 
Stadt Gliwice (im Jahre 2010 erfolgte die Stilllegung aller Straßenbahnverbindungen im 
Gebiet der Stadt Gliwice) wird in der lokalen Presse sehr kontrovers diskutiert. Ebenfalls 
häufig wird die Eisenbahninfrastruktur in der Region thematisiert, auch hier steht die 
Modernisierung des Schienennetzes sowie der bahnhofsnahen Infrastruktur im Vorder-
grund.  
Die folgende Abbildung 149 zeigt die Wortwolke der Schlagzeilen der lokalen ober-
schlesischen Presse. Die Wortwolke wurde mittels des alphaWorks IBM Algorithmus 
generiert. Der alphaWorks IBM Algorithmus ermöglicht in Abhängigkeit der absoluten 
Frequenzhäufigkeit der verwendeten Begriffe ihre größenabhängige Darstellung in einer 
Schlagwortwolke. Die Häufigkeit mit der einzelne Schlagwörter in den Zeitungsartikeln 
vorkommen, wird mit entsprechender Schriftgröße abgebildet. Die Darstellung der 
Schriftgröße wird mithilfe logarithmischer Skalierung vorgenommen (Bateman et al., 
2008, S. 193). Die Generierung der Schlagwortwolke wird nach folgender Formel um-
gesetzt:  
 
   (
        
          
      ),         { }208 
                                                          
208
     = Schriftgrößengrad für Schlagwort i  
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Um das Problem der häufigen Frequenz „überflüssiger“ Schlagwörter wie Bindewörter, 
Artikel oder Fürwörter lösen zu können wird im alphaWorks IBM Algorithmus eine Liste 
erstellt, mit deren Hilfe diese für die Analyse überflüssigen Schlagwörter herausgefiltert 
werden können (IBM, alphaWorks, 2009).  
 
Abbildung 149: Pressespiegel Oberschlesien – Wortwolke der Schlagzeilen, Auswertung mittels alpha-
Works IBM Algorithmus.  
 
Quelle: Eigner Entwurf mittels IBM alphaWorks Algorithmus, 2009, Datengrundlage: eigene Datenbank 
archivierter Presseartikel. 
 
Die GZM Agglomeration besteht gegenwärtig aus vierzehn kreisfreien Städten. Betrach-
tet man die Wortwolke der oberschlesischen Zeitungsartikel so wird deutlich, dass in 
der GZM Agglomeration zwei Städte Katowice und Gliwice die Berichterstattung domi-
nieren. Besonders auffällig ist die starke Dominanz der Stadt Katowice – in der Schlag-
wortwolke wird sie als Katowice und katowicki209 abgebildet – die Dominanz in der Be-
richterstattung kann mit der wirtschaftlichen, kulturellen aber vor allem politischen Stel-
lung von Katowice im Funktionsgefüge der GZM-Agglomeration erklärt werden. Kato-
wice, als Hauptstadt der Wojewodschaft Śląskie, beheimatet die wichtigsten politischen 
Institutionen (Sitz des Wojewoden und das Marschallamt der Wojewodschaft) der Regi-
on. Darüber hinaus wurde im betrachteten Zeitraum häufig über die Stadtentwicklung 
                                                                                                                                                                                           
   = Häufigkeit des Schlagwortes  
     = Grenze (Häufigkeit) ab der ein Schlagwort angezeigt werden soll 
     = Häufigkeit des am häufigsten vorkommenden Schlagwortes 
{ } = Menge aller zugelassenen Schlagwörter  
209
 Übersetzung des Begriffes: katowicki = kattowitzer  
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von Katowice berichtet, insbesondere im Zusammenhang mit der Revitalisierung der 
Straße Mariacka (Belebung der Katowicer Innenstadt) (Przygotowują Mariacką, by była 
dreptakiem, 2008), des Umbaus der zentralen Platzes der Stadt zu einem Marktplatz 
(gegenwärtig gibt es in der Stadt Katowice keinen Marktplatz), sowie der Revitalisierung 
des Hauptbahnhofsgeländes (Zapadł wyrok śmierci na dworzec w Katowicach, 2008). 
Darüber hinaus erfolgte 2011 die Bewerbung der Stadt Katowice um den Titel der euro-
päischen Kulturhauptstadt, hierzu wurde oft über Projekte und Maßnahmen der Stadt 
berichtet, die zu einem erfolgreichen Bestehen des Wettbewerbs beitragen sollten 
(Katowice chcą być Europejską Stolicą Kultury, 2009). Betrachtet man die Schlagwort-
wolke so können zum Begriff Katowice bzw. katowicki folgende Begriffe inhaltlich, 
schwerpunktmäßig zugeordnet:  
 
Abbildung 150: Presseauswertung Oberschlesien - Inhaltliche Zuordnung der Schlagwörter zum Begriff 
Katowice/katowicki.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Auswertung des angelegten Pressearchivs.  
 
Das häufige Vorkommen der Stadt Gliwice in der Wortwolke neben Katowice - in der 
Schlagwortwolke wird sie als Gliwice, gliwicki210, Gliwic211 und Gliwicach212 abgebildet – 
deutet auf einen dualzentrischen Charakter der Agglomeration, wobei die Stadt Kato-
wice aufgrund ihrer oben angesprochenen Funktionen in diesem räumlich-funktionellen 
Gefüge als dominanter bezeichnet werden kann. Neben Katowice stellt Gliwice in der 
Agglomeration einen wichtigen Hochschul- und Wirtschaftsstandort dar. In der Schlag-
wortwolke kann die Stadt Gliwice vor allem mit verkehrsinfrastrukturellen Begrifflichkei-
ten verknüpft werden wie beispielweise „węzeł Sośnica“ (Autobahnkreuzung der A1 und 
A4), A1 und A4. Darüber hinaus wird Gliwice in der lokalen Berichterstattung mit dem 
kontroversen Bau der Eventhalle (Hala Podium) (Hala Podium znowu wzbudza 
kontrowersje, 2008) und der Stilllegung der Straßenbahnen (Tramwaje) in Verbindung 
                                                          
210
 Übersetzung des Begriffes: gliwicki = gleiwitzer  
211
 Übersetzung des Begriffes: Gliwic = der Stadt Gleiwitz 
212
 Übersetzung des Begriffes: Gliwicach = in Gleiwitz 
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gebracht (Gliwice: Wyrywają szyny, tramwajów już nie będzie, 2010). Des Weiteren be-
findet sich seit den neunziger Jahren in Gliwice der Produktionsstandort des Automobil-
herstellers Opel. In diesem Zusammenhang wurde besonders vor dem Hintergrund der 
betriebswirtschaftlichen Krisen des Automobilherstellers in den letzten Jahren (Schlag-
wort: kryzys) über Gliwice berichtet (Opel w Gliwicach walczy o przetrwanie, 2009). In 
der Schlagwortwolke tauchen neben Katowice und Gliwice nur noch fünf weitere Städte 
der GZM Agglomeration auf, nämlich Bytom, Zabrze, Chorzów, Tychy und Sosnowiec 
auf. Über die Stadt Bytom (Schlagwort: Bytom, Bytomiu213) wird in der lokalen Presse 
meistens im Kontext der Bergbautätigkeit und daraus resultierenden Bergbauschäden 
berichtet, inhaltlich kann die Stadt Bytom mit Schlagwörtern wie: kopalnia, kopalni (Ze-
che), węgiel (Kohle) verknüpft werden. Im Kontext der Bergbauschäden kann Bytom zu 
Begriffen wie mieszkania (Wohnungen), mieszkańcy (Bewohner) sowie remont (Reno-
vierung) zugeordnet werden (Bytom ma listę budynków groźnych dla ludzi, 2009).  
Als übergeordnete Themenfelder der Berichtserstattung in der oberschlesischen Ag-
glomeration können die Themen wie Verkehrsinfrastruktur und ÖPNV eingruppiert wer-
den, wobei hier oft inhaltliche Reziprozität ausgewiesen wird.  
 
Abbildung 151: Presseauswertung Oberschlesien - Inhaltliche Zuordnung der Schlagwörter zu den Begrif-
fen Verkehrsinfrastruktur und ÖPNV.  
 
Quelle: Eigener Entwurf, Auswertung des angelegten Pressearchivs.  
 
Besonders der Bereich ÖPNV wird in der lokalen Presse sehr kritisch bewertet. Sehr 
stark werden hier die Dienstleistungen des KZK GOP (Kommunaler Verband der Ver-
kehrsunternehmen im Oberschlesischen Industrierevier) bemängelt, vor allem das jah-
relange Scheitern der Einführung einer für alle Städte des Verbandes gültigen Fahrkarte 
(Bilet als Schlagwort in der Wortwolke). Bislang fand in der GZM Agglomeration keine 
Synchronisierung der Fahrkartentarifgebiete statt, d.h. die Fahrgäste werden gezwun-
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 Übersetzung des Begriffes: Bytomiu = in Bytom  
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gen beim Überschreiten des Tarifgebietes und dem Wechsel des Verkehrsanbieters 
eine neue Fahrkarte zu kaufen, bzw. zu lösen. Diese Tatsache ist in einer stark urbani-
sierten Agglomeration, in der die Stadtgrenzen der Gemeinden oft nicht erkennbar sind, 
für die Entwicklung eines modernen ÖPNVs sehr hinderlich (Wspólny bilet odjeżdża 
nam na cztery lata, 2009).  
In einem altindustriellen Gebiet wie Oberschlesien findet man eine sehr stark auf die 
Bedürfnisse der (ehemaligen) Schwerindustrie ausgebaute Schieneninfrastruktur, bei 
jedoch gleichzeitiger Vernachlässigung des schienengebundenen ÖPNV-Sektors 
(Remontowali tory, bo myśleli, że mają za co, 2009). Schon vor der wirtschaftspoliti-
schen Systemtransformation der neunziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts wurde 
die Instandhaltung und Modernisierung der Schieneninfrastruktur stark vernachlässigt, 
besonders der schienengebundene ÖPNV Bereich, hier Bahnhöfe, bahnhofnahe Infra-
strukturen sowie der gesamte Wagenpark wurden oft dem Verfall preisgegeben. Ob-
wohl in den achtziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts mit dem Bau einer 
Schnellbahnverbindung in der oberschlesischen Agglomeration begonnen wurde – die 
Schnellbahn sollte die oberschlesische Agglomeration in seiner Ost-West-Erstreckung 
verkehrstechnisch für den schienengebunden ÖPNV erschließen (vgl. Abbildung 152) – 
sprich die Notwendigkeit einer modernen und schnellen schienengebunden ÖPNV Inf-
rastruktur für die oberschlesische Agglomeration erkannt worden ist – wurde das Pro-
jekt Ende der achtziger Jahre aufgrund wirtschaftlicher und finanzieller Krise der polni-
schen Volkswirtschaft verworfen. Als Anfang der 1990er Jahre das Projekt endgültig 
gescheitert ist, wurden nicht nur die Bauarbeiten eingestellt, (alle Bahndammarbeiten 
entlang der geplanten Strecke wurden schon zu 27 Prozent fertiggestellt) sondern 
schon bestehende Infrastrukturarbeiten rückgebaut (KRR - Kolej Ruchu Regionalnego, 
2005). Jedoch wurde der Rückbau nicht mit aller Konsequenz vorangetrieben, zahlrei-
che Bauten (viele im Rohbauzustand) darunter Viadukte, wurden dem „natürlichen“ Ver-
fall preisgegeben, heute sind es nur noch Bauruinen (vgl. Abbildung 153).  
Auch wenn das Projekt schon seit mehr als zwanzig Jahren nicht mehr umgesetzt wird, 
wird die Idee einer Schnellbahnverbindung in der GZM Agglomeration immer wieder in 
der lokalen Presse thematisiert, dies zeigt in der Wortwolke das Schlagwort „Szybka 
kolej“. Insbesondere die jüngst vorgenommene Modernisierung der Straßenbahnzüge, 
sowie deren Einsatz auf der Strecke zwischen Tychy und Katowice rufen den Wunsch 
nach einer modernen Schnellbahnlösung für die oberschlesische Agglomeration 
(Marszałek dokupi kilka nowoczesnych pociągów, 2009). Darüber hinaus würde die 
387 
 
Schnellbahnverbindung das Straßennetz der oberschlesischen Agglomeration entlas-
ten. Der wachsende Individualverkehr, besonders der Pendlerverkehr zur Rush Hour, 
kann mittlerweile mit derzeitigen Straßenkapazitäten der Städte nicht reibungslos ab-
gewickelt werden. Diese Problematik wird häufig in der lokalen Presse thematisiert 
(Schlagwort: korki = Staus) (Remont zatkał średnicówkę. Tworzą się gigantyczne korki, 
2010).  
 
Abbildung 152: Geplante Streckenführung der Schnellbahnverbindung in Oberschlesien, Stand 1980er 
Jahre.  
 
Quelle: (KRR - Kolej Ruchu Regionalnego, 2005), geringfügig verändert.  
 
Abbildung 153: Bauruine: Viadukt der Schnellstraßenbahn – Katowice Damrot Straße, Stand 2012.  
 
Quelle: Bildnachweis: (Barczyk, 2012). 
 
Die Notwendig der Modernisierung der Verkehrsinfrastruktur in der GZM Agglomeration, 
besonders der bahnhofsnahen Infrastrukturen in Katowice wird in der Intensität der Be-
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richterstattung zum Umbau des Katowicer Hauptbahnhofs (Schlagwort dworzec), sowie 
zur Revitalisierung des Katowicer Bahnhofsvorplatzes (Szewczyka Platz) deutlich.  
Im Jahre 1972 wurde der neue Hauptbahnhof in Katowice fertiggestellt. Die Vernach-
lässigung der Instandhaltung - nach über dreißig jähriger Nutzung befanden sich das 
Bahnhofsgebäude sowie die Bahnsteige in einem beklagenswerten technischen und 
ästhetischen Zustand - und die eingeschränkte Funktionalität des „realsozialistischen 
Gebäudes“ zeigten die Notwendigkeit einer umfassenden Sanierung und Modernisie-
rung mehr als deutlich (Przebudowa dworca w Katowicach, 2010).  
 
Abbildung 154: Hauptbahnhof in Katowice.  
 
Quelle: Bildernachweis: (Bryla.pl, 2011). 
 
Die Vernachlässigung der Instandhaltungs- und Sanierungsarbeiten wird besonders am 
Beispiel der Fußgängerbrücke deutlich. Die Fußgängerbrücke über dem Platz 
Szewczyka war nur ein Provisorium, ursprünglich sollte die Brücke aus Stahlbeton ge-
fertigt werden und den Haupteingang des Bahnhofsgebäudes mit der Straße 3. Maja 
verbinden (Haltestelle der Straßenbahnen). Die geplante Stahlbetonkonstruktion sollte 
140 Meter lang und 18 Meter breit sein. Die Fertigstellung der Fußgängerbrücke sollte 
im Anschluss des Umbaus des Platzes Szewczyka erfolgen. Da man aber die Umge-
staltung des Platzes aufgrund fehlender Mitteln verworfen hat, blieb die provisorische 
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(mit der Zeit zunehmend wacklige) Stahlkonstruktion über fast vierzig Jahre als ein ne-
gatives Wahrzeichen der Stadt Katowice bestehen (Przybytek, 2011).  
Im Jahre 2009 wurde die Sanierung des Katowicer Hauptbahnhof beschlossen. Mit den 
Sanierungsmaßnahmen wurden 2010 begonnen. Das Umbauprojekt des Hauptbahn-
hofs wird vom Konsortium, bestehend aus dem Unternehmen NEINVER S.A (ein spani-
scher Immobilienentwickler) und der Polnischen Staatlichen Eisenbahngesellschaft PKP 
S.A., durchgeführt. Der architektonische Entwurf stammt von SUD Architectes. Sowohl 
für NEINVER S.A. als auch für die PKP S.A. stellt der Umbau des Katowicer Haupt-
bahnhof das bis dahin größte Investitionsprojekt in Mittel- und Osteuropa dar 
(Przebudowa dworca w Katowicach, 2010).  
 
Abbildung 155: Sanierung des Katowicer Hauptbahnhofs und Neugestaltung des Szewczyka Platzes.  
  
Quelle: Bildernachweis: Katowice – Plac Szewczyka 2009: (Cala, M., 2009); Katowice – Plac Szewczyka 
– Visualisierung der Umbaumaßnahmen: (Gazeta Wyborcza, 2009) 
 
Der sanierte Katowicer Hauptbahnhof soll ein multifunktionales Gebäude werden, an 
das Bahnhofgebäude wird ein Einkaufs- und Dienstleistungszentrum angeschlossen. 
Unter dem Hauptbahnhof und dem Einkaufs- und Dienstleistungszentrum wird die neue 
Straße Dworcowa geführt, hier entstehen Parkplätze und Haltepunkte des ÖPNVs 
(architean.pl, 2009). Da das Projekt nicht nur die Sanierung des Hauptbahnhofs vor-
sieht, sondern auch eine völlige Umgestaltung des Bahnhofsvorplatzes (Plac 
Szewczyka) beinhaltet, und damit starke Veränderungen und Auswirkungen auf das 
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sozial- und wirtschaftsräumliche Gefüge im Zentrum der Stadt Katowice mit sich bringt, 
wird es sehr kontrovers in der lokalen Presse thematisiert. Besonders das neue Ein-
kaufszentrum (Galeria Katowicka) wird skeptisch bewertet (Galeria przy dworcu PKP w 
ogóle nie pasuje do miasta, 2010).  
Eine detaillierte Übersicht über das Projekt sowie über die Fortschritte der Baumaß-
nahmen wird auf eigens eingerichteten Webseiten der größten Tageszeitungen in 
Oberschlesien  
(Gazeta Wyborcza: 
http://katowice.gazeta.pl/katowice/1,95394,7646098,Budowa_dworca_PKP_w_Katowic
ach__Zobacz_relacje.html) und 
(Dziennik Zachodni: http://www.dziennikzachodni.pl/tag/budowa-dworca-katowice.html) 
in polnischer Sprache zusammengestellt.  
 
Abbildung 156: Katowice – Platz Szewczyka vor und während der Umbaumaßnahmen.  
 
Quelle: Bildernachweis: Katowice Plac Szewczyka vor den Umbaumaßnahmen: (Google Maps); Kato-
wice Plac Szewczyka Stand der Umbaumaßnahmen, 16.07.2012: (Drygas, 2012). 
 
Neben dem Umbau des Hauptbahnhofes und des Bahnhofvorplatzes stellt die verkehrs-
technische und architektonische Neugestaltung des Stadtzentrums von Katowice, hier 
insbesondere die quasi Neuerrichtung des Marktplatzes eines von der lokalen Presse 
vielbeschrieben Themenbereiche (Schlagwörter in der Wortwolke: centrum: Stadtzent-
rum, Rynek: Marktplatz). Da die Stadtentwicklung von Katowice erst mit der Anbindung 
an die Eisenbahnlinie und der raschen Industrialisierung nach 1848 begann (Miasto 
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Katowice, 2008), gibt es im Katowice keinen historischen (mittelalterlichen) Marktplatz 
(Czy Euro 2012 nas ominie, bo nie mamy rynku?, 2009).  
Gegenwärtig wird der zentrale Platz (Marktplatz) von Katowice aus einem Ensemble  
sozialistischer Funktionsbauten der 1950er und 1960er Jahre sowie dem im Jahre 1907 
errichteten neoklassizistischen Theatergebäude gebildet. Der Marktplatz wird von zahl-
reichen Straßenbahnlinien durchschnitten und bildet damit einen wichtigen ÖPNV-
Knotenpunkt der Stadt. (Miasto Katowice, 2008). Die konzeptionellen Arbeiten an der 
Neugestaltung des Marktplatzes dauern schon seit 2005. In der öffentlichen Wahrneh-
mung (Berichte in der lokalen Presse) bildet nicht die Tatsache, dass eine Neugestal-
tung des zentralen Platzes der Stadt, von besonderer Wichtigkeit für die städtebauliche 
und sozialwirtschaftliche Entwicklung von Katowice ist, eine Welle der Kritik, vielmehr 
stellt die Dauer der konzeptionellen Arbeiten, insbesondere die Unbeständigkeit ihrer 
Umsetzung, den Stein des Anstoßes dar (Rynek, czyli wielka zagadka, kto zgadnie 
kiedy będzie i za ile lat?, 2011).  
 
Abbildung 157: Katowice Rynek – Katowice Marktplatz, Stand 2011. Zeitplan der Neugestaltung des 
Marktplatzes.  
 
Quelle: (Miasto Katowice, 2011); Bildernachweis: (Bugala, M. , 2011); (Miasto Katowice, 2011) 
 
Im zum wiederholtem Male ausgeschriebenen Wettbewerb zur Erstellung einer städte-
planerischen und architektonischen Konzeption der Neugestaltung des Stadtzentrums 
konnte 2012 kein Sieger gekürt werden, nach Aussage des Beauftragen für Umbau-
maßnahmen der Stadt Katowice Daniel Muc, bedeutet dies, dass eine nochmalige Aus-
schreibung der Vergabemodalitäten für die Umbauarbeiten des Katowicer Stadtzent-
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rums erfolgen muss, und dies wird die Umsetzung der 220 Mio. PLN (ca. 55 Mio. Euro) 
teuren Investition nochmal verzögern (Lota, 2012).  
 
Abbildung 158: Katowice Marktplatz und Stadtzentrum – Visualisierung der Umbaumaßnahmen im Jahre 
2015, Stand 2011.  
 
Quelle: Bildnachweis: (Miasto Katowice, 2011). 
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5.2. Pressespiegel Ruhrgebiet 
 
Die Abbildung 147 und Abbildung 148 gaben zunächst einen Überblick über die Fre-
quenzhäufigkeit mit der einzelne thematische Schwerpunkte in der lokalen Presse der 
Untersuchungsgebiete behandelt werden. Der Vergleich beider Abbildungen zeigt eine 
deutliche Diskrepanz. Während in der GZM-Agglomeration ein starkes Gewicht der Be-
richterstattung auf Themen wie Stadtentwicklung und Verkehrsinfrastruktur liegt, spielen 
im Ruhrgebiet vielmehr kulturelle und sozialwirtschaftliche Aspekte eine stärkere Rolle. 
Die relative Häufigkeit mit der über das Themenfeld sozialwirtschaftlicher Entwicklungen 
im Ruhrgebiet berichtet wird; ist doppelt (bei relativer Betrachtung) so hoch wie in der 
Berichterstattung der oberschlesischen Presse. Nahezu zwanzig Prozent aller archivier-
ten Zeitungsartikel (N = 964) aus dem Ruhrgebiet befassen sich mit ökonomischen und 
sozialen Aspekten (Soziales/Arbeit: 9,75 Prozent; Wirtschaft: 9,27 Prozent). Im Fokus 
der „sozialwirtschaftlichen“ Berichterstattung stehen im Ruhrgebiet Entwicklungen die in 
einem engen Zusammenhang mit den Auswirkungen der Finanzkrise stehen (Krise, 
Kohle und Kurzarbeit, 2009), (Metall-Betriebe geraten in Liquiditätsnot, 2009), 
(Kurzarbeit bei Emmericher Traditionsunternehmen, 2009). Auch das Themenfeld der 
Regionalentwicklung / Politik (9,75 Prozent) wird häufig im Zusammenhang der Finanz-
krise behandelt, hier spielen insbesondere die Finanznöte der Kommunen eine Rolle 
(Städtetag "in Zeiten der Krise", 2009), (Einschnitte im Sozialen stehen bevor, 2009); 
(Konjunkturpaket II lässt auf sich warten, 2009).  
Die besonders hohe Erscheinungsfrequenz des Themenschwerpunktes Kultur (9,94 
Prozent) in der lokalen Berichtserstattung kann als ein statistischer Ausreißer nach 
oben bewertet werden. Die Frequenzhäufigkeit des Themenfeldes Kultur kann mit dem 
Großereignis „Europäische Kulturhauptstadt Ruhr2010“ erklärt werden. Von 964 archi-
vierten Artikeln behandelten alleine 83 Artikel das Thema Europäische Kulturhauptstadt 
2010 (Ideengerüst für 2010 nimmt Formen an, 2009), (Glaskubus setzt ein Zeichen 
über 2010 hinaus, 2009); (Ruhr.2010 stellt Kreativ-Quartiere vor, 2009).  
Der Vergleich der quantitativen Auswertung der lokalen Presse beider Untersuchungs-
gebiete (vgl.: Abbildung 147, Abbildung 148) ist nicht nur aufgrund der unterschiedli-
chen thematischen Schwerpunktsetzung der Berichterstattung interessant, sondern 
auch vor dem Hintergrund welche Themen überhaupt behandelt werden, und somit im 
Fokus des öffentlichen Interesses und der öffentlichen Meinungsbildung stehen. Es ist 
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bemerkenswert, dass die lokale Presse des Ruhrgebiets sich beispielsweise viel stärker 
mit den demographischen Entwicklungen beschäftigt (2030 gibt es noch 203 100 
Oberhausener, 2009), (Neuer Seniorenwegweiser ist da, 2009), (Senioren äußern ihre 
Wünsche für die Stadt, 2008), als die oberschlesische Presse. Ebenfalls finden The-
menbereiche wie Breitbandtechnologie (Surfen in der Hellwegstadt, 2009) und Abfall-
wirtschaft (Müll statt Melonen, 2009), (Widerstand gegen Stahlwerks-Deponie wächst, 
2010) in der Berichterstattung der lokalen Presse im Ruhrgebiet größere Präsenz und 
somit größere Beachtung als in Oberschlesien.  
Analysiert man die Schlagwortwolke der Schlagzeilen für das Ruhrgebiet (vgl.: Abbil-
dung 159), so können deutliche Unterschiede zum oberschlesischen Pressespiegel 
festgestellt werden (vgl.: Abbildung 149). Während die Berichterstattung der lokalen 
oberschlesischen Presse sich sehr stark auf zwei Städte der GZM Agglomeration – 
Katowice und Gliwice – konzentriert, befasst sich die lokale Presse des Ruhrgebiets 
fast gleichwertig mit mindesten vier Städten der RVR – Agglomeration. In der lokalen 
Berichterstattung des Ruhrgebiets werden überdurchschnittlich oft Städte wie Bochum, 
Essen, Dortmund und Duisburg genannt. Dies lässt auf einen - im Gegensatz zur GZM-
Agglomeration - polyzentrischen Charakter der räumlichen Ordnung im Ruhrgebiet 
schließen.  
 
Abbildung 159: Pressespiegel Ruhrgebiet – Wortwolke der Schlagzeilen, Auswertung mittels alphaWorks 
IBM Algorithmus. 
 
Quelle: Eigner Entwurf mittels IBM alphaWorks Algorithmus, 2009. Datengrundlage: eigene Datenbank 
archivierter Presseartikel. 
 
In der Wortwolke spiegelt sich die Dominanz der Berichterstattung zum Thema Kultur-
hauptstadt 2010 wieder. Darüber hinaus können zu diesem Kontext Schlagwörter wie 
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Kultur, Kunst, Kulturhauptstadt-Projekte – insbesondere spektakuläre Massenveranstal-
tung wie ein Picknick auf der für diese Zwecke gesperrten Autobahn A40 (Sperrung der 
A40: Feiern, feiern, feiern auf der Autobahn, 2010), Konzerthaus (Droht das Aus für das 
Bochumer Konzerthaus?, 2009) und Besucher (Hotelauslastung im Kulturhauptstadtjahr 
: Buchungsplus hält, 2010) zugeordnet werden. Das Großereignis und die vielen statt-
findenden Projekte sollen darüber hinaus zum Imagewandel der Region beitragen (Wo 
Wanne "cool" ist, 2009), (Kulturhauptstadt - Ideen für das Ruhrgebiet, 2009), 
(Kulturhauptstadt Ruhr 2010 - Licht im Schacht, 2010).  
Jedoch auch im kulturellen Bereich zeigen sich seit 2008 Auswirkungen der Krise 
(Finanzkrise schlägt auf Ruhrgebiets-Kultur durch, 2009), sogar einzelne Kulturhaupt-
stadtprojekte scheitern aufgrund fehlender finanzieller Ressourcen. Beispielsweise wur-
de eines der Leitprojekte der Kulturhauptstadt, die Umwandlung der 1986 stillgelegten 
Zeche Zollverein zum Besucherbergwerk, aufgrund finanzieller Risiken für den Projekt-
träger (RAG Stiftung) und fehlender öffentlicher Fördermittel verworfen (Weiteres 
Kulturhauptstadt-Projekt vor dem Aus, 2009). 
Wie schon oben erwähnt spielen die sozialwirtschaftlichen Entwicklungen in der Be-
richterstattung der lokalen Presse im Ruhrgebiet eine wichtige Rolle. Besonders die 
Arbeitsmarktentwicklungen – in Zeiten der Finanzkrise – rücken in den Fokus mit 
Schlagwörtern wie: Kurzarbeit (Weiter Kurzarbeit bei Hoesch, 2009) und Jobs 
(Kundgebung: IG-Metall-Jugend fordert Jobperspektiven, 2009), (Immer weniger Jobs, 
2009). Dem Themenbereich Arbeitsmarktentwicklung können darüber hinaus die Werk-
schließungen bzw. die betrieblichen Restrukturierungs- und Sanierungsvorhaben im 
Ruhgebiet angesiedelter Weltkonzerne zugordnet werden. So kündigte die deutsche 
Tochter des Öl- und Energieunternehmens British Petroleum, die Deutsche BP AG, 
2009 die Reduktion von 400 der 1 200 Stellen in ihrer Bochumer Verwaltungszentrale 
an (BP will jetzt schon 400 Stellen in Bochum streichen, 2009). Ebenfalls am Standtort 
Bochum schloss im Jahre 2008 der finnische Mobilfunkhersteller Nokia seine Produkti-
onsstätte. Im Zuge der Standortaufgabe und Produktionsverlagerung in das rumänische 
Cluj wurden in Bochum ca. 2300 Nokia-Beschäftigte entlassen (Millionenspritze für 
Nokia-Ersatzarbeitsplätze, 2009). 
Ein immer wiederkehrendes und somit präsentes Thema in der Berichterstattung der 
lokalen Presse des Ruhrgebiets sind die Entwicklungen bei der deutschen Tochter des 
General Motors Konzerns der Adam Opel AG. Betriebswirtschaftliche Restrukturie-
rungspläne, Sanierungsmaßnahmen, Fusionen, Arbeitskampf, ja sogar die gänzliche 
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Aufgabe des Bochumer Produktionsstandortes durch das Mutterkonzern beherrschen 
die Schlagzeilen (Schlagwort Opel) der lokalen Presse (General Motors will offenbar 
Opel verschenken, 2009), (Opel Bochum bangt um Astra-Fertigung, 2009), (Fiat-Chef: 
"Himmlische Hochzeit" mit Opel, 2009). Die Opel-Problematik wird thematisch meisten 
an die Reduktion der Arbeitsplätze im Bochumer Werk gekoppelt (Betreibsrat: "Die 
Lage bei Opel ist dramatisch", 2009), ("Die Menschen bei Opel wollen langsam 
Klarheit", 2009), (Streik als allerletztes Mittel, 2010).  
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6. Regionale Entwicklung im Spannungsfeld sozialökologischer Entwicklung - 
Auswertung quantitativer und qualitativer Erhebungen  
 
Die mittels quantitativer Inhaltsanalyse ausgewerteten archivierten Zeitungsartikel der 
Untersuchungsgebiete, sowie die im vorangegangen Kapitel durchgeführten basisstati-
schen, gis-gestützten Analysen ermöglichen einen globalen, dennoch genauen Einblick 
in die sozialökologischen Entwicklungen im Ruhrgebiet und in Oberschlesien. Die weite-
re Vervollständigung der Analyse der sozialökologischen Entwicklungen in den Unter-
suchungsräumen erfolgt durch die Auswertung der quantitativen Erhebungen und der 
durchgeführten Experteninterviews. Bislang wurden in der Arbeit die Expertenaussagen 
lediglich zur Pointierung analysierter sozial-ökologischer und wirtschaftlicher Phänome-
ne herangezogen. Die Expertenaussagen dienten darüber hinaus dem Nachweis be-
schriebener Entwicklungen in den Untersuchungsräumen. Diese Vorgehensweise – 
auch wenn sie in der Wissenschaft als allgemeingültig und üblich betrachtet wird – kann 
jedoch durch die subjektiv getroffene Auswahl der Zitate zu Verzerrungen der darge-
stellten Sachinhalte führen, da die einzelnen Zitate kein vollständiges, repräsentatives 
Abbild des gesamten Interviewmateriales bzw. des im Experteninterview behandelten 
Themenbereichs darstellen. Um das oben beschriebene Problem lösen zu können, wird 
nun das gesamte transkribierte Interviewmaterial einer umfassenden ganzheitlichen 
Analyse unterzogen. Die Inklusion des gesamten Interviewmaterials214 dient einer ob-
jektiveren, verzerrungsfreieren Auswertung. Dabei wird die Korrespondenzanalyse als 
Auswertungsmethode eingesetzt. Der Auswertung der Experteninterviews mittels der 
Korrespondenzanalyse – die methodische Vorgehensweise wurde im Kapitel 1.3.3 er-
läutert – wird die Analyse der quantitativen Erhebung – Auswertung der durchgeführten 
Befragung – nachgeschaltet. Die nachgeschaltete Auswertung des Umfragematerials 
soll als ein Validierungstool der durchgeführten Analysen dienen, und darüber hinaus 
die Auswertungen im Sinne einer ganzheitlichen Mixed Methods Untersuchung vervoll-
ständigen.  
Die Experteninterviews wurden gemeinsam mit dem Forschungspartner Martin Pudlik 
durchgeführt. In den durchgeführten Experteninterviews wurden drei Themenbereiche – 
Ökonomie, Soziales und Ökologie - der regionalen Entwicklung behandelt. Die vorlie-
gende Arbeit widmet sich schwerpunktmäßig vor allem dem Vergleich sozialer und öko-
                                                          
214
 Knapp 550 Seiten Interviewprotokolle.  
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logischer Faktoren regionaler Entwicklung in altindustriellen Räumen, wobei die Einflüs-
se ökonomischer Zusammenhänge auf die sozialen und ökologischen Entwicklungen, 
sowie inhaltliche Überscheidungsflächen der sozialen und ökologischen Faktoren mit 
ökonomischen Sachverhalten stets berücksichtigt werden müssen. Eine umfassende 
Analyse ökonomische Faktoren und eine vergleichende Untersuchung schwerpunktmä-
ßig wirtschaftlicher Entwicklung in beiden Untersuchungsräumen wurden in der For-
schungsarbeit von PUDLIK215 durchgeführt (Pudlik, 2011).  
Die Korrespondenzanalyse der transkribierten Experteninterviews erlaubt die Identifika-
tion vorliegender Zusammenhänge und die Eruierung wechselseitiger Wirkungen ein-
zelner sozialer und ökologischer Faktoren regionaler Entwicklungen in den Untersu-
chungsräumen. Mithilfe dieser methodischen Vorgehensweise können die Experten-
aussagen makoanalytisch ausgewertet werden. Durch die makroanalytische Perspekti-
ve können Sachverhalte und thematische Schwerpunkte aufgezeigt werden, die von 
den interviewten Experten inhaltlich zusammenhängend erläutert wurden. D.h. hier 
können thematische Verbindungen einzelner sozialer und ökologischer Faktoren identi-
fiziert werden, die laut der Expertise der Interviewten einen engen Einfluss und/oder 
starke Auswirkung auf die regionale Entwicklung der Untersuchungsgebiete ausüben. 
Es muss jedoch festgehalten werden, dass die eigesetzte Korrespondenzanalyse das 
qualitativ erhobene Interviewmaterial mithilfe quantitativer statischer Methodik auswer-
tet, d.h. die erzielten Ergebnisse sowie insbesondere ihre komprimierte grafische Prä-
sentation können mit Informationsverlust einhergehen. Die grafische Darstellung mul-
tidimensionaler Sachinhalte – sollten einmalig alle Schlüsselbegriffe und Sinnverknüp-
fungen grafisch dargestellt werden, so wurde dies eine Spanne der Dimensionen von 
226 mal 72 bedeuten – in einem zweidimensionalen Koordinatensystem führt leider 
zum Informationsverlust (vgl. Kapitel 13.3. und 1.3.5.).  
Jedoch, trotz erläuterter Problematik, führen die grafische Darstellungen der Auswer-
tung der komplexen Sachinhalte regionaler Entwicklung und ihre Verknüpfung mit den 
Untersuchungsräumen zu besseren Übersichtlichkeit und damit zur leichteren Identifika-
tion und Interpretation vorliegender thematischer Zusammenhänge und Schwerpunkte.  
Die Aufbereitung des Interviewmaterials, hier insbesondere das Extraktionsverfahren 
zur Bestimmung von Schlüsselbegriffen und ihren inhaltlichen und thematischen Sinn-
                                                          
215
 Pudlik, M. (2011): Wirtschaftsraumanalyse von altindustriellen Regionen unter Einsatz von Geographi-
schen Informationssystemen und komplexen, multivariaten Methoden – Oberschlesien, Ruhrgebiet und 
Pittsburgh im Vergleich. Aachen, 2011.  
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verknüpfungen wurden detailliert im Kapitel 1.3.2. und anhand der Abbildungen Abbil-
dung 11 bis 14 sowie der Text-Box 1 auf Seite (45) erläutert. Das graphische Ergebnis 
der beispielhaft durchgeführten Korrespondenzanalyse für die Oberbegriffe: Arbeits-
markt, Bytom, Katowice wurde in der Abbildung 15: Beispiel einer grafischen Lösung 
der Korrespondenzanalyse im zweidimensionalen Raum für Oberbegriffe: Arbeitsmarkt, 
Bytom, Katowice. Durchführung im SPSS 18.), vorgestellt. Ebenfalls wurde die Vorge-
hensweise bei der Interpretation der grafischen Lösung der Korrespondenzanalyse im 
selbigen Kapitel beschrieben.  
An dieser Stelle kann jedoch das grundlegende Prinzip der Auswertungsmethodik mit-
tels der Korrespondenzanalyse wiederholt werden. Das entwickelte Prinzip der Extrakti-
on der Expertenaussagen basiert auf der Zuweisung von 72 Schlüsselbegriffen und 226 
Sinnverknüpfungen, wobei die Schlüsselbegriffe die Kernelemente der thematischen 
Schwerpunkte einer Expertenaussage darstellen und die Sinnverknüpfungen den inhalt-
lichen Kontext der Aussage beinhalten. Trifft ein intervierter Experte eine Aussage bei-
spielsweise zur Stadt Bytom (Schlüsselbegriff) und charakterisiert er diese mit der Prob-
lematik der Bergbauschäden (Sinnverknüpfung), so wird dies in der eigens dafür erstell-
ten Matrix aller Expertenaussagen festgehalten. Wird dieser Kontext weiter im Interview 
in einem anderen thematischen Zusammenhang verfolgt, an einer anderen Stelle the-
matisiert oder wiederholt ein anderer Experte diesen inhaltlichen Zusammenhang und 
verknüpft die Elemente (Stadt Bytom oder Bergbauschäden) mit beispielsweise dem 
Schlüsselbegriff Umwelt, so entsteht eine weitere kontextuelle Verbindung aus einem 
Schlüsselbegriff und einer Sinnverknüpfung. Diese wird ebenfalls an einer entspre-
chenden Stelle der angelegten Matrix festgehalten. Auf diese Weise liefert die Matrix 
eine umfassende Charakteristik gegebener Schlüsselbegriffe die von allen Experten in 
einem thematischen Rahmen inhaltlich verortet werden. Die so aufgebauten Matrizen 
können mittels der Korrespondenzanalyse (vgl. Kapitel 1.3.3.) ausgewertet werden. Die 
grafische Lösung liefert dann eine Übersicht über die kontextuelle Einordnung der 
Schlüsselbegriffe und zeigt darüber hinaus welche Schlüsselbegriffe z.B. Städte der 
GZM-Agglomeration, oder Themen z.B. Arbeitsmarkt mit ähnlichen Merkmalen von den 
Experten inhaltlich in Verbindung gebracht werden. Diese Methode ermöglicht im Ge-
gensatz zur Auswahl einzelner Zitate eine objektivere und repräsentativere Abbildung 
des empirisch erhobenen Interviewmaterials.  
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6.1. Oberschlesien - Korrespondenzanalyse des Interviewmaterials aus sozial-
ökologischer Perspektive.  
 
Als Einstieg für die Korrespondenzanalyse sozial-ökologischer Entwicklungen in beiden   
 
Abbildung 160. Korrespondenzanalyse der Experteninterviews – Einordnung der GZM-Städte und des 
GZM zum thematischen Kontext.  
 
Quelle: Eigener Entwurf; Quelle der Daten: Experteninterviewdaten.  
 
Untersuchungsgebieten wurde zunächst das qualitativ erhobene Interviewmaterial aus 
dem Untersuchungsgebiet des Gόrnośląski Związek Metropolitalny ausgewählt. Die 
Auswahl des Einzelgebiets soll zunächst eine gute Lesbarkeit des Diagramms gewähr-
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leisten. Für die Analyse wurden zuerst alle thematischen, kontextuellen Zuordnungen 
(226 Sinnverknüpfungen) zu den hier als Schlüsselbegrifflichkeiten deklarierten GZM-
Städte und GZM ausgewählt. Die Abbildung 160 liefert eine grafische Lösung der 
durchgeführten Korrespondenzanalyse. Die im SPSS-Programm vorgenommene Di-
mensionsreduzierung, die Reduzierung der Auswertung auf eine 2D-Darstellung im or-
thogonalen Koordinatensystem geht mit einem Informationsverlust von ca. 62 Prozent 
einher, dabei liegt der erklärte Anteil auf der Ordinate bei 22,0 Prozent, die Abszisse 
steuert weitere 16 Prozent der Informationen zur Einordnung sozial-ökologischer Sach-
verhalte zu einzelnen Städten der GZM-Agglomeration sowie zum GZM-Verband selbst 
, bei (vgl. Tabelle 67). Trotz des Informationsverlustes können erste Tendenzen, sowie 
einzelne Fallgruppen kontextueller Zuordnungen sozial-ökologischer Entwicklungen in 
den GZM-Städten und dem GZM-Verband selbst identifiziert werden. Die Punktewolke 
streut auf der Ordinate bimodal und asymmetrisch, auf der Ordinate ist eine deutliche 
Trennung zwischen den GZM-Städte und dem GZM-Verband erkennbar. Die Streuung 
auf der Ordinate zeigt deutlich, dass der GZM-Verband als ein „räumliches“ Synonym 
der Oberschlesischen Agglomeration in der Expertise der Interviewpartner nicht zu 
Gruppe der GZM-Städte zugeordnet wird. Im Koordinatensystem nehmen GZM, sowie 
seine thematischen Einordnungen eine solitäre, isolierte Position ein. Der GZM-
Verband und seine thematischen Zuordnungen streuen auf der Abszisse im ersten 
Quadranten des orthogonalen Koordinatensystems im Wertebereich von 2,0 und 2,75.  
 
Tabelle 67: Korrespondenzanalyse der Experteninterviews – Einordnung der GZM-Städte und des GZM 
zum thematischen Kontext. 
Dimension Eigenwert Trägheit Chi-Quadrat Anteil der Trägheit Eigenwert für Konfidenz 
Erklärter 
Anteil 
Kumuliert 
Anteil 
Standardab-
weichung 
Korrelation 2 
 
1 ,776 ,603  ,220 ,220 ,028 ,078 
2 ,661 ,437  ,160 ,379 ,032  
Gesamt für alle 
Dimensionen 
 
2,740 1290,623 1,000 1,000 
  
Quelle: Eigener Entwurf; Quelle der Daten: Interviewdaten. 
 
Der GZM als Schlüsselbegriff wird von den Experten in den durchgeführten Interviews 
mit Sinnverknüpfungen wie Akzeptanz, Identifikation, Metropole, Autonomie und Ent-
402 
 
sorgungswirtschaft in Verbindung gebracht. Diese kontextuelle Einordnung des Schlüs-
selbegriffs GZM lässt darauf schließen, dass der neugegründete metropolitane Verband 
zunächst seine Stellung und seine Aufgaben in der öffentlichen Wahrnehmung im Un-
tersuchungsgebiet sucht und diese erst finden muss. Zum Zeitpunkt der durchgeführten 
Interviews (September/Oktober 2008) blickte der Metropolverband GZM erst auf eine 
einjährige konstituierte Bestehungsgeschichte zurück (Mejer, 2010). In der Wahrneh-
mung der Experten und ihrer Beurteilung sollte der GZM-Verband aus Effizienzgründen 
und zur Kostenminimierung übergeordnete kommunale Aufgaben wie beispielsweise 
die Organisation der Müllentsorgung für die gesamte GZM-Agglomeration übernehmen. 
Darüber hinaus offenbaren die protokollierten Expertenaussagen nahezu übereinstim-
mend die Akzeptanzschwierigkeiten des neugegründeten Verbands in der öffentlichen 
Wahrnehmung, hier stellt besonders die Namensgebung für die Metropolregion ein 
nicht unerhebliches Problem dar. Der Namensvorschlag lautet „Metropolia Silesia“, je-
doch ist diese Bezeichnung aus geografischer, kultureller und historischer Sicht für die-
se Raumeinheit (GZM-Agglomeration vgl. Karte 2) unzutreffend, und daher für Identifi-
kation der Menschen mit dieser Raumeinheit nicht dienlich. Nur ein Teilgebiet der GZM-
Agglomeration gehört räumlich, kulturell und historisch zur oberschlesischen Agglome-
ration, der östliche Teil der GZM-Agglomeration mit den Städten Jaworzno, Sosnowiec 
und Dąbrowa Górnicza gehört nämlich zur Kleinpolen. Der Fluss Brynica bildete im Be-
reich der GZM-Agglomeration die Grenze zwischen Oberschlesien und Kleinpolen 
(Zerelik, 2002, S. 38) 
Im vierten Quadraten des Korrespondenzraumes in der Abbildung 160 kann eine weite-
re Fallgruppe identifiziert werden. Es handelt sich hier um die Schlüsselbegriffe Bytom, 
Świętochłowice, Siemianowice Śląskie und Ruda Śląska. Diese vier Städte der GZM-
Agglomeration werden von den interviewten Experten zum thematischen Kontext sozia-
ler Probleme zugeordnet. Die soziale Problematik manifestiert sich hier in der Zuord-
nung der Städte zur Sinnverknüpfungen wie beispielsweise Strukturarbeitslosigkeit, Ar-
beitslosigkeit, sozialer Brennpunkt und soziale Probleme. Dieser Sachstand wird dar-
über hinaus mit der Sinnverknüpfung Systemtransformation in Verbindung gebracht. 
Die basisstatischen und gis-gestützten Analysen (vgl. Kapitel: Soziale Brennpunkte als 
Form sozialer Segregation auf dem Gebiet der GZM-Agglomeration, sowie Karte 54) 
zeigten bereits die starke Kumulierung sozialer Schieflagen gerade in Städten wie By-
tom und Świętochłowice. Als Auslöser negativer sozialer Entwicklungen in diesen 
Raumeinheiten wurden oft von den Experten die Auswirkungen der wirtschafts-
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politischen Systemtransformation angeführt. Darüber hinaus wird dieser Fallgruppe die 
Problematik der Bergbauschäden von den Experten zugeordnet. Die Problematik, das 
Ausmaß und die Auswirkungen der Bergbauschäden wurden in der Arbeit exemplarisch 
am Beispiel der Stadt Bytom dargestellt. Dieser Fallgruppe wird aufgrund vorhandener 
kumulierter sozialer und ökologischer Probleme ein geringes endogenes Entwicklungs-
potential zugesprochen. Die Experten sehen jedoch in der Verbesserung der infrastruk-
turellen Ausstattung der Städte in Form von Sanierung der Verkehrsinfrastruktur, sowie 
der Anbindung beispielsweise der Stadt Bytom an die neue Autobahn A1 eine Möglich-
keit zur Überwindung vorhandener negativer Entwicklungstendenzen.  
Die nächste Fallgruppe bilden der Schlüsselbegriff Katowice und seine Sinnverknüp-
fungen. Der Schlüsselbegriff Katowice befindet sich im Korrespondenzraum nahezu im 
Ursprung des Koordinatensystems am Schnittpunkt der Ordinate und der Abszisse. Die 
Position des Schlüsselbegriffs im Ursprung des Koordinatensystems deutet auf seine 
hohe Masse hin. Im Gegensatz zu der oben beschriebenen Fallgruppe weist der 
Schlüsselbegriff Katowice keine homogene kontextuelle Zuordnung aus. Die Stadt 
Katowice wird vielmehr mit etwa sieben thematischen Feldern von den Experten in Ver-
bindunggebracht, es handelt sich hierbei um thematische Felder wie: Transformation 
und Industrie; Verkehr und Touristisches Potential; Sanierung, Revitalisierung und In-
dustriebrachen; Arbeitsmarkt; Bildung und Hochschule; Abwanderung.  
Betrachtet man die kontextuelle Zuordnung der Stadt Katowice zur Sinnverknüpfung 
Abwanderung, so wird deutlich, dass die sinkende Einwohnerzahl216 von Katowice 
Auswirkungen auf die künftige sozial-ökologische Entwicklung der Stadt haben kann. 
Die protokollierten Aussagen der Experten gehen beispielsweise in diesem Zusammen-
hang auf die zunehmende Abwanderung junger Menschen an Hochschulstandorte wie 
Kraków oder Wrocław ein. Demnach kann die negative demografische Tendenz negati-
ve Folgewirkungen für das endogene Entwicklungspotential der Stadt Katowice haben. 
Im Gegensatz dazu wird die Einordnung von Katowice zur Sinnverknüpfung Arbeits-
markt von den Experten als stabilisierend für die künftige Entwicklungsmöglichkeiten 
der Stadt angeführt. Zum Zeitpunkt der Experteninterviews in Oberschlesien (Septem-
ber/Oktober 2008) lag die Arbeitslosenquote in Katowice bei etwa 1,9 Prozentpunkten 
(vgl. Tabelle 28). Zur damaligen Zeitpunkt beurteilten die Experten die Entwicklung des 
                                                          
216
 Zwischen 1995 und 2010 sank die Einwohnerzahl der Stadt Katowice von 351 521 auf 306 826 (vgl. 
Tabelle 32).  
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Arbeitsmarktes in Katowice als äußerst positiv. Der attraktive Arbeitsmarkt steht im Zu-
sammenhang mit dem Transformationsverlauf der Wirtschaftsstruktur der Stadt, hier 
besonders der Umstrukturierung der industriellen Basis der Stadt, wobei die Nähe der 
Sinnverknüpfungen wie Sanierung, Revitalisierung und Industriebrachen auf den noch 
nicht gänzlich abgeschlossenen Transformationsprozess in der Stadt Katowice hindeu-
ten. Da die Stadt Katowice, neben der Stadt Gliwice den bedeutendsten Hochschul-
standort der GZM-Agglomeration darstellt, ist es nicht weiter verwunderlich, dass die 
interviewten Experten das Entwicklungspotential von Katowice im Bereich des Themen-
feldes Bildung und Hochschule sehen, jedoch deutet die relative Entfernung des 
Schlüsselbegriffes Katowice zu Sinnverknüpfungen wie Forschungseinrichtungen (zwei-
ter Quadrant des Korrespondenzraumes) sowie Innovation und Innovationspotential 
(dritter Quadrant des Koordinatensystems), dass das intellektuelle Potential, vielmehr 
das wirtschaftlich verwertbare wissenschaftliche Potential der Katowicer Hochschul-
landschaft noch unausgeschöpft bleibt. Die Aktivierung und bessere Nutzung dieses 
Potentials ist jedoch für die Ausprägung endogener Entwicklungsmöglichkeiten von 
Katowice bedeutend.  
Eine weitere Fallgruppe bilden die Schlüsselbegriffe Sosnowiec und Zabrze sowie die 
ihnen zugewiesenen kontextuellen Einordnungen. Auch bei dieser Fallgruppe ist keine 
eindeutige Homogenität der thematischen Zuweisungen erkennbar. Beide Städte wer-
den zunächst von den Experten mit der Montanindustrie und der Sinnverknüpfung „Ze-
che“ in Verbindung gebracht. Obwohl in den neunziger Jahren des zwanzigsten Jahr-
hunderts in beiden Städten die Steinkohleförderung im Zuge der wirtschaftspolitischen 
Systemtransformation stark zurückgefahren ist, bleiben sowohl in Sosnowiec, als auch 
in Zabrze bis heute Zechen im Betrieb. In Sosnowiec ist nach der Restrukturierung des 
polnischen Steinkohlebergbaus noch die Zeche „KWK Kazimierz Juliusz“ als eine Ge-
sellschaft mit beschränkter Haftung aktiv. Die Zeche „KWK Kazimierz Juliusz“ fördert 3 
100 t. Steinkohle täglich (Mroziu, 2012). In Zabrze wird die Steinkohleförderung noch in 
zwei Zechen betrieben, in der Zeche "KWK Sośnica - Makoszowy Ruch Makoszowy", 
gegenwärtig sind auf der Zeche ca. 3500 Menschen beschäftigt, und der ersten polni-
schen privatwirtschaftlichen Steinkohlezeche „Siltech“ (wnp.pl, 2012). Die montanin-
dustrielle Geschichte der Städte spiegelt sich in der Sinnverknüpfung Industriedenkmal 
wieder. So wurde bespielweise das historische Steinkohlebergwerk, die Zeche „Guido“ 
in Zabrze 2007 für die Besucher geöffnet. Die Zeche „Guido“ stellt im oberschlesischen 
Part der European Route of Industrial Heritage ein Leuchtturmprojekt dar. Mit 320 Me-
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tern unter der Erde ist die historische Zeche Guido in Oberschlesien das tiefste Besu-
cherbergwerk Europas. Seit 2008 bietet das Besucherbergwerk Dauerausstellungen, 
Theateraufführungen und Konzerte untertage (erih.net, 2012). Das wirtschaftskulturelle 
Erbe der oberschlesischen montanindustriellen Geschichte soll verstärkt für touristische 
Zwecke genutzt werden. Deshalb wurde am 04. September 2008 am Standort Zabrze 
unter der Ägide der United Nations Agentur der World Tourism Organisation (UNWTO) 
das Forschungs- und Dokumentation Institut „The International Documentation And Re-
search Centre On Industrial Heritage For Tourism“ gegründet (Handschuh, 2008, S. 
26), (Frangialli, 2009, S. 11). Die Errichtung des oben beschriebenen Forschungszent-
rums kann das endogene Entwicklungspotential der immer noch stark von der Montan-
industrie geprägten Stadt Zabrze stärken. Die Ausschöpfung des wirtschaftskulturellen 
Erbes, die Positionierung im der Nische des Industrietourismus, kann für die Stadt 
Zabrze positive Impulse für die Überwindung wirtschafts- und sozialstruktureller Prob-
leme mit sich bringen. Darüber hinaus kann das neuentstandene Forschungs- und Do-
kumentationsinstitut das schon vorhandene Forschungs- und Innovationspotential der 
Stadt verstärken, in Zabrze befindet sich das Schlesische Kardiochirurgische Zent-
rum217, hier wurde am 05. November 1985 vom Professor Religa die erste erfolgreiche 
Herztransplantation in Polen durchgeführt (Slaskie Centrum Chorob Serca, 2012). Die 
am Schlesischen Kardiochirurgischen Zentrums erstellten wissenschaftlichen Publikati-
onen waren im Jahre 2011 laut dem Science Citation Index des Institut for Scientific 
Informations aus Philadelphia, die am häufigsten zitierten wissenschaftlichen Arbeiten 
im Bereich der Kardiochirurgie (Slaskie Centrum Chorob Serca, 2012). Die Stadt Zabr-
ze beheimatet darüber hinaus seit 2009 eine weitere Forschungseinrichtung, das For-
schungszentrum für die ökologisch-saubere Nutzung von Steinkohle218, hier werden 
Forschungsarbeiten an der Clean Coal Technology, insbesondere im Bereich der ther-
mochemischen Verarbeitung von Steinkohle durchgeführt (Centrum Czystych 
Technologii Weglowych, 2012). Der Aufbau des Forschungszentrums wurde teilweise 
mit EU-Mitteln finanziert, die Gesamtinvestitionskosten beliefen sich auf 194 157 251 
PLN (ca. 50 Mio. Euro) (Dudala, 2012).  
Die Abbildung 160 zeigt, dass im Korrespondenzraum, auf der Ordinate, eine relative 
Nähe des Schlüsselbegriffs Sosnowiec zu dem Begriffspaar der Sinnverknüpfungen 
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 Śląskie Centrum Chorób Serca. 
218
 Centrum Czystych Technologii Węglowych. 
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„Businesstourismus“ und „Konkurrenz“ feststellbar ist. Diese thematische Einordnung 
der Experten kann auf die im Jahre 2008 erfolgte Gründung des privatwirtschaftlichen 
Messe- und Konferenzzentrums Expo Silesia219 in Sosnowiec zurückgeführt werden. Im 
protokollierten Interviewmaterial, weisen die Experten darauf hin, dass durch die Eröff-
nung des Messe- und Kongresszentrums in der Stadt Sosnowiec, es zu starken Kon-
kurrenz mit der nur etwa 8 Kilometer entfernten Stadt Katowice um Messen- und Kon-
gressveranstaltungen, ergo um Businesstouristen kommt. Diese Konkurrenzsituation 
gipfelte 2008 in einer Dopplung von Messe- und Konferenzveranstaltungen. An beiden 
Standorten fanden gleichzeitig Messen und Kongresse zum Thema Steinkohlebergbau 
statt (Sosnowiec kontra Katowice: wraca spor o tragi, 2008). Diese Situation deute auf 
eine schwache, damals noch nicht etablierte Stellung des Gόrnośląski Związek Metro-
politalny, als Koordinationsstelle wichtiger wirtschaftlicher und wissenschaftlicher Ver-
anstaltungen in der GZM-Agglomeration hin.  
Die letzten beiden Fallgruppen der Schlüsselbegriffe bilden das Städtepaare: Gliwice, 
Chorzów und die Stadt Tychy. Im Korrespondenzraum wird die Stadt Tychy von den 
Experten hauptsächlich mit der Sinnverknüpfung Sonderwirtschaftszone220 in Verbin-
dung gebracht. Die in den neunziger Jahren des zwanzigsten Jahrhunderts in der ober-
schlesischen Agglomeration eingerichtete Sonderwirtschaftszone erweist sich als ein 
Motor wirtschaftlicher Entwicklung für die Stadt Tychy. Bislang wurden auf dem Gebiet 
der Sonderwirtschaftszone in der Stadt Tychy insgesamt ca. 50 polnische und ausländi-
sche Investitionen mit einem Umfang von ca. drei Milliarden Euro verwirklich. Seit dem 
Bestehen der Sonderwirtschaftszone wurden darüber hinaus in Tychy etwa 10 000 Ar-
beitsplätze geschaffen. Zu den am häufigsten in der Sonderwirtschaftszone vertreten-
den Branchen zählt die Automobilbranche (Katowicka Specjalna Strefa Ekonomiczna 
S.A. , 2012).  
Die letzte Fallgruppe der GZM-Städte, die Städte Gliwice und Chorzów werden von den 
Experten hauptsächlich mit der Sinnverknüpfung Theater und Einzelhandelsstruktur 
assoziiert. Besonders für die Stadt Gliwice sehen die Experten gute Potentiale zum 
Aufbau überregional bedeutender Einzelhandelseinrichtungen. Dies kann auf die neu-
entstandene verkehrsinfrastrukturelle Gunstlage der Stadt Gliwice zurückgeführt wer-
den. Dank des Ausbaus der Autobahnen A4 und A1 und ihrer Kreuzung in Gliwice, 
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 Centrum Targowo-Konferencyjne Expo Silesia Sp. z.o.o.  
220
 Katowicka Specialna Strefa Ekonomiczna S.A.  
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steigt die potentielle Erreichbarkeit, das potentielle Kundeneinzugsgebiet (besonders 
aus den zentralpolnischen Regionen und dem nördlichen Teil Tschechiens) der Stadt 
Gliwice. Der Ausbau der Einzelhandelsstrukturen in der Stadt Chorzów hängt weniger 
mit der verkehrsinfrastrukturellen Gunst der Stadt zusammen, als vielmehr mit der Ver-
fügbarkeit gut lokalisierter altindustrieller Brachflächen, die für Ansiedlung von Einzel-
handelsstrukturen viele Gunstfaktoren aufweisen (vgl. Kapitel 3.1.; Abbildung 56, 57, 
59, 60 und Karte 7.)  
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6.2. Oberschlesien - Korrespondenzanalyse des Umfragematerials aus sozial-
ökologischer Perspektive. 
 
Abbildung 161: Korrespondenzanalyse der Umfrage – Einordnung der GZM-Städte und des GZM zum 
thematischen Kontext. 
 
Quelle: Eigener Entwurf; Quelle der Daten: Umfragedaten.  
 
Die Auswertung der durchgeführten Umfrage in Gebiet der GZM-Agglomeration kann 
als eine ergänzende Form der Validierung der vorgenommenen basisstatistischen, gis-
gestützten Analysen, sowie der Korrespondenzanalyse des Interviewmaterials genutzt 
werden. Zum Aufbau und Durchführung der Korrespondenzanalyse für das quantitativ 
erhobene Datenmaterial siehe Kapitel 1.3.4. und Kapitel 1.3.5.  
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Wie im Falle der durchgeführten Korrespondenzanalyse des Interviewmaterials werden 
die Ergebnisse der Umfrageauswertung ebenfalls in graphischer Form einer 2D Abbil-
dungen im orthogonalen Koordinatensystem (siehe Abbildung 161) dargestellt. Analog 
der Korrespondenzanalyse der Interviews, führt die mittels des SPSS Programms vor-
genommene Dimensionsreduzierung zu Informationsverlusten, beide Achsen im ortho-
gonalen Koordinatensystem steuern insgesamt 58,4 Prozent der Ergebnisinformationen 
bei (vgl. Tabelle 68). Die Streuung der Punktwolke in der Abbildung 161 ist hierbei 
linksschief und für die Ergebnisdarstellung einer Korrespondenzanalyse nicht untypisch 
(Matiaske et al., 1994, S. 50).  
 
Tabelle 68: Korrespondenzanalyse der Umfrage – Einordnung der GZM-Städte und des GZM zum 
thematischen Kontext. 
Dimension Eigenwert Trägheit Chi-Quadrat Anteil der Trägheit Eigenwert für Konfidenz 
Erklärter 
Anteil 
Kumuliert 
Anteil  
Standardabwei-
chung 
Korrelation 2 
1 ,384 ,147  ,324 ,324 ,018 -,036 
2 ,344 ,119  ,261 ,584 ,020  
Gesamt für 13 
Dimensionen 
 
,455 918,635 1,000 1,000 
  
Quelle: Eigener Entwurf; Quelle der Daten: Umfragedaten.  
 
Bei der Betrachtung der graphischen Auswertung der Korrespondenzanalyse der Um-
frage ist zunächst die solitäre und isolierte Position, der als Schlüsselbegriff deklarierten 
Stadt Bytom auffallend. Der Schlüsselbegriff Bytom befindet sich in zweiten Quadraten 
des Koordinatensystems im Wertebereich 0,4 und -1,7 und weist eine relativ große Ent-
fernung zu den in der Umfrage zugewiesenen positiven Attributmerkmalen, sowie ande-
ren als Schlüsselbegriffe definierten Städten der GZM-Agglomeration auf. Besonders 
die große relative Entfernung zum Merkmal „geringe Bergbauschäden“ (IV Quadrant, 
Wertebereich -1, 0,7) ergänzt die in früheren Analysen festgestellte kontextuelle Ver-
bindung der Stadt Bytom mit dem Themenfeld der Bergbauschäden. Aus der Auswer-
tung geht ebenfalls hervor, dass die Problematik der Bergbauschäden in der Stadt By-
tom mit keiner guten Wohnqualität und keiner guten Lebensqualität assoziiert wird 
(Merkmale: „gute Wohnqualität“, „gute Lebensqualität“). Auch die relativ große Entfer-
nung zum Merkmal „attraktives Landschaftsbild“ unterstreicht die assoziierten kontextu-
ellen, thematischen Einordnungen für die Stadt Bytom. Darüber hinaus zeigt die graphi-
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sche Lösung der Korrespondenzanalyse, dass der Stadt Bytom keine gute Wirtschafts-
entwicklung (Merkmale: „gute Wirtschaftsentwicklung“, „funktionierende Wirtschaftsent-
wicklung“) und damit zusammenhängende gute Arbeitsmarktentwicklung (Merkmale: 
„attraktiver Arbeitsmarkt“, „guter Arbeitsmarkt“) durch die Respondenten attestiert wird. 
Die aus der Analyse hervorgehenden Ergebnisse weisen der Stadt Bytom eine schwie-
rige und komplexe Problemlage zu. Durch das Vorhandensein solch negativer Gemen-
gelage kann die gegenwärtige und zukünftige Ausbildung von endogenen Entwick-
lungspotentialen in der Stadt Bytom in Frage gestellt werden. Lediglich die relative Nä-
he zum Merkmal „Vorteile durch Metropolbildung“ deutet darauf hin, dass die befragten 
Respondenten im Prozess der Metropolisierung der GZM-Agglomeration für die Stadt 
Bytom positive Entwicklungsimpulse, Entwicklungschancen sehen.  
Ähnliche Merkmalsausprägungen weist die Fallgruppe der Schlüsselbegriffe: Piekary 
Śląskie, Siemianowice Śląskie, Świętochłowice und Mysłowice aus. Die Fallgruppe be-
findet sich im dritten Quadranten des Korrespondenzraumes. Auch diese Städte der 
GZM-Agglomeration werden durch großen relativen Abstand zu positiv definierten 
Merkmalen der Umfrage, sowie anderen Städten der Agglomeration charakterisiert. Wie 
im Falle der Stadt Bytom wird auch dieser Fallgruppe die Problematik der Berg-
bauschäden, sowie niedrige Wohn- und Lebensqualität zugeordnet. Der relativ große 
Abstand der Fallgruppe: Piekary Śląskie, Siemianowice Śląskie, Świętochłowice und 
Mysłowice zu positiven Merkmalen deutet ebenfalls auf eine schwache Ausprägung 
endogener Entwicklungspotentiale hin. Diese Zuordnung der Fallgruppe validiert die 
Ergebnisse der Korrespondenzanalyse der Experteninterviews, sowie die basisstatisti-
schen und gis-gestützten Analysen für diese Teilregionen der GZM-Agglomeration.  
Im zweiten Quadranten des Koordinatensystems kann eine weitere Fallgruppe identifi-
ziert werden. Es handelt sich hierbei um das Städtepaar Chorzów und Zabrze. In der 
durchgeführten Erhebung wird der Stadt Zabrze von den Respondenten hauptsächlich 
das Merkmal der guten medizinischen Versorgung zugeordnet. Diese Zuordnung er-
gänzt die Expertenassoziierung, in den Experteninterviews wurde Zabrze mit Innovati-
onspotential und Innovationen in Verbindung gebracht.  
Die Zuweisung der Stadt Chorzów zum Merkmal „gutes Kultur-/Freizeitangebot“ kann 
auf den in den 1950er Jahren errichteten Schlesischen Park221 zurückgeführt werden. 
Der sich im Städtedreieck Katowice, Chorzów und Siemianowice Śląskie, im Zentrum 
                                                          
221
 Wojewódzki Park Kultury i Wypoczynku S.A.  
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der Oberschlesischen Agglomeration befindende Park umfasst ca. 600 ha Fläche und 
stellt ein erfolgreiches Beispiel einer großangelegten Revitalisierung und Renaturierung 
postindustrieller Brachflächen dar. Noch vor 1950 glich die Fläche des Schlesischen 
Parks einer Mondlandschaft, auf ca. 75 Prozent der Fläche befanden sich Bergbau-, 
Abraum-, Schutt-, und Müllhalden. Das gesamte Gebiet war hochgradig mit industriellen 
Abfällen und Betriebsstoffen kontaminiert. Seit der in den 1950er Jahren durchgeführten 
Revitalisierung sowie Renaturierung des Geländes (von 620 ha der Parkfläche sind al-
leine 250 ha Wald- und Forstfläche) stellt der Schlesische Park eine grüne Oase in der 
Mitte einer dichtbesiedelten stark industrialisierten Region dar. Mit zahlreichen Attrakti-
onen wie dem Schlesischen Zoologischen Garten, einem Freizeit- und Vergnügungs-
park, einem Planetarium, dem Schlesischen Stadion sowie Wander- und Fahrradwegen 
gehört der Park zu den beliebtesten Naherholungsgebieten in Oberschlesien. Schon in 
den 1950er besuchten an den Wochenenden ca. 150 000 Menschen die neuangelegte 
Parkanlage (Wojewodzki Park Kultury i Rozrywki S.A., 2011). 
Eine etwas solitäre Lage im Korrespondenzraum weist die Stadt Ruda Śląska auf. Die 
Respondenten ordneten dieser Stadt vor allem die Merkmale „effektive Müllentsor-
gung“, sowie „erfolgreiche Zusammenarbeit mit anderen Städten“ zu. Die Zuordnung 
des Merkmals „effektive Müllentsorgung“ kann auf die Pläne zur Ansiedlung einer zent-
ralen Müllverbrennungsanlage für die GZM-Agglomeration zurückgeführt werden. Zum 
Zeitpunkt der Umfrage - im Jahre 2009 - wurde Ruda Śląska als möglicher Standort der 
mit 1,5 Mrd. PLN (davon 600 Mio. PLN EU-Mitteln) geschätzten Bauinvestition ausge-
wählt. Das Bauprojekt sollte durch den GZM-Verband betreut und koordiniert werden, 
dieser Sachverhalt stellt eine Querverbindung zu der von den Experten dem GZM-
Verband zugewiesenen Rolle dar (vgl. Abbildung 160). In der geplanten Anlage – bis 
heute gibt es im Gebiet der GZM-Agglomeration keine Anlage zur thermischen Behand-
lung von Abfällen – sollten jährlich 500 tausend t. Abfälle thermisch behandelt werden. 
Das Ansiedlungsvorhaben in Ruda Śląska scheiterte jedoch einerseits am Widerstand 
der Anwohner der Stadt und andererseits am mangelnden Kooperationswillen politi-
scher Akteure der oberschlesischen Agglomeration (Ciepiela, 2011).  
Sehr nahe dem Ursprungspunkt des Koordinatensystems im ersten Quadranten befin-
det sich die Städtegruppe Sosnowiec, Katowice und Gliwice. Die Positionierung im Ko-
ordinatenursprung deutet darauf hin, dass diese Städte in der Auswertung der Korres-
pondenzanalyse über eine hohe Masse verfügen. Dieser Fallgruppe werden von den 
Respondenten der Umfrage zahlreiche positive Merkmale wirtschaftlicher und sozialer 
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Entwicklung zugeordnet, demnach kann man - den Ergebnissen der Auswertung fol-
gend – den Städten Katowice, Sosnowiec und Gliwice ein hohes endogenes Entwick-
lungspotential zuweisen. Alle drei Städte liegen sowohl auf der Ordinate, als auch der 
Abszisse relativ nah zu den Merkmalen wie: „gute Entwicklungsperspektiven“, „gutes 
Investitionsklima“, „attraktives Landschaftsbild“, „funktionierende Wirtschaftsentwick-
lung“, „gute Lebensqualität“, „gute Wirtschaftsentwicklung“, „attraktiver Arbeitsmarkt“, 
„hohe Konkurrenzfähigkeit“, „guter Arbeitsmarkt“, „erfolgreich in F&E“, „gute Infrastruk-
tur“ und „gute Bildungsinfrastruktur“. Dieses Zuordnungsmuster kann besonders im Fal-
le der Städte Katowice und Gliwice mit der in der letzten Dekade stattgefundenen posi-
tiven sozialwirtschaftlichen Entwicklung dieser Standorte erklärt werden. Beiden Städte 
ist es im Verlauf der wirtschaftspolitischen Systemtransformation gelungen, ihre positi-
ven, insbesondere ökonomischen sowie wissensbezogenen Standortfaktoren zu ver-
stärken. Die positive Merkmaleinordnung kann jedoch nicht im ökologischen Bereich 
bestätigt werden, hier erweist sich der relative Abstand der Fallgruppe im Korrespon-
denzraum zu den Merkmalen „geringe Luftbelastung“, „geringe Lärmbelästigung“ und 
„effektiver Umweltschutz“ als signifikant. Demnach – folgt man den Ergebnissen der 
Auswertung - geht die positive soziale und wirtschaftliche Entwicklung der Fallgruppe 
zur Lasten der Ökologie. Diese Bipolarität - einerseits gute sozialwirtschaftliche Ent-
wicklung und andererseits negative Folgen für die Umwelt – deutet auf eine noch un-
ausgewogene sozial-ökologische Gesamtentwicklung dieser Fallgruppe hin.  
Die Auswertung der Umfrage zeigt, dass die letzte Fallgruppe, die Städtegruppe Tychy, 
Jaworzno und Dąbrowa Górnicza (Positionierung im vierten Quadranten des Koordina-
tensystems), durch etwas ausgewogenere sozial-ökologische Gesamtentwicklung cha-
rakterisiert wird. Die Städtegruppe Tychy, Jaworzno und Dąbrowa Górnicza weist im 
Korrespondenzraum sowohl zu den sozialwirtschaftlichen als auch zu den ökologischen 
Merkmalen („geringe Luftbelastung“, „effektiver Umweltschutz“, „geringe Lärmbelästi-
gung“) eine mittlere Distanz auf. Dieses Einordnungsmuster der Respondenten kann 
mit der geographischen Lage der Städte innerhalb der GZM-Agglomeration erklärt wer-
den (vgl. Karte 2). Die Lage der Städte am südlichen und östlichen Rand der GZM-
Agglomeration bewirkt, dass einerseits die schädlichen Umwelteinflüsse, insbesondere 
in Form des starken Verkehrsaufkommens im Zentrum der GZM-Agglomeration, weni-
ger negative Auswirkungen auf die ökologische Situation der Städte haben, und ande-
rerseits die Städte durch ihre geringe Entfernung vom Zentrum der Agglomeration an 
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den positiven sozialwirtschaftlichen Entwicklungen beispielsweise von Katowice partizi-
pieren können.  
 
6.3. Ruhrgebiet - Korrespondenzanalyse des Interviewmaterials und des Umfra-
gematerials aus sozial-ökologischer Perspektive. 
 
Ebenfalls wie bei der Korrespondenzanalyse des Interviewmaterials des GZM-Gebiets  
 
Abbildung 162: Korrespondenzanalyse der Experteninterviews – Einordnung der RVR-Städte und des 
RVR zum thematischen Kontext. 
 
Quelle: Eigener Entwurf; Quelle der Daten: Experteninterviewdaten.  
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wurden den RVR-Städten und dem RVR-Verband selbst, 226 thematische und kontex-
tuelle Sinnverknüpfungen zugeordnet. Die Abbildung 162 zeigt die grafische Lösung der 
im SPSS-Programm durchgeführten Korrespondenzanalyse. Die Reduktion der Dimen-
sionen zum Zwecke der Abbildung des Ergebnisses in einem zweidimensionalen ortho-
gonalen Koordinatensystem führt zu einem Informationsverlust von ca. 60 Prozent. Bei-
de Achsen des Koordinatensystems liefern insgesamt 39,1 Prozent der Ergebnisinfor-
mationen (vgl. Tabelle 69). Der durch die Dimensionsreduzierungen verursachte Infor-
mationsverlust - bei der Auswertung des Interviewmaterials für das RVR-Gebiet - ist mit 
dem Ergebnis der Korrespondenzanalyse für das GZM-Gebiet vergleichbar. Auch dort 
wurde ein Informationsverlust von ca. 60 Prozent verzeichnet. Anders als im Falle der 
Auswertung für das GZM-Gebiet streut die Punktewolke des Interviewmaterials aus 
dem RVR-Gebiet unimodal und rechtsschief.  
Im Korrespondenzraum können zwei Fallgruppen identifiziert werden, die eine solitäre 
Lage aufweisen. Zum einen handelt es sich um die als Schlüsselbegriffe deklarierten 
Städte Oberhausen und Recklinghausen und zum anderen um die Stadt Unna.  
Der Schlüsselbegriff „Unna“ liegt in vierten Quadraten des Koordinatensystems, Unna 
wird von den interviewten Experten vor allem mit zwei Sinnverknüpfungen „Abwande-
rung“ und „Bildung“ in einen thematischen Zusammenhang gebracht. Des Weiteren 
weist der Schlüsselbegriff „Unna“ auf der Abszisse einen relativ geringen Abstand zur 
Sinnverknüpfung „Wirtschaftspotential“ und „FH“. Die im Korrespondenzraum festge-
stellte relative Nähe der Sinnverknüpfungen „Abwanderung“ und „Bildung“ sowie „FH“ 
kann auf die Abwanderungsproblematik junger Menschen aus Unna hindeuten.  
 
Tabelle 69: Korrespondenzanalyse der Experteninterviews – Einordnung der RVR-Städte und des RVR 
zum thematischen Kontext. 
Dimension Eigenwert Trägheit Chi-Quadrat Anteil der Trägheit Eigenwert für Konfidenz 
Erklärter 
Anteil 
Kumuliert 
Anteil 
Standardabwei-
chung 
Korrelation 2 
1 ,787 ,619  ,226 ,226 ,028 ,188 
2 ,673 ,453  ,165 ,391 ,055  
Gesamt für alle 
Dimensionen 
 
2,739 780,712 1,000 1,000 
  
Quelle: Eigener Entwurf; Quelle der Daten: Experteninterviewdaten.  
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In den durchgeführten Interviews wurde von den Experten die Abwanderungsproblema-
tik junger Menschen oft im Zusammenhang fehlender Ausbildungsperspektiven (FH-
Studium oder Hochschulstudium) erklärt.  
 
„[…] Die jungen Menschen bekommen bei uns die volle Ausbildung, dann haben sie ihr 
Abitur erreicht, und dann studieren sie irgendwo, nur nicht in Unna, weil wir leider keine 
Hochschule haben. Nach dem Studium, und das können Sie vielleicht selber an sich er-
fahren, schauen sie wo gibt es für sie einen ihrer Ausbildung adäquaten Arbeitsplatz, und 
den gibt es dann nur selten an Standorten ohne Hochschulen […].“
222
 
 
Um diesem - für die zukünftige Entwicklung des Standortes - negativen Trend entge-
genzuwirken, ist es der Stadt und dem Kreis Unna gelungen auf dem Gelände der 
ehemaligen Landesstelle für Aussiedler, Zuwanderer und Ausländische Flüchtlinge uni-
versitäre Einrichtungen anzusiedeln. Die Eröffnung der Fachhochschule für angewand-
tes Management sowie der Hochschule für Gesundheit und Sport erfolgte am 
31.05.2011 (IUNunna Borderless Higher Education, 2011). Die lokalpolitischen Verant-
wortlichen des Kreises und der Stadt Unna messen der universitären Einrichtung für 
zukünftige Entwicklung des Standortes einen hohen Stellenwert bei, dies unterstreicht 
die Aussage von Michael Makiolla, Landrat des Kreises Unna:  
 
„Der Schlüssel für die Zukunft des Kreises Unna liegt in der Bildung […]. Die Ansiedlung der 
Fachhochschule für angewandtes Management und der H:G Hochschule für Gesundheit und 
Sport ist für die weitere Entwicklung des Wissens- und Wirtschaftsstandortes des Kreises Un-
na ein wichtiger Meilenstein“ (Makiolla, 2011). 
 
Die langjährigen und beschwerlichen Bemühungen der Stadt und des Kreises Unna um 
eine Hochschulansiedlung macht die Aussage von Walter Kolter Bürgermeister der 
Stadt Unna deutlich:   
 
„Lange und konsequent haben wir an einer Hochschulansiedlung gearbeitet. Dabei gab es 
auch Rückschläge. Heute freuen wir uns umso mehr, dass es gelungen ist, gleich mehrere 
Hochschulen über den Universitätsverbund IUNworld in Unna anzusiedeln. Das Ziel, Unna zur 
Hochschulstadt zu machen, ist damit erreicht“ (Kolter, 2011). 
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 Aussage: Experteninterview in Ruhrgebiet, Unna, 2009. 
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Die Ansiedlung der Hochschulen soll nach Meinung der interviewten Experten zur stär-
keren Entwicklung endogener Potentiale der Stadt und des Kreises Unna beitragen.  
Der Fallgruppe Recklinghausen/Oberhausen, die im dritten Quadranten des Korrespon-
denzraumes solitär positioniert ist, werden von den Experten kaum thematische, kon-
textuelle Sinnverknüpfungen zugeordnet. Beide Städte weisen im Korrespondenzraum 
relativ große mittlere Abstände zu Merkmalsgruppen und übrigen Städten der RVR-
Agglomeration. Vor allem weist die Fallgruppe relativ große Abstände zur positiv be-
setzten zur Sinnverknüpfungen wie „Entwicklungsdynamik“, „Humankapital“, „Wirt-
schaftspotential“ und „touristisches Potential“.  
Im Gegensatz zur Fallgruppe Recklinghausen/Oberhausen werden der Fallgruppe der 
Städte Hamm, Bochum, Gelsenkirchen und Dortmund (Positionierung im dritten und 
vierten Quadranten des Koordinatensystems, in der Nähe des Koordinatenursprungs) 
von den interviewten Experten zahlreiche Themenfelder sozial-ökologischer Entwick-
lungsaspekte zugeordnet. Die den Städten zugeordneten Sinnverknüpfungen können in 
etwa sieben Themengebiete zusammengefasst werden wie: Innovation; wirtschaftliche 
Entwicklung mit Sinnverknüpfungen wie: „Unternehmertum“, „Unternehmen“, „Unter-
nehmensdynamik“, „KMU-Sektor“, „Wirtschaftsstruktur“, „Strukturwandel“; Freizeit und 
Kultur mit folgenden Sinnverknüpfungen: „Theater“, „Kultureinrichtungen“, „Industriekul-
tur“, „touristisches Potential“; Hochschule; Arbeitsmarkt und Soziales: „Arbeit“, „Arbeits-
losigkeit“, „Humankapital“; ökologische Situation: „Grünflächen“, „Brachflächen“, „Indust-
riebrachen“ und schließlich „Einzelhandelsstruktur“. Dieses Zuordnungsmuster ist sehr 
heterogen, und weist somit auf ein breites kontextuelles Themenspektrum sozial-
ökologischer Entwicklungen in dieser Gebietseinheit des RVR-Verbandes hin. Im proto-
kollierten Interviewmaterial findet man bei dieser Fallgruppe darüber hinaus, besonders 
im Bereich der wirtschaftlichen Entwicklungen, die Querverbindung zum Aspekt des im 
Ruhrgebiet stattgefunden bzw. andauernden Strukturwandels. So wird beispielsweise 
die Stadt Dortmund mit der Veränderung ihrer ehemals montan- und großindustriellen 
Wirtschaftsstruktur in Verbindung gebracht:  
 
„[…] Das stimmt, also Ende der 90er Jahre oder Ende des letzten Jahrhunderts hatten wir 
so etwas wie eine Mittelstandslücke hier in Dortmund, so haben wir das genannt. Über 
Jahrzehnte hinweg war Dortmund sehr stark von großen Unternehmen wie Thyssen 
Krupp, großen Brauereien, und dem Bergbau beherrscht. 1987 ist das letzte Bergwerk 
geschlossen worden. Das alles waren lange Zeit die großen Beschäftigungsträger. Dort-
mund hatte zur Spitzenzeit, das war um 1970 herum, knapp 300.000 Erwerbstätige ins-
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gesamt. Soweit man das statistisch zusammenrechnen kann, waren davon ungefähr 
100.000 in diesen drei Säulen: Stahlindustrie, Bier und Steinkohleförderung, unmittelbar 
direkt beschäftigt. Wahrscheinlich noch mal 60.000 - 70.000 in angelagerten Bereichen, 
die direkt oder indirekt damit zusammenhingen. Diese Arbeitsplätze sind bis heute fast 
auf null runtergefahren. […].
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Im Verlauf des im Ruhrgebiet seit den 1950er Jahren dauernden Strukturwandels, kam 
es zu einer signifikanten Veränderung der wirtschaftlichen und sozialen Basis der Stadt 
Dortmund. Die veränderte Wirtschaftsstruktur, spiegelt sich nicht nur in den Unterneh-
mens- und Beschäftigtenstrukturen wieder, sondern wirkt sehr stark auf die Flächennut-
zung des Teilgebiets der RVR-Agglomeration. Das ist auch einer der Gründe dafür, wa-
rum die Stadt Dortmund exemplarisch mit der aus dem wirtschaftlichen Strukturwandel 
resultierenden Problematik industrieller Brachflächen in Verbindung gebracht wird, wo-
bei die interviewten Partner stets auf Beispiele erfolgreicher ökologischer und wirt-
schaftlicher Revitalisierungs- und Inwertsetzungsmaßnahmen der Brachflächen verwei-
sen. Hierbei werden nicht nur ökologische Revitalisierungsmaßnahmen wie beispiels-
weise die Teilrenaturierung des Phoenix-Geländes in Dortmund (Ledune, 2005) betont, 
sondern auch die Bemühungen um die Förderung neuer junger Unternehmen. Die För-
derung neuer Unternehmen geschieht beispielsweise im Zuge der Gründerförderung, 
sowie der Ansiedlungen schon etablierter Unternehmen. Hierbei wird oft von den Exper-
ten auf den aktiven Ausbau der infrastrukturellen Ausstattung der Stadt verwiesen:  
 
„[…] Wir haben auch so eine Brutstätte, so einen Inkubator für diese Turnschuh-
Unternehmer in Dortmund eingerichtet. An der B1 auf dem ehemaligen Gelände einer in-
dustriellen Brachfläche. Das ist das eine was wir machen. Daneben gibt es noch ver-
schiedene Finanzierungs-, Unterstützungsformen wie einen Gründerfond, den wir zu-
sammen mit der Sparkasse aufgelegt haben. Wir haben ein Gründungs- und Kompetenz-
zentrum für Mikrosystemtechnik aufgebaut, wo Gründer die entsprechende technologi-
sche Infrastruktur für Produktentwicklung vorfinden usw. Das sind aber eher so die High-
tech orientierten Geschichten, die wir so gemacht haben oder auch noch machen […]“.
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Bei der thematischen Einordnung dieser Fallgruppe zum Kontext des Strukturwandels 
verweisen die interviewten Experten oft auf die veränderten Anforderungen des heuti-
gen Arbeitsmarktes, und die damit verbundene Notwendigkeit zur Ausbildung neuer 
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Formen des Humankapitals. In dem protokollierten Interviewmaterial sehen die Exper-
ten als Ursache oft schwieriger Arbeitsmarktentwicklung (vgl. Kapitel 4.8.) im Herzen 
der RVR-Agglomeration, die gegenwärtig oft unzureichende Qualifizierung der Arbeits-
kräfte:  
 
„ […] Die Ursachen der Arbeitslosigkeit sind auch nicht so sehr damit verbunden, dass 
die Kohle zu macht, oder, dass die Stahlbetriebe dichtmachen. Im Gegenteil Stahl erlebt 
sogar einen Boom […]. Ich denke, dass die strukturellen Probleme natürlich immer noch 
irgendwo mit den Altindustrien zusammenhängen, aber auch neue Faktoren hinzuge-
kommen sind, wie beispielsweise die nicht adäquate Qualifizierung der Arbeitskräfte ge-
genüber dem was heute die neuen arbeitsplatzschaffenden und zukunftsorientierten 
Technologien erfordern. Das hat auch nicht mehr damit zu tun, dass man aus einem 
Bergmann keinen Programmierer machen kann. Der Bergmann, der ist schon längst in 
Rente. Es gibt einfach gegenwärtig ein Missverhältnis zwischen den Qualifizierungsan-
forderungen der Unternehmen und den tatsächlich im Ruhrgebiet am Markt angebotenen 
Arbeitskräften […].
225
  
 
Die Zuordnung der Städte Bochum, Hamm, Gelsenkirchen und Dortmund zur Sinnver-
knüpfungen „Humankapital“ und „Hochschule“ unterstreicht die Bedeutung universitärer 
Einrichtungen bei der Bewältigung strukturwirtschaftlicher Transformation und der Aus-
bildung endogener Entwicklungspotentiale. Der noch jungen Hochschullandschaft (vgl. 
Kapitel 4.11.2.) des Untersuchungsgebiets wird daher von den Experten stets ein hoher 
Stellungswert im Transformationsprozess beigemessen, wobei die direkten Auswirkun-
gen universitärer Einrichtungen auf den Arbeitsmarkt dennoch kritisch betrachtet wer-
den.  
 
„[…] Bei den Hochschulen können wir eben auch nur in den Sachen punkten, wo wir ei-
gentlich auch mindestens national, wenn nicht international Spitze sind. Da gibt es Berei-
che wo wir noch hinten liegen und ein paar Bereiche, wo wir besser sind als beispielswei-
se die RWTH Aachen, was uns sehr freut, weil die RWTH ja immer als das leuchtende 
Beispiel uns vor die Nase gehängt wird. Gut, aber wie groß ist der Einfluss der Unis auf 
die Arbeitsplätze? Noch gering. Ja das heißt wir haben zwar einen strukturellen Effekt 
und können sagen, wir diversifizieren den regionalen Arbeitsmarkt beim Faktor Human-
kapital. Aber Auswirkungen für die Gesamtbeschäftigung, das ist auch sehr schwer zu 
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schätzen, werden im einstelligen Prozentbereich liegen. Ich kann jetzt nicht sagen, wie 
hoch genau, aber es wird relativ niedrig sein […].
226
 
 
Ebenfalls, wie im Gebiet der GZM-Agglomeration, spielt auch in Ruhrgebiet die Ausbil-
dung weicher Standortfaktoren für die zukünftige sozialwirtschaftliche Entwicklung eine 
wichtige Rolle. Besonders die Erschließung touristischer Potentiale, sei es in Form von 
Kultureinrichtungen wie Theater (Beispielsweise Schauspielhaus Bochum) oder Indust-
riekultureinrichtungen wie dem Landschaftspark auf dem Gelände der ehemalige Zeche 
Nordstern in Gelsenkirchen (Stadtmarketing Gesellschaft Gelsenkirchen mbH, 2012), 
oder Projekten wie Kulturhauptstadt 2010, ist in der Experteneinschätzung für Ausbil-
dung endogener Entwicklungspotentiale dieser Standorte zunehmend wichtig.  
 
„[…] Das ist eine gute Frage. Die ITB ist gerade vorbei. Die war vorletzte Woche, glaube 
ich. Wir waren da auch vertreten. Wenn sie auf das Organigramm der Wirtschaftsförde-
rung schauen, werden Sie sehen, dass der Bereich Tourismus mittlerweile auch ein Teil 
unserer Aufgaben ist. Wir versuchen das Thema Tourismus in Dortmund systematisch 
weiterzuentwickeln. Es gibt verschiedene Anknüpfungspunkte die zeigen, dass dort ein 
wirtschaftliches Potenzial drin steckt, und dass es Entwicklung touristischer Potentiale 
keine Spinnerei ist, so nach dem Motto Dortmund und Tourismus das passt eben über-
haupt nicht zusammen. Der wichtigste Aufhänger ist im Augenblick ganz sicherlich die 
Kulturhauptstadt 2010, die im nächsten Jahr stattfindet. Wo es verschiedene Projekte 
gibt, die fieberhaft in der Realisierung sind, wie beispielsweise das Dortmunder U. Es gibt 
aber auch ganz überraschend hohe Übernachtungszahlen in Dortmund. Die habe ich 
jetzt auch nicht im Kopf, müsste ich auch raussuchen. Die Übernachtungszahlen waren 
also nicht nur während der Fußballweltmeisterschaft sehr hoch, sondern es gibt in Dort-
mund offensichtlich ein relativ großes Potential an Tages- und Wochenendtouristen, was 
mich selber immer wieder überrascht. Das sind oft Leute aus England, um es ganz platt 
zu sagen, die mit dem Billigflieger ihren Urlaub machen. Die einfach gerne hier einkaufen 
gehen. Wenn sie mal am Wochenende oder auch so mal durch die Stadt gehen und mal 
die Ohren spitzen, dann werden sie überrascht sein, wie viele Engländer hier rumrennen. 
Das scheint ein wirtschaftliches Potential zu sein, das war selbst für mich überraschend 
[…].“
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Die letzte Fallgruppe der Schlüsselbegriffe aus dem Gebiet des RVR-Verbandes wird 
vom Kreis Wesel, der Stadt Duisburg sowie dem RVR-Verband selbst gebildet. Die 
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Fallgruppe befindet sich in den ersten und zweiten Quadraten des Koordinatensystems, 
ebenfalls sehr nahe dem Ursprungspunkt beider Achsen (vgl. Abbildung 162).  
Betrachtet man zunächst den Schlüsselbegriff „RVR“ und das Einordnungsmuster der 
Sinnverknüpfungen, so kann festgestellt werden, dass von den interviewten Experten 
dem RVR kontextuelle Zuordnungen wie „Metropole Ruhr“, „Ruhrmetropole“, „Image“, 
„Identität“, „ÖPNV“ und „Industrietourismus“ zugewiesen werden. Darüber hinaus wer-
den Städte der RVR-Agglomeration, hier diesmal im Form von Sinnverknüpfungen wie 
„Bochum“, „Essen“ und „Bergkamen“ sowie die historisch-geographische Bezeichnung 
des Gebiets, die Sinnverknüpfung „Ruhrgebiet“, dem RVR-Schlüsselbegriff zugeordnet. 
Dieses kontextuelle Einordnungsmuster weist gewisse Homogenität auf, der RVR-
Begriff wird sehr stark mit „identitätsnahen“ Sinnverknüpfungen in Verbindung gebracht. 
Wie im Falle des GZM-Verbandes in Oberschlesien, stellt man beim Schlüsselbegriff 
RVR-Verband im Bereich der öffentlichen Wahrnehmung des Verbandes gewisse Pa-
rallelen fest. Auch der RVR-Verband - obwohl historisch, räumlich und politisch weit 
mehr etabliert als der GZM-Verband (vgl. Kapitel 2) – kämpft um Akzeptanz.  
 
„[…] Der RVR wird unter Wert wahrgenommen. So wie es zur Zeit dort abgeht, wie auch 
die politischen Mehrheitsverhältnisse dort sind, und wie dort zur Zeit diskutiert wird, scha-
det der RVR sich eigentlich selbst. Das muss man so sagen. Offensichtlich ist der RVR  
über viele Jahre hinaus, das ist zumindest meine Wahrnehmung, eher so als Abstellgleis 
betrachtet worden, das dorthin die Leute, die Politiker aus den wichtigen Kommunen 
dorthin entsandt worden sind, die man eigentlich los werden wollte. Das ist jetzt vielleicht 
etwas hart ausgedrückt, aber es ging zumindest nach dem Motto, na gut, schicken wir 
zumindest nicht unsere besten Leute dorthin […].
228
 
 
Wie beim oberschlesischen GZM-Verband stellt der Aspekt der Akzeptanz für den RVR 
eine wichtige Rolle dar. Besonders die Verbindung zur Sinnverknüpfungen wie „Image“, 
„Identität“ und „Ruhrmetropole“ sind hierbei relevant. 
 
„[…] es gibt eine ganze Reihe von Dingen, die man gemeinsam als RVR-Verband ver-
markten kann, weil so viel stärker all das aufgezählt werden kann was von Dortmund bis 
Duisburg in dieser Region passiert. Jedoch bietet diese Region ein differenziert Bild, die 
Städte müssen weiterhin ihre Eigenheiten pflegen, weil der Dortmunder fühlt sich dann 
als Dortmunder. Der Wattenscheider eigentlich als Wattenscheider und nicht als Bochu-
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mer. Man hat ja schon dem Wattenscheider durch die Eingemeindung arg wehgetan, 
wenn man ihm jetzt auch noch sagt, du bist jetzt ein Ruhrgebietsbürger, Bürger einer 
Ruhrmetropole, das wird er vielleicht nicht mehr akzeptieren. Also man muss, man darf 
die Menschen nicht überfordern, sondern man muss ihnen ihren Kiez lassen […].
229
 
 
Die relative Nähe des Schlüsselbegriffes „RVR“ zur Sinnverknüpfung „ÖPNV“ deutet 
ebenfalls wie im Falle der GZM-Agglomeration darauf hin, dass man dem RVR-Verband 
übergeordnete kommunal-öffentliche Aufgaben zuweist:  
 
„[…] Wenn man so eine Metropolregion schafft, muss man - denke ich - sich zunächst 
einmal auf das besinnen wo der Einzelne durch die Gemeinsamkeit gestärkt wird. Also 
nehmen Sie zum Beispiel den Verkehrsverbund. Das ist ein typisches Beispiel. Es wäre 
ein absoluter Standortnachteil, wenn ich im Ruhgebiet in einer Stadt leben würde, und 
könnte mit meinem Ticket nicht über die Stadtgrenze in die Nachbarstadt fahren, um dort 
zu arbeiten. In so einer Region wie unserer wäre dies ein ökonomischer und verwaltungs-
technischer Unsinn […].“
230
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6.4. Ruhrgebiet - Korrespondenzanalyse des Umfragematerials aus sozialökolo-
gischer Perspektive. 
 
Die Auswertung der durchgeführten Umfrage in Gebiet des RVR-Verbandes kann wie 
im Falle der GZM-Agglomeration als eine ergänzende Form der Validierung der vorge-
nommenen basisstatistischen, gis-gestützten Analysen, sowie der Korrespondenzana-
lyse des Interviewmaterials genutzt werden. Wie bei der „oberschlesischen“ Auswertung 
des Umfragematerials streut die Punktewolke im Korrespondenzraum unimodal und 
linksschief (). Der durch die Reduktion der Dimensionen (Reduktion von insgesamt vier-
zehn auf zwei Dimensionen) verursachte Informationsverlust beider Achsen beträgt ca. 
26,8 Prozent.  
Analog der Korrespondenzanalyse des Umfragemateriales für die GZM-Agglomeration, 
kann ich Falle des „RVR-Umfragematerials“ ebenfalls eine Fallgruppe identifiziert wer-
den, die eine ausgesprochene solitäre und im Korrespondenzraum isolierte Position 
einnimmt. Die solitäre Position wird auf der Ordinate bei der Fallgruppe der Städte 
Bottrop, Herne und Gelsenkirchen deutlich sichtbar. Zwei Städte dieser Fallgruppe Her-
ne und Gelsenkirchen befinden sich im ersten Quadranten des Koordinatensystems, die 
Stadt Bottrop wird im vierten Quadranten abgebildet. Trotz der räumlichen Aufteilung 
der Fallgruppe auf zwei Quadranten des Koordinatensystems, wird dieser Städtegruppe 
von den Respondenten das Merkmal „Vorteile durch Metropolenbildung“ zugeordnet. 
Offensichtlich sehen die Respondenten der durchgeführten Umfrage für diese Fallgrup-
pe nur ein geringes endogenes Entwicklungspotential vorhanden, dafür spricht nicht nur 
die relative Nähe zum Merkmal „Vorteile durch Metropolbildung“ sondern auch der rela-
tive Abstand auf der Ordinate der drei Städte zur Merkmalen wie: „gute Wirtschaftsent-
wicklung“, „gute Einkommensmöglichkeiten“, „gute Lebensqualität“, „gute Bildungsinfra-
struktur“, „hohe Konkurrenzfähigkeit und „attraktiver Arbeitsmarkt“. Besonders der Ab-
stand zur Merkmalen wie „attraktiver Arbeitsmarkt“, „gute Bildungsstruktur“ und „hohe 
Konkurrenzfähigkeit“, alle diese Merkmale liegen am gegenüberliegendem Pol der Or-
dinate im zweiten und dritten Quadranten, verdeutlicht nach Meinung der Responden-
ten der Umfrage die schwache Ausprägung des endogenen Potentials dieser Städte-
gruppe.  
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Abbildung 163: Korrespondenzanalyse der Umfrage – Einordnung der RVR-Städte und des RVR zum 
thematischen Kontext. 
 
Quelle: Eigener Entwurf; Quelle der Daten: Umfragedaten.  
 
Das beschriebene Zuweisungsmuster von Merkmalen zeigt, dass die Respondenten die 
einzige Möglichkeit zur Ausprägung von positiven Entwicklungspotentialen dieser Fall-
gruppe in ihrer Zugehörigkeit zu den metropolitanen Strukturen des RVR-Gebiets se-
hen. Die Städte Bottrop, Herne und Gelsenkirchen können unter den RVR-Städten und 
RVR-Kreisen, laut Meinung der befragten Respondenten, den meisten Nutzen aus der 
Schaffung von metropolitanen Strukturen ziehen.  
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Tabelle 70: Korrespondenzanalyse der Experteninterviews – Einordnung der RVR-Städte und des RVR 
zum thematischen Kontext. 
Dimension Eigenwert Trägheit Chi-Quadrat Anteil der Trägheit Eigenwert für Konfidenz 
Erklärter 
Anteil  
Kumuliert 
Anteil 
Standardabwei-
chung 
Korrelation 2 
1 ,472 ,223  ,561 ,561 ,014 ,042 
2 ,261 ,068  ,171 ,732 ,018  
Gesamt für 14 
Dimensionen 
 
,397 1255,262 1,000 1,000 
  
Quelle: Eigener Entwurf; Quelle der Daten: Umfragedaten.  
 
Ähnliche Einschätzungen der Respondenten, wobei hier die mittleren Abstände zu den 
positiv besetzten Merkmalen etwas günstiger liegen, weist die Stadt Oberhausen auf. 
Auch der Stadt Oberhausen kann in Anbetracht ihrer Lage im Korrespondenzraum eine 
solitäre Lage zugewiesen werden. Die Lage der Stadt Oberhausen im Korrespondenz-
raum sowie ihre relativen Abstände zu den Merkmalen wie „attraktiver Arbeitsmarkt“, 
„gute Bildungsmöglichkeiten“ und „hohe Konkurrenzfähigkeit“ deuten auf schwach aus-
geprägte endogene Potentiale im wirtschaftlichen und sozialen Bereich hin. Ebenfalls 
zeigen die relativen Entfernungen zu positiv besetzten Merkmalen aus dem Bereich der 
Ökologie wie „geringe Luftbelastung“, „geringe Lärmbelästigung“, „attraktives Land-
schaftsbild“ und dem Bereich der Wohn- und Lebensqualität wie beispielsweise: „gute 
Wohnqualität“, „gute Lebensqualität“, dass der Stadt Oberhausen auch in diesem Be-
reich nur wenig Entwicklungspotential durch die Respondenten zugesprochen wird. Das 
negativ besetzte Merkmaleinordnungsmuster in den Bereichen Ökologie, Lebens- und 
Wohnqualität gilt ebenfalls für die Fallgruppe der Städte Bottrop, Herne und Gelsenkir-
chen.  
Die nächste Fallgruppe, die ähnliche Zuweisungsmuster von Merkmalen im Korrespon-
denzraum aufzeigt, wird von der Stadt Hamm und den Kreisen Unna, Ennepe-Ruhr, 
Recklinghausen und Wesel gebildet. Diese Fallgruppe, die im dritten und vierten Quad-
ranten des Koordinatensystems liegt, wird von den Respondenten hauptsächlich mit 
„weichen“ Standortfaktoren in Verbindung gebracht. Im Gegensatz zur oben beschrie-
ben Fallgruppe zeigen hier die Merkmalszuweisungen wie „attraktives Landschaftsbild“, 
„gute Lebensqualität“, „gute Wohnqualität“ oder „geringe Luftbelastung“ das vorhandene 
endogene Entwicklungspotential in Bereichen Ökologie und Soziales. Die positiven Ein-
ordnungen besonders im ökologischen Bereich können auf die geographische Randla-
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ge der Kreise Recklinghausen, Ennepe-Ruhr, Unna und der Stadt Hamm innerhalb der 
RVR-Agglomeration zurückgeführt werden (vgl. Karte 3).  
 
„[…] Für die Stadt Wesel gilt ja, dass wir am Rande des Ruhrgebietes liegen, eigentlich in 
der grünen Zone. Das kann man nicht vergleichen mit den Kerngebieten des Ruhrgebie-
tes. Das kann man nicht vergleichen, da hat man eine ganz andere, bessere Lage. Und 
wir haben auch durch die Baggerseen in bestimmten Ortsteilen ein Zusatzangebot. Also 
das kann man nicht mit der Ruhrgebietsmitte vergleichen […].“
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Darüber hinaus werden auf der Abszisse den Kreisen Wesel, Recklinghausen, Ennepe-
Ruhr, sowie der Stadt Hamm, durch die Nähe zu den Merkmalen wie „guter Arbeits-
markt“ und „gute Wirtschaftsentwicklung“ ebenfalls positive sozialökonomische Entwick-
lungsmuster zugesprochen.  
Dagegen negativ, für die weitere Entwicklung endogener Potentiale, besonders im Be-
reich Humankapital und Innovationspotential, kann die Tatsache bewertet werden, dass 
diese Fallgruppe auf der Abszisse einen relativen großen Abstand zur Merkmalen wie 
„gute Bildungsinfrastruktur“, und „erfolgreich in F&E“ aufweisen. Dieses Zuordnungs-
muster kann auf das Fehlen von Bildungs- und Forschungseinrichtungen in diesen 
Räumen zurückgeführt werden. Die schwache Bildungs- und Forschungslandschaft 
wird von den Respondenten der Umfrage als nachteilig für die Entwicklung der Städte 
ausgelegt, dies belegt der Abstand der Fallgruppe zum Merkmal „hohe Konkurrenzfä-
higkeit“.  
Im zweiten Quadranten des Korrespondenzraumes kann eine weitere Fallgruppe identi-
fiziert werden. Es handelt sich um die bevölkerungsreichsten Städte der RVR-
Agglomeration (vgl. Tabelle 53), die Städte Bochum, Duisburg, Dortmund und Essen. 
Im Gegensatz zu der oben beschrieben Fallgruppe verbinden die befragten Respon-
denten diese Städte des RVR-Verbandes stark mit Attributen wie „gute Bildungsinfra-
struktur“ und „erfolgreich in F&E“. Dies spiegelt die relative Nähe der Städte im Korres-
pondenzraum, insbesondere auf der Abszisse, zu den obenerwähnten Merkmalen wie-
der. Die durch die befragten Respondenten vorgenommenen Einordnungen können auf 
die gegenwärtig vorhandene Hochschul- und Forschungslandschaft des Ruhrgebietes 
zurückgeführt werden, besonders auf die räumliche Konzentration der Einrichtungen in 
den Städten der Fallgruppe. In allen Städten der Fallgruppe sind für die Entwicklung 
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des Ruhrgebietes wichtige und bedeutende Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
angesiedelt (vgl. hierzu Kapitel: Hochschullandschaft im Gebiet des Regionalverbandes 
Ruhr, sowie Karte 76 bis Karte 78). Die Zuordnung der Fallgruppe zum Themenfeld der 
Bildungs- und Forschungseinrichtungen wird darüber hinaus mit den Merkmalen „hohe 
Konkurrenzfähigkeit“ und „gute Entwicklungsperspektiven“ assoziiert. Die stark entwi-
ckelte und diversifizierte Hochschul- und Forschungslandschaft wird den Ergebnissen 
der graphischen Auswertung der Umfrage zur Folge als einer der wichtigsten Faktoren 
für die Ausbildung endogener Entwicklungspotentiale angesehen. Die Wichtigkeit kann 
mit folgender Expertenaussage verdeutlicht werden:   
 
„[…] Also, das Ruhrgebiet hat meines Erachtens nach dort sehr große Chancen, wo es 
uns gelingt, eine dichte und qualitativ hochwertige Bildungslandschaft mit den heutigen 
und zukünftigen Anforderungen der Wirtschaft zu kombinieren. Wobei ich nicht eine Ver-
engung unserer Lehrpläne auf die wirtschaftlichen Anforderungen der Industrie meine, 
sondern wo wir das Innovationspotential dadurch bekommen, dass wir den Menschen in 
Universitäten die Möglichkeit geben, frei zu forschen. Wenn uns das gelingt der Wirt-
schaft, dem ausländischen Investor, deutlich zu machen, dass die Hochschul- und For-
schungslandschaft im Ruhrgebiet für ihn eine große Chance ist, hier auf das Potenzial 
zugreifen zu können. Ich glaube das ist die wichtigste Selling proposition, die wir hier im 
Ruhrgebiet entwickeln können. Wir müssen noch stärker das Ruhrgebiet zu einer Wis-
senslandschaft entwickeln [...].“
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Die Ausprägung von wissensbasierten Standortfaktoren in Dortmund, Essen, Bochum 
und Duisburg wird darüber hinaus mit dem Merkmal „attraktiver Arbeitsmarkt“ in Verbin-
dung gebracht. Diese Einordnung muss jedoch differenziert betrachtet werden, denn sie 
korrespondiert nicht, sowohl auf der Abszisse als auch auf der Ordinate, mit dem Attri-
but „geringe Sozialausgrenzung“. Das heißt, die soziale Entwicklung, die Entwicklung 
des Arbeitsmarktes in dieser Fallgruppe, kann als heterogen betrachtet werden, als eine 
Entwicklung zweier Geschwindigkeiten. Durch diese Einordnungen kann die soziale, 
schwerpunktmäßig arbeitstechnische Entwicklung hier als diffundierend verstanden 
werden, die Attraktivität des Arbeitsmarktes in Dortmund, Bochum, Duisburg und Essen 
ist für die dortige Erwerbsbevölkerung selektiv. Dieses Zuweisungsmuster wird darüber 
hinaus durch die relativ große Entfernung der Fallgruppe zu den Merkmalen wie „gute 
Wohnqualität“ und „gute Lebensqualität“ verdeutlicht. Des Weiteren deuten die relativen 
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 Aussage: Experteninterview in Ruhrgebiet, Düsseldorf, 2009. 
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Entfernungen der Städtegruppe zu positivbesetzten ökologischen Merkmale auf Defizite 
des endogenen Potentials in diesem Bereich.  
 
IV. Ergebnisdiskussion  
 
Durch die basisstatistischen und gis-gestützten Analysen konnte einleitend ein Über-
blick über die sozialökonomischen und ökologischen Entwicklungen der Teilräume der 
Untersuchungsgebiete gewonnen werden. Die vorgenommen Auswertungen der Fre-
quenzanalyse der lokalen Presseartikel zeigte die thematischen Schwerpunkte der öf-
fentlichen Meinungsbildung im Ruhrgebiet und in der Oberschlesischen Agglomeration. 
Mithilfe der Korrespondenzanalysen der Experteninterviews sowie der durchgeführten 
Umfragen konnte eine strukturierte ergänzende Beurteilung der Experten und Respon-
denten zu Ausprägung sozialökonomischer und ökologischer Potentiale der Teilräume 
in den Untersuchungsgebieten vorgenommen werden.  
Als letzter Analysebaustein der Untersuchung soll nun die Einordnung der Teilräume 
zur Fallgruppen mit ähnlich ausgeprägten endogenen Entwicklungspotentialen durchge-
führt werden. Die Eingruppierung der Teilräume (Städte und Kreise der Untersuchungs-
gebiete) wird auf der Basis der Ergebnisse der Korrespondenzanalysen vorgenommen, 
und durch die basisstatistischen und gis-gestützten Kennwerte flankiert.  
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7. Oberschlesien und Ruhrgebiet – Gemeinsamkeiten und Unterschiede sozial- 
ökologischer Entwicklungen 
 
Die Fallgruppierung der Teilräume erfolgt durch thematische Zuordnungen zur Kontex-
ten wie: wirtschaftliche Entwicklung, soziale Situation und Ökologie, wobei Überschei-
dungsflächen einzelner Ausprägungen hier nicht auszuschließen sind, und daher müs-
sen diese durch thematische Ergänzungen vervollständigt werden. Dabei werden die 
Teilräume zur vier Fallgruppen zugeordnet:  
 
 Fallgruppe I: schwaches endogenes Entwicklungspotential;  
 Fallgruppe II: durchschnittliches endogenes Entwicklungspotential 
 Fallgruppe III: überdurchschnittliches endogenes Entwicklungspotential 
 Fallgruppe IV: starkes endogenes Entwicklungspotential  
 
Um die Übersicht zur gewährleisten werden die Untersuchungsgebiete zuerst separat 
analysiert, deren Teilgebiete den Fallgruppen zugeordnet, und anschließend verglei-
chend in einer Matrix zusammengeführt.  
Bei der segregativen Eingruppierung der GZM-Städte können auf der Ergebnisbasis der 
Korrespondenzanalysen zunächst fünf Städte mit schwächstem endogenem Entwick-
lungspotential identifiziert werden. Auch die basisstatischen Kennwerte dieser Städte-
gruppe zeigen problematische sozialökonomische und ökologische Indikationen (vgl. 
Kapitel 2). Die Fallgruppe I „schwaches endogenes Entwicklungspotential“ wird vor al-
lem durch die Folgen der wirtschaftspolitischen Transformation ihrer ökonomischen und 
sozialen Basis charakterisiert. Mit Bytom, Piekary Śląskie, Świętochłowice, Siemiano-
wice Śląskie und Mysłowice gehören dieser Fallgruppe Städte an, die vor 1989 sehr 
stark durch die Montanindustrie (auch damals oft schon veraltet und teilweise marode) 
dominiert waren.  
Die dominierende Stellung der montanindustriellen Strukturen (vorwiegend in Form von 
Steinkohlbergbau sowie Stahlverhüttung) schränkte gleichzeitig in diesen Städten die 
Entwicklung des tertiären Sektors ein, schon vor 1989 wurden die Städte durch eine 
ungesunde Balance ihrer Wirtschaftsstruktur charakterisiert. Darüber hinaus treten in 
dieser Fallgruppe verstärkt ökologische Probleme auf, die ebenfalls auf ihre montanin-
dustrielle Geschichte zurückzuführen sind. Teilweise werden die ökologischen Proble-
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me wie beispielsweise Bergbauschäden durch gegenwärtige Bergbautätigkeit noch wei-
ter verstärkt (siehe Bytom). Die montanindustriellen Hinterlassenschaften, besonders 
Altlasten wie Bodenkontaminierung oder aufgelassene industrielle Brachflächen schre-
cken potentielle Investoren ab und verhindern vielerorts Folge- bzw. Nachfolgenutzun-
gen. Der langandauernde wirtschaftliche Regress wirkt sich negativ auf die soziale und 
ökologische Entwicklung in dieser Fallgruppe aus. 
 
Abbildung 164: GZM-Agglomeration – Fallgruppe I: Schwaches endogenes Entwicklungspotential. 
 
Quelle: Eigener Entwurf. 
 
Die Fallgruppe II „durchschnittliches endogenes Entwicklungspotential“ wird durch fol-
gende drei Städte der GZM-Agglomeration repräsentiert: Chorzów, Ruda Śląska, Zabr-
ze. Auch diese Städte wurden vor der wirtschaftspolitischen Transformation im starken 
Maße durch die Montanindustrie dominiert. Wie bei der ersten Fallgruppe treten bei die-
sen Städten diverse negative Folgewirkungen der Systemtransformation und ihrer Wirt-
schaftshistorie auf. Die negativen Auswirkungen resultieren darüber hinaus aus der 
zwingend notwenigen Anpassung der wirtschaftsstrukturellen Basis der Städte an die 
marktwirtschaftlichen Gegebenheiten. Ebenfalls wird die Städtegruppe Chorzów, Ruda 
Śląska, Zabrze noch am Beginn des Transformationsprozesses durch eine unausge-
wogene Balance zwischen dem produzierenden Sektor (hauptsächliche Schwerindust-
rie) und dem Dienstleistungssektor charakterisiert. Auch wenn die vorhandenen negati-
ven Faktoren einen hemmenden Einfluss auf die Ausbildung von endogenen Potentia-
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len in dieser Fallgruppe ausüben, können einzelne positive Entwicklungen ausgemacht 
werden.  
Abbildung 165: GZM-Agglomeration – Fallgruppe II: durchschnittliches endogenes Entwicklungspotential.  
 
Quelle: Eigener Entwurf. 
 
Als positive Ausprägung kann hier beispielhaft die Entwicklung der Forschungsinfra-
struktur in Zabrze, die Etablierung von Technologiezentren in Ruda Śląska die durch-
schnittlich stabile Arbeitsmarktlage der Städte, oder das aufkommende touristische Po-
tential von Zabrze, Chorzów, Ruda Śląska im Bereich des Industrietourismus festgehal-
ten werden. 
Jedoch wird die Entwicklung sozialer und wirtschaftlicher Faktoren oftmals noch durch 
die auftretende Umweltproblematik, wie Bergbauschäden oder starke Kontaminierung 
der Böden mit Schwermetallen gebremst.  
Die Fallgruppe III „überdurchschnittliches endogenes Entwicklungspotential“ wird vom 
Städtepaar Jaworzno und Dąbrowa Górnicza gebildet. Diese Fallgruppe weist beson-
ders aufgrund ihrer geographischen Lage am südöstlichen bzw. nordöstlichen Rand der 
GZM-Agglomeration gute Ausprägungen endogener Potentiale im ökologischen Bereich 
aus.  
Jaworzno und Dąbrowa Górnicza waren, wie die übrigen Städte des Oberschlesischen 
Reviers ebenfalls durch den Industrialisierungsprozess stark geprägt, jedoch begann 
ihre montanindustrielle Geschichte hauptsächlich erst nach 1945. Der Industrialisie-
rungsprozess beschleunigte besonders in Dąbrowa Górnicza in den 1970 Jahren mit 
dem Bau des damals modernsten Stahlhüttenwerkes Polens „Huta Katowice“. Im Ge-
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gensatz zu übrigen Stahlwerken der oberschlesischen Agglomeration war der in 
Dąbrowa Górnicza entstandene Stahlhüttenkomplex vergleichbar modern, nur dort wur-
de bei der Stahlerzeugung der Lichtbogenofen eingesetzt (vgl. Karte 4 und Karte 5). 
 
Abbildung 166: GZM-Agglomeration – Fallgruppe III: überdurchschnittliches endogenes Entwicklungs-
potential.  
 
Quelle: Eigener Entwurf.  
 
Dank kontinuierlicher Modernisierung konnte die Stahlhütte „Huta Katowice“ im Gegen-
satz zu zahlreichen Stahlhütten im Zentrum der oberschlesischen Agglomeration auch 
nach 1989 erhalten und privatisiert werden. Der Erhalt des Standortortes wirkte sich 
positiv auf die lokale Arbeitsmarktsituation aus. Die Stadt Jaworzno profitiert im starken 
Maße von ihrer geographische Lage. Jaworzno liegt am südöstlichen Rand der ober-
schlesischen Agglomeration (strenggenommen schon in Kleinpolen) und weist sowohl 
gut ausgeprägte ökologische als auch soziale Entwicklungsfaktoren aus. Der Industria-
lisierungsprozess wirkte sich nicht so zerstörerisch auf die Umwelt aus, als es im Zent-
rum der Agglomeration der Fall war. Das Landschaftsbild wird darüber hinaus als attrak-
tiv wahrgenommen. Die räumliche Nähe zur Autobahn A4 (Katowice/Kraków), die Lage 
zwischen den beiden Großstädten wirkt des Weiteren entlastend auf den lokalen Ar-
beitsmarkt. Die Stadt Jaworzno profitiert somit von guten wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklungen beider Großstädte.  
Zu der letzten Fallgruppe, der Fallgruppe IV „starkes endogenes Entwicklungspotential“ 
können die Städte Katowice, Gliwice, Tychy und Sosnowiec gezählt werden.  
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Abbildung 167: GZM-Agglomeration – Fallgruppe IV: starkes endogenes Entwicklungspotential. 
 
Quelle: Eigener Entwurf.  
 
Diese Städtegruppe wird vor allem durch ihrer wirtschaftliche Prosperität und gute Ar-
beitsmarktentwicklung charakterisiert. In diesen Städten sind - vor allem durch die Ein-
richtung der Sonderwirtschaftszone - die meisten Ausländischen Direktinvestitionen der 
oberschlesischen Agglomeration konzentriert. Darüber hinaus wirkt die etablierte Bil-
dungs- und Forschungslandschaft stimulierend auf die weitere Ausprägung sozialer und 
wirtschaftlicher Impulse (vgl. Kap. 4.4. Bildungsinfrastruktur in der oberschlesischen 
Agglomeration – eine basisstatistische Auswertung). Im Gegensatz zu übrigen Städten 
der GZM-Agglomeration ist der tertiäre Sektor, auch aufgrund angesiedelter politischer 
und wirtschaftlicher Institutionen, sehr gut entwickelt und kann daher auch als Motor 
künftiger positiver Entwicklungen betrachtet werden. Problematisch hingegen bleibt die 
ökologische Lage der Städte. Sowohl die altindustriellen Hinterlassenschaften, als auch 
der zunehmender Verkehr belasten die Ökologie der Städte. Gegenwärtig ist es den 
Städten noch nicht gänzlich gelungen ihre ökomische und soziale Entwicklung der 
nachhaltigen Verbesserung ihrer ökologischen Situation anzupassen.  
Wie im Falle der GZM-Agglomeration wird ebenfalls für das RVR-Gebiet eine Fallgrup-
pierung der Städte/Kreise vorgenommen, hierbei werden wie in den Ausführungen zu-
vor nur die Kreisfreien Städte und Kreise des RVR-Verbandes betrachtet. Auch die 
RVR-Städte und Kreise werden hier zu vier oben beschrieben Gruppen zusammenge-
fasst. Ähnlich der Situation der GZM-Städte ist eine eindeutige, strikte und alle Faktoren 
umfassende Kategorisierung kaum möglich. Die Überscheidungsflächen zwischen 
Ökonomie, Ökologie sowie sozialen Aspekten der regionalen Entwicklung sind sehr 
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stark und reziprok. Die sozialökonomischen und ökologischen Entwicklungen sind in 
den einzelnen Städten beider Untersuchungsregionen sehr heterogen. Daher soll die 
Kategorisierung einen Überblick über ähnlich ausgeprägte sozialwirtschaftliche und 
ökologische Potentiale der RVR- und oberschlesischer Städte liefern.  
Die erste Fallgruppe, die Fallgruppe I „schwaches endogenes Entwicklungspotential“ 
wird im RVR-Gebiet von den Städten Bottrop, Herne, Hagen, Gelsenkirchen, Oberhau-
sen gebildet. Ähnlich der Einordnung oberschlesischer Fallgruppen umfasst diese 
Gruppe fünf Städte.  
Im Vorfeld der Zuordnung muss jedoch festgehalten werden, dass die Verkehrsinfra-
struktur sowie die ökologischen Probleme wie beispielsweise Bergbauschäden oder 
flächenhafte Bodenkontaminierung im Gebiet des RVR nicht direkt mit dem Zustand in 
der GZM-Agglomeration vergleichbar sind. Die Verkehrsinfrastruktur ist im RVR-Gebiet 
in allen zugehörigen Städten und Kreisen ähnlich gut und darüber hinaus weit besser 
ausgebaut als in Oberschlesien. Des Weiteren sind, die im Zuge des Industrialisie-
rungsprozesses entstanden ökologischen Schäden und urbane Fehlentwicklungen im 
RVR-Gebiet nach 1990, besser behoben und daher viel weniger verbreitet als in Ober-
schlesien. An dieser Stelle kann als ein stellvertretendes Beispiel der Revitalisierungs-
bemühungen und -umsetzungensmaßnahmen im Ruhrgebiet der Emscher Land-
schaftspark exemplarisch genannt werden. Im Zuge der über hundert jährigen mono-
funktionalen schwerindustriellen Nutzung war die über 800 km² große Emscherzone 
das Symbol des ökologischen Desasters. Die Emscherzone wurde charakterisiert durch 
ausgedehnte Industriebrachen, Bergbauhalden, Kontaminierung der Böden durch Alt-
lasten sowie Zersiedlung des Landschaftsraumes (Reiß-Schmidt, 1993, S. 141). Die 
Ende der 1980er Jahre durch die NRW-Landesregierung imitierte „Internationale Bau-
ausstellung (IBA) Emscherpark“ leitete eine umfassende ökologische und urbane Revi-
talisierung der Emscherzone ein (Lückemeier, 2012), solch ein großangelegtes Revitali-
sierungsprojekt wurde in Oberschlesien noch nicht durchgeführt.  
Zurückkehrend zur Fallgruppierung der RVR-Städte, zeigen die Städte in der Fallgruppe 
I vor allem ein geringes endogenes Potential im Bereich der sozialen Entwicklung. Die-
se schwache Ausprägung kann in erster Linie auf die problematische Arbeitsmarktlage 
zurückgeführt werden.  
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Abbildung 168: RVR-Gebiet – Fallgruppe I: Schwaches endogenes Entwicklungspotential. 
 
Quelle: Eigener Entwurf. 
 
Obwohl der wirtschaftsstrukturelle Restrukturierungsprozess schon mehr als 50 Jahre 
im Ruhrgebiet andauert, werden die fünf Städte der ersten Fallgruppe weiterhin mit dem 
Problem der strukturellen Arbeitslosigkeit konfrontiert. Ihre mangelhafte Arbeitsmarkt-
entwicklung liegt in der ökonomischen Regression begründet. Die Forschungs- und Bil-
dungslandschaft, die als Impulsgeber positiver Entwicklungen fungieren könnte, ist in 
der Fallgruppe I kaum etabliert. Beispielweise wurde erst Anfang der 1990er Jahre die 
Fachhochschule in Gelsenkirchen gegründet (Lasser, 2012). Darüber hinaus ist die ne-
gative demographische Situation, die durch Abwanderung junger oft sehr gut qualifizier-
ter Menschen bewirkt wird, problematisch.  
Zur Fallgruppe II kann die Stadt Hamm sowie der Kreis Unna gezählt werden. Beide 
administrativen Raumeinheiten liegen im östlichen Teil des RVR-Gebiets und zeichnen 
sich vor allem durch eine sehr gut ausgebaute überregional bedeutende Verkehrsinfra-
struktur. Besonders die unmittelbare Nähe zur Kreuzung der Ost-West und Nord-Süd 
Verbindungen, der Bundesautobahnen A2 und A1 erweist sich als vorteilhaft für die 
Entwicklung zum Logistikstandort. Der Logistikstandort Kreis Unna gewann beispiels-
weise im Jahre 2010 den Wettbewerb „Logistikstandort in NRW“ (Abelmann, 2010).  
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Abbildung 169: RVR-Gebiet – Fallgruppe II: durchschnittliches endogenes Entwicklungspotential. 
 
Quelle: Eigener Entwurf. 
 
Die wirtschaftliche Prosperität der Stadt Hamm und des Kreises Unna geht in den letz-
ten Jahren zum größten Teil eben auf die Ansiedlungen von Logistikunternehmen zu-
rück. Der Standort Kreis Unna gilt weit über NRW hinaus gemeinsam mit den Nachbar-
kommunen Dortmund und Hamm als das Zentrum der deutschen Handelslogistik 
(Abelmann, 2010).  
Trotz positiver wirtschaftlicher Entwicklungsimpulse wird die Fallgruppe II besonders 
durch negative demografische Tendenzen, insbesondere Abwanderung junger Men-
schen, charakterisiert. Auch in der Fallgruppe II ist die Bildungsinfrastruktur, besonders 
im Bereich der Hochschulbildung unterentwickelt. Ähnlich schwach wie die Bildungsinf-
rastruktur ist am Standort Unna und Hamm die Forschungsinfrastruktur entwickelt. 
Dank ihrer geographischen Lage, am östlichen Rand der RVR-Agglomeration sind die 
Umweltprobleme gering, darüber hinaus wird dem Kreis Unna von den Experten und 
Respondenten ein attraktives Landschaftsbild zugesprochen.  
Die Fallgruppe III „überdurchschnittliches endogenes Entwicklungspotential“ wird be-
sonders durch Faktoren wie „hohe Lebens- und Wohnqualität“, „gute medizinische Ver-
sorgung“, sowie „stabile bis gute soziale Situation“ charakterisiert.  
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Abbildung 170: RVR-Gebiet – Fallgruppe III: überdurchschnittliches endogenes Entwicklungspotential. 
 
Quelle: Eigener Entwurf.  
 
Die dritte Fallgruppe wird von den Kreisen Ennepe-Ruhr-Kreis, Kreis Wesel und der 
Stadt Mühlheim an der Ruhr gebildet. Der gut entwickelte Dienstleistungssektor sorgt in 
dieser Fallgruppe für wirtschaftliche Prosperität und moderate Arbeitslosenquote, mit 
kaum postindustriell bedingter struktureller Arbeitslosigkeit. Darüber hinaus verfügen die 
beiden Kreise, aufgrund ihrer geographischen Lage am Rande der RVR-Agglomeration 
über sehr gute Umweltqualität und ein attraktives Landschaftsbild. Im Falle des Kreises 
Wesel ist des Weiteren der medizinische Sektor gut entwickelt, und stellt dort den Motor 
der Beschäftigung dar. Das endogene Entwicklungspotential wird jedoch durch negative 
demographische Faktoren wie beispielsweise die Überalterung der Bevölkerung ge-
hemmt (vgl. Karte 69: Altersstruktur der Bevölkerung im Gebiet des RVR (Kreisebene), 
Zeitraum 1995-2010. Anteil der Altersgruppe ab 45 Jahre an der Gesamtbevölkerung in 
Prozent. und Karte 70: Altersstruktur der Bevölkerung im Gebiet des RVR (Kreisebene) 
Zeitraum 1995-2010. Anteil der Altersgruppe bis 15 Jahre an der Gesamtbevölkerung in 
Prozent. 
Das am stärksten entwickelte endogene Potential – auch wenn dort nicht alle Bereiche 
der Ökologie oder Sozialökonomie positive Vorzeichen aufweisen – im Gebiet der RVR-
Agglomeration - wird in den Großstädten Bochum, Duisburg, Essen und Dortmund ver-
zeichnet. Die Ausprägung starker Entwicklungsimpulse geht in erster Linie auf die An-
siedlung universitärer Einrichtungen und zahlreicher Forschungsinstitutionen zurück. 
Die Hochschulen in den vier Großstädten sind auch der Grund für die junge Bevölke-
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rungsstruktur verantwortlich. Die Attraktivität des Arbeitsmarktes in dieser Fallgruppe  
geht ebenfalls auf die Hochschul- und Forschungslandschaft zurück, es muss jedoch 
betont werden, dass die Attraktivität des Arbeitsmarktes sehr selektiv ist. Währende der 
Arbeitsmarkt für gut ausgebildete Akademiker viele Chancen bietet, sehen sich oft die 
durchschnittlich ausgebildeten Arbeitskräfte mit Problemen der Arbeitslosigkeit konfron-
tiert, strukturelle Arbeitslosigkeit ist weiterhin in den Städten der Fallgruppe vorhanden. 
Darüber hinaus sind noch nicht alle Folgen der montanindustriellen Strukturen in den 
vier Großstädten überwunden, dies gilt neben dem sozialen Bereich (soziale Brenn-
punkte wie Dortmund-Nord) auch für die ökologische Situation.  
 
Abbildung 171: RVR-Gebiet – Fallgruppe IV: starkes endogenes Entwicklungspotential. 
 
Quelle: Eigener Entwurf.  
 
Zahlreiche postindustrielle Brachflächen, Bergbauschäden, schlechte Luftqualität und 
hohe Lärmbelastung sind weiterhin für Bochum, Dortmund, Duisburg und Essen cha-
rakteristisch. Jedoch bringt die Gegenüberstellung positiver Potentiale (in Form der 
Hochschul- und Forschungslandschaft, der zahlreichen Studierenden, des guten Inves-
titionsklimas, sowie des starken Dienstleistungssektors) und negativer Folgen der durch 
die montanindustrielle Wirtschaftsgeschichte verursachten sozialen und ökologischen 
Problemfelder in Summe stärkere Ausprägungen positiver Entwicklungsimpulse für die 
Zukunft dieser Fallgruppe mit sich. Dank ausgebauten Strukturen der Hochschul- und 
Forschungslandschaft ist das Innovationspotential in den vier Großstädten sehr hoch 
und für die zukünftige Entwicklung nachhaltig.  
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Summierend können die Städte und Kreise beider Untersuchungsregionen in einer zu-
sammenfassenden Matrix abgebildet werden.  
 
Abbildung 172: Vergleichende Matrix – Fallgruppierung der Städte und Kreise im GZM- und RVR-Gebiet. 
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8. GZM-Agglomeration und das RVR-Gebiet – eine zusammenfassende Betrach-
tung der Forschungsergebnisse. 
 
Betrachtet man die Geschichte, vor allem die Wirtschaftsgeschichte beider Untersu-
chungsgebiete, dann müsste man zuerst zu dem Entschluss kommen, dass beide 
Räume sehr enge Parallelen in Bezug auf ihre wirtschaftliche, soziale und ökologische 
Entwicklungen aufweisen. Diese Parallelen sind besonders in der Zeit der wirtschaftli-
chen Prosperität der Untersuchungsgebiete im 19. und 20. Jahrhunderts feststellbar. 
Sowohl in Oberschlesischen Industrierevier, als auch im Ruhrgebiet kann die wirtschaft-
liche, technologische sowie soziale Entwicklung auf die rasche und manchmal vielerorts 
überdimensionierte Industrialisierung zurückgeführt werden. In beiden Regionen ist der 
Industrialisierungsprozess eng mit dem Vorkommen fossiler Rohstoffe, vor allem fossi-
ler Energieträger wie Steinkohle, verbunden. Im Oberschlesischen Revier können noch 
Rohstoffe wie Zink-, Blei und Silbererze hinzu gezählt werden. Die auf Rohstoffbasis 
aufgebaute Wirtschaft der Untersuchungsräume wurde zunehmend durch montanin-
dustrielle und vor allem monofunktionelle Strukturen dominiert. Die monostrukturellen 
Industrialisierung spiegelt sich sowohl im Oberschlesischen Revier, als auch im Ruhr-
gebiet durch chaotische urbane Entwicklungen wieder. Die Siedlungsstrukturen sowie 
ihre Entwicklungen wurden erst hauptsächlich durch den Industrialisierungsprozess be-
wirkt und anschließend durch diesen im hohen Masse dominiert. Bergwerks- und Hüt-
tensiedlungen, die an die montanindustriellen Großbetriebe „angeklebt“ waren, waren 
lange Zeit ein Charakteristikum der urbanen Struktur in beiden Untersuchungsräumen. 
Ebenfalls wurde die verkehrsinfrastrukturellen Anlagen an die Bedürfnisse und Erfor-
dernisse der Schwerindustrie ausgerichtet, hier kann insbesondere die stark ausgebau-
te Schieneninfrastruktur exemplarische erwähnt werden. Wie im Falle der wirtschaftli-
chen Prosperität weisen beide Untersuchungsregionen Parallelen in Bezug auf ihren 
regressiven Niedergang. So waren ebenfalls die Folgen, vor allem die negativen ökolo-
gischen Folgewirkungen des Industrialisierungsprozesses und der umweltzerstöreri-
schen Wirtschaftsweise für beide Gebiete vergleichbar. Die Rohstoffe – vor allem die 
Steinkohle – wurden selten mit Rücksicht auf die unmittelbare Umwelt abgebaut, der 
Abbauprozess bewirkte und bewirkt vielerorts immer noch bergbauliche Schäden. Dar-
über hinaus waren die Luft- und Wasserverschmutzung sowie die Bodenkontaminierung 
mit zahlreichen chemischen Verbindungen typische Folgewirkungen des schwerindust-
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riellen Produktionsprozesses. Die Umwelt wurde in beiden Gebieten vielerorts zu einer 
Mondlandschaft degradiert. Die überproportional aufgebauten monofunktionellen Wirt-
schaftsstrukturen wirkten und wirken mancherorts immer noch auf die sozialen Gemen-
gelagen beider Regionen. Der lokale Arbeitsmarkt sowie die Bildungsinfrastruktur waren 
oft jahrzehntelang an die Bedürfnisse der Schwerindustrie ausgerichtet und von ihr 
hochgradig abhängig. Die Betriebe beschäftigten tausende meist angelernte Mitarbeiter, 
der Anteil an Person mit einem Hochschulabschluss war in beiden Untersuchungsge-
bieten stets niedriger als der jeweils vergleichbare Landesdurchschnitt. Der Niedergang 
montanindustrieller Betriebe, oft fungierten diese als alleinige monostrukturelle Arbeit-
geber ganzer Stadtteile (Schließungen und Stilllegungen von Steinkohlezechen der 
Stahlwerken) hatte für den lokalen Arbeitsmarkt oft katastrophale Folgen. Der Ausfall 
der Betriebe zog nicht nur aufgelassene, oft kontaminierte industrielle Brachen und 
postindustrielle Brachflächen nach sich, sondern auch einen bis dahin in diesen Räu-
men ungekannten Anstieg der Arbeitslosigkeit und sozialer Problematik. Die krisenhafte 
Lage wurde noch vielerorts durch die vorhanden vertikalen Verflachungen der Wirt-
schaftssubjekte untereinander verstärkt. Die Stilllegung einer Zechenanlage bedeutete 
beispielsweise für die vor- und nachgelagerten Kooperationsbetriebe den Wegfall jegli-
cher wirtschaftlicher Verbindungen, und somit der Grundbasis ihrer wirtschaftlicher Tä-
tigkeit und Existenz. Der negative Multiplikator-Effekt wirkte sich ebenfalls auf den oh-
nehin vielerorts schwach ausgebauten Dienstleistungssektor aus. Der Ausfall der Be-
triebe, der Arbeitsplatzmangel, die steigende Arbeitslosigkeit, welche schließlich eben-
falls in Form struktureller Arbeitslosigkeit zum Charakteristikum zahlrieche Teilgebiet 
der Untersuchungsräume wurden, setzten einen zirkulären wirtschaftssozialen Abwer-
tungsprozess im Oberschlesischen Revier und Ruhrgebiet in Gang. Darüber hinaus war 
die vorhandene Bildungsinfrastruktur, insbesondere die Hochschullandschaft, beider 
Gebiete falls vorhanden, dann nicht auf diesen wirtschaftssozialen Umbruch ausgerich-
tet oder vorbreitet. Das Fehlen oder bestenfalls der Mangel an hochqualifizierten Fach-
kräften und nicht kontaminierten oder von Bergbauschäden freien Investitionsflächen 
erschwerte die Ansiedlungen von wirtschaftlichen Folge- und Nachfolgenutzungen. Das 
Ausbleiben von Investitionen, der zunehmende Verfall stillgelegter Betriebsanlagen und 
Betriebsgelände, der soziale Regress, die mangelnden Bildungsperspektiven, hochgra-
dig mit Schadstoffen belastete Umwelt und schlechte Bausubstanz der Wohninfrastruk-
tur, wurden zu Hemmfaktoren für eine positive soziale, wirtschaftliche, ökologische und 
zukunftsorientierte Entwicklung in vielen Teilräumen beider Regionen geworden. Die 
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schwach ausgebildete Forschungslandschaft, oder ihr gänzliches Fehlen konnte dar-
über hinaus keine positiven Entwicklungsimpulse liefern. Die oben beschrieben oft kau-
sal und reziprok ablaufende Prozesse des wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen 
Niedergangs liefen jedoch nicht immer gleich, gleichzeitig und flächendeckend inner-
halb der Untersuchungsgebiete ab. Die wirtschaftssoziale und ökologische Entwicklung 
der Untersuchungsräume gleicht einem bunten Flickenteppich. Beide Agglomerationen 
weisen komplexe und vielschichtige räumliche Strukturen aus, sie werden sowohl von 
Teilräumen gebildet die in allen Bereichen negative Tendenzen aufweisen (beispiels-
weise schwache Wirtschaftsentwicklung, hohe Arbeitslosigkeit, hoher Kontaminierungs-
grad der Böden, Bergbauschäden, usw.), als auch von Teilgebieten mit einer zumindest 
in einem Bereich überdurchschnittlich positiven Entwicklung (prosperierende Wirtschaft, 
niedrige Arbeitslosigkeit, revitalisierte, rekultivierte Umweltschäden, usw.). Das Beson-
dere was beide Untersuchungsgebiete charakterisiert, ist die unmittelbare geografische 
Nähe ihrer prosperierender, stagnierender und niedergehender Teilgebiete, oft trennen 
noch nicht mal 10 Kilometer die sich äußerst gegensätzlich entwickelnden Teilräume in 
beiden Agglomerationen.  
 
Abbildung 173: Altindustrieller Raum – Schematische Darstellung zwischen Prosperität und Regress.  
 
Quelle: Eigener Entwurf.  
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Auch wenn auf den ersten Blick beide Untersuchungsräume ähnliche Ausprägungen, 
sowohl groß- als auch kleinräumlich, in ihrer sozialwirtschaftlichen und ökologischen 
Entwicklungen aufweisen, bestehen zwischen den beiden Räumen erhebliche Unter-
schiede besonders im Hinblick auf ihre Ressourcenausstattung. Faktoren wie finanzielle 
Stärke, Sachmittel, überlokale Organisationsstrukturen und Institutionen, oder vorhan-
denes Know-how auf dem Feld der sozialökonomischen und ökologischen Revitalisie-
rung sind im Gebiet der Regionalverbandes Ruhr viel stärker ausgeprägt als in der 
GZM-Agglomeration. Die Überlegenheit der Faktorausstattung des RVR-Gebietes ge-
genüber der GZM-Agglomeration kann hauptsächlich erstens auf das wirtschaftspoliti-
sche System und zweitens auf die absolute Dauer des sozialwirtschaftlichen und ökolo-
gischen Transformationsprozesses zurückgeführt werden. Im Gegensatz zum RVR-
Gebiet (marktwirtschaftlich) war die GZM-Agglomeration (das Oberschlesische Indust-
rierevier) bis 1989 dem Diktat einer zentralistischen, sozialistischen Planwirtschaft un-
terworfen. In diesem wirtschaftspolitischen System war jegliche ökonomische, techno-
logische und soziale Anpassung an die globalen marktwirtschaftlichen Strukturen und 
Gegebenheiten nicht oder nur sehr begrenzt möglich. Erst der wirtschaftspolitische Sys-
temumbruch 1989 machte die Anpassung und die Integration des Oberschlesischen 
Industriereviers an die marktwirtschaftlichen Strukturen und Erfordernisse möglich und 
zwingend nötig. Die überkommene und monofunktionale Wirtschaftsbasis des Ober-
schlesischen Reviers stand nach 1989 einer doppelten Anpassung gegenüber. Nicht 
nur die wirtschaftspolitischen Strukturen mussten im Hinblick auf die Erfordernisse einer 
demokratisch legitimierten Marktwirtschaft reformiert werden, sondern auch oft die 
nicht-konkurrenzfähigen Wirtschaftssubjekte (Steinkohlezechen, Hüttenwerke) völlig 
neuen marktwirtschaftlichen Gegebenheiten angepasst werden. Während der schwieri-
ge, doppelte Anpassungsprozess im Oberschlesien erst vor etwa mehr als 20 Jahren 
begann, wurden die wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Strukturen und Defizite 
im Gebiet des Regionalverbands Ruhr vielerorts schon seit 1957 transformiert. Die 
Wirtschaftshistorie macht deutlich, dass beide altindustrielle Regionen mit ähnlichen 
komplexen Problemen konfrontiert werden, die Arbeiten an der Problemlösung jedoch 
einen deutlich unterschiedlichen zeitlichen Horizont, unterschiedliche Lösungsansätze, 
sowie unterschiedliches Niveau der Faktorressourcenausstattung aufweisen. 
Vor diesem oben dargestellten Hintergrund sollen in diesem abschließenden Kapitel die 
eingangs der Arbeit gestellten Forschungsfragen und Hypothesen geprüft werden. Es 
soll die Frage geklärt werden, ob das gewählte Forschungsdesign und die For-
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schungsmethodik für die Analyse regionaler, endogener Entwicklungspotentiale einge-
setzt werden kann.  
Die folgende Abbildung zeigt eine zusammenfassende Übersicht der aufgestellten For-
schungsfragen und Hypothesen sowie die Angabe der Bearbeitungskapitel.  
 
Abbildung 174: Forschungsfragen- und Hypothesenübersicht – Angabe der Bearbeitungskapitel. 
 
Quelle: Eigener Entwurf. 
 
8.1. Methodischer Untersuchungsansatz 
 
Wenn man zunächst den Betrachtungswinkel auf den methodischen Untersuchungsan-
satz richtet und die eigesetzte Mix-Methods-Strategy abschließend bewertet, dann kann 
festgestellt werden, dass die zur Beantwortung der Forschungsfragen und der aufge-
stellten Hypothesen herangezogene Methodik zuerst als relativ umfangreich beschrie-
ben werden kann. Die in der Arbeit eingesetzte Methodik setzt sich zusammen aus ei-
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ner basisstatischen gis-gestützten Auswertung, der Korrespondenzanalysen quantitati-
ver und qualitativer Erhebungen und der Frequenzanalyse der archivierten Zeitungsarti-
kel der regionalen Presse aus den Untersuchungsgebieten.  
Der Einsatz und die Integration Geographischer Informationssysteme in die Auswertung 
– vor allem statistischer Daten – ermöglichte eine plakative, nachvollzierbare, raumbe-
zogene und eindeutige Darstellung ökonomischer, sozialer und ökologischer Sachver-
halte in den Untersuchungsgebieten. Mithilfe gis-gestützter Analysen können vor allem 
sehr gut intraregionale Disparitäten in den obenerwähnten Bereichen aufgedeckt wer-
den. Es muss jedoch festgehalten werden, dass die Tiefe – die lokale Tiefe – der Aus-
wertung sehr stark vom vorhanden statistischen Datenmaterial limitiert wird. Während 
auf der Ebene der Kreise bzw. Städte die vergleichenden Analysen aufgrund verfügba-
rer und vor allem zugänglicher Daten gut umsetzbar sind, wird die Auswertung auf 
kleinräumiger Ebene beispielsweise auf der Ebene der Stadtteile problematischer. Dies 
ist besonders im Bereich der sozialen Entwicklung nicht unerheblich. Die Ausbildung 
von sozialen Brennpunkten ist oft und vielerorts räumlich und vor allem lokal be-
schränkt. Die sozialen Brennpunkte innerhalb der Städte sind oft den verantwortlichen 
kommunalen Beamten und Politkern sowie der Bevölkerung bestens bekannt, jedoch 
wird ihre Problematik selten statistisch festgehalten. Falls Statistiken bzw. Analysen für 
sozialschwache Raumeinheiten/Enklaven erhoben werden sind sie nur selten uneinge-
schränkt der Öffentlichkeit zugänglich. Auch die Kontinuität der Datenerhebung oder 
Studien zur sozialen Entwicklung wird nicht immer fortgeführt. Aus diesem Grund müs-
sen die basisstatistischen, gis-gestützten Analysen mit weiteren quantitativen und quali-
tativen Erhebungsmethoden unterstützt werden. Die Ergänzungen um die qualitative 
und quantitative Methodik, beispielsweise die Auswertungen mithilfe der Korrespon-
denzanalyse, können als Lösungsansatz der Problematik fehlender oder unvollständi-
ger Daten betrachtet werden. Die Erweiterung des Untersuchungsansatzes um die Fre-
quenzanalyse der Zeitungsartikel (Word Cloud Algorithmus) erwies sich im Zuge der 
durchgeführten Analysen (z.B. sozialer Brennpunkt wie Bytom-Bobrek oder 
Świętochłowice-Lipiny) als besonders hilfreich für die Identifikation von sozialschwa-
chen Teilräumen einer Stadt. Ähnliche Untersuchungs- und Auswertungsproblematik 
findet man im ökologischen Bereich wieder, hierbei wird die Problematik noch um 
vielerorts gänzlich fehlende Umweltanalytik, sowie oft sehr kleinräumige Hot Spots er-
weitert. Falls umweltanalytisches Datenmaterial vorhanden ist, wird dieser oft unter 
Verschluss gehalten.  
445 
 
Summierend kann die erste Hypothese innerhalb des methodischen Untersuchungsan-
satzes mit Einschränkungen bestätigt werden. Oft ist nur mithilfe ergänzender Auswer-
tungsmethodik eine raumbezogene Analyse sozialer und ökologischer Entwicklung in 
einem altindustriellen Raum, insbesondere in Agglomerationen wie in Oberschlesien 
und im Ruhrgebiet möglich.  
In diesem Sinne kann ebenfalls die zweite Hypothese bestätigt werden. Auch hier er-
weist sich die Kombination unterschiedlicher Analysemethoden als vorteilhaft. Die ana-
lysierten Datensätze können sehr gut als eine solide Grundlage für die Erarbeitung 
nachhaltiger Entwicklungsfade eingesetzt werden. Die Integration von Geographischen 
Informationssystemen ermöglicht darüber hinaus eine eindeutige Identifikation mögli-
cher Flächennutzungskonflikte. Jedoch auch hier sollte festgehalten werden, dass die 
Verfügbarkeit und die Zugänglichkeit der Daten (GIS-Daten) als ein limitierender Faktor 
angemerkt werden muss. Besonders im ökologischen Bereich ist das Vorhandensein 
von umweltanalytischen Untersuchungen zwingend notwendig, wobei ein Ausweichen 
auf Bewertungsalgorithmen (Arbeiten der Expertengruppe um Dr. Trząski) eine Lö-
sungsalternative zur fehlender Umweltanalytik bieten können. Hierbei muss jedoch be-
tont werden, dass nicht nur die umweltanalytischen Studien von großer Wichtigkeit sind, 
sondern auch eine systematische Erfassung degradierter Flächen vorrausetzend für die 
Erstellung von Entwicklungsstrategien ist.  
Das gewählte methodische Forschungsdesign kann demnach mit oben beschriebenen 
Einschränkungen für die Bearbeitung der gestellten Frage- und Problemstellungen ein-
gesetzt werden.  
Der makroanalytische Ansatz, die wirtschaftsgeographische Untersuchungsperspektive 
können sehr gut als eine verbindende Brücke zwischen sozialwissenschaftlichen, land-
schaftsökologischen und regionalökonomischen Entwicklungsaspekten, besonders im 
Bereich der Entwicklungsanalysen von altindustriellen Räumen verwendet werden. Die 
umfassende Perspektive erlaubt die Berücksichtigung komplexer Sachverhalten oft re-
ziproker und disziplinübergreifender Faktoren. Die Integration sozialer, ökologischer und 
wirtschaftlicher Entwicklungen innerhalb einer raumbezogenen Analyse ermöglicht die 
Hinführung der zu konzipierenden Strategien in Richtung einer ausgewogenen nachhal-
tigen Entwicklung. Die Makroperspektive erlaubt die Integration interdisziplinärer Aus-
wertungen. Die in der vorliegenden Arbeit durchgeführten Analysen bestätigen die dritte 
Hypothese im Bereich des methodischen Untersuchungsansatzes. Sowohl mithilfe der 
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Makroperspektive, als auch des wirtschaftsgeographischen Untersuchungsansatzes 
lassen sich endogene Entwicklungspotentiale in einer Raumeinheit gut identifizieren.  
8.2. Inhaltlicher Untersuchungsansatz 
 
Bei der Überprüfung des inhaltlichen Untersuchungsansatzes kann zuerst festgehalten 
werden, dass beide Untersuchungsgebiete im Hinblick auf ihre wirtschaftshistorische, 
wirtschaftssoziale und ökologische Entwicklungen und Rahmenbedingungen starke Pa-
rallelen aufweisen. Sowohl bei Oberschlesien (GZM Agglomeration), als auch beim 
Ruhrgebiet (RVR-Agglomeration) handelt es sich um altindustrielle Räume, beide Ge-
biete wurden aufgrund ihres natürlichen Rohstoffvorkommens (Steinkohle) im starken 
Maße, besonders im neunzehnten Jahrhundert, industrialisiert. Sie entwickelten sich zu 
monostrukturellen, monofunktionellen Raumeinheiten mit stark ausgeprägter Dominanz 
der Montanindustrie. In beiden Räumen führte die montanindustrielle Tätigkeit zu erheb-
lichen Umweltschäden. Der einsetzende wirtschaftliche Regress hinterließ in beiden 
Regionen starke soziale Verwerfungen wie beispielweise hohe strukturelle Arbeitslosig-
keit. Sowohl Oberschlesien als auch das Ruhrgebiet stellen in Anbetracht ihrer Historie 
„artverwandte Räume“ dar. Die Wirtschaftshistorie divergiert jedoch nach 1945 aufgrund 
wirtschaftspolitischer Systematik. Zunächst, nach 1945, spielen beide Agglomerationen 
eine prägende Rolle beim wirtschaftlichen Wiederaufbauprozess ihrer Volkswirtschaf-
ten, beide können dank ihrer Schwerindustrie als Motoren wirtschaftlicher Entwicklung 
ihrer Länder bezeichnet werden. Während jedoch im Ruhrgebiet der Strukturwandel 
aufgrund (globaler) marktwirtschaftlicher Prozesse und Bedingungen schon bereits En-
de der 1950er Jahre einsetzt, wird das oberschlesische Revier in seiner montanindust-
riellen Monostruktur weitere 40 Jahre „festgehalten“. Bis 1989 unterlag die volkswirt-
schaftliche, soziale und ökologische Entwicklung des oberschlesischen Industriereviers 
dem Diktat der sozialistischen, zentralgesteuerten Planwirtschaft. In diesem Rahmen 
diktierte nicht der Markt sondern die zentral aufoktroyierten quantitative Produktionsvor-
gaben, überdimensionierte Industriekombinate und industrielle Großprojekte den Pfad 
der ökonomischen, sozialen, ökologischen, räumlichen und urbanen Entwicklung. Erst 
die wirtschaftspolitische Systemtransformation der 1990er Jahre löst im oberschlesi-
schen Industrierevier einen Strukturwandel aus. Seit den 1990er steht das oberschlesi-
sche Industrierevier vor einem doppelten Transformationsprozess, einerseits muss die 
wirtschaftliche und soziale Struktur dem neuen wirtschaftspolitischen System angepasst 
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werden, andererseits die betrieblichen Systeme den globalen marktwirtschaftlichen Ge-
gebenheiten und Erfordernissen gerecht werden.  
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage (Forschungsfrage 1, vgl. Abbildung 174) ob 
beide Untersuchungsgebiete ähnliche endogene Entwicklungspotentiale aufweisen. Die 
in der Arbeit durchgeführten Analysen wirtschaftlicher, sozialer und ökologischer Ent-
wicklungen in den Untersuchungsräumen zeigen deutlich, dass einerseits sehr viele 
Parallelen vorzufinden sind, andererseits divergierende Entwicklungspfade – besonders 
aufgrund obenerwähnter Sachinhalte - festgestellt werden können.  
Wenn man zunächst das räumliche Gefüge der Untersuchungsräume betrachtet, dann 
werden sehr diversifizierte, komplexe Raumstrukturen offensichtlich. Beide Agglomera-
tionen werden hinsichtlich der Hierarchie ihrer Siedlungsstruktur durch Polyzentralität 
charakterisiert. Die polyzentrische Struktur wird jedoch stärker im Ruhrgebiet sichtbar, 
hier bilden Städte wie Essen, Dortmund, Duisburg oder Bochum wichtige wirtschaftli-
che, wissenschaftliche, kulturelle und somit multifunktionelle Zentren. Die oberschlesi-
sche Agglomeration wird vielmehr durch zwei Städte: Katowice und Gliwice bei ihrer 
wirtschaftlicher und sozialer Entwicklung dominiert. Beide Städte spielen aufgrund ihrer 
wirtschaftshistorischen Pfadabhängigkeit eine wichtige und prägende Rolle für die wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung der Oberschlesischen Agglomeration. Die räumli-
che Hierarchiestruktur kann für das GZM-Gebiet als dualzentrisch bezeichnet werden.  
Beide Städte, Gliwice und Katowice können als Profiteure der wirtschaftspolitischen 
Transformation bezeichnet werden. Aufgrund vorliegender Faktorausstattung beispiels-
weise ausgebauten Bildungs- und Dienstleistungsstrukturen könnten beide Städte nach 
1990 im hohen Maße Investitionen anziehen und sich somit vielen negativen Auswir-
kungen der Systemtransformation entziehen.  
Beide Untersuchungsregionen zeigen demnach aufgrund vorliegender sozialer, wirt-
schaftlicher, ökologischer und räumlicher Strukturen ähnlich ausgeprägte endogene 
Entwicklungspotentiale auf. Man muss jedoch festhalten, dass die wirtschafts- und so-
zialräumliche Heterogenität beider Untersuchungsgebiete eine globale Bewertung und 
somit einen interregionalen Vergleich des endogenen Entwicklungspotentials sehr er-
schwert. Vielmehr können einzelnen Teilgebieten der Untersuchungsräume korrespon-
dierende endogene Potentiale und Entwicklungen zugordnet werden (vgl. Abbildung 
172). Vor diesem Hintergrund kann die Hypothese 1 (vgl. Abbildung 174: Inhaltlicher 
Untersuchungsansatz) bestätigt werden. Kleinräumlich können sowohl in der ober-
schlesischen Agglomeration als auch im Gebiet des RVR ähnliche Verlaufsmuster 
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strukturökonomischer Transformationsprozesse identifiziert werden (sowohl negative, 
als auch positive Verlaufsmuster), hier kommt es zu Kongruenzen sozialer und ökologi-
scher Entwicklungen. Aus dieser Gemengelage können sich starke Verflechtungen zwi-
schen sozialen, ökologischen und wirtschaftlichen Zusammenhängen ergeben. Inwie-
fern diese gegenseitigen Verflechtungen ökologischer und sozialer Aspekte auf das en-
dogene Entwicklungspotential Einfluss haben wird in der Forschungsfrage 2 des inhalt-
lichen Untersuchungsansatzes nachgegangen. Im Verlauf der Arbeit könnte gezeigt 
werden, dass einzelne Teilräume der Untersuchungsgebiete, je nach ihrer Pfadabhän-
gigkeit und ausgebildeter oder fehlender Ressourcenfaktoren, positive oder negative 
Trends ihrer Entwicklung aufweisen, die eingeschlagenen Trendrichtungen und Fakto-
ren werden darüber hinaus oft verstärkt. Die Frage ob ökologische oder soziale Aspekte 
die Herausbildung oder Hemmung von endogenen Entwicklungspotentialen begünsti-
gen oder behindern, kann ebenfalls aufgrund der Heterogenität der Räume nicht global 
bzw. pauschal beantwortet werden. Einerseits bilden in Teilräumen wie beispielsweise 
Bytom, Świętochłowice, Gelsenkirchen oder Dortmund-Nord ökologische oder soziale 
Defizite Hemmfaktoren für eine positive Entwicklung. Andererseits beeinflussen in Teil-
räumen wie beispielsweise Katowice oder Essen die gleichen bzw. ähnlichen gelager-
ten ökologischen oder sozialen Defizite weit weniger die positiven Entwicklungstenden-
zen. Man kann feststellen, dass in Chancenräumen (sich dynamisch entwickelnden 
Teilgebieten der Agglomeration) die Stärke des vor allem wirtschaftlichen endogenen 
Potentials die Defizite der sozialen und ökologischen Bereiche überdecken. Hier spielen 
Faktoren wie beispielsweise intakte Umwelt oder attraktives Landschaftsbild für die so-
zialökonomische Entwicklung eine weit geringere Rolle. Darüber hinaus zeigten die 
Auswertungen der Korrespondenzanalyse, dass in Chancenräumen z.B. in Katowice 
die positive Dynamik der ökonomischen und sozialen Entwicklung sogar einen negati-
ven Einfluss auf die Ausbildung von ökologischen Potentialen aufweist bzw. aufweisen 
kann. Etwas anders gestaltet sich die Situation in Risikoräumen von altindustriellen Ge-
bieten. Die Stärke der Degradierung von Umwelt beispielsweise in Form von Berg-
bauschäden und Kontaminierung der Böden verbunden mit einer defizitären Ausprä-
gung sozialer Potentiale führen dazu, dass die wirtschaftlichen Entwicklungen fast 
gänzlich gehemmt werden. Besonders in Risikoräumen ist eine starke Reziprozität alle 
Faktoren beobachtbar. Hier wird der oben angesprochene zirkuläre Abwertungsprozess 
sehr deutlich, die Risikoräume geraten sogar in einen Teufelskreis sich gegenseitig ver-
stärkender negativer Impulse. Dagegen schlagen die Chancenräume durch vorhandene 
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positive Entwicklungsimpulse einen selbstverstärkenden positiven Entwicklungspfad. 
Summierend kann in Anbetracht der durchgeführten Analysen die zweite Hypothese 
des inhaltlichen Ansatzes bestätigt werden.  
 
9. Die eingesetzte Methodik – eine abschließende Betrachtung  
 
Die sozialwirtschaftliche, ökologische und raumstrukturelle Physiognomie beider Unter-
suchungsgebiete wird vor allem durch ihre montanindustrielle Wirtschaftsgeschichte 
geprägt. Die Charakteristiken der Problemlagen altindustrieller Regionen scheinen auf 
den ersten Blick für jedermann klar erkennbar, völlig unabhängig von ihren räumlichen 
Strukturen - poly-, dual-, oder monozentrisch.  
In der Vergangenheit wurden sowohl die Probleme, als auch die Chancen altindustriel-
ler Räume wissenschaftlich definiert und diskutiert. Der definitorische Diskurs reicht 
hierbei von der komplexen Ursachenforschung bis hin zu systematischen Erarbeitungen 
detaillierter Transformationsvorschläge und prozessorientierter Bewältigungsstrategien. 
Allerdings bleiben die Ursachen vielschichtiger Problemlagen und die mannigfaltigen 
transformatorischen Entwicklungen in altindustriellen Gebieten für jede altindustrielle 
Raumeinheit sehr heterogen. Diese Heterogenität bewirkt, dass ein pauschaler, regio-
naler Vergleich solch komplexer Gemengelagen reziproker sozialwirtschaftlicher und 
ökologischer Ist-Werte in altindustriellen Regionen oft nicht genügt.  
Für die Erfassung und Bewertung der Einzigartigkeit und der Andersartigkeit der Prob-
lemlagen sowie der transformatorischen Verlaufsmuster sozialwirtschaftlicher und öko-
logischer Gegebenheiten in diesen Raumeinheiten greift eine eindimensionale, oft nur 
auf statistischen Kennwerten aufbauende, komparative Auseinandersetzung von altin-
dustriellen Regionen zu kurz. Vielmehr ist hier ein multivariater, systematisierter metho-
discher Ansatz notwendig.  
Eine der Zielsetzungen des Dissertationsvorhabens ist die Erarbeitung eines methodi-
schen Instrumentariums zu objektiven, validen Identifikation und Überprüfung der in 
beiden räumlichen Untersuchungseinheiten stattfindenden Entwicklungsphänomene 
und -tendenzen.  
Der inhaltliche Schwerpunkt liegt hierbei auf der sozialökologischen Ebene der Ent-
wicklungen in Oberschlesien (GZM Agglomeration) und des Ruhrgebietes (RVR-
Gebiet). Die Grundlage für die Erarbeitung des Methodeninstrumentariums bilden die 
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Triangulation im Allgemeinen, und der aus ihr abgeleitete Mixed-Methods-Ansatz im 
Besonderen.  
Das entwickelte methodische Instrumentarium zu Identifikation und Überprüfung endo-
gener Entwicklungspotentiale in beiden Untersuchungsregionen baut auf der Synthese 
der Analyse basisstatistischer Kennwerte in Kombination mit quantitativen und qualitati-
ven Datenerhebungsmethoden auf. Das Analyseverfahren des Geographischen Infor-
mationssystems stellt innerhalb des verwendeten Methodeninstrumentariums ein proba-
tes Werkzeug dar, zur Visualisierung der statistischen Kennzahlen (sozialwirtschaftliche 
und ökologische Ist-Werte) in eine vergleichende computergestützte kartographische 
Darstellung. Die Auswertung basisstatistischer Daten mithilfe der Geographischen In-
formationssysteme bildet darüber hinaus das räumliche Element des Untersuchungsan-
satzes, und hilft insbesondere die Intradisparitäten sozialwirtschaftlicher und ökologi-
scher Entwicklungen in den Untersuchungseinheiten zu identifizieren und zu überprü-
fen. Identifizierte intradisparitäre Entwicklungen in beiden Untersuchungseinheiten bil-
den die Ausgangsbasis für die Herleitung eines regionalen Vergleiches. 
Die Auswertung quantitativer und qualitativer Daten wird mit der multivariaten, statisti-
schen Methodik der Korrespondenzanalyse vorgenommen. Die Verwendung der Kor-
respondenzanalyse bei der Auswertung des quantitativen und qualitativen Datenmateri-
als erlaubt eine objektive, auf Kennwerten aufbauende Identifizierung von Raumeinhei-
ten ähnlich ausgeprägter Problemlagen und Chancen.  
Dieser Ansatz ermöglicht die Bestimmung von räumlichen Fallgruppen (die räumliche 
Ausgangsbasis bilden hier die Städte und Kreise der Untersuchungsgebiete) und ist auf 
diese Weise mit der eingangs formulierten Zielsetzung, der Identifizierung von Chan-
cen- und Risikoräumen in altindustriellen Regionen, konform.  
Ein ergänzender Baustein des methodischen Instrumentariums bildet die aus der Do-
kumentenanalyse abgeleitete inhaltsbasierte Frequenzanalyse der regionalen Pressear-
tikel. Die Frequenzanalyse basiert auf dem alpha Works IBM Algorithmus und dient der 
validen Überprüfung aktuell in den Untersuchungsgebieten stattfindender Entwicklungs-
tendenzen. Die Auswertungsergebnisse liefern Ansatzpunkte für die Eingrenzung und 
Einordnung prioritärer, die Öffentlichkeit der Untersuchungsräume bewegender, Prob-
lemlagen und Entwicklungsschwerpunkte.  
Die basisstatistischen Auswertungen sozialwirtschaftlicher und ökologischer Sach-
verhalte sowie ihre Analyse mit GIS stellen, im Rahmen des beschriebenen Methoden-
instrumentariums, allgemein bekannte, bewertete und wissenschaftlich anerkannte Un-
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tersuchungsansätze dar. Deren Verwendung, auch wenn sie dem Betrachter als wenig 
innovativ erscheinen möge, ist als Ausgangs- und Validierungsbasis im Rahmen der 
definierten Zielsetzung der Arbeit jedoch unabdingbar.  
Der methodische Baustein bildet die erste „harte“ Identifizierungs- und Überprüfungs-
ebene sozialwirtschaftlicher und ökologischer Ist-Werte beider altindustrieller Raumein-
heiten. Mit Hilfe basisstatistischer Daten und deren Auswertung mittels GIS wird es 
möglich regionale und lokale sozialwirtschaftliche und ökologische Gegebenheiten in 
den Untersuchungsräumen beispielhaft, plakativ und prägnant in die Analyse einzubin-
den und hervorzuheben. Die Einbeziehung regionaler und lokaler Beispiele wirtschafts-
sozialer und ökologischer Gegebenheiten erleichtert einerseits den thematischen Zu-
gang zum altindustriellen Raum und dient andererseits als direkter Verifizierungs- Vali-
dierungsprozess für die methodische Vorgehensweise. Darüber hinaus bietet der GIS-
Ansatz, durch Konvertierung von Vektordaten zur Rasterdateien, die Möglichkeit der 
Verschneidung thematischer Layer. Durch im GIS durchgeführte Zellenkalkulationen 
können besonders komplexe Sachverhalte identifiziert und leicht erfassbar dargestellt 
werden. Ferner bildet die Verbindung der regionalen und lokalen Basisstatistik mit GIS 
die Möglichkeit einer besseren Pointierung räumlicher Strukturen und Entwicklungsten-
denzen in altindustriellen Räumen, insbesondere im Rahmen von Längsschnittanaly-
sen. Die GIS-gestützten Ergebnisse der Längsschnittanalysen bilden die Grundlage für 
die Ableitung möglicher sozialwirtschaftlicher und ökologischer Trendentwicklungen in 
den Untersuchungsgebieten.  
Die quantitativen und qualitativen Erhebungsverfahren stellen im Rahmen des auf-
gebauten Methodeninstrumentariums eine synthetische Grundlage für die spezifische 
und objektive Darstellung und Bewertung der in den Untersuchungsräumen stattfinden-
den Entwicklungen dar. Die Komplementarität beider Untersuchungsansätze ist bei die-
sem Vorgehen entscheidend. Die sich ergänzenden quantitativen und qualitativen Er-
hebungen ermöglichen es Diskrepanzen und Verknüpfungen zwischen dem erhobenen 
Datenmaterial aufzuspüren und zu validieren, insbesondere auf der inhaltlichen Ebene.  
Der Abgleich der quantitativen und qualitativen Daten wird durch den Einsatz der Kor-
respondenzanalyse gewährleistet. Hierbei erweist sich die systematische Überführung 
der Daten in eine Kontingenzanalyse als zielführend. Für die Betrachtung der qualitati-
ven Daten (Interviewdaten) ist eine Modifikation der Kontingenzanalyse notwendig, da 
sich das qualitative Interviewmaterial einer einfachen Klassifizierung entzieht. 
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Die vorgenommene Modifikation der Kontingenzanalyse basiert auf der Konzipierung 
eines Extraktionsverfahrens zur Eruierung entwicklungsrelevanter Zusammenhänge in 
den Untersuchungsgebieten. Mit dem Extraktionsverfahren wird die Überführung des 
qualitativen Datenmaterials in die Korrespondenzanalyse möglich.  
Vorteile dieser multivariaten, statistischen Vorgehensweise liegen in der Tatsache be-
gründet, dass die Auswertung des Datenmateriales für beide Untersuchungsräume in 
einer gemeinsamen Datenmatrix (Kontingenztabelle) erfolgen kann. Ein entsprechender 
korrespondierender Vergleich der Merkmalsträger (z.B. der polnischen und der deut-
schen Städte und Kreise) und ihrer Merkmalsausprägungen (in den Experteninterviews 
zugeordnete Charakteristiken der Merkmalsträger) kann somit durchgeführt werden. Die 
Ergebnisse werden in nummerischer und grafischer Form geliefert, wobei die grafische 
Auswertung für die Interpretationsgrundlage der Ergebnisse herangezogen wird.  
Die Korrespondenzanalyse des quantitativen Datenmaterials kann ohne das zwischen-
geschaltete Extraktionsverfahren erfolgen, wobei ebenfalls beide Untersuchungsregio-
nen in einer gemeinsamen Datenmatrix (einer Kreuztabelle) zusammengefasst und 
ausgewertet werden.  
Die Ergebnisse der Korrespondenzanalysen können verglichen werden. Übergeordnet 
ermöglicht die Einbeziehung beider Auswertungen (qualitatives und quantitatives Da-
tenmaterial) einen objektiven, auf Kennwerten basierten Vergleich der Untersuchungs-
gebiete.  
Beide Korrespondenzanalysen können verifizierend und validierend gegeneinander 
eingesetzt werden. Dabei kann sowohl die Ergebnisabweichung, als auch die Ergebnis-
konformität der Auswertungen für einzelne Merkmalsträger und Merkmalseigenschaften 
festgestellt werden.  
Die Korrespondenzanalysen erlauben bei dieser methodischen Vorgehensweise nicht 
nur die Identifikation stattfindender Entwicklungsprozesse in den Untersuchungsräu-
men, sie bieten ferner die Möglichkeit der Identifikation ähnlich ausgeprägter Entwick-
lungstendenzen in einzelnen Teilräumen der Untersuchungsgebiete.  
Die Teilräume der Untersuchungsgebiete können dadurch zu Fallgruppen mit gleichen 
oder ähnlich ausgeprägten Eigenschaften zusammengefasst werden. 
Das entwickelte Methodeninstrumentarium zur Identifikation endogener Entwicklungs-
potentiale in altindustriellen Räumen, erscheint auf den ersten Blick sehr spezifisch und 
speziell auf die sozialwirtschaftlichen und ökologischen Entwicklungen in Oberschlesien 
und des Ruhrgebietes zugeschnitten zu sein.  
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Es stellt sich daher die grundlegende Frage, ob das in der Arbeit verwendete methodi-
sche Instrumentarium, bestehend aus basisstatischen Auswertungen, GIS-Analysen, 
Korrespondenzanalysen qualitativer und quantitativer Daten und der Dokumentenana-
lyse der regionalen Presseartikel, für die Analysen anderer (altindustrieller) Regionen 
übertragen, bzw. angewendet werden kann? 
Die Ergebnisse der durchgeführten Analysen zeigen, dass die eingesetzte Methodik auf 
andere Transformationsräume übertragen werden kann und valide Ergebnisse in für 
ähnliche Problemlagen liefert.  
Die Methode ist jedoch in ihrer Gesamtheit sehr komplex und umfangreich, erst bei der 
Kombination von quantitativen und qualitativen Daten wird eine umfassende Durchfüh-
rung der Analysen möglich. Die Korrespondenzanalyse des qualitativen Datenmaterials 
erfordert die Zwischenschaltung eines Extraktionsverfahrens. Dabei besteht die Gefahr, 
dass die Kausalität der Entwicklungsphänomene und Entwicklungstendenzen in ihrer 
Vollständigkeit und Reziprozität sehr viel Spielraum für unterschiedliche, inhaltliche In-
terpretationsansätze bietet. Die variable Interpretation von kausalen Zusammenhängen 
regionaler Entwicklungen in altindustriellen Räumen kann zu abweichenden Ergebnis-
sen und somit Schlussfolgerungen führen. Aus diesem Grund ist die Kombination von 
basisstatistischen und GIS-gestützten Methoden, sowie die ergänzende Dokumen-
tenanalyse für die inhaltliche Validierung der Ergebnisse unabdingbar. Erst mit dem Zu-
sammenspiel der einzelnen Analyseverfahren kann eine Übertragbarkeit der in der Ar-
beit konzipierten Methodik gewährleistet werden.   
 
V. Fazit und Ausblick  
 
Die Komplexität und Vielschichtigkeit beider Untersuchungsräume, besonders im Hin-
blick ihrer sozial-ökologischen und ökonomischen Entwicklung, kann natürlich in dieser 
Arbeit nicht im letzten Detail wiedergegeben werden. Feststehend ist jedoch die Tatsa-
che, dass beide altindustrielle Untersuchungsräume sich in einem tiefgreifenden Trans-
formationsprozess ihrer sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Strukturen befin-
den. Der Transformationsprozess verläuft dabei dynamisch, multidimensional, zeitver-
setzt und nicht-linear, und betrifft alle Bereiche sozial-ökologischer und wirtschaftlicher 
Entwicklungen. Innerhalb der Agglomerationen gibt es keine flächendenkenden gleich-
artigen Verlaufsmuster, vielmehr handelt es sich bei Transformationsprozessen - be-
sonders in altindustriellen Räumen - um räumlich heterogen verlaufende sozial-
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ökologischen und wirtschaftlichen Entwicklungen. Das in der Arbeit eingesetzte For-
schungsdesign, die Verbindung der basisstatistischen gis-gestützten Analyse mit der 
Auswertungsmethodik der multivariaten Korrespondenzanalyse sowie die Inhaltlich er-
gänzende Frequenzanalyse der Zeitungsartikel, erlaubten eine schrittweise Annährung 
und Bearbeitung der gewählten Forschungsfragen aus einem sozial-ökologischen 
Blickwinkel. Dabei lag der Fokus die Disparität der intra- und interregionalen Entwick-
lungen im sozial-ökologischen Bereich aufzuzeigen. Die wirtschaftlichen Entwicklungen 
und Potentiale, zu denen natürlich immer eine breite Überscheidungsfläche besteht, 
wurden in der Forschungsarbeit von Martin Pudlik für beide Untersuchungsgebiete ana-
lysiert.  
Es bleibt festzuhalten, dass die gewählte Methodik eine recht aufwendige Bearbeitung 
einer komplexen und großen sowohl quantitativen, als auch qualitativen Datenmenge  
nach sich zieht, wobei die Stolpersteine für die Durchführung der Analysen in der Zu-
gänglichkeit und Verfügbarkeit des Datenmaterials liegen. Besonders für die gis-
gestützten Auswertungen wären Datenbestände (statistisches, umweltanalytisches Da-
tenmaterial und gis-Shapefiles) auf einer kleinräumigen Ebene wünschenswert. Die gis-
gestützte Aufarbeitung sozialer und ökologischer Entwicklungen auf der Ebene der 
Stadtteile oder gar noch kleinräumiger, würde ein noch genaueres Bild sozial-
ökologischer Sachbestände in den Untersuchungsgebieten wiedergeben. Die vorhan-
denen und zugänglichen statistischen Daten, sowie ihre anschließende Integration in 
das Geographische Informationssystem konnten jedoch einen umfassenden Überblick 
vorhandener sozial-ökologischer Probleme sowie Potentiale in den Untersuchungsräu-
men liefern. Besonders der intraregionale Vergleich ist mit dem Einsatz Geographischer 
Informationssysteme gut umsetzbar.  
Inhaltlich wäre für die Untersuchung sozialer Gegebenheiten in den Zielgebieten eine 
Integration und Auswertung polizeilicher Statistiken von weiterem Nutzen. Dank der Ab-
bildung der Strafdelikte, beispielweise Fälle der häuslichen Gewalt, und ihre Verschnei-
dung mit weiteren thematischen gis-Layer könnten die sozialen Pathologien in den Un-
tersuchungsräumen umfassender und insbesondere räumlicher analysiert werden. 
Ebenfalls könnten in diesem Bereich die qualitativ erhobenen Daten um Interviews mit 
Streetworkern und sozialen Institutionen, beispielsweise der Familienhilfe oder caritati-
ver Einrichtungen, ergänzt werden. Diese Ergänzungen können bei der weiteren Pflege 
der Datenbanken für weiterführende Analysen und Forschungen integriert werden.  
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Die Forschungsarbeit konnte vor allem die sozialen und ökologischen Gegebenheiten in 
den Untersuchungsregionen beleuchten. Die Ergebnisse der Arbeit werfen jedoch wei-
terführende Frage denen in Folgeuntersuchungen nachgegangen werden kann. Insbe-
sondere kann bei weiterführenden Forschungsarbeiten den Aspekten des Redevelop-
ment von postindustriellen Brachen sowie nicht mehr zeitgerechten Wohninfrastrukturen 
(besonders in der oberschlesischen Agglomeration) nachgegangen werden. Hierbei 
könnte eine Überprüfung der sozial-ökologischen Auswirkungen von Redevelopment-
projekten vorgenommen werden. Mögliche Forschungsfragen könnten demnach lauten:  
 
Redevelopment:  
 
 Wie kann ein nachhaltiges Redevelopment von postindustriellen Brachflächen in ei-
nem altindustriellen Raum gestaltet werden? 
 Was sind die Erfolgsfaktoren und kritische Aspekte für Nachhaltigkeit der Redevelo-
pmentprojekte? 
 Wie kann die Bevölkerung an der Umsetzung der Redevelopmentprojekten beteiligt 
werden? – Aspekt des dialogorientierten Beteiligungsprozesses 
 Wie sind die wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Auswirkungen von Redeve-
lopmentprojekten in einem altindustriellen Raum  
 
Wohninfrastruktur  
 
 Wie kann die energetische Sanierung und Aufwertung der Großplattensiedlungen in 
der Oberschlesischen Agglomeration gestaltet werden? 
 Wie können Möglichkeiten der Green Building Technologien in altindustriellen Räu-
men umgesetzt und für ein nachhaltiges zeitgerechtes und umweltfreundliches 
Wohnen und Leben genutzt werden.  
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VI. Zusammenfassung /Streszczenie / Abstract  
 
Die Identifikation endogener Entwicklungspotentiale in Transformationsräumen, in 
Räumen die durch jahrzehntelange Dominanz der montanindustriellen Produktionspro-
zesse gezeichnet wurden, sollte mithilfe des Forschungsansatzes der Mixed-Methods-
Strategy umgesetzt werden. Die Kombination verschiedener Methoden, einerseits die 
Verwendung der quantitativen, statistischen Daten und ihrer Auswertung und Integrati-
on in das Geographische Informationssystem erlaubten zunächst einen deskriptiven 
Einblick in die sozialökonomischen und ökologischen Entwicklungen der Untersu-
chungsräume. Ferne war durch diese Vorgehensweise möglich vor allem intraregionale 
Disparitäten und Entwicklungstendenzen in beiden altindustriellen Agglomerationen 
aufzudecken. Hierbei konnte die Heterogenität der Entwicklungen innerhalb der beiden 
Untersuchungsräume festgestellt werden. Beide, immer noch für ihre nationalen Volks-
wirtschaften bedeutenden Ballungsgebiete, bestehen aus Chancen- und Risikoräumen. 
Während die Chancenräume in vielen Fällen und Bereichen sogar zu Gewinnern der 
Strukturwandlungsprozesse gezählt werden können, kämpfen die Risikoräume gegen 
eine zirkuläre Abwertung ihrer ökonomischen, sozialen und ökologischen Basisstruktu-
ren. Die einerseits positiven und andererseits negativen Trends sozialer, wirtschaftlicher 
und ökologischer Entwicklung wirken dabei in einem reziproken Geflecht aufeinander. 
Dabei kann es zu Verstärkungen eingeschlagener Trendentwicklungen kommen, so-
wohl in positiver, als auch negativer Form.  
Im Sinne des Mixed-Methods-Ansatzes wurden die basisstatischen, gis-gestützten Ana-
lysen um die Auswertung des qualitativ erhobenen Interviewmaterials, sowie der quanti-
tativen Umfrage ergänzt. Beide Datenbestände wurden mithilfe der multivariaten Kor-
respondenzanalyse ausgewertet. Die Korrespondenzanalyse der qualitativen Daten 
erforderte zunächst die Konzipierung eines Extraktionsverfahrens des Interviewmateri-
als, hierbei wurden die Expertenaussagen zu Sinnzusammenhängen und Sinnverknüp-
fungen in der eigens dafür angelegten Excel-Datenbank thematisch gegliedert. An-
schließend erfolgten die Überführung der bearbeiteten Daten und die Auswertung sinn-
kontextueller Expertenaussagen sowie deren Zusammenhänge mittels der Korrespon-
denzanalyse.  
Beide Auswertungen konnten zur Identifikation endogener Entwicklungspotentiale in der 
GZM- und RVR-Agglomeration beitragen. Die Forschungsergebnisse wurden darüber 
hinaus durch die frequenzbasierte Inhaltsanalyse regionaler Zeitungsartikel flankiert. 
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Hierbei wurden insgesamt 5000 Seiten mithilfe des Word Cloud Algorithmus ausgewer-
tet. Dieser Analyseschritt half insbesondere die deutliche Diskrepanz der thematischen 
Schwerpunkte der Berichterstattung in beiden Regionen zu zeigen. Dabei konnten zum 
Teil deutliche Unterschiede festgestellt werden. Während der Fokus der Pressthemen 
hinsichtlich regionalökonomischer Entwicklung in der oberschlesischen Agglomeration 
vornehmlich auf den Bereichen wie Infrastrukturausbau und Infrastrukturmodernisierung 
lag, dominierten in der Berichtserstattung der RVR-Agglomeration Themen wie Kultur, 
Soziales und Arbeitsmarktentwicklung.  
Wie es schon in den vorrangegangenen Kapiteln beschrieben wurde, handelt es sich 
bei beiden Untersuchungsräumen um altindustrielle Gebiete. Die Transformationspro-
zesse weisen vor allem einen unterschiedlichen zeitlichen Horizont auf. Nicht nur der 
zeitliche Transformationsverlauf kann als divergierend bezeichnet werden, sondern 
auch die Ressourcenausstattung, institutionelle, administrative Strukturen sowie das 
Know-how der Gebiete weisen ein unterschiedliches Niveau aus. Hierbei können dem 
Gebiet der RVR-Agglomeration Vorteile gegenüber der GZM-Agglomeration zugespro-
chen werden. Auch wenn die Untersuchungsgebiete diese obengenannten Unterschie-
de aufweisen, sehen sie sich mit ähnlich gelagerten Problemfelder sowie Entwick-
lungsmöglichkeiten konfrontiert. Es steht außer Frage, dass der Industrialisierungspro-
zess einen tiefen und dauerhaften Einschnitt in die Sozioökonomie und Ökologie für 
beide Regionen darstellte. Aus wirtschaftshistorischer Betrachtung war die Industriali-
sierung Segen und Flucht zugleich. Einerseits stießen die montanindustriellen Prozesse 
die sozioökonomischen Entwicklungen an, andererseits waren sie für eine hochgradig 
degenerative Umweltzerstörung verantwortlich. Die aufgebaute Monostruktur sowie die 
Monofunktionalität, zunächst Zeichen der montanindustriellen Effizienz und des wirt-
schaftlichen und technologischen Fortschrittes, brachten im Zuge des regressiven Nie-
dergangs der Industrien kumulierte wirtschaftliche, soziale und ökologische Probleme 
mit sich. Diesen Prozess könnte man als eine negative Nachhaltigkeit bezeichnen, da 
die Transformation und Überwindung des Regresses einerseits eine enorme Ressour-
cenanstrengung erfordert, und andererseits ein bis jetzt unbegrenztes zeitliches Hori-
zont aufweist. Summierend kann festgehalten werden, dass die Teilgebiete der Unter-
suchungsräume sich mit unterschiedlichen Geschwindigkeiten entwickeln. Die sozial-
ökonomischen und ökologischen Potentiale unterliegen pfadabhängigen Entwicklungs-
faktoren, deren Aktivierung zumindest einen positiven wirtschaftlichen, sozialen oder 
ökologischen Anstoßimpuls erfordert.  
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Streszczenie  
 
Analiza oparta na Geograficznym Systemie Informacyjnym z perspektywy 
społeczno-ekologicznej 
 
Identifikacja endogenicznych potencjałów rozwojowych w obszarach objętych 
procesami transformacyjnymi na przykładzie Zagłębia Ruhry (Niemcy) oraz  
Górnego Śląska (Polska)  
 
Identifikacja endogennych potencjałów rozwojowy w regionach objętych procesami 
transformacyjnymi szczególnie w regionach które przez dziesięciolecia były 
zdominowane przez przemysł ciężki została opracowana za pomocą analizy opartej na 
Mixed-Methods-Strategy. Kombinacja różnorodności metodycznej w tym analiza danych 
statystyczny oraz ich opracowanie i integracja w Geograficznym Systemie 
Informacyjnym pozwoliła na dokładny opis społeczno-ekonomicznych oraz 
ekologicznych kierunków rozwojowych w Zagłebiu Ruhry oraz konurbacji górnośląskiej. 
Ponadto za pomocą wybranej metodyki możliwa była identyfikacja intraregionalnych 
dysparytetów oraz trendów rozwojowych w obu regionach poprzemysłowych. Oba 
obszary poprzemysłowe charakteryzuję się heterogeniczność trendów rozwojowych. 
Górny Śląsk oraz Zagłębie Ruhry tworzą nadal ważne dla swoich krajów aglomeracje 
miejskie i przemysłowe, ich układ ekonomiczno-przestrzenny składa się z obszarów 
wzmożonego ryzyka regresji oraz obszarów pozytywnych szans rozwojowych. Podczas 
gdy obszary cechujące się pozytywnym trendem rozwojowym stały się w wielu 
przypadkach i zakresach beneficjuszami przemian gospodarczo-systemowych 
przełomu lat dziewiędziesątych ubiegłego wieku, obszary o wzmożonym ryzyku 
regresowym nadal walczą z negatywnymi skutkami procesów transformacji polityczno-
gospodarczej. Ryzko regresowe powoduje pogłębiającom się degradacje oraz 
intensyfikacje problemów ekonomicznych, społecznych oraz ekologicznych na tych 
obszarach. Zarówno pozytywne jak i negatywne tendencje rozwoje zakresów 
społecznych, gospodarczych jak i ekologicznych podlegają działaniom złożonych 
struktur wzajemnych. Złożoność struktur oddziaływuje wzajemnie-wzmacniająco 
zarówno na pozytywne jak i negatywne apekty społeczno-ekonomicznego oraz 
ekologicznego rozwoju w obu regionach.  
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Zgodnie z myślą koncepcji Mixed-Methods-Strategy opracowania statystyczne oraz 
analizy za pomocą Geograficznego Systemu Informacji zostały uzupełnione materiałami 
wywiadów eksperckich oraz przeprowadzonej w ramach badań ankiety. Dane z 
wywiadów eksperckich oraz ankiety zostały podane analizie odpowiedności. Analiza 
odpowiedniości to metoda statystyczna eksploracyjnej analizy macierzy kontyngencji 
lub macierzy prawdopodobieństwa. Analiza danych wymagała poprzedniej koncepcji 
ekstrakcji zawiązków logicznych oraz zależnych wypowiedzi ekspertów dotyczących 
zagadnień rozwoju społczno-ekonomicznego oraz ekologicznego w obu regionach. 
Związki logiczne oraz powiązania zależne wynikające z wypowiedzi ekspertów zostały 
wprowadzone do banku danych Excel i po ich opracowaniu przeanalizowane za pomoc 
analizy odpowiedności. Zarówno wyniki analiz odpowiedności danych wywiadów 
eksperckich jak i przeprowadzonej ankiety pomogły w identifikacji endogenych 
potencjałów rozwojowych na obszarze Górnośląskiego Związku Metropolitanego oraz 
aglomeracji Związku Regionalnego Zrzeszenia Ruhry. Ponadto wyniki badań uzupełniła 
analiza treści artykułów prasy lokalnej. Analiza treści ponad 5000 stronowego zbioru 
została wykonana za pomocą Word Cloud Algorytmu. Analiza treści odzwierciedliła 
znaczne różnice tematyczne artykułów prasowych odnoszących się do rozwoju 
regionalnego obu obszarów. Podczas gdy tematycznym celem zainteresowania śląskiej 
prasy była modernizacja i budowa infrastruktury, tematy artykułów z Zagłębia Ruhry 
koncentrowały sie głównie na zagadnieniach związanych z kulturowym i społecznym 
rozwojem regionalnym oraz na tematyce rynku pracy.  
Tak jak już powyżej i w poprzednich rozdziałach pracy opisano oba regiony są 
regionami poprzemysłowymi. Jedną z głównych różnic procesów transformacyjnych obu 
regionów stanowi ich horyzont czasowy. Ponadto oba regiony cechuje zróżnicowany 
poziom zasobów finansowych, struktur administracyjnych, instytucjonalnych oraz know 
how. Poziom wymienionych czyników jest w aglomeracji Związku Regionalnego 
Zrzeszenia Ruhry wyższy niż w konurbacji górnośląskiej. Mimo wyżej wymienionych 
różnic oba regiony skonfrontowane są z podobną problematyką zagadnień 
transformacyjnych oraz szans rozwojowych. Rzeczą oczywistą jest fakt że procesy 
uprzemysłowienia pozostawiły w obu regionach silną cezurę dla rozwoju społeczno-
gospodarczego oraz ekologicznego. Z perspektywy historii gospodarczej procesy 
uprzemysłowienia mogą zostać określone jako dobrodziejstwo i przekleństwo dla 
rozwoju obu regionów. Z jednej strony proces uprzemysłowienia był impulsem dla 
społeczno-gospodarczego rozwoju regionalnego, z drugiej strony uprzemysłowienie 
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było w znacznej mierze odpowiedzialne za degradacje środowiska naturalnego. 
Rozbudowana monostruktura oraz monofunktionalność gospodarcza, niegdyś 
symbolika wydajności gospodarczej oraz postępu technicznego, wywołały w dobie 
regresu przemysłu ciężkiego skumulowane problemy społeczne, gospodarcze oraz 
ekologiczne. Proces regresu w regionach poprzemysłowych można określić jako proces 
negatywnej długotrałości ponieważ transformacja negatywnych skutków wymaga 
ogromnego wysiłku oraz zaangażowania znacznych nakładów nie tylko natury 
finansowej. Proces transformacji w regionie poprzemysłowym jest ponadto otwartym 
procesem długofalowym. Podsumując można stwierdzić ze obszary cząstkowe 
wchodzące w skład regionu poprzemysłowego rozwijają się różnymi prędkościami a 
aktywacja endogenicznych potenciałów rozwojowych w znacznej mierze uzależniona 
jest od pozytywnych bodźców gospodarczych, społecznych oraz ekologicznych.  
 
Abstract 
 
GIS-based analysis from socio-ecological point of view 
Identification of endogenous development potentials in transition areas 
 
Ruhr Area (Germany) and Upper Silesia (Poland) 
 
One of the aims of this research work was to identify the endogenous potentials of de-
velopment in transition areas like old industrial regions. The old industrial regions, both 
the Ruhr Area and Upper Silesia, have been dominated for decades by coal and steel 
industry. The identification of their endogenous potentials based on the Mixed-Methods-
Strategy. The combination of different methods on the one hand the analysis of statisti-
cal data and their integration in to the geographic information system allowed a descrip-
tion of the socio-economic and ecologic situation in both regions. On the other hand the 
combination of methods enabled to expose the intraregional disparity and trends of so-
cial, economic and ecologic development. The socio-economic and ecologic paths of 
developments in Upper Silesia as well as in Ruhr Area are heterogeneous. Both old 
industrial regions are still important for their national economies. Their spatial structure 
is subdivided in areas of socio-economic and ecologic regress and areas of balanced 
growth. While areas of balanced growth can be described as winners of the transfor-
mation processes the areas of socio-economic and ecologic regress are confronted with 
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an on-going degradation process. The positive as well as the negative development of 
social, economic and ecologic structures have a reciprocal impact on further transition 
in both regions. The reciprocal impact can be intensifying in positive or negative way. 
Regarding to the Mixed-Methods-Strategy the results of the statistical and gis-analysis 
have been complemented by qualitative research methods like expert interviews and 
surveys. In the context of the research work the collected qualitative data have been 
analysed with the help of correspondence analysis. The correspondence analysis as a 
method is conceptually similar to principal component analysis, but applies to categori-
cal rather than continuous data. In a similar manner to principal component analysis, it 
provides a means of displaying or summarising a set of data in two-dimensional graph-
ical form. The qualitative data (expert interviews and surveys) were highly structured 
and complex, so the first steps to analyse the data were their coding and converting. 
The main goal was hereby the extraction of experts´ statements with reference to the 
social, economic and ecologic development in both regions. The aim of the extraction 
was the identification of logical and structural coherency. Afterwards the statements 
were transferred by their topic relationship to an excel-database. The research findings 
of the correspondence analysis were helpful to identify the endogenous potentials of 
development in Ruhr Area and Upper Silesia. In addition the research results have been 
complemented by the content analysis and textual analysis of the regional press. The 
content analysis based on word frequencies of newspaper article related to the topics of 
social, economic and ecologic development in both regions. The content analysis of 
more than 2800 newspaper articles was performed by using the Word Cloud Algorithm. 
The Word Cloud made clear the distinctly and visibly different focuses of the press cov-
erage in both regions. The regional press in Upper Silesia was mainly focused on topics 
like modernization of the road networks and other urban infrastructure. The press in 
Ruhr Area deals on the contrary mostly with topics likes culture, social development and 
labour market.  
As mentioned above Upper Silesia as well as the Ruhr Area are old industrial regions. 
The transformation process started in the Ruhr Area in the late 1950s with the coal cri-
sis. The transition of the economy and the structural change process began in Upper 
Silesia after the fall of the iron curtain approximately twenty years ago. One of the signif-
icant differences between the transformation processes in both regions based on the 
unequal time horizon. Not only is the length of the transition period different in both re-
gions, divergent are also the level of financial resources, administrative and institutional 
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capacities and edge in expertise. Hereby, Ruhr Area has an advantage over Upper Si-
lesia. Even though there are these above mentioned differences the both regions have 
to face similar economic, social and ecologic problems. Also the possibilities to over-
come the negative effects of transition and turn them to positive directions of develop-
ment can be described as analogic. Of course there are no questions or doubts, that 
both regions suffered a permanent damage of their socio-economic and ecologic devel-
opment passing the process of industrialisation. From the historical perspective and 
economic point of view the early industrialisation process as well in Upper Silesia as in 
Ruhr Area was a blessing and a curse at the same time. On the one hand the industrial-
isation had launched a socio-economic development and on the other hand it was the 
perpetrator of ecological destruction. The economic monostructure and the monofunc-
tionally oriented structures have complicated adjustments that might become necessary 
to overcome the social, economic and ecologic problems. These factors have negative 
impacts on sustainability. The challenges faced by both examination areas - multispeed 
development within one region, the need to develop the urban economy (social, eco-
nomic and ecologic) in a sustainable way. Depending on the respective path dependen-
cy the development during the process influences and restricts the future possibilities. 
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NewMedia Verwaltung GmbH, 22.05.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
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Droht das Aus für das Bochumer Konzerthaus? Lanwart, H. 2009. Essen: WAZ 
NewMedia Verwaltungs GmbH, 05.06.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
 
Einschnitte im Sozialen stehen bevor. Josten, B. 2009. Essen: WAZ NewMedia Ver-
waltungs GmbH, 05.05.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
 
Fiat-Chef: "Himmlische Hochzeit" mit Opel. O.A. 2009. Essen: WAZ NewMedia Verwal-
tung GmbH, 04.05.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
 
Finanzkrise schlägt auf Ruhrgebiets-Kultur durch. Großekemper, T. 2009. Essen: WAZ 
NewMedia Verwaltungs GmbH, 14.04.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
 
General Motors will offenbar Opel verschenken. O.A. 2009. Essen: WAZ NewMedia 
Verwaltung GmbH, 20.04.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
 
Glaskubus setzt ein Zeichen über 2010 hinaus. Wilhelm, R. 2009. Essen: WAZ 
NewMedia Verwaltungs GmbH, 27.05.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
 
Hans Carl von Carlowitz: Der Erfinder der Nachhaltigkeit. Grober, U. 1999. 48, Ham-
burg, 1999, Die Zeit. 
 
Hotelauslastung im Kulturhauptstadtjahr: Buchungsplus hält. Schmand, L. 2010. Es-
sen: WAZ NewMedia Verwaltungs GmbH, 28.05.2010, WAZ - Westdeutsche Allgemei-
ne Zeitung. 
 
Ideengerüst für 2010 nimmt Formen an. Wolf, C. 2009. Essen: WAZ NewMedia Verwal-
tungs GmbH, 06.05.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
 
Immer weniger Jobs. Lukassen, S. 2009. Essen: WAZ NewMedia Verwaltungs GmbH, 
30.04.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
 
Konjunkturpaket II lässt auf sich warten. Augstein, J. 2009. Essen: WAZ NewMedia 
Verwaltungs GmbH, 06.05.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung . 
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Krise, Kohle und Kurzarbeit. Storck, S. 2009. Essen: WAZ NewMedia Vewaltungs 
GmbH, 28.04.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
 
Kulturhauptstadt - Ideen für das Ruhrgebiet. Onkelbach, C. 2009. Essen: WAZ 
NewMedia Verwaltungs GmbH, 02.12.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
 
Kulturhauptstadt Ruhr 2010 - Licht im Schacht. Heimann, A. 2010. Hamburg: SPIEGEL 
ONLINE GmbH, 2010, Der Spiegel. 
 
Kundgebung: IG-Metall-Jugend fordert Jobperspektiven. Walter, C. 2009. Essen: WAZ 
NewMedia Verwaltungs GmbH, 08.04.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
 
Kurzarbeit bei Emmericher Traditionsunternehmen. Wahl, P. 2009. Essen: WAZ 
NewMedia Verwaltungsgesellschaft GmbH, 27.04.2009, WAZ - Westdeutsche Allge-
meine Zeitung. 
 
Metall-Betriebe geraten in Liquiditätsnot. Nölting, S. 2009. Essen: WAZ NewMedia 
Verwaltungsgesellschaft GmbH, 19.04.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
 
Millionenspritze für Nokia-Ersatzarbeitsplätze. Hartmann, R. 2009. Essen: WAZ 
NewMedia Verwaltung GmbH, 02.12.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
 
Müll statt Melonen. Schmeer, O. 2009. Essen: WAZ NewMedia Verwaltungs GmbH, 
08.08.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
 
Neuer Seniorenwegweiser ist da. Bauens, H. 2009. Essen: WAZ NewMedia Verwal-
tungs GmbH, 07.05.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
 
Opel Bochum bangt um Astra-Fertigung. O.A. 2009. WAZ - Westdeutsche Allgemeine 
Zeitung . 
Ruhr.2010 stellt Kreativ-Quartiere vor. Bogdanski, R. 2009. Essen: WAZ NewMedia 
Verwaltungs GmbH, 25.09.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
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Senioren äußern ihre Wünsche für die Stadt. Zuuring, L. 2008. Essen: WAZ NewMedia 
Verwaltungs GmbH, 21.08.2008, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
 
Sperrung der A40: Feiern, feiern, feiern auf der Autobahn. Twickel, C. 2010. Essen: 
WAZ NewMedia Verwaltungs GmbH, 18.07.2010, WAZ - Westdeutsche Allgemeine 
Zeitung. 
 
Städtetag "in Zeiten der Krise". Vogt, S. 2009. Essen: WAZ NewMedia Verwaltungs 
GmbH, 01.05.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
 
Streik als allerletztes Mittel. Hartmann, R. 2010. Essen: WAZ NewMedia Verwaltung 
GmbH, 28.01.2010, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
 
Surfen in der Hellwegstadt. Seifert, J. 2009. Essen: WAZ NewMedia Verwaltungs 
GmbH, 01.05.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
 
Weiter Kurzarbeit bei Hoesch. Mühlbauer, H. 2009. Essen: WAZ NewMedia Verwal-
tungs GmbH, 07.04.2009, WAZ - Westdeutsch Allgemeine Zeitung. 
 
Weiteres Kulturhauptstadt-Projekt vor dem Aus. Spletter, M. 2009. Essen: WAZ 
NewMedia Verwaltungs GmbH, 30.06.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
 
Widerstand gegen Stahlwerks-Deponie wächst. Weeke, M. 2010. Essen: WAZ NewMe-
dia Verwaltungs GmbH, 09.03.2010, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
 
Willkommen an der schönen blauen Emscher. Nicolas, M. 2009. WAZ - Westdeutsche 
Allgemeine Zeitung. 
 
Wo Wanne "cool" ist. Erlenkämper, J. 2009. Essen: WAZ NewMedia Verwaltungs 
GmbH, 27.04.2009, WAZ - Westdeutsche Allgemeine Zeitung. 
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VIII. Interviewverzeichnis  
 
Tabelle 71: Liste interviewter Experten 
Name berufliche Position Institution/Ort Datum  
Polen / Oberschlesien  
Adamski, Tadeusz Dezernatsleiter, Wirtschaftsdezernat  Marschallamt Wojewodschaft Schlesien / 
Katowice 
01.10.2008 
Franczak, Marek  Projektleiter, Wirtschaftsdezernat Marschallamt Wojewodschaft Schlesien / 
Katowice  
01.10.2008 
Frugalski, Grzegorz  Abteilungsleiter, Wirtschaft/Politik/Soziales  Stadt Sosnowiec  30.09.2008 
Dr. Gorzelik, Jerzy PD. Kunstgeschichte  Schlesische Universität, Katowice  30.09.2008 
Dr. Hajduga, Adam st. Dezernatsleiter; Dezernat für Intern. Zusammenar-
beit  
Marschallamt Wojewodschaft Schlesien / 
Katowice 
30.09.2008 
Jankowski, Mariusz Projektleiter  Górnośląski Związek Metropolitalny GZM / 
Katowice 
29.09.2008 
Knopka, Anna Geschäftsführerin  Megarez Technologie-Inkubator / Katowice 06.10.2008 
Kogut, Brigida Abteilungsleiterin, Stadtentwicklung  Stadt Bytom  08.10.2008 
Dr. Korcz, Marek  Abteilungsleiter, Fernerkundung und GIS  The Institute for Ecology of Industrial Areas 
(IETU) /Katowice 
08.10.2008 
Dr. Krowiak, Andrzej  Wissenschaftlicher Mitarbeiter, Institut für Ökonomie  Główny Instytut Górnictwa (GIG) /Katowice 03.10.2008 
Maciejczyk, Marian  Zweiter Oberbürgermeister  Stadt Bytom  08.10.2008 
Mańka-Szulik, Małgorzata Oberbürgermeisterin  Stadt Zabrze 09.10.2008 
Dr. Morski, Ferdynant Direktor   The Silesian Union of Municipalities and 
Districts / Katoiwce 
10.10.2008 
Olbrycht, Jan Europaabgeordneter  Europäisches Parlament / Brüssel 14.10.2008 
Popiel, Piotr Geschäftsführer  Górnośląski Związek Metropolitalny GZM / 
Katowice 
29.09.2008 
Prof. Rykała, Jacek Professor und Prorektor  Universität der schönen Künste, Katowice 10.10.2008 
Dr. Słupik, Tomasz Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Politologie  Schlesische Universität, Katowice 09.10.2008 
Smolorz, Michał Filmemacher, Journalist, Feuilletonist  Gazeta Wyborcza / Katowice 03.10.2008 
Świderek, Bartłomiej Clustermanager  Euro-Centrum Katowice / Katowice 01.10.2008 
Świderek, Anna Kulturwissenschaftlerin  Katowice 01.10.2008 
Dr. Tausz, Tadeusz Institutsleiter, Institut für Sozialentwicklung   Główny Instytut Górnictwa (GIG) / Katowice 03.10.2008 
Dr. Trząski, Leszek Institutsleiter, Umweltstudien und Gewässerschutz  Główny Instytut Górnictwa (GIG) / Katowice 03.10.2008 
Uszok, Piotr Oberbürgermeister  Stadt Katowice  10.10.2008 
Ziora, Jerzy  Projektleiter, Wirtschaftsdezernat Marschallamt Wojewodschaft Schlesien / 
Katowice  
01.10.2008 
Deutschland / Ruhrgebiet 
Dietzel. Klaus-Dieter Bereichsleiter, Direktakquisition  NRW.Invest / Düsseldorf 18.01.2009 
Domanski, Dimitri Projektmitarbeiter  Wirtschaftsförderung Dortmund  27.03.2009 
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Dufour, Patrick st. Leiter  Wirtschaftsförderung Bochum 27.04.2009 
Hegemann, Lother Landtagsabgeordneter  Landtag NRW / Düsseldorf 28.05.2009 
Hengstenberg, Frank CDU-Fraktionschef Dortmund 11.05.2009 
Hirschfelder, Herman Vorsitzender, CDU-Ratsfraktion Bottrop 16.04.2009 
Lammfried, Frank Stabsstelle, Wirtschaftsförderung  Wirtschaftsförderung Gelsenkirchen 27.03.2009 
Opgen-Rhein, Rainer Stabsstelle, Wirtschaftsförderung  Wirtschaftsförderung, Stadt Wesel 27.04.2009 
Prey, Gisela Wissenschaftliche Mitarbeiterin, Geographisches 
Institut 
Ruhr Universität Bochum 27.03.2009 
Dr. Röllinghof, Stefan Fachreferent, Wirtschaftsförderung  Wirtschaftsförderung Dortmund 27.03.2009 
Dr. Schiebolt, Detlef Leiter Koordinierungsstelle für Planungsaufgaben Kreis Unna 08.04.2009 
van Dinther, Regina Präsidentin des Landtages Landtag NRW / Düsseldorf 11.03.2009 
Prof. Wink, Rüdiger Professor für Volkswirtschaftslehre Ruhr Universität Bochum  27.04.2009 
USA / Pittsburgh  
Blough, Carrie Director, Chamber of Commerce Lingonier Valley  10/2010 
Bowman, Robert Y.  Deputy Mayor for Economic Development  City of Akron 10/2010 
Briem, Christopher, P.  Regional Economist, University Center for Social and 
Urban Research 
University of Pittsburgh 10.2010 
Campbell, Craig Professor, Department of Geography University of Youngstown 10/2010 
Ciampani, Barbara Planning Director  City of Greenburg 10/2010 
D`Avignon, Bill Director Community Development and Planning  City of Youngstown 10/2010 
Egglestone, Ryan, T.  City Manager City of Oil City  10/2010 
Graham, Jeffrey, W. Historian  Fort Lingonier 10/2010 
Harris, Jonathan Professor, Center for Russian and East European 
Studies 
University of Pittsburgh 10/2010 
Hawkins, Sonja,  L. Mayor  City of Oil City  10/2010 
Hayden, Robert, M.  Professor, Center for Russian and East European 
Studies 
University of Pittsburgh 10/2010 
Lown, Sarah, Y.  Development Incentive Manager City of Youngstown 10/2010 
Moore, John, O.  Department of Planning and Urban Development City of Akron  10/2010 
Randal, Jackson W.  Professor, Regional Research Institute  West Virginia University  10/2010 
Stum, Nathan  Business Development Specialist  Allegheny County Economic Development 
Pittsburgh 
10/2010 
Wheeler, Joann Touristic Department  City of Oil City  10/2010 
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Tabelle 72: Interviewleitfaden – deutschsprachige Version.  
Interviewer:  Datum:  
Experte:  
Bereich:  
Institution:  
Position:  
Adresse:  
Tel.:  
E-Mail:  
Gesprächsdauer 
Uhrzeit:  
Beginn:  
Ende:  
Zustimmung zu Verwendung eines Aufnahmegerätes:                                    ja                     nein  
Es wurde auf die Anonymität der Auswertung hingewiesen                             ja                     nein  
Vorstellung der Institution:  
Die Geographie ist eine der ältesten an der RWTH Aachen (seit 1870) vertretenen Disziplinen. Ab 1907 gab es an der RWTH 
Aachen eine ausgefüllte Dozentur für Geographie und von 1932-1936 ein persönliches Ordinariat für "Wirtschaftsgeographie 
und Kartographie" in der "Fakultät für Allgemeine Wissenschaften".  
In den Jahren bis 1974 vollzog sich ein stetiger Ausbau des Geographischen Instituts, von 2 Hochschullehrern, 3 Wiss. Mit-
arbeitern und 300 Studenten im Jahre 1968 zu 7 Hochschullehrern, 13 Wiss. Mitarbeitern und 1.200 Studenten im Jahre 
1974. Im Zuge von Konzentrationsmaßnahmen an den Hochschulen des Landes Nordrhein-Westphalen erfolgte ab 1982 
keine Neuzuweisung von Lehramtstudierenden für das Fach Geographie an der RWTH Aachen mehr. Zugleich wurde die 
Zahl der Hochschullehrer bis 1999 auf 4 und die der Wiss. Mitarbeiter auf 12 reduziert. 
Im Studienjahr 2002 waren am Geographischen Institut 4 planmäßige Professoren, 2 apl. Professoren/innen und 15 Wissen-
schaftliche Mitarbeiter tätig. Das Lehrangebot des Instituts wurde durch 2 nicht hauptamtlich dem Institut zugehörende Pro-
fessoren, einen Honorarprofessor und zahlreiche Lehrbeauftragte ergänzt. Im Jahr 2002 lagen am Geographischen Institut 
etwa 1855 Studienfälle vor. Da von vielen Studierenden eine Kombination der Fächer Geographie und Wirtschaftsgeographie 
gewählt wurde, bedeutet dies, dass etwa 1100 Studentinnen und Studenten am Geographischen Institut studierten. 
Im Wintersemester 2006/2007 waren etwa 1254 Studenten eingeschrieben. Das Institut besitzt zwei thematische Schwer-
punkte, die sich beide fachlich interdisziplinär ergänzen. Den Bereich der physischen Geographie und den Bereich der Wirt-
schaftsgeographie. Während die physische Geographie sich mit naturwissenschaftlichen Zusammenhängen der Erdoberflä-
che beschäftigt, befasst sich die Wirtschaftsgeographie mit den komplexen Wechselbeziehungen zwischen Ökonomie und 
Raum. Das methodische Basisinstrument bilden hierbei verschiedene methodische Ansätze, unter anderem auch der Einsatz 
von Geographischen Informationssystemen. 
Kurze Vorstellung des Projektes: 
Europäische Montanregionen im Umbruch: Aachener Revier, Ruhrgebiet und Oberschlesien. GIS-gestützte Modellie-
rung regionaler Wechselbeziehungen und deren Einfluss auf das endogene Entwicklungspotential von Transforma-
tionsräumen 
Sozial-ökologische Probleme charakterisieren sich durch komplexe Wechselbeziehungen zwischen ökologisch – naturwis-
senschaftlichen, und gesellschaftlich – ökonomischen Prozessen. Daher sollen die Lösungsstrategien für das komplexe 
wechselseitige Geflecht der Problemfelder auf einer makroanalytischen Ebene entwickelt werden. (HUNECKE, 2002). 
Aus dieser Perspektive lassen sich vor allem die komplexen Wechselbeziehungen zwischen Umwelt, Ökonomie und Gesell-
schaft, als ein Gesamtsystem der einzelnen Interaktionen im geografischen Raum betrachten. (DICKEN, LLOYD, 1999) 
Im konkret vorgestellten Fall soll im Modell der Status quo sowie eine Projektion regionalökonomischer, -ökologischer und 
soziologischer Wechselbeziehungen, sowie deren Einfluss auf das endogene Entwicklungspotential der einzelnen sozial-
ökologischen Aspekte eines Raumes am Beispiel von mehreren altindustriellen Wirtschaftsräumen dem Aachener Revier/ 
Südlimburgisches Revier, dem Ruhgebiets und dem Oberschlesischen Reviers durchgeführt werden. Dabei befinden sich 
diese Räume in einem unterschiedlichen Stadium der Transformation. Während das Aachener Revier zusammen mit dem 
südlimburgischen Kohlerevier als eines der ältesten Kohlereviere in Europa gilt, schon relativ weit in der Transformation 
vorangeschritten sind, unternimmt das Ruhgebiet große Anstrengungen diesen Prozess zu fördern und liefert ein differenzier-
tes Erfolgsbild (LAGEMANN, NEUMANN, SCHMIDT 2006). Das Oberschlesische Revier, welches bis zum Fall des Eisernen 
Vorhanges als strategisches Industriezentrum im Rahmen von COMECON ausgebaut wurde, steht erst am Anfang des 
Transformationsprozesses. Ziel ist die Identifikation von kritischen Zonen und Friktionen, um so Handlungsempfehlungen für 
eine nachhaltige Entwicklung von Wirtschaftsräumen im Sinne einer ausgewogenen ökologischen, ökonomischen und sozia-
len Interaktionen zu ermitteln. Dabei sollen die Handlungsempfehlungen nicht nur einseitig von den vermeintlich fortgeschrit-
ten Räumen ausgehen. Vielmehr sollen die Räume unter gleicher Gewichtung betrachtet werden. Darüber hinaus sollen auf 
der Grundlage der durchgeführten Identifikation die Potentiale einer extern gesteuerten Entwicklungsstrategie für Problem-
räume abgeleitet werden. Die Ableitung von Handlungsempfehlungen und -strategien soll dazu führen ein best practice 
Maßnahmenkatalog für eine nachhaltige Entwicklung eines vorher identifizierten Problemraumes 
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Darlegung der Ziele des Interviews: 
Das Experteninterview soll fokussiertes und themenrelevantes Datenmaterial zum Themenkreis regionaler Wechselbezie-
hungen, und deren Einfluss auf das endogene Entwicklungspotential von Transformationsräumen generieren. Um ausführli-
ches Datenmaterial im Sinne einer umfassenden Untersuchung einer nachhaltigen endogenen regionalen Entwicklung der zu 
untersuchenden Räume zu gewinnen, wurden drei thematische Schwerpunkte determiniert. Hierbei handelt es sich um die 
Bereiche: Ökonomie, Psychologie/Soziologie sowie Ökologie. Das Interview wird alle drei definierten Schwerpunkte behan-
deln. Das gewonnene Datenmaterial wird einer weiteren statistischen Bearbeitung und Auswertung unterzogen, um es dann 
in einer aggregierten Form in das konzipierte GIS-Modell einzuspeisen. Ziel der Untersuchung ist die Identifizierung von 
Chancen- und Risikoräumen mit Hilfe eines Geographischen Informationssystems (GIS). Aufbauend auf der durchgeführten 
Identifikation soll ein Handlungskonzept einer nachhaltigen sowohl endogen, als auch exogen gesteuerter Entwicklungsstra-
tegie für die untersuchten Räume ausgearbeitet werden.  
Teil A: Definierte Bereiche:  
Teil A: Definierte Bereiche:  
Ökonomie Psychologie/Soziologie Ökologie 
Leitstruktur – Anbindung übergeordneter Faktoren in das Experteninterview: 
1. Arbeitsmarkt 
2. Innovation 
3. Unternehmensdynamik 
4. Investitionen 
5. Infrastruktur 
6. Außenhandel 
7. Tourismus 
8. Allgemeine Bewertung der wirtschaftlichen Entwicklung 
Teil B. Definierter Fragenkomplex zum Bereich Psychologie/Soziologie  
1. Arbeitsmarkt 
Der Arbeitsmarkt ist volkswirtschaftlich durch das Aufeinandertreffen von Angebot und Nachfrage im Bereich Arbeitskraft 
definiert. In diesem Bereich werden Fragen bezüglich der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, Ihrer Entwicklung sowie Interven-
tionsmaßnahmen diskutiert. 
Frage 1. Wie hat sich die Arbeitslosigkeit in Ihrer Region entwickelt? Wo liegen Probleme, die die Erwerbssituation erschwe-
ren? 
Frage 2: Welche Maßnahmen im Bereich der Arbeitsmarktpolitik sind in Ihrer Region  geplant? 
Frage 3. Wie beurteilen Sie die Entwicklung der Arbeitsmarktsituation in Ihrer Region . Bitte geben Sie eine umfassende 
Bewertung ab.  
2. Innovation 
Unter Innovation werden die Entwicklung von neuen Ideen und deren wirtschaftliche Umsetzung verstanden.  
Frage 1. Wie entwickelt sich die Bildungssituation in Ihrer Region  aus? Wie die Entwicklung von F&E intensiven Unterneh-
men? 
Frage 2. Wie bewerten Sie das Vorhandensein von universitären Institutionen in Ihrer Region  in Bezug auf die wirtschaftliche 
Entwicklung? 
Frage 3. Wie bewerten Sie das Innovationspotenzial Ihrer Region ? 
Frage 4. Wo besteht Ihrer Meinung nach noch Handlungsbedarf in Bezug auf die Verbesserung der Innovationslandschaft in 
IhrerRegion ? 
3. Unternehmensdynamik  
Die Unternehmensdynamik beschreibt das Verhalten und Agieren von am Markt befindlichen Unternehmen. Die Unterneh-
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mensdynamik bildet dabei ein wichtiges Kriterium zur Bewertung der Konkurrenzfähigkeit. 
Frage 1. Wie entwickeln sich die Unternehmen aufgeschlüsselt nach den einzelnen Branchen in Ihrer Region ? Wie beurtei-
len Sie die Situation von KMUs im Vergleich zu Großunternehmungen? 
Frage 2. Welche Maßnahmen werden in Ihrer Region  unternommen, um die Unternehmensdynamik positiv zu fördern?  
Frage 3. Welche Probleme im Bereich der Unternehmensdynamik sehen Sie in Ihrer Region ? – Auch im Hinblick auf andere 
Regionen ihres Landes? 
Frage 4. Welche Maßnahmen erscheinen Ihnen als besonders zweckdienlich zur Förderung einer nachhaltigen Unterneh-
mensdynamik in Ihrer Region ? 
4. Investitionen  
Im Allgemeinen versteht man unter Investition die Anlage finanzieller Mittel in Anlagen zur Erwirtschaftung von Geldgewinnen 
in der Zukunft. Investitionen bilden ein wichtiges Kriterium zur Bewertung eines Wirtschaftsraumes. 
Frage 1.  Wie entwickeln sich Investitionen in Ihrer Region ? Auch bezogen auf die bereits ansässigen Unternehmen. 
Frage 2. Gibt es unterschiedliche Entwicklungen bei den ADIs und den inländischen Investitionen? 
Frage 3. Welches Investitionsverhalten in Ihrer Region  können Sie bei den unterschiedlichen Branchen beobachten? 
Frage 4. Welche Maßnahmen werden konkret unternommen, um Investitionen in Ihre Region anzuwerben – inländische als 
auch ausländische? 
Frage 5. Was sind die Hauptursachen für Investitionen in Ihrer Region ? 
Frage 6. Welche Hauptprobleme bestehen im Zusammenhang mit der Ansiedlung von Investitionen? 
Frage 7. Welche Maßnahmen halten Sie für am zweckdienlichsten, um Investitionen in Ihrer Region  zu fördern? 
5. Infrastruktur 
Die Infrastruktur bildet die technische Basis für funktionierende volkswirtschaftliche Strukturen.  
Frage 1. Wie beurteilen Sie die infrastrukturelle Erschließung Ihrer Region ? 
Frage 2. Welche konkreten Probleme bestehen bei der infrastrukturellen Ausstattung Ihrer Region ? 
Frage 3. Welche konkreten infrastrukturellen Maßnahmen für Ihre Region  würden Sie sich wünschen? 
Frage 4. Wie kann das Angebot im Bereich der allgemeinen Bildungsmöglichkeiten in Ihrer Region  verbessert werden? 
6. Außenhandel / Handel 
Der Außenhandel beschreibt den Austausch von Gütern und Dienstleistungen. Der Außenhandel und seine spezifischen 
Kenndaten sind wichtige Indikatoren zu Beschreibung der Konkurrenzfähigkeit einer Region. 
Frage 1. Wie entwickelt sich der Außenhandel/Handel in Ihrer Region ? 
Frage 2. Welche sind besonders erfolgreiche Branchen und Unternehmen Ihrer Region , die erfolgreich am Außenhan-
del/Handel teilnehmen? 
Frage 3. Wie beurteilen Sie die derzeitige Entwicklung des Außenhandels/Handels in Ihrer Region ? 
Frage 4. Können Sie bitte eine Prognose zu mittel- und langfristigen Entwicklung des Außenhandels/Handels in Ihrer Region  
abgeben? 
Frage 5. Welche Maßnahmen wünschen Sie sich, um den Außenhandel/Handel in Ihrer  Region  positiv zu beeinflussen? 
7. Tourismus  
Der Tourismus ist ein Überbegriff für verschiedene Aspekte (Reise, Reisebranche, Gastgewerbe) und stellt weltweit einen der 
größten Wirtschaftszweige dar. 
Frage 1. Beschreiben Sie bitte die Entwicklung des Tourismus in Ihrer Region ? 
Frage 2. In welchem Bereich sehen Sie die Möglichkeit den Tourismus in Ihrer Region  auszubauen? 
Frage 3. In welchem Bereich sehen Sie Probleme bei der Entwicklung des Tourismus? 
8. Allgemeine Bewertung der wirtschaftlichen Entwicklung 
Frage 1. Wie beurteilen Sie abschließend die allgemeine Wirtschaftliche Entwicklung Ihrer Region ? 
Frage 2. Wo sehen Sie die Hauptprobleme in Bezug auf die wirtschaftliche Entwicklung in Ihrer Region ? 
Frage 3. Welche Maßnahmen haben im Bereich der Ökonomie nach Ihrer Meinung die absolute Priorität? 
495 
 
Ökonomie Psychologie/Soziologie Ökologie 
Leitstruktur – Anbindung übergeordneter Faktoren in das Experteninterview: 
1. Umweltqualität  
2. Einkommensmöglichkeiten 
3. Konsummöglichkeiten 
4. Wohnsituation 
5. Bildungsmöglichkeiten 
6. Arbeits- und Berufssituation  
Teil B. Definierter Fragenkomplex zum Bereich Psychologie/Soziologie  
1. Umweltqualität 
Die Umweltqualität setzt sich aus einem komplexen Gefüge einzelner Komponenten zusammen. Zu Umweltqualität können 
Teilkomponenten wie: aktiver Umweltschutz, Grünflächen, Qualität des Trinkwassers, Sauberkeit der Steh- und Fließgewäs-
ser, Geringer Grad der Luftverschmutzung sowie geringer Grad der Lärmbelästigung gezählt werden. 
Frage 1. Welchen Einfluss nimmt Ihrer Meinung nach die Umweltqualität auf die Entwicklung einer Region ? 
Frage 2: Welche Aspekte der Umweltqualität müssten berücksichtigt werden um eine nachhaltige Entwicklung der Region  zu 
gewährleisten? 
Frage 3. Wie beurteilen Sie den Zustand der Umweltqualität in Ihrer Region . Bitten geben Sie eine umfassende Bewertung 
ab.  
2. Einkommensmöglichkeiten  
Die Möglichkeiten der Einwohner Einkommen zu generieren, ist eines der wichtigsten Faktoren regionaler Entwicklung. Unter 
dem Begriff Einkommensmöglichkeiten können u.a. folgende Aspekte verstanden werden: Selbständige Tätigkeit, Zugang 
zum Kapital, Zugang zum Know how (Technologie) Lage des Arbeitsmarktes, Höhe der Löhne und Gehälter, Spareinlagen, 
Sozialleistungen des Staates. 
Frage 1. Was zeichnet Ihrer Meinung nach die wirtschaftliche Aktivität der Einwohner der Region  aus?  
Frage 2. Welche Einkommensmöglichkeiten insbesondere bieten sich den Einwohner Ihrer Region ? 
Frage 3. Bitte beurteilen Sie die Entwicklung der Einkommen in Ihrer Region , sowohl der Selbständigen als auch abhängig 
Beschäftigten.  
Frage 4. Wie können Ihrer Meinung nach die Einkommensmöglichkeiten der Einwohner in Ihrer Region  gestärkt und verbes-
sert werden. Bitte nennen Sie konkrete Handlungsempfehlungen.  
3. Konsum- und Freizeitmöglichkeiten  
Ein breites Spektrum an unterschiedlichen Konsum- und Freizeitmöglichkeit kennzeichnet eine attraktive und aufstrebende 
Region aus. Zu Konsum- und Freizeitmöglichkeiten können u.a. folgende Faktoren gezählt werden: Das Vorhandensein von 
Einkaufsmöglichkeiten zur Deckung des täglichen/periodischen Bedarfs, Freizeit- und Kultureinrichtungen in Form von: 
Schwimmhallen, Sportstätten, Theater, Kino, Museen, sowie Naherholungsgebiete wie Waldgebiete, Seen, Wander- und 
Fahrradwege.  
Frage 1. Welchen Einfluss üben Ihrer Meinung nach die Konsum- und Freizeitmöglichkeiten auf die Entwicklung einer: 
Region  aus? 
Frage 2. Bitte beurteilen Sie die gegenwärtige Ausstattung Ihrer Region  mit Konsum- und Freizeitmöglichkeiten.  
Frage 3. Können Sie einzelne Konsum- oder Freizeitmöglichkeiten in Ihrer Region  besonders herausheben?  
Frage 4. Wie müsste man die Konsum- und Freizeitmöglichkeiten in Ihrer Region  noch verbessern um die Attraktivität Ihrer 
Region  zu steigern? 
Frage 5. Welche Konsum- und Freizeitmöglichkeiten fehlen in Ihrer Region , welche sind Ihrer Meinung nach überflüssig?  
4. Wohnsituation  
Die Wohnsituation der Bevölkerung kann als Indikator regionaler Entwicklung betrachtet werden. Sie ist auch ein wichtiger 
Indikator für die Zufriedenheit der Einwohner. Unter dem Begriff Wohnsituation können u.a. folgende Unterbegriffe zusam-
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mengefasst werden: Allgemeine Wohnsituation: Wohnraumgröße, Mietniveau, Anteil des privaten Wohneigentums, Gebäu-
dezustand, Zugang zu medizinischen Einrichtungen, gute ŐPNV Anbindung, Betreuungsmöglichkeiten für Kinder und Senio-
ren.  
Frage 1. Bitte erläutern Sie umfassend die gegenwärtige Wohnsituation der Einwohner in Ihrer Region ? 
Frage 2. Welche Aspekte des Bereiches Wohnsituation i n Ihrer Region müssten dringend verbessert werden. 
Frage 3. Bitte beurteilen Sie das ŐPNV-Angebot in Ihrer Region ? 
Frage 4. Wie sollte man das ŐPNV-Angebot in Ihrer Region  gestalten um die Wohnsituation zu verbessern.  
Frage 5. Wie beurteilen Sie den Zugang der Einwohner zu medizinischen Versorgung Region  
Frage 6. Wie sollte man den Zugang zu medizinischen Einrichtungen in Ihrer Region  gestalten um die Wohnsituation zu 
verbessern. 
Frage 7. Bitte beurteilen Sie die Betreuungsangebote für Kinder und Senioren in Ihrer Region  
Frage 8. Wie sollte man das Betreuungsangebot in Ihrer Region  gestalten um die Wohnsituation zu verbessern. 
5. Bildungsmöglichkeiten 
Die Bildungsmöglichkeiten wirken entscheidend auf die Entwicklung einer Region. Hierzu werden sowohl Einrichtungen der 
schulischen Bildung, allgemeinbildende Eirichtungen, berufliche Bildungseinrichtungen als auch Einrichtungen der akademi-
schen Bildung dazugezählt.  
Frage 1. Bitte beurteilen Sie die Bildungsmöglichkeiten im Bereich der schulischen Bildung in Ihrer Region  hinsichtlich ihrer 
Vielfalt und Qualität. 
Frage 2. Was kann Ihrer Meinung nach im Bereich der schulischen Bildung in Ihrer Region  verbessert werden? 
Frage 3. Bitte beurteilen Sie das Angebot im Bereich der allgemeinen Bildungsmöglichkeiten (z.B. das Vorhandensein von 
VHS etc.) in Ihrer Region . 
Frage 4. Wie kann das Angebot im Bereich der allgemeinen Bildungsmöglichkeiten in Ihrer Region  verbessert werden? 
Frage 5. Bitte beurteilen Sie die Bildungsmöglichkeiten im Bereich der beruflichen Bildung in Ihrer Region  hinsichtlich ihrer 
Vielfalt und Qualität. 
Frage 6. Was kann Ihrer Meinung nach im Bereich der beruflichen Bildung in Ihrer Region  verbessert werden? 
Frage 7. Bitte beurteilen Sie die Bildungsmöglichkeiten im Bereich der akademischen Bildung in Ihrer Region  hinsichtlich 
ihrer Vielfalt und Qualität. 
Frage 8. Was kann Ihrer Meinung nach im Bereich der beruflichen Bildung in Ihrer Region  verbessert werden? 
Frage 9. Wie beurteilen Sie den Zugang der Einwohner Ihrer Region  zu den einzelnen Bildungsmöglichkeiten.  
6. Arbeits- und Berufssituation  
Die Arbeits- und Berufssituation siegelt die wirtschaftliche Vitalität einer Region wider, sie gibt auch Hinweise auf die zukünf-
tige Entwicklung einer Region. Dieser Bereich beinhaltet u.a. folgende Unteraspekte: Berufliche Qualifikation, Arbeitsplatzver-
fügbarkeit, Beschäftigungsmöglichkeiten, Berufliche Aufstiegschancen, Mobilität der Arbeitnehmer, Arbeitsplatzausstattung, 
und Arbeitsplatzsicherheit.  
Frage 1. Bitte beurteilen Sie die beruflichen Qualifikationen der Einwohner in Ihrer Region  
Frage 2. Bitte beurteilen Sie die Verfügbarkeit und die Vielfalt der Ausbildungsplätzte in Ihrer Region  
Frage 3. Bitte beurteilen Sie die gegenwärtige Lage des Arbeitsmarktes in Ihrer Region  
Frage 4. Können Sie bitte eine Prognose zu mittel- und langfristigen Entwicklung des Arbeitsmarktes in Ihrer Region  abge-
ben? 
Frage 5. Bitte beurteilen Sie die Ausstattung und Qualität der Arbeitsplätze in Ihrer Region . 
Frage 6. Wie hoch ist der Anteil an wissensintensiven Arbeitsplätzen in Ihrer Region ? 
Frage 7. Wie beurteilen Sie die beruflichen Aufstiegsmöglichkeiten der Frauen in Ihrer Region ? 
Frage 8. Wie beurteilen Sie allgemein die Beschäftigungsmöglichkeiten in Ihrer Region  (Nebentätigkeiten, Kurzarbeit, Zeitar-
beit etc.). 
Frage 9. Bitte beurteilen Sie die berufliche Mobilität der Einwohner Ihrer Region  
Ökonomie Psychologie/Soziologie Ökologie 
Leitstruktur – Anbindung übergeordneter Faktoren in das Experteninterview: 
1. Versorgung  
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2. Zustand der Umwelt 
3. Umweltschutzmaßnahmen  
4. Altlastensanierung 
5. Einsatz umweltfreundlicher Technologien  
6. Abfallmanagementsysteme  
Teil B. Definierter Fragenkomplex Bereich: Ökologie  
1. Versorgung mit Umweltgütern 
Eine gute Versorgung mit Umweltgütern wirkt sich positiv auf die Attraktivität einer Region aus. Unter dem Oberbegriff „Ver-
sorgung mit Umweltgütern“ können u.a. folgende Faktoren verstanden werden: Anteil der Wald- und Grünflächen, das Ver-
hältnis zwischen Siedlungs- und Verkehrsflächen, Vielfältige Flora und Fauna, das Vorhandensein von Naturschutzgebieten, 
Nationalparks, Naturdenkmälern und Wasserschutzgebieten.  
Frage 1. Bitte bewerten Sie den Versorgungsgrad Ihrer Region  mit Umweltgütern? 
Frage 2: Was müsste im Bereich „Versorgung mit Umweltgütern“ verbessert werden, um eine nachhaltige Entwicklung der 
Region  zu gewährleisten? 
2. Zustand der Umwelt 
Eine intakte Umwelt wirkt sich nicht nur positiv auf die wirtschaftliche Entwicklung einer Region, sondern auch auf den Ge-
sundheitszustand der Bevölkerung aus. Unter dem Begriff Zustand der Umwelt können u.a. folgende Aspekte verstanden 
werden: Belastung der Luft durch kommunale, verkehrsbedingte und industrielle Abgase, der Verschmutzungsgrad der Steh- 
und Fließgewässer, Belastung der Böden durch Schadstoffe.  
Frage 1. Bitte geben Sie eine umfassende Bewertung des Zustandes der Umwelt in Ihrer Region  ab.  
Frage 2. Im welchen Bereichen besteht dringender Handlungsbedarf in Ihrer Region ? 
Frage 3. Bitte beurteilen Sie die Entwicklung des Zustandes der Umwelt in Ihrer Region , aus der Perspektive der letzten 
zwanzig Jahre.  
Frage 4. In welchen Bereichen ist eine deutliche Verbesserung des Zustandes der Umwelt in Ihrer  Region  bemerkbar, in 
welchen Bereichen hat sich der Zustand verschlechtert.  
Frage 5. Wie wird sich der Zustand der Umwelt in ihrer Region  zukünftig entwickeln? Bitte geben sie eine Prognose ab.  
3. Umweltschutzmaßnahmen  
Wirksame Umweltschutzmaßnahmen stellen die Basis einer nachhaltigen Umweltentwicklung dar. Zu diesem Bereich können 
u.a. folgende Aspekte gezählt werden: Umsetzung der nationalen und supranationalen Umweltschutzgesetze, Ausgaben und 
Aufwendungen für Umweltschutz, private Umweltschutzinitiativen, Verfolgung von Umweltschutzdelikten sowie Informations- 
und Aufklärungskampagnen.  
Frage 1. Bitte bewerten Sie die Wirksamkeit der Umweltschutzgesetze in Ihrer Region .  
Frage 2. Bitte beurteilen Sie die Umsetzung von Umweltschutzmaßnahmen in Ihrer Region .  
Frage 3. Wie kann der Umweltschutz in Ihrer Region  verbessert werden.   
4. Altlastensanierung  
Durch Altlastensanierung kann nicht nur das Problem schwieriger Hinterlassenschaft gelöst werden, durch die Sanierung von 
städtischen, industriellen oder militärischen Altlasten wird eine Region bedeutend aufgewertet. Unter dem Oberbegriff „Altlas-
tensanierung“ können u.a. folgende Aspekte verstanden werden: Behebung von Bergbauschäden, Flächenrecycling, Revita-
lisierung der Industriebrachen, Revitalisierung der Steh- und Fließgewässer, Sanierung städtebaulicher Brachen.  
Frage 1. Bitte bewerten Sie die Umsetzung der Altlastensanierung in Ihrer Region .  
Frage 2. In welchen Bereichen gibt es in Ihrer Region  dringenden Handlungsbedarf.  
Frage 3. Können Sie bitte einzelne Sanierungsmaßnahmen in Ihrer Region  hervorheben? Wenn ja welche?  
Frage 4. Wie kann der Prozess der Altlastensanierung in Ihrer Region  beschleunigt werden.  
5. Einsatz umweltfreundlicher Technologien 
Der Einsatz von umweltfreundlichen Technologien wirkt sich nicht nur umweltschonend aus, sondern trägt bedeutend dazu 
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bei die Modernisierungsprozesse innerhalb einer Region zu beschleunigen. Unter dem Begriff „Einsatz umweltfreundlicher 
Technologien“ können u.a. folgende Faktoren verstanden werden: Einsatz von Technologien zur Reduktion von Luftbelas-
tungen, Förderung und Einsatz regenerativer Energiequellen, Einsatz von Technologien zur Reduktion von industriel-
len/kommunalen Abwässern, Einsatz umweltfreundlicher Verpackungsmaterialien.  
Frage 1. Bitte bewerten sie qualitativ und quantitative den Einsatz umweltfreundlicher Technologie in Ihrer Region   
Frage 2. In welchen Bereichen werden in Ihrer Region  besonders umweltfreundliche Technologien eingesetzt? 
Frage 3. In welchen Bereichen besteht in Ihrer Region  ein dringender Nachholbedarf. 
Frage 4. Wie kann der Einsatz von umweltfreundlichen Technologien in IhrerRegion  effizienter gefördert werden.  
6. Abfallmanagementsysteme  
Moderne Abfallmanagementsysteme entlasten nicht nur die natürliche Umwelt, sie sind darüber hinaus wirtschaftlicher. Unter 
Abfallmanagementsystemen können u.a. folgende Aspekte verstanden werden: Das Vorhandensein moderner Entsorgungs-
unternehmen, moderne Mülldeponien, moderne Müllverbrennungsanlagen, moderne Kläranlagen 
Frage 1. Bitte beurteilen Sie die gegenwärtigen Funktionalität der Abfallmanagementsysteme in Ihrer Region  
Frage 2. In welchen Bereichen sehen Sie dringenden Nachholbedarf bei Abfallmanagementsystemen in Ihrer Region ? 
Frage 3. Was sind die größten Schwierigkeiten bei Etablierung moderner Abfallmanagementsysteme in Ihrer Region  
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IX. Umfrage  
 
1. Einleitung 
Im Rahmen eines Forschungsprojektes an der RWTH Aachen University zur Entwicklungsanalyse der Regionen Oberschlesien und 
Ruhrgebiet wird diese Umfrage durchgeführt. Sie hat zum Ziel, die Entwicklungspotentiale beider Regionen aufzudecken und ihre 
bisherigen Entwicklungen zu beleuchten.  
1.1. In welcher Stadt (PLZ) wohnen Sie? 
                      /(PLZ  ) 
1.2. In welcher Stadt (PLZ) befindet sich Ihr (primärer) Arbeitsplatz? 
                      /(PLZ  ) 
2. Metropolbildung 
2.1. Halten Sie die Metropolbildung grundsätzlich für sinnvoll? 
 Ja  
 Nein 
 Enthaltung  
2.2. Was sind Ihrer Meinung nach Gründe, die gegen eine Metropolbildung sprechen? 
[Mehrfachauswahl möglich]  
 Hohe Kosten 
 Kompetenzgerangel  
 Geringe Kenntnis von lokalen Bedürfnissen der Metropolverwaltung  
 Mangelnde Identifikation der Bevölkerung mit der Metropole 
 Mangelnde Beteiligung der Körperschaften am Entscheidungsprozess 
2.3. Welche Kompetenzen würden Sie einer Metropolorganisation übertragen? 
[Mehrfachauswahl möglich] 
 Regionalplanung/Raumplanung 
 Gewerbeflächenmanagement  
 Umweltschutz 
 Bildung und Forschung 
 Wirtschaftsförderung 
 Tourismus und Kultur 
 Sozialpolitik 
 Öffentlicher Nahverkehr 
2.4. Wie zufrieden sind Sie mit dem jetzigen Entwicklungsstand der Metropolregion? 
 Sehr zufrieden 
 zufrieden 
 unzufrieden 
 sehr unzufrieden 
3. Kenntnis, der jeweils anderen Region  
3.1. Wie gut kennen Sie die Region (Oberschlesien) (Ruhrgebiet)? 
 Sehr gut 
 Gut  
 bekannt 
 kaum bekannt 
 nicht bekannt  
3.2. Welche Eigenschaften bringen Sie mit der Region (Oberschlesien) (Ruhrgebiet) in Verbindung? [Mehrfachauswahl 
möglich] 
 Wirtschaftlich erfolgreich  
 Interessantes Urlaubsziel  
 Gute Erreichbarkeit 
 Hohe Umweltverschmutzung / Schlechte Luftqualität 
 Industrie 
 Gutes Bildungsangebot 
 Gutes Freizeit- und Kulturangebot  
 Attraktive Arbeitsplätze  
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X. Abkürzungsverzeichnis  
 
AG – Aktiengesellschaft  
BIP – Bruttoinlandsprodukt 
BP – British Petroleum  
BWL – Betriebswirtschaftslehre  
CDU - Christlich Demokratische Union Deutschlands 
COMECON - Council for Mutual Economic Assistance 
DAAD – Deutscher Akademischer Austausch Dienst  
DIN – Deutsches Institut für Normung e.V.  
EU – Europäische Union 
EFTA - European Free Trade Association 
GER – Goss Enrollment Ratio 
GIS – Geographische Informationssysteme  
GKS – Górniczy Klub Sportowy – Bergbaubetrieblicher Sport Verein. 
GmbH – Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
GOP – Górnośląski Okręg Przemysłowy – Oberschlesisches Industrierevier  
GUS – Główny Urząd Statystyczny – Das Polnische Hauptamt für Statistik  
GZM - Gόrnośląski Związek Metropolitalny – Oberschlesischer Metropolverband  
ha – Hektar (10 000 m²) 
ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung GmbH, Frankfurt am Main 
ITB - Internationale Tourismus-Börse Berlin 
KWK – Kopalnia Węgla Kamiennego – Steinkohlebergwerk  
KVR – Kommunalverband Ruhr  
KZK GOP - Komunikacyjny Związek Komunalny Górnośląskiego Okręgu 
Przemysłowego – Kommunaler Verkehrsverbund des Oberschlesischen Industriereviers 
MS-Excel® - Microsoft Excel  
NRW – Nordrhein Westfalen  
OH – US-Bundesstaat Ohio  
ÖPNV - Öffentlicher Personennahverkehr 
QDA Software - Qualitative Analyse und Datenauswertung Software 
ODDS Ratio - Quotenverhältnis 
PA – US-Bundesstaat Pennsylvania 
PLN – Polnischer Złoty - Währung der Republik Polen 
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PZPR - Polska Zjednoczona Partia Robotnicza – Polinische Vereingite Arbeiterpartei  
RSIP – Regionalny System Informacji Przestrzennej Wojewodztwa Śląskiego – 
Regionaler Flächeninformationssystem der Wojewodschaft Schlesien 
RVR – Regionalverband Ruhr  
RWTH Aachen – Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen 
SGB - Sozialgesetzbuch 
SPSS - Statistical Package for the Social Sciences 
SVD - Singular Value Decomposition 
SVR – Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk  
t – Tonne (1000 Kilogram)  
UNWTO – United Nations World Tourism Organization 
WUP – Wojewódzki Urząd Pracy – Arbeitsamt der Wojewodschaft  
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XI. Anhang 
 
Tabelle 73: Erhebungsbogen – Datenerfassung brachliegender Flächen im RSIP-System. 
Modul I: Allgemeine Angaben 
Name der Fläche oder kurze Charakteristik  
Kodierung und Lage  
Flächenkode Ort Gemeinde Kreis Postleitzahl Straße, Nr.  
den Angaben kann eine topographische Karte beigefügt werden 
Art der Fläche 
Nr.  Benennung der wirtschaftshistorischen Nutzung bei Mischnutzungen Angeben der einzelnen Nutzungen in Pro-
zent der Gesamtfläche 
Größe der Fläche in ha 
Parzellennummer 
Eigentumsstruktur Eigentumsanteil in Prozent der Fläche 
Eigentümer ist der polnische Staat  
kommunaler Eigentümer: Gemeinde, Kreis, Wojewodschaft  
staatliche oder kommunale juristische Person  
andere juristische Personen  
Privateigentümer  
Verwaltung der Fläche durch: 
Ist der rechtliche Status der Fläche geregelt? 
ja  nein fehlende Informationen 
Rekultivierung der Fläche 
abgeschlossen in Umset-
zung 
geplant und 
beschlossen 
in Planung fehlt andere administrativ beschlossene 
Rekultivierungsformen 
Ist eine sofortige Rekultivierung notwendig?  ja nein 
Erschließung der Fläche 
Medien ja  nein  
Elektrische Energie   
Trinkwasser   
Brauchwasser   
Kanalisation    
Gas   
Telekommunikation   
andere (welche)   
Bebauung  bebaut unbebaut fehlende Informationen 
Allgemeine Beschreibung der Gebäude: Größe, aktuelle Nutzungsform, Eigentumsform 
Allgemeine Beschreibung des technischen Zustand des Gebäudes 
gut schlecht schwierig zu bewerten 
Muss für bestehende Infrastruktur ein technisches Gutachten erstellt werden? Wenn ja für welche Objekte 
Lokale Verkehrsinfrastruktur: Straße und Schiene: 
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die nächstgelegene Straße: Straßenklassifikation: (Wojewodschafts- Kreis-, 
Gemeindestraße  
Nummer Entfernung zur Fläche 
die nächstgelegene geplante oder sich im Bau befindende Straße    
die nächstgelegene Eisenbahntrasse von regionaler oder lokaler Bedeutung   
die nächstgelegener Eisenbahnhaltepunkt von regionaler oder lokaler Be-
deutung 
  
Netzinfrastruktur in der Umgebung der Fläche  
Art der Netzinfrastruktur Entfernung zur 
Fläche 
Hauptparameter 
Abwasserkollektor   Umfang: 
Elektrischer Strom – Leitungen für mittlere Spannung  Kilowatt 
Elektrischer Strom – Leitungen für niedrige Spannung  Kilowatt 
Gasleitung – mittlere Druckgröße  Umfang 
Gasleitung – niedrige Druckgröße   
Sich im Betrieb befindende Deponien 
Objekt Entfernung zur Fläche von der Deponie ausgehenden Beeinträchtigungen  
Deponie für kommunale Abfälle   
Deponie für industrielle Abfälle   
lokale Luftverschmutzter  
Nachbarschaft zur Emittenten  ja  nein 
In der Nähe der Fläche befindet sich ein Klärwerk – Entfernung < 500 m   
In der Nähe der Fläche befindet sich ein Abgase-Emittent - Entfernung < 500 m   
Auf der Fläche befindet sich ein Klärwerk   
Auf der Fläche befindet sich ein Abgase-Emittent   
Stillgelegte Deponien  
Objekt Entfernung zur Fläche von der Deponie ausgehenden Beeinträchtigungen  
stillgelegte Deponie für kommuna-
le Abfälle  
  
stillgelegte Deponie für industrielle  
Abfälle 
  
Allgemeine Bewertung verkehrstechnischer Erschließung 
Art der Erschließung  Allgemeine Beschreibung (Umfang, technischer Zustand) 
Verkehrswegenetz und Parkplätze  
Schieneninfrastruktur  
Andere (Pfadete, Fahrradwege, Reitwege, Lifte usw.)  
Aktuelle Nutzungsarte der Fläche 
Produktionsgelände ja  nein 
Dienstleistungsorientierte Nutzung ja  nein 
Wohnfunktion ja nein 
Verkehrsinfrastruktur ja  nein 
Freifläche / Erholungsfläche ja nein 
Grünfläche / Naturschutz ja nein 
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Oberflächengewässer ja nein 
Agrarische Nutzung ja nein 
keine Nutzung / Brache ja nein 
andere (wenn ja welche) ja nein 
In welchen amtlichen Dokumenten wird die zukünftige Nutzung ausgewiesen 
Flächennutzungsplan (Gemeindeebene)  Flächennutzungsplan (regionale Ebene)   
Industrie und Produktion ist ausgewiesen 
Produktion  Industriegebiet  Gewerbegebiet  andere (welche) 
       
Wohnbebauung 
Einfamilien  Mehrfamilien  Umzäunung   andere (welche)  
Dienstleistungen und Ver- und Entsorgung 
Dienst-
leistun-
gen 
 auf der Fläche 
befinden sich 
Gebäude > 
2000m² 
 Entsorgungs-
wirtschaft 
 Tele-
kommunikati-
on 
 Kanalisation 
Abwasser-
entsorgung 
 
 
 
Kanalisation 
Wasserversor-
gung 
 
 
 
Gasver-
sorgung 
 Fernwärme  Elektrische 
Energie  
 andere (wel-
che) 
 andere (welche) 
 
Verkehrsinfrastruktur  
Öffentliche 
lokale Straßen  
 öffentliche Zufahrts-
straßen 
 Öffentliche Straßen  Private Straßen   Wasserstrassen 
 
andere (welche) andere (welche) andere (welche)  
Freiflächen / Erholungsflächen  
Sport und Erholung  andere (welche)  andere (welche)  
 
Grünfläche / Naturschutz 
 
Strebergärten   Friedhöfe Parkanlagen  Grünfläche unter Naturschutz  Wälder  
 
Sport und Erholung  andere (welche)  andere (welche)  
 
Agrarische Nutzung  
 
Landwirtschaftliche Fläche  andere (welche)  andere (welche)  
 
Oberflächengewässer 
 
Stillgewässer   andere (welche)   andere (welche)  
 
Nutzung die zur Degradierung/Kontaminierung der Fläche führte  
 
Energiewirtschaft  Maschinenbau  Entsorgung industrieller Abfälle  Tagebau  
andere 
(welche) 
Metallverarbeitung  Bauwirtschaft  Entsorgung kommunaler Abfälle  Untertage Erzberg-
bau 
 
 
Chemische Indust-
rie 
 Papierindustrie  Klärwerk  Abbau von  Zu-
schlagstoffen 
 
 
Kokerei  Textilindustrie  Zementwerk  Sandgrube  
 
Metallverhüttung   Holzindustrie  Transportwirtschaft  Steinbruch  
 
Buntmetallverhüt-
tung 
 Lebensmittelin-
dustrie 
 Untertage Steinkohlebergbau  Torfabbau  
 
Auf der Fläche befinden sich Abfälle  
Art der Abfälle (Klassifizierung) vorhanden  nicht vorhanden  fehlende Informationen  
Gefahrstoffe    
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Kommunale Abfälle    
andere Abfälle als Gefahrstoffe    
ungefährliche     
Zusätzliche Angaben (Art und Menge)  
Ist die Fläche kontaminiert? 
ja  nein  fehlende Informationen  
Substanzen/Stoffe  ja  nein  fehlende Informationen, Kontaminierung aber sehr wahrscheinlich 
Metallverbindungen     
organische Verbindung jedoch 
keine Pestizide 
   
Gase    
Pestizide    
andere (welche)     
Beobachter oder  vermuteter negativer Einfluss der kontaminierten Fläche auf:  
Gesundheit bestätigt vermutet unwahrscheinlich fehlende Informationen  
Trinkwasser     
andere Gewässer     
terrestrisches Ökosystem     
Gebäude     
Naturschutzelemente     
Flächen in der Umgebung     
andere (welche)      
Bestätigte oder vermutete Strahlungsgefahr 
ja  nein fehlende Informationen 
Liegt die Fläche innerhalb des Gebiets aktiver Bergbautätigkeit 
ja  nein  
Befindet sich die Fläche innerhalb des Gebiets ehemaliger Bergbautätigkeit  
ja  nein  
Treten auf der Fläche Bergbauschäden auf? 
oberflächennah tiefe Bergbauschäden  keine fehlende Informationen  
Werden auf der Fläche Bergbauschäden erwartet 
ja  nein  fehlende Informationen  
Befinden sich auf der Fläche denkmalgeschützte Objekte? 
Registrierungsnummer des Objekts 
bei der Kommune 
Beschreibung Wurde das Objekt in das Denkmalschutzverzeichnis der 
Wojewodschaft Schlesien aufgenommen? 
Befinden sich auf der Fläche Objekte die unter Naturschutz stehen? 
Objekt Naturschutzkategorie Registrierungsnummer im Naturschutzverzeichnis der 
Wojewodschaft Schlesien   
Weitere Angaben zur Fläche 
 
Modul II: Analytischer Teil: Angaben werden von Experten (Verantwortlichen für die Datenbank) eingepflegt 
Vorschlag zur potentiellen Folgenutzung der Fläche unter Berücksichtigung ihrer wirtschaftshistorischen Genese 
Industrielle Nutzung / 
Produktionsgelände 
Dienstleistungs-
orientierte Nut-
zung 
Wohnbe-
bauung 
Verkehrs-
infrastruktur 
Erholungs-
funktion / 
Freifläche 
Grünflächen Ober-
flächengewässer 
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Möglichkeit zu multifunktionalen Nutzungsform (Arbeiten/Wohnen/Erholung) der Fläche unter ihrer wirtschaftshistori-
schen Genese (nur bei Flächen > 20ha)  
ja  nein 
  
Quelle: (Trzaski, et al., 2008 S. 61). 
Tabelle 74: Punktbewertung ökologischer Risiken. 
Faktor  Risiko Bewertung 
Verursacher der Kontaminierung - Industriezweig   
Chemische Industrie, Abfallwirtschaft  sehr hoch 55 
Tagebergbau, Metallurgie, Papierindustrie, Lebensmittelindustrie hoch 35 
Energiewirtschaft, Untertagebergbau, Maschinenbau durchschnittlich 30 
Bauwirtschaft, Holzindustrie, Textilindustrie, andere  gering 20 
Bei fehlenden Informationen und Angaben durchschnittlich 30 
Fläche kontaminiert durch:   
Metalle, Gase, Pestizide  hoch 8 
Organische / Anorganische Stoffe durchschnittlich  4 
Bei fehlenden Informationen und Angaben durchschnittlich  4 
Aktuelle Nutzung der Fläche   
Wohnfunktion, landwirtschaftliche Nutzung hoch 8 
Wald, Freizeit- und Erholung, dienstleistungsorientierte Nutzung durchschnittlich 4 
Industriegebiet, Brachflächen gering 2 
Bei fehlenden Informationen und Angaben durchschnittlich 4 
Zukünftig geplante Nutzung   
Wohnfunktion, landwirtschaftliche Nutzung hoch 8 
Wald, Freizeit- und Erholung, dienstleistungsorientierte Nutzung durchschnittlich 4 
Industriegebiet, Brachflächen gering 2 
Bei fehlenden Informationen und Angaben durchschnittlich 4 
Flächengröße (Größe der kontaminierten Fläche)  Multiplikation  
0 – 5 ha x  1,05 
>5 - 10 ha  x 1,10 
>10 – 15 ha x 1,15 
>15 – 20 ha x 1,20 
>20 ha x 1,30 
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Beobachteter oder vermute negativer Einfluss der Kontaminierung  auf:     
Gesundheit sehr hoch 1,15 
Trinkwasser hoch 1,12 
andere Gewässer hoch 1,10 
Ökosystem durchschnittlich 1,05 
Schutzgebiete sehr hoch 1,13 
Gebäude durchschnittlich 1,04 
andere Ressourcen gering 1,02 
Bei fehlenden Informationen und Angaben gering 1,00 
Geologische Gegebenheiten    
Durchlässige Schichten, Durchlässigkeit über 10
-4
m/s (Kies, Sande, Karste, brüchiges meta-
morphe Gesteine 
sehr hoch  5 
Durchlässigkeit im Bereich 10
-4 
– 10
-7
m/s (Sandstein, Dolomitstein, Kalkstein) durchschnittlich 3 
Durchlässigkeit unter 10
-7
 m/s (Lehm, metamorphe Gesteine) gering 1 
Bei fehlenden Informationen und Angaben durchschnittlich 3 
Lokalisation der Fläche zu Oberflächengewässern    
Entfernung 0-50 m  hoch 5 
Entfernung 50-250 m durchschnittlich 3 
Entfernung > 250 m gering 0 
Lokalisation der Fläche in Bezug auf Grundwasserreservoire    
Entfernung zum Hauptgrundwasserreservoir 0-50 m  sehr hoch 6 
Entfernung zum Grundwasserreservoir 0-50 m hoch 4 
Entfernung zum Hauptgrundwasserreservoir 50-250 m durchschnittlich  1 
Entfernung zum Hauptgrundwasserreservoir > 250 m gering 0 
Bei fehlenden Informationen und Angaben gering 0 
Quelle: (Trzaski, et al., 2008, S. 61). 
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Tabelle 75: Punktbewertung wirtschaftshistorischer Genese und dem Vorhandensein wertvoller oder 
problematischer Objekte auf der Brachfläche. 
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elemente (Halden, Abbauräume, Infrastruktur) für 
neue Nutzungen   
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für wirtschaftliche Funktio-
nen (Wohnbebauung, 
Produktionsgelände, 
Dienstleistungsfunktionen) 
für nicht-wirtschaftliche 
Funktionen (Freizeit und 
Erholung, Grünfläche, 
Oberflächengewässer 
1 +/- + + +/- - k 
2 +/- + - +/- - k 
3 +/- + -+ +/- - k 
4 +/- + - +/- +/- n, k 
5 +/- + +- +/- - k 
6 +/- + - +/- - k 
7 +/- + - +/- +/- n, k 
8 +/- + - +/- +/- n, k 
9 +/- + - +/- +/- n, k 
10 +/- + - +/- - k 
11 +/- + - - - k 
12 +/- + + +/- +/- n, k 
13 +/- + - +/- - k 
14 +/- + - - - - 
15 +/- + - +/- - k 
16 +/- + - + +/- - 
17 +/- + - - - - 
18 + + + +/- +/- n, k 
19 + + + +/- - k 
20 + - - - - - 
21 - - + +/- +/- n, k 
22 - - + +/- +/- n, k 
23 - - - +/- +/- n, k 
24 - - + +/- +/- n, k 
25 +/- - - +/- +/- n, k 
26 - - - +/- +/- p 
27 +/- - - +/- +/- p 
28 +/- - - - - - 
29 +/- - - +/- +/- p 
30 - - - +/- +/- p 
31 +/- - - - - - 
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32 - - + + + n, k 
33 - - + + + n, k 
34 - - + + + n, k 
35 - - + + + n, k 
36 - - + +/- +/- n, k 
37 - - + +/- +/- n, k 
38 - - + +/- - n 
39 - - + +/- +/- n, k 
40 - - + +/- +/- n, k 
41 - - + +/- +/- n, k 
42 +/- - + +/- +/- n, k 
43 +/- - + - +/- n 
44 - + + - - - 
45 - + + - - - 
46 +/- - - - - - 
47 - - + - +/- n 
48 +/- - + +/- +/- n 
49 +/- - - +/- +/- n 
Legende:  
+: Objekte sind vorhanden, darauf lässt die wirtschaftshistorische Genese schließen.  
+/-: Objekte sind mit hoher Wahrscheinlichkeit vorhanden, das Vorhandensein muss jedoch im Einzelfall geprüft werden.  
-: Objekte sind nicht vorhanden, darauf lässt die wirtschaftshistorische Genese schließen. 
Quelle: (Trzaski, et al., 2008, S. 66/67). 
 
Tabelle 76: Punktbewertung wirtschaftshistorischer Genese und Eignung der Brachfläche für bestimmte 
Nutzungsoptionen.  
B
e
w
e
rt
u
n
g
s
k
ri
te
ri
u
m
 
F
lä
c
h
e
n
k
a
te
g
o
ri
e
 n
a
c
h
 
ih
re
r 
w
ir
ts
c
h
a
ft
s
h
is
to
ri
-
s
c
h
e
n
 G
e
n
e
s
e
 (
K
a
te
g
o
-
ri
e
n
b
e
s
c
h
ri
ft
u
n
g
 s
ie
h
e
 
T
a
b
. 
2
2
, 
S
. 
1
7
4
 
möglichen Nutzungsarten für Brachen in Oberschlesien 
In
d
u
s
tr
ie
lle
 N
u
tz
u
n
g
 
/ 
 
P
ro
d
u
k
ti
o
n
s
g
e
lä
n
d
e
 
D
ie
n
s
tl
e
is
tu
n
g
s
-
o
ri
e
n
ti
e
rt
e
 
N
u
tz
u
n
g
 
W
o
h
n
b
e
b
a
u
u
n
g
 
V
e
rk
e
h
rs
-
in
fr
a
s
tr
u
k
tu
r 
E
rh
o
lu
n
g
s
fu
n
k
ti
o
n
 /
 
F
re
if
lä
c
h
e
 
G
rü
n
fl
ä
c
h
e
n
 
O
b
e
r-
fl
ä
c
h
e
n
g
e
w
ä
s
s
e
r 
1 0 0 0 0 0 -1 ! 
2 0 1 ! 0 ! -2 ! 
3 0 0 ! 0 ! -2 ! 
4 0 0 0 0 0 0 ! 
5 -2 -2 -2 -2 -2 -2 ! 
6 0 0 0 0 0 -1 ! 
7 -1 -1 ! 0 0 -1 ! 
8 0 0 ! 0 0 -1 ! 
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9 +1 +1 0 0 0 -1 ! 
10 +1 +1 +1 0 0 -1 ! 
11 +1 +1 0 0 0 -1 ! 
12 +1 +1 +1 +1 +1 0 ! 
13 0 0 ! +2 0 0 ! 
14 +1 0 ! +2 ! -1 ! 
15 +1 +1 0 0 0 -1 ! 
16 ! +1 +1 0 ! ! ! 
17 +1 +1 0 +1 ! -1 ! 
18 +2 +2 +1 +1 +1 +1 ! 
19 -1 -1 -2 -1 -1 -1 -2 
20 -1 -1 -2 -1 -1 -1 ! 
21 -1 -1 -1 -1 0 0 ! 
22 -1 -1 -1 -1 0 0 ! 
23 -1 -1 -1 -1 0 0 ! 
24 -1 -1 -1 -1 0 0 ! 
25 ! ! ! -1 -1 -2 ! 
26 -1 -1 -1 -1 -1 -2 ! 
27 -2 -2 ! -2 -2 -2 ! 
28 -2 -2 ! -2 -2 -2 ! 
29 -1 -1 -1 -1 -1 -1 -1 
30 -1 -1 -1 -1 -1 +1 ! 
31 -2 ! ! ! -2 -1 ! 
32 -1 -1 -1 -1 +1 +2 0 
33 -1 -1 -1 -1 +1 +1 0 
34 -1 -1 -1 -1 0 0 +1 
35 -1 -1 -1 -1 0 +1 +1 
36 -1 -1 -1 -1 0 0 +1 
37 -1 -1 -1 -1 0 0 +1 
38 ! ! ! ! 0 +1 +1 
39 -1 -1 -1 -1 0 0 ! 
40 -2 -2 -2 -2 +1 +1 +2 
41 -2 -2 -2 -2 +1 +1 +2 
42 -2 -2 -2 -2 +1 +1 +2 
43 -1 -1 -1 -1 -1 -1 +1 
44 +2 +2 +2 +2 0 0 ! 
45 +1 +1 +1 +1 0 0 ! 
46 -2 ! ! -2 -2 -1 ! 
Kategorie 47-49: abgebildet in den Zeilen 5 und 6 in der Tabelle 24 
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Legende:  
0 – Neutrale Bewertung – positive und negative Aspekte gleichen sich aus. 
1 – positive Bewertung mit leicht ausgeprägten Vorteilen  
2 – positive Bewertung mit stark ausgeprägten Vorteilen 
-1 – negative Bewertung mit leicht ausgeprägten Nachteilen 
-2 – negative Bewertung mit stark ausgeprägten Nachteilen 
-! – Ein Ausschlusskriterium – Nutzungsvariante auf dieser Fläche ist nicht möglich 
-10 - Zulassung der Nutzungsvariante nur in besonderen Fällen und nach umfangreicher Analyse möglich 
Quelle: (Trzaski, et al., 2008, S. 74/75). 
 
Tabelle 77: Punktbewertung der Flächeneigenschaften hinsichtlich positiver und negativer Ausprägungen 
- hydrologische, hydrogeologische und geomorphologische Eigenschaften. 
Bewertungskriterium  
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1 Lage der Fläche innerhalb der Hydroisohypse 
von 1 m  
-1 -1 -2 -1 0 +1 +2 
2 Vorhandensein einer Grundwasserentnahmestel-
le 
+2 +1 +1 -1 0 0 -10 
3 Lage innerhalb des Wasserschutzgebietes für 
Grundwasserentnahmestelle 
-2 -2 -1 -1 0 0 0 
4 Lage innerhalb eines Hauptspeichers für Grund-
wasser 
0 0 0 0 0 0 0 
5 Grundwasserströmung 100m³/min 0 0 0 0 0 0 0 
6 Grundwasserströmung 100-300m³/min 0 0 0 0 0 0 0 
7 Grundwasserströmung über 300m³/min +1 0 0 0 0 0 0 
8 Mittlerer Gefährdungsgrad des Grundwassers 0 0 0 0 0 0 0 
9 Höher Gefährdungsgrad des Grundwassers -1 -1 -1 -1 0 +1 +1 
10 Fehlende Grundwasserströmung 0 +1 +1 +1 0 0 0 
11 Einzugsbereich der Flutwelle (Überschwem-
mung) 
-1 -1 -1 -1 0 0 0 
12 Einzugsbereich einer Jahrhundertflut -2 -2 -2 -2 0 0 0 
13 Fläche zeitweise überschwemmt -10 -10 ! -10 -2 0 0 
14 Lage innerhalb eines Umweltschutzgebietes 
(Natura 2000, Econet, Corine) 
-1 -1 0 -1 0 +1 0 
15 Vorhandensein von punktuellen Naturschutzele-
menten  
-2 -2 -1 -2 -1 +2 0 
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Legende:  
0 – Neutrale Bewertung – positive und negative Aspekte gleichen sich aus. 
1 – positive Bewertung mit leicht ausgeprägten Vorteilen  
2 – positive Bewertung mit stark ausgeprägten Vorteilen 
-1 – negative Bewertung mit leicht ausgeprägten Nachteilen 
-2 – negative Bewertung mit stark ausgeprägten Nachteilen 
-! – Ein Ausschlusskriterium – Nutzungsvariante auf dieser Fläche ist nicht möglich 
-10 - Zulassung der Nutzungsvariante nur in besonderen Fällen und nach umfangreicher Analyse möglich 
Quelle: (Trzaski, et al., 2008, S. 76). 
 
Tabelle 78: Punktbewertung der Umgebung der Brachfläche hinsichtlich positiver und negativer Ausprä-
gungen in Bezug auf ihre Anbindung an die überregionale Infrastruktur. 
Bewertungskriterium  
möglichen Nutzungsarten für Brachen in Oberschlesien 
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1 Lage in unmittelbarer Nähe zum Wasservertei-
lungssystem  
+2 +1 +1 +1 0 0 0 
2 Fläche verfügt über einen Zugang zur Gaspipe-
line  
+1 +1 +1 0 0 0 0 
3 Fläche verfügt über einen Zugang zur Hoch-
spannungsfreileitung  
+1 0 -2 0 -2 -1 0 
4 Fläche verfügt über einen Zugang zur Hauptver-
kehrsstraße – Entfernung < 500 m  
+1 +1 -2 +1 0 0 0 
5 Fläche verfügt über einen Zugang zur geplanten 
Hauptverkehrsstraße – Entfernung < 500 m 
+1 +1 -2 +1 0 0 0 
6 Fläche verfügt über einen Zugang zu Schie-
neninfrastruktur (Bahnstrecke) Entfernung < 500 
m  
+1 +1 -1 +1 0 0 0 
7 Nähe zur aktiver kommunaler Mülldeponie – 
Entfernung < 500 m  
0 -1 -10 0 -2 +1 0 
8 Nähe zur stillgelegter kommunaler Mülldeponie – 
Entfernung < 500 m 
0 -1 -2 0 -2 +1 0 
9 Fläche verfügt über einen guten Zugang zum 
Autobahnkreuz 
+2 +2 +1 +2 0 0 0 
10 Fläche verfügt über einen guten Zugang zum 
Güterverteilzentrum (Anbindung über Autobahn, 
Schnellstraße) 
+1 0 0 +1 0 0 0 
11 Fläche verfügt über einen zum Binnenhafen 
(Anbindung direkt oder über Straßeninfrastruk-
tur) 
+1 0 0 +1 0 0 +1 
12 Fläche verfügt über einen Zugang zum Grenz-
übergang (direkt oder über Straßeninfrastruktur) 
+1 +1 0 +1 0 0 0 
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13 Fläche verfügt über einen Zugang zum Grenz-
übergang (direkt der über Schieneninfrastruktur) 
+1 +1 0 +1 0 0 0 
14 Fläche verfügt über einen guten Zugang zum 
Flughafen (Cargo) (direkt oder über Straßeninf-
rastruktur) 
+1 +1 0 +1 0 0 0 
15 Nähe zur aktiver Deponie für industrielle Abfälle 
– Entfernung < 500 m  
+1 0 -10 0 -1 +1 0 
16 Nähe zur stillgelegten Deponie für industrielle 
Abfälle – Entfernung < 500 m 
0 0 -1 0 0 +1 0 
17 Nähe zur Kläranlage – Entfernung < 500 m 0 -1 -10 0 -2 0 -1 
18 Nähe zum aktiven Emittenten luftbelastender, 
luftverschmutzender Substanzen – Entfernung < 
500 m  
0 -1 -10 0 -2 0 -1 
19 Laut dem Flächennutzungsplan befindet sich die 
Fläche innerhalb einer Mischfunktion mit ausge-
wiesener wirtschaftlicher Nutzung 
+2 +2 0 +2 0 0 0 
Legende:  
0 – Neutrale Bewertung – positive und negative Aspekte gleichen sich aus. 
1 – positive Bewertung mit leicht ausgeprägten Vorteilen  
2 – positive Bewertung mit stark ausgeprägten Vorteilen 
-1 – negative Bewertung mit leicht ausgeprägten Nachteilen 
-2 – negative Bewertung mit stark ausgeprägten Nachteilen 
-! – Ein Ausschlusskriterium – Nutzungsvariante auf dieser Fläche ist nicht möglich 
-10 - Zulassung der Nutzungsvariante nur in besonderen Fällen und nach umfangreicher Analyse möglich 
Quelle: (Trzaski, et al., 2008, S. 77). 
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Tabelle 79: Punktbewertung der Flächeneigenschaften. 
Bewertungskriterium  
möglichen Nutzungsarten für Brachen in Oberschlesien 
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1 Aufgrund der wirtschaftshistorischen Genese ist 
die Fläche kontaminiert oder mit hoher Wahr-
scheinlichkeit kontaminiert  
0 0 -1 0 -1 0 -1 
2 Aufgrund der wirtschaftshistorischen Genese der 
Fläche ist die von ihr ausgehende Umwelt-/ 
Gesundheitsgefährdung hoch. Notwendigkeit 
spezifischer umweltanalytischer Untersuchun-
gen.  
0 0 -1 0 -1 0 -1 
Legende:  
0 – Neutrale Bewertung – positive und negative Aspekte gleichen sich aus. 
1 – positive Bewertung mit leicht ausgeprägten Vorteilen  
2 – positive Bewertung mit stark ausgeprägten Vorteilen 
-1 – negative Bewertung mit leicht ausgeprägten Nachteilen 
-2 – negative Bewertung mit stark ausgeprägten Nachteilen 
-! – Ein Ausschlusskriterium – Nutzungsvariante auf dieser Fläche ist nicht möglich 
-10 - Zulassung der Nutzungsvariante nur in besonderen Fällen und nach umfangreicher Analyse möglich 
Quelle: (Trzaski, et al., 2008, S. 78). 
 
Tabelle 80: Korrespondenzanalyse: Auswertungsergebnisse der Experteninterviews in Oberschlesien - 
Zeilenprofile.  
Übersicht über Zeilenpunkte 
GZM-Städte und GZM Masse Wert in Dimension Trägheit Beitrag 
1 2 des Punktes an der Trägheit 
der Dimension 
der Dimension an der Trägheit des Punktes 
1 2 1 2 Gesamt 
Bytom ,314 -,573 ,717 ,250 ,133 ,244 ,321 ,427 ,748 
Chorzów ,015 -,646 -2,109 ,326 ,008 ,100 ,015 ,134 ,149 
Gliwice ,040 -,453 -1,926 ,230 ,011 ,226 ,028 ,430 ,458 
GZM ,132 2,123 ,405 ,497 ,765 ,033 ,927 ,029 ,955 
Katowice ,142 -,399 ,003 ,223 ,029 ,000 ,079 ,000 ,079 
Ruda Slaska ,017 -,733 ,483 ,197 ,012 ,006 ,036 ,013 ,049 
Siemianowice Śląskie ,017 -,703 1,018 ,063 ,011 ,027 ,103 ,185 ,288 
Sosnowiec ,100 -,031 -,704 ,295 ,000 ,075 ,000 ,111 ,111 
Świętochłowice ,036 -,594 ,655 ,096 ,016 ,023 ,103 ,107 ,210 
Tychy ,011 -,527 -3,055 ,260 ,004 ,150 ,009 ,252 ,260 
Zabrze ,176 ,226 -,661 ,304 ,012 ,116 ,023 ,167 ,190 
Aktiver Gesamtwert 1,000   2,740 1,000 1,000    
Quelle: Eigene Berechnung / Datenquelle: eigene Erhebung.  
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Tabelle 81: Korrespondenzanalyse: Auswertungsergebnisse der Experteninterviews in Oberschlesien – 
Spaltenprofile ab Masse ≥ 0,004. 
Übersicht über Spaltenpunkte 
Merkmal: Thematischer Kontext 
ab Masse ≥ ,004 
Masse Wert in Dimension Trägheit Beitrag 
1 2 des Punktes an der 
Trägheit der Dimension 
der Dimension an der Trägheit des Punktes 
1 2 1 2 Gesamt 
A1 ,011 -,533 ,668 ,013 ,004 ,007 ,174 ,233 ,408 
Abwanderung ,008 ,361 ,159 ,006 ,001 ,000 ,137 ,023 ,159 
Akzeptanz ,006 2,736 ,612 ,042 ,061 ,004 ,881 ,038 ,918 
Arbeit ,076 -,376 ,512 ,035 ,014 ,030 ,239 ,378 ,617 
Arbeitslosigkeit ,053 -,461 ,622 ,039 ,015 ,031 ,224 ,347 ,570 
Arbeitsmarkt ,017 -,438 ,150 ,012 ,004 ,001 ,219 ,022 ,241 
Bergbauschäden ,013 -,739 1,084 ,028 ,009 ,023 ,194 ,356 ,550 
Bildung ,015 ,199 ,124 ,012 ,001 ,000 ,039 ,013 ,052 
Bildungsinfrastruktur ,006 1,106 -,462 ,015 ,010 ,002 ,401 ,060 ,461 
Brachflächen ,004 -,708 -3,051 ,093 ,003 ,060 ,018 ,279 ,297 
Bytom ,008 -,739 1,084 ,019 ,006 ,015 ,194 ,356 ,550 
Bytom-Bobrek ,004 -,739 1,084 ,009 ,003 ,008 ,194 ,356 ,550 
Dienstleistungssektor ,006 -,664 ,724 ,008 ,004 ,005 ,286 ,290 ,576 
Einzelhandelsstruktur ,004 -,312 -1,988 ,033 ,001 ,025 ,010 ,339 ,349 
Entwicklungsdynamik ,011 -,561 -1,504 ,067 ,004 ,036 ,039 ,238 ,277 
Entwicklungspotential ,028 ,568 ,458 ,019 ,011 ,009 ,358 ,199 ,557 
Flughafen ,004 -,739 1,084 ,009 ,003 ,008 ,194 ,356 ,550 
Forschungseinrichtungen ,004 ,291 -,999 ,020 ,000 ,006 ,014 ,141 ,155 
Gliwice ,004 -,312 -1,988 ,033 ,001 ,025 ,010 ,339 ,349 
Grünflächen ,006 ,814 -1,100 ,021 ,005 ,012 ,159 ,248 ,407 
GZM ,023 2,483 ,460 ,125 ,186 ,007 ,893 ,026 ,919 
Hochschule ,017 -,475 -,079 ,009 ,005 ,000 ,326 ,008 ,333 
Identifikation ,025 2,328 ,344 ,113 ,178 ,005 ,949 ,018 ,967 
Image ,017 1,208 -,395 ,039 ,032 ,004 ,495 ,045 ,541 
Industrie ,049 -,196 -,052 ,027 ,002 ,000 ,054 ,003 ,057 
Industriebrachen ,015 -,505 -,131 ,026 ,005 ,000 ,114 ,007 ,121 
Industriedenkmal ,008 -,018 -,567 ,050 ,000 ,004 ,000 ,036 ,036 
Industrietourismus ,006 1,106 -,462 ,015 ,010 ,002 ,401 ,060 ,461 
Inkubator ,013 -,782 ,300 ,090 ,010 ,002 ,067 ,008 ,076 
Innovation ,030 -,121 -1,247 ,046 ,001 ,070 ,007 ,662 ,669 
Innovationspotential ,025 -,135 -1,278 ,049 ,001 ,063 ,007 ,562 ,570 
Kanalisation ,004 -,739 1,084 ,009 ,003 ,008 ,194 ,356 ,550 
Katowice ,008 -,395 -,263 ,030 ,002 ,001 ,034 ,013 ,047 
Krakow ,004 -,111 -,497 ,009 ,000 ,002 ,004 ,075 ,080 
Kultur ,019 ,359 -,477 ,033 ,003 ,007 ,057 ,086 ,144 
Kultureinrichtungen ,004 ,291 -,999 ,020 ,000 ,006 ,014 ,141 ,155 
Medizinische Versorgung ,006 ,291 -,999 ,030 ,001 ,010 ,014 ,141 ,155 
Messe/Kongress ,023 ,840 -,163 ,043 ,021 ,001 ,296 ,010 ,305 
Mobilität ,011 ,091 ,541 ,014 ,000 ,005 ,005 ,146 ,151 
Montanindustrie ,004 ,126 -1,032 ,012 ,000 ,007 ,004 ,241 ,245 
Müllverbrennungsanlage ,004 2,736 ,612 ,028 ,041 ,002 ,881 ,038 ,918 
Natur / Erholung ,002 2,736 ,612 ,014 ,020 ,001 ,881 ,038 ,918 
Oberschlesien ,004 2,736 ,612 ,028 ,041 ,002 ,881 ,038 ,918 
ökonomische Monostruktur ,015 -,796 1,085 ,045 ,012 ,026 ,163 ,259 ,422 
ÖPNV ,015 -,118 ,386 ,031 ,000 ,003 ,005 ,047 ,053 
Renovierung ,006 -,221 -1,680 ,040 ,000 ,027 ,006 ,301 ,307 
Revitalisierung ,042 -,458 -,188 ,025 ,011 ,002 ,273 ,039 ,312 
Silesia ,004 2,736 ,612 ,028 ,041 ,002 ,881 ,038 ,918 
Sonderwirtschaftszone ,008 -,614 -3,037 ,208 ,004 ,118 ,012 ,249 ,260 
Sosnowiec ,004 1,348 -,226 ,014 ,010 ,000 ,414 ,010 ,424 
Soziale Probleme ,019 -,558 ,396 ,040 ,008 ,005 ,115 ,050 ,165 
Sozialer Brennpunkt ,036 -,681 ,768 ,031 ,022 ,032 ,420 ,454 ,874 
Straßenbahn ,008 ,443 ,175 ,004 ,002 ,000 ,326 ,044 ,370 
Straßeninfrastruktur ,015 -,678 ,762 ,018 ,009 ,013 ,303 ,326 ,629 
Strukturarbeitslosigkeit ,004 -,842 ,907 ,062 ,004 ,005 ,038 ,037 ,075 
Systemtransformation ,038 -,653 ,869 ,047 ,021 ,044 ,267 ,403 ,670 
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Theater ,004 -,270 -2,094 ,073 ,000 ,028 ,003 ,168 ,171 
Tourismus ,004 1,348 -,226 ,014 ,010 ,000 ,414 ,010 ,424 
Touristisches Potential ,013 -,321 ,030 ,010 ,002 ,000 ,104 ,001 ,105 
Transportinfrastruktur ,017 ,037 ,099 ,011 ,000 ,000 ,002 ,010 ,012 
Umwelt ,004 -,040 -1,065 ,038 ,000 ,007 ,000 ,083 ,083 
Verkehr ,008 -,375 ,000 ,024 ,002 ,000 ,038 ,000 ,038 
Wohnsituation ,017 -,493 -,762 ,046 ,005 ,015 ,069 ,141 ,211 
Wroclaw ,006 ,838 -,128 ,008 ,006 ,000 ,434 ,009 ,442 
Zabrze ,004 ,291 -,999 ,020 ,000 ,006 ,014 ,141 ,155 
Zeche ,004 ,126 -1,032 ,012 ,000 ,007 ,004 ,241 ,245 
Aktiver Gesamtwert 1,000   2,740 1,000 1,000    
Quelle: Eigene Berechnung / Datenquelle: eigene Erhebung. 
 
Tabelle 82: Korrespondenzanalyse: Auswertungsergebnisse der Umfrage in Oberschlesien – Zeilen-
profile. 
Übersicht über Zeilenpunkte
a
 
Stadt Masse Wert in Dimension Trägheit Beitrag 
1 2 des Punktes an der Trägheit der 
Dimension 
der Dimension an der Trägheit des Punktes 
1 2 1 2 Gesamt 
Bytom ,022 ,315 -1,724 ,037 ,006 ,192 ,023 ,622 ,645 
Chorzów ,062 ,415 -,758 ,043 ,028 ,103 ,096 ,287 ,383 
Dambrowa G. ,060 -,877 ,468 ,037 ,121 ,038 ,482 ,123 ,605 
Gliwice ,170 ,506 ,401 ,040 ,113 ,079 ,416 ,234 ,650 
Jaworzno ,051 -1,195 ,308 ,039 ,190 ,014 ,713 ,042 ,755 
Katowice ,232 ,502 ,168 ,034 ,152 ,019 ,656 ,066 ,722 
Mysłowice ,013 -,760 -1,200 ,018 ,019 ,054 ,162 ,363 ,525 
Piekary Śląskie ,025 -1,314 -,942 ,040 ,114 ,065 ,417 ,193 ,610 
Ruda Slaska ,044 -,244 -,716 ,031 ,007 ,065 ,032 ,250 ,282 
Siemianowice ,025 -,930 -,858 ,030 ,057 ,054 ,282 ,215 ,497 
Sosnowiec ,105 ,192 ,062 ,012 ,010 ,001 ,130 ,012 ,142 
Świętochłowice ,012 -1,090 -1,332 ,029 ,037 ,061 ,185 ,248 ,433 
Tychy ,123 -,610 ,650 ,042 ,119 ,151 ,415 ,423 ,837 
Zabrze ,055 ,434 -,799 ,024 ,027 ,103 ,168 ,512 ,680 
Gesamtwert 1,000   ,455 1,000 1,000    
Quelle: Eigene Berechnung / Datenquelle: eigene Erhebung. 
 
Tabelle 83: Korrespondenzanalyse: Auswertungsergebnisse der Umfrage in Oberschlesien – Spalten-
profile.  
Übersicht über Spaltenpunkte
a
 
Merkmal Masse Wert in Dimension Trägheit Beitrag 
1 2 des Punktes an der 
Trägheit der Dimension 
der Dimension an der Trägheit des Punktes 
1 2 1 2 Gesamt 
guter Arbeitsmarkt ,043 ,464 ,792 ,019 ,024 ,078 ,190 ,499 ,689 
gute Wirtschaftsentwicklung ,050 ,350 ,616 ,010 ,016 ,055 ,242 ,672 ,913 
funktionierende Wirtschaftsentwicklung ,046 ,166 ,460 ,005 ,003 ,028 ,088 ,610 ,698 
Vorteile durch Metropolbildung ,080 -,139 -1,018 ,033 ,004 ,240 ,018 ,850 ,867 
Nachteile durch Metropolbildung ,022 -,715 -,667 ,012 ,029 ,028 ,358 ,279 ,637 
gutes Investitionsklima ,058 -,354 ,089 ,013 ,019 ,001 ,208 ,012 ,220 
erfolgreich in F&E ,045 1,084 ,333 ,029 ,138 ,014 ,703 ,060 ,763 
erfolgreiche Zusammenarbeit mit anderen 
Städten 
,034 -,192 -,828 ,017 ,003 ,067 ,028 ,465 ,493 
gute Entwicklungsperspektiven ,058 -,113 ,054 ,008 ,002 ,000 ,035 ,007 ,042 
hohe Konkurrenzfähigkeit ,041 ,362 ,591 ,011 ,014 ,041 ,182 ,436 ,618 
gute Lebensqualität ,032 ,156 ,534 ,006 ,002 ,026 ,052 ,542 ,594 
gute Wohnqualität ,030 -,168 ,601 ,006 ,002 ,032 ,051 ,589 ,640 
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gute Einkommensmöglichkeiten ,039 ,144 -,332 ,007 ,002 ,013 ,044 ,211 ,255 
attraktiver Arbeitsmarkt ,034 ,424 ,568 ,008 ,016 ,031 ,299 ,481 ,780 
geringe Sozialausgrenzung ,023 -,434 -,477 ,011 ,011 ,015 ,155 ,168 ,323 
gute Bildungsinfrastruktur ,038 ,774 ,008 ,012 ,059 ,000 ,746 ,000 ,746 
gute Infrastruktur ,025 -,058 ,327 ,012 ,000 ,008 ,003 ,077 ,079 
gute med. Versorgung ,034 ,155 -,778 ,016 ,002 ,059 ,019 ,426 ,444 
gutes Kultur-/Freizeitangebot ,046 ,906 -,863 ,045 ,099 ,100 ,322 ,262 ,583 
gute soz. Versorgung ,013 ,022 -1,016 ,010 ,000 ,039 ,000 ,466 ,467 
geringe Luftbelastung ,022 -1,467 ,433 ,026 ,125 ,012 ,700 ,055 ,754 
Gute Wasserversorgung/-entsorgung ,017 -,024 -,089 ,008 ,000 ,000 ,000 ,006 ,006 
geringe Bergbauschäden ,030 -,947 ,780 ,026 ,069 ,052 ,387 ,236 ,623 
eff. Umweltschutz ,028 -,658 ,328 ,013 ,032 ,009 ,350 ,078 ,429 
geringe Lärmbelästigung ,025 -2,068 ,174 ,048 ,282 ,002 ,861 ,005 ,866 
eff. Müllentsorgung ,022 -,490 -,727 ,014 ,014 ,034 ,151 ,299 ,451 
gute Park-/Grünanalgen ,033 ,556 -,226 ,021 ,027 ,005 ,190 ,028 ,218 
attr. Landschaftsbild ,032 -,266 ,291 ,007 ,006 ,008 ,122 ,132 ,254 
Aktiver Gesamtwert 1,000   ,455 1,000 1,000    
Quelle: Eigene Berechnung / Datenquelle: eigene Erhebung. 
 
Tabelle 84: Korrespondenzanalyse: Auswertungsergebnisse der Experteninterviews im RVR-Gebiet - 
Zeilenprofile.  
Übersicht über Zeilenpunkte
a
 
RVR-Städte und RVR Masse Wert in Dimension Trägheit Beitrag 
1 2 des Punktes an der Trägheit der 
Dimension 
der Dimension an der Trägheit des Punktes 
1 2 1 2 Gesamt 
Bochum ,091 -,846 -,254 ,325 ,083 ,009 ,158 ,012 ,170 
Dortmund ,302 -,374 ,032 ,313 ,054 ,000 ,106 ,001 ,107 
Duisburg ,004 ,903 -,076 ,246 ,004 ,000 ,009 ,000 ,009 
Gelsenkirchen ,091 -,456 ,084 ,235 ,024 ,001 ,064 ,002 ,065 
Hamm ,011 -,617 -,157 ,101 ,005 ,000 ,031 ,002 ,033 
Kreis Wesel ,060 ,530 ,058 ,277 ,021 ,000 ,048 ,000 ,048 
Oberhausen ,032 -1,568 -1,924 ,215 ,099 ,174 ,284 ,366 ,650 
RVR ,309 1,178 -,152 ,392 ,544 ,011 ,859 ,012 ,872 
Unna ,070 -,871 2,460 ,420 ,068 ,631 ,100 ,680 ,780 
Recklinghausen ,032 -1,568 -1,924 ,215 ,099 ,174 ,284 ,366 ,650 
Aktiver Gesamtwert 1,000   2,739 1,000 1,000    
Quelle: Eigene Berechnung / Datenquelle: eigene Erhebung. 
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Tabelle 85: Korrespondenzanalyse: Auswertungsergebnisse der Experteninterviews im RVR-Gebiet – 
Spaltenprofile ab Masse ≥ 0,004. 
Übersicht über Spaltenpunkte
a
 
Merkmal: Thematischer 
Kontext 
ab Masse ≥ ,004 
Masse Wert in Dimension Trägheit Beitrag 
1 2 des Punktes an der Trägheit der 
Dimension 
der Dimension an der Trägheit des Punktes 
1 2 1 2 Gesamt 
Abwanderung ,011 -,897 2,453 ,060 ,011 ,094 ,111 ,710 ,821 
Arbeit ,067 -,911 -,295 ,065 ,070 ,009 ,674 ,060 ,735 
Arbeitslosigkeit ,021 -1,081 -,992 ,040 ,031 ,031 ,486 ,350 ,836 
Arbeitsmarkt ,042 -,862 ,025 ,064 ,040 ,000 ,382 ,000 ,382 
Bildung ,028 -,884 2,312 ,139 ,028 ,223 ,124 ,728 ,852 
Bildungsinfrastruktur ,011 -1,107 3,656 ,139 ,016 ,209 ,073 ,679 ,752 
Brachflächen ,004 -,476 ,047 ,008 ,001 ,000 ,077 ,001 ,078 
Demographie ,018 -,499 1,498 ,044 ,006 ,059 ,079 ,609 ,688 
Einzelhandelsstruktur ,011 ,182 -,044 ,009 ,000 ,000 ,031 ,002 ,033 
Entwicklungsdynamik ,014 ,977 -,138 ,021 ,017 ,000 ,499 ,008 ,507 
Entwicklungspotential ,018 -,276 -,091 ,068 ,002 ,000 ,016 ,001 ,017 
Grünflächen ,004 -,476 ,047 ,008 ,001 ,000 ,077 ,001 ,078 
Hochschule ,025 -,169 -,212 ,038 ,001 ,002 ,014 ,020 ,034 
Humankapital ,007 -,827 -,126 ,031 ,006 ,000 ,120 ,002 ,123 
Identität ,035 1,299 -,198 ,058 ,075 ,002 ,802 ,016 ,818 
Image ,025 1,200 -,175 ,039 ,045 ,001 ,707 ,013 ,720 
Industrie ,018 -,081 -,007 ,022 ,000 ,000 ,004 ,000 ,004 
Industriebrachen ,004 -,476 ,047 ,008 ,001 ,000 ,077 ,001 ,078 
Industriekultur ,004 -,476 ,047 ,008 ,001 ,000 ,077 ,001 ,078 
Industrietourismus ,011 ,182 -,044 ,009 ,000 ,000 ,031 ,002 ,033 
Inkubator ,007 -,476 ,047 ,016 ,002 ,000 ,077 ,001 ,078 
Innovation ,021 -,770 -1,025 ,033 ,016 ,033 ,301 ,456 ,756 
Innovationspotential ,007 -1,992 -2,859 ,104 ,035 ,085 ,211 ,371 ,581 
Investitionsflächen ,018 ,317 -,048 ,101 ,002 ,000 ,014 ,000 ,014 
KMU-Sektor ,014 -,827 -,126 ,063 ,012 ,000 ,120 ,002 ,123 
Kultur ,025 -,013 -,080 ,008 ,000 ,000 ,000 ,013 ,014 
Kultureinrichtungen ,004 -,580 ,125 ,035 ,002 ,000 ,027 ,001 ,028 
Lebensqualität ,004 -,476 ,047 ,008 ,001 ,000 ,077 ,001 ,078 
Medizinische Versorgung ,004 ,673 ,086 ,055 ,002 ,000 ,023 ,000 ,023 
Metropole ,014 ,798 -,079 ,015 ,011 ,000 ,470 ,004 ,474 
Montanindustrie ,021 -,511 ,073 ,036 ,007 ,000 ,121 ,002 ,123 
Naherholung ,018 ,378 ,008 ,041 ,003 ,000 ,048 ,000 ,048 
ÖPNV ,004 1,497 -,225 ,008 ,010 ,000 ,787 ,015 ,803 
Revitalisierung ,011 ,182 -,044 ,009 ,000 ,000 ,031 ,002 ,033 
Soziale Probleme ,011 -,476 ,047 ,024 ,003 ,000 ,077 ,001 ,078 
Strukturarbeitslosigkeit ,007 -,476 ,047 ,016 ,002 ,000 ,077 ,001 ,078 
Theater ,004 -1,074 -,377 ,035 ,005 ,001 ,091 ,010 ,101 
Tourismus ,007 -,476 ,047 ,016 ,002 ,000 ,077 ,001 ,078 
Touristisches Potential ,028 ,230 -,064 ,025 ,002 ,000 ,047 ,003 ,050 
Transferleistungen ,004 -,476 ,047 ,008 ,001 ,000 ,077 ,001 ,078 
Transformation ,000 . . . . . . . . 
Transportinfrastruktur ,014 ,710 -,051 ,256 ,009 ,000 ,022 ,000 ,022 
Überalterung ,004 -,476 ,047 ,008 ,001 ,000 ,077 ,001 ,078 
Unternehmen ,004 -1,074 -,377 ,035 ,005 ,001 ,091 ,010 ,101 
Unternehmensdynamik ,004 -1,074 -,377 ,035 ,005 ,001 ,091 ,010 ,101 
Unternehmertum ,018 -,596 -,038 ,027 ,008 ,000 ,179 ,001 ,180 
Wirtschaftsförderung ,035 -,102 ,008 ,027 ,000 ,000 ,011 ,000 ,011 
Wirtschaftspotential ,007 -1,091 1,640 ,037 ,011 ,028 ,177 ,341 ,518 
Wirtschaftsstruktur ,011 -,492 -,222 ,060 ,003 ,001 ,033 ,006 ,039 
Wohnen ,004 -,476 ,047 ,008 ,001 ,000 ,077 ,001 ,078 
Wohnsituation ,004 -,476 ,047 ,008 ,001 ,000 ,077 ,001 ,078 
Zeche ,007 -1,992 -2,859 ,104 ,035 ,085 ,211 ,371 ,581 
Bergkamen ,004 1,497 -,225 ,008 ,010 ,000 ,787 ,015 ,803 
Bochum ,004 1,497 -,225 ,008 ,010 ,000 ,787 ,015 ,803 
Cluster ,011 -,476 ,047 ,024 ,003 ,000 ,077 ,001 ,078 
Clusterstrategie ,007 -,476 ,047 ,016 ,002 ,000 ,077 ,001 ,078 
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Dortmund ,014 ,846 ,745 ,024 ,013 ,012 ,329 ,218 ,547 
Essen ,011 1,497 -,225 ,024 ,030 ,001 ,787 ,015 ,803 
Gelsenkirchen ,004 -,580 ,125 ,035 ,002 ,000 ,027 ,001 ,028 
FH ,018 -,665 ,816 ,064 ,010 ,017 ,095 ,123 ,218 
Kreis Wesel ,011 1,497 -,225 ,024 ,030 ,001 ,787 ,015 ,803 
Regierungsbezirk ,007 1,497 -,225 ,016 ,020 ,001 ,787 ,015 ,803 
Recklinghausen ,007 -1,992 -2,859 ,104 ,035 ,085 ,211 ,371 ,581 
Ruhrgebiet ,032 1,047 -,156 ,036 ,044 ,001 ,759 ,014 ,774 
Ruhr ,046 ,970 -,132 ,036 ,055 ,001 ,932 ,015 ,947 
RVR ,067 1,273 ,012 ,101 ,137 ,000 ,838 ,000 ,838 
Ruhrmetropole ,007 1,085 -,070 ,028 ,010 ,000 ,232 ,001 ,232 
Strukturwandel ,039 -,591 -,492 ,035 ,017 ,014 ,306 ,181 ,487 
Unna ,004 1,497 -,225 ,008 ,010 ,000 ,787 ,015 ,803 
Duisburg ,004 1,497 -,225 ,008 ,010 ,000 ,787 ,015 ,803 
Aktiver Gesamtwert 1,000   2,739 1,000 1,000    
Quelle: Eigene Berechnung / Datenquelle: eigene Erhebung. 
 
Tabelle 86: Korrespondenzanalyse: Auswertungsergebnisse der Umfrage im RVR-Gebiet – Zeilenprofile. 
Übersicht über Zeilenpunkte
a
 
Stadt Masse Wert in Dimension Trägheit Beitrag 
1 2 des Punktes an der Trägheit der Dimension der Dimension an der Trägheit des Punktes 
1 2 1 2 Gesamt 
Bochum ,089 ,779 -,105 ,036 ,115 ,004 ,701 ,007 ,708 
Bottrop ,027 -,161 1,283 ,018 ,001 ,168 ,018 ,620 ,638 
Dortmund ,127 ,673 -,437 ,036 ,122 ,093 ,747 ,174 ,921 
Duisburg ,071 ,548 -,107 ,019 ,045 ,003 ,529 ,011 ,541 
Ennepe-Ruhr-Kreis ,075 -,844 -,204 ,032 ,113 ,012 ,791 ,026 ,817 
Essen ,122 ,664 -,450 ,036 ,114 ,095 ,703 ,179 ,882 
Gelsenkirchen ,041 ,522 1,226 ,027 ,024 ,235 ,193 ,586 ,779 
Hagen ,028 -,351 ,560 ,015 ,007 ,033 ,106 ,149 ,254 
Hamm ,041 -,455 ,205 ,013 ,018 ,007 ,319 ,036 ,355 
Herne ,035 ,355 1,280 ,023 ,009 ,221 ,092 ,660 ,752 
Mülheim a.d.R ,074 -,335 -,129 ,013 ,018 ,005 ,301 ,025 ,326 
Oberhausen ,042 ,243 ,706 ,018 ,005 ,081 ,065 ,304 ,369 
Kreis Recklinghausen ,073 -,499 -,104 ,015 ,039 ,003 ,576 ,014 ,590 
Kreis Unna ,064 -,801 ,108 ,025 ,087 ,003 ,781 ,008 ,788 
Kreis Wesel ,091 -1,211 -,329 ,070 ,283 ,038 ,896 ,037 ,932 
Aktiver Gesamtwert 1,000   ,397 1,000 1,000    
Quelle: Eigene Berechnung / Datenquelle: eigene Erhebung. 
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Tabelle 87: Korrespondenzanalyse: Auswertungsergebnisse der Umfrage im RVR-Gebiet – 
Spaltenprofile. 
Übersicht über Spaltenpunkte
a
 
Merkmal Masse Wert in Dimension Trägheit Beitrag 
1 2 des Punktes an der Trägheit 
der Dimension 
der Dimension an der Trägheit des Punk-
tes 
1 2 1 2 Gesamt 
guter Arbeitsmarkt ,045 -,591 -,165 ,010 ,033 ,005 ,723 ,031 ,754 
gute Wirtschaftsentwicklung ,042 -,044 -,455 ,006 ,000 ,033 ,006 ,361 ,367 
funktionierende Wirtschaftsentwicklung ,039 ,108 ,295 ,007 ,001 ,013 ,032 ,131 ,163 
Vorteile durch Metropolbildung ,092 ,279 1,052 ,032 ,015 ,390 ,105 ,825 ,930 
Nachteile durch Metropolbildung ,048 -,858 ,505 ,030 ,076 ,047 ,555 ,106 ,661 
gutes Investitionsklima ,037 ,096 -,120 ,004 ,001 ,002 ,038 ,033 ,071 
erfolgreich in F&E ,039 1,039 -,300 ,029 ,090 ,014 ,698 ,032 ,731 
erfolgreiche Zusammenarbeit mit anderen 
Städten 
,033 ,565 ,576 ,013 ,023 ,042 ,398 ,228 ,626 
gute Entwicklungsperspektiven ,039 ,483 -,156 ,006 ,019 ,004 ,712 ,041 ,753 
hohe Konkurrenzfähigkeit ,023 1,091 -,874 ,022 ,059 ,069 ,598 ,212 ,810 
gute Lebensqualität ,058 -,502 -,387 ,011 ,031 ,033 ,598 ,197 ,795 
gute Wohnqualität ,052 -,783 -,558 ,022 ,067 ,061 ,681 ,191 ,871 
gute Einkommensmöglichkeiten ,031 ,266 -,452 ,006 ,005 ,024 ,181 ,288 ,468 
attraktiver Arbeitsmarkt ,030 ,310 -,576 ,006 ,006 ,038 ,214 ,409 ,623 
geringe Sozialausgrenzung ,028 -,660 ,573 ,010 ,026 ,035 ,566 ,235 ,802 
gute Bildungsinfrastruktur ,037 ,794 -,674 ,018 ,050 ,065 ,600 ,239 ,838 
gute Infrastruktur ,053 ,638 ,400 ,015 ,046 ,032 ,670 ,145 ,816 
gute med. Versorgung ,035 ,789 -,213 ,013 ,047 ,006 ,786 ,032 ,817 
gutes Kultur-/Freizeitangebot ,040 ,987 -,269 ,024 ,082 ,011 ,766 ,031 ,797 
gute soz. Versorgung ,013 ,173 ,017 ,005 ,001 ,000 ,038 ,000 ,039 
geringe Luftbelastung ,035 -1,185 -,134 ,028 ,105 ,002 ,850 ,006 ,856 
Gute Wasserversorgung/-entsorgung ,020 ,070 ,239 ,003 ,000 ,004 ,013 ,086 ,099 
geringe Bergbauschäden ,028 -,918 ,173 ,016 ,049 ,003 ,696 ,014 ,710 
eff. Umweltschutz ,010 -,202 -,023 ,005 ,001 ,000 ,044 ,000 ,044 
geringe Lärmbelästigung ,032 -1,304 -,244 ,032 ,114 ,007 ,791 ,015 ,807 
eff. Müllentsorgung ,018 ,291 ,843 ,006 ,003 ,050 ,133 ,619 ,752 
gute Park-/Grünanalgen ,016 ,018 ,030 ,003 ,000 ,000 ,001 ,001 ,002 
attr. Landschaftsbild ,028 -,943 -,277 ,015 ,052 ,008 ,752 ,036 ,788 
Aktiver Gesamtwert 1,000   ,397 1,000 1,000    
Quelle: Eigene Berechnung / Datenquelle: eigene Erhebung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
522 
 
 
 
 
 
 
523 
 
 
 
 
 
 
 
524 
 
 
 
 
 
 
525 
 
 
 
 
 
 
 
526 
 
 
 
 
 
 
527 
 
 
 
 
 
 
 
528 
 
500000 
Fakultät für Georessourcen und Materialtechnik Fax: 0241-80-92370 
S. Frenzel-Gumlich     E-Mail: promotionen@fb5.rwth-aachen.de 
Intzestr. 1 
52056 Aachen 
 
 
 
 
Eidesstattliche Erklärung 
1.)  
Hiermit versichere ich eidesstattlich, dass ich die Dissertation selbstständig verfasst und alle in 
Anspruch genommenen Hilfen in der Dissertation angegeben habe.  
             
Unterschrift      Ort, Datum 
2.) Sofern die Dissertation in einer Einrichtung außerhalb der RWTH entstanden ist: 
Hiermit erkläre ich, dass mit Veröffentlichung der Dissertation keine bestehenden Betriebsge-
heimnisse verletzt werden.  
             
Unterschrift      Ort, Datum 
 
 
